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Dieſes Werk erſchien zuerſt im Jahre 1844 in Folge einer An⸗ 
regung von E. Gans (+ 1839). Im Jahre 1847 erlebte es 
feine zweite Ausgabe, 1855 die dritte, wovon Herr Dr. Julius 
Bergſon zu Paris eine Frangöfifche Ueberſetzung veranftaltet hat’; 
eine Griechiſche mit ſehr beachtenswerthen Beigaben ift fo eben 
duch den Profeffor Herrn Divmide Kyriafou zu Athen er- 
Ihienen. 

Das andauernde größe foctale Intereffe an dem Gegenftande, 
fo wie der bisherige Mangel einer vernichtenden Concurrenz hat 
nun noch eine vierte Audgabe ded Originals veranlaft. 

Die Bearbeitung und ber Druck derfelben im Laufe des ab- 
ſcheidenden Jahres ift in eine ziemlich ernſte Zeit politiicher Krifen 
hineingerathen, fo daß wohl Mander an einem Bölferrechte über- 
haupt verzweifeln mag, während Andere den Anfang eined neuen 
Bölkerrechted der Zukunft begrüßen. 

Einem ruhigen und Elaren Beobachter wird indeß Folgendes 
nicht entgehen. 

Die Pentardhie hatte auf dem Boden der Wiener Verträge 
von 1815 aud) die Geltung des durch früheres Herlommen, Praris 
und Doctrin begründeten Voͤlkerrechtes hergeftellt. Nene Grundjäge 
hat fie nicht eingeführt, fondern allein die beftehenden nder zweifel- 

1) Le droit international public de l’Europe. Par A.-G. Heffter. Tra- 
duit par Jules Bergson, docteur en droit. Berlin, Paris 1857. 
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haften bi8 gegen 1848 im Sinne der heiligen Alliance benubt und 
in Anwendung gebradit. Der Nahdrud lag in bem gemeinfamen 
Congreßverbande. 

Die Revolutionsſtürme von 1848 und 1849 haben dieſes 
Voͤlkerrecht nicht ausgeloͤſcht, ſondern nur die bisherige Anwendung 
bekämpft. Ebenſo wenig iſt es mit der Auflöſung der Pentarchie 
(1854) beſeitiget worden; im Gegentheil iſt ſein Beſtand inner⸗ 
halb der Europäiſchen Staatengeſellſchaft fort und fort anerkannt 
worden. 

Auch Frankreich hat fih im feiner neuen Machtftellung nur 
gegen die Unabänderlichfeit der Wiener Verträge erhoben, nicht 
aber von den Grundſätzen des internationalen Rechtes felbit losſagen 
mögen. Im Gegentheil bat es deifen Gontinuität gefichert und 
die Parifer Conferenz von 1856 zur Feftitellung erheblicher völfer- 
rechtlicher Grundjäge in einer neuen überrafchenden Form und Aus- 
dehnung dienen laffen. An Stelle der früheren pentarchiſchen Con⸗ 
greife bietet ed die Hand zu allgemeinen -Europäifchen Congreſſen 
und will diefen fogar dad alleinige Recht zu Interventionen vin- 
diciren. (Man |. die Flugfchrift „der Papft und der Congreß“ 
Elfte Thefe.) Und wenn Frankreich mit feiner ungetheilten National- 
fraft unter der Hand feines. jegigen Beherrſchers für die Eriftenz 
und Selbftitändigleit anderer Staaten Taum weniger, ja noch bei 
weitem mehr gefährlich erjcheinen darf, als unter dem nad) Univerjal- 
berrichaft ftrebenden Erften Imperator, jo möchte wohl der tiefen 
Einfiht Napoleons III. eher ald dem ungeftümen Geniud Napo⸗ 
leond I. zuzutrauen fein, daß er der DVergänglichfeit willfürlicher 
Schöpfungen eingedent fein werde, Gefahr aljo nur da eintreten 
wird, wo Schwäche, Vernachläſſigung, Verrath und Denationalifi- 
rung Anreiz und ein offened Feld bieten. 

Allerdings bedrohet auch das Nationalitätöprincip den Beftand 
mancher biöherigen Staaten und Dynaſtien. Allein das Bölfer- 
reht im Großen und Ganzen wird davon nicht berührt. Es ift 
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zunächſt eine Frage des inneren Staatsrechtes, ob der Drang nach 
National⸗Einheit die einzelnen Theile einer Nation, worin fie ftaat- 
lich geipalten tft, berechtige, fich ihrer befonderen Staatöformen und 
Regierungen zu entäußern und einen Cinheitöftant zu bilden, eine 
Frage, worauf fih nad Rechtsgrundſätzen jchwerlic mit einer ein- 
fachen Bejahung antworten läßt. Nur die Idee der Volksſouverä— 
netät hilft über alle Bedenken hinweg. Allerdings wird, wenn fid 
auf ſolche Weile ein compacter Nationalftaat gebildet hat, jeine 
Exiſtenz nicht zu ignoriren fein und derjelbe in dem ſchon vor« 
handenen internationalen Staatenverbande feine Stelle und gleiches 
Recht mit den anderen finden müffen. Einftweilen aber find der- 
gleichen Nationalitätöbewegungen und deren Beförderung gleich einer 
inneren Revolution bloße Thatſachen für dad Völkerrecht. Dritte 
Staaten werden dadurd von ihren Verpflichtungen gegen die biäher 
ald Tegitim anerkannten Staatögewalten nicht frei und Interven⸗ 
tionen gegen diefelben Tönnen den Charakter und das Recht eines 
legalen internationalen Kriegäftandes nicht beanfpruchen, da ein 
ſolcher überhaupt inneren Kriegen nicht beimohnt. 

Mas von willfürlihen Annerionen fremder Stantögebiete ohne 
giltigen Abtretungdvertrag der biäherigen Regierung rechtlich zu 
halten ei, tft in $ 29. 69 dieſes Werkes angedeutet. | 

Wie weit jedody immerhin das Nationalttätsprineip um fi 
greifen möge: die Völkerſtaaten werden am wenigften eines Völfer- 
rechted entbehren können und nur einzelne neue Ingredienzien und 
Motive mit fih bringen. inftweilen haben wir für unjere Zeit 
fein anderes internationaled Recht ald auf den biäherigen Grund⸗ 
lagen; alle Recht ift zunächſt für die Gegenwart; fo habe denu 
auch ich Fein Bedenken gehabt, noch einmal das alte Völkerrecht in 
jeiner Sortentwidelung bi8 heut wieder zu veröffentlichen. 

In der Einrichtung ded Werkes ift nur wenig geändert. Alles 
Tadels ungeachtet erfcheint mir noch immer die ſogenannte privat- 
rechtliche Anordnung der Materien ald die lichtvolleſte und durchaus 
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ſyſtematiſch, weil fie zuſammenſtellt, was zujammengebört, folgen 
läßt, was auf einander zu folgen hat. Im Einzelnen habe ich 
Manches. hinzugefügt, ergänzt und verbefiert nah Maßgabe der 
neuerdings erhaltenen Materialien und Anregungen. Neu benupt 
find namentlich Phillimore’s Commentaries upon International Law. 
Sortgelafien find nunmehr die Fragmente eined in ftillen Zeiten 
entitandenen politifchen Teſtamentes; dagegen ift Manches, was den 
Zufammenbang ftörte, deögleichen Urfundliches in die Anlagen ver- 
wieſen worden. 

Für die der dritten Audgabe zu Theil gewordenen Anzeigen 
und Beurtheilungen kann ich mur dankbar fein. Im Bejonderen 
gilt Died von den Bemerkungen ded Herrn Dr. Marquardfen in 
der Kritifchen Zeitjchrift Bd. III, S. 202 und des Herrn Collegen 
zu Königäberg, Profefjor Dr. von Kaltenborn- Stedhau, in 
Schletter's Jahrbüchern der Deutſchen Rechtswiſſenſchaft Bd. II, 
©. 242 ff. Ich habe denſelben theils am geeigneten Ort, theils in 
der lebten Anlage Rechnung getragen. 

Wenn anderwärtd mein Bud „ziemlich unpraktiſch“ gefunden 
ift, oder auch einzelne theoretiiche Härefien mir vorgeworfen worden 
find, jo geftehe ich gern, daß ich Lieber mit der faft einzigen Waffe, 
welche und Deutſchen unverfümmert gelaffen ift, mit der Idee und 
mit Klar erkennbaren Wahrheiten eine willfürliche Praris befämpfen, 
Licht hineintragen und ihr eine andere Richtung geben, als in ihr 
ftedden bleiben mag. 

Berlin, im December 1860. 


Heffter. 
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Regiſter. 


Das 
Europäifhe Dölkerredt 
der Gegenwart 


auf den biöherigen Grundlagen. 


VI Vorwort. 


ſyſtematiſch, weil fie zuſammenſtellt, was zufammengehört, folgen 
läßt, was auf einander zu folgen hat. Im Einzelnen habe idy 
Manches. hinzugefügt, ergänzt und verbefiert nah Maßgabe der 
neuerdingd erhaltenen Materialien und Anregungen. Neu benupt 
find namentlich Phillimore’s Commentaries upon International Law. 
Fortgelaffen find nunmehr die Fragmente eines in ftillen Zeiten 
entftandenen politifchen Teſtamentes; dagegen ift Manches, was den 
Zufammenhang ftörte, deögleichen Urfundliches in die Anlagen ver- 
wiefen worden. 

Für die der dritten Ausgabe zu Theil gewordenen Anzeigen 
und Beurtheilungen Tann ich nur dankbar fein. Im Bejonderen 
gilt Died von den Bemerkungen ded Herrn Dr. Marquardjen in 
der Kritifchen Zeitſchrift Bd. II, ©. 202 und ded Herrn Gollegen 
zu Königöberg, Profeffor Dr. von Kaltenborn- Stehau, in 
ar Jahrbüchern der Deutihen Rechtswiſſenſchaft Bd. II, 

©. 242 ff. Ich habe denjelben theild am geeigneten Drt, Hei in 
der legten Anlage Rechnung getragen. 

Wenn anderwärtd mein Buch „ ziemlich unpraktifch “ gefunben 
it, oder aud einzelne theoretiiche Härefien mir vorgeworfen worden 
find, fo geitehe ich gern, daß ich lieber mit der faft einzigen Waffe, 
welche und Deutſchen unverfümmert gelafjen ift, mit der Idee und 
mit Har erfennbaren Wahrheiten eine willfürliche Praxis befämpfen, 
Licht hineintragen und ihr eine andere Richtung geben, ald in ihr 
ftedden bleiben mag. 

Berlin, im December 1860. 


Heffter. 
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Einleitung. 


J. 
pölkerrecht überhaupt. 


Bedeutung und Eriftenz eines Völkerrechtes. 


1. Volkerrecht, ius gentium, hieß in ſeiner antiken und weiteſten 
Bedeutung, wie fie Die Römifche Rechtswiſſenſchaft aufgeſtellt Hat, 
die gemeinfame Völkerſitte, welche nicht allein unter den Nationen 
im gegenfeitigen Verkehr als Regel beobachtet ward, fondern auch die 
inneren gefellfchaftlichen Zuftände in den Einzelftaaten gleichmäßig 
durchdrang und regelte, jo wett fie nicht Dafelbft ihre eigenthümliche 
Begründung oder Geftaltung empfangen hatten. Es enthielt demnach 
teil ein Aufßeres Staatenrecht theils ein allgemeines Menfchenrecht. 
In der neuen Welt ift ihm nur die erftere Bedeutung eines äußeren 
Staatenredhtes, ius inter gentes?, droit international verblieben. 
Der andere Beftandtbeil Des antiken Völkerrechtes, gleichfam Das 
gemeinfame Privatrecht aller Menfchen von gleicher Sitte, bat fich 
dagegen in dem Inneren Rechtsfnftem der Einzelftanten verloren; dem 
heutigen Völkerrecht gehört er nur noch in fo fern an, als gewiffe 


D) Ueber diefen Begriff |. m. Isidor. Orig. V, 4. Dirkſen im Rhein. Muf. f. 
Jurispr. I, 1. Welder Encyclop. und Method. Stuttg. 1829. S. 88. 123. v. Sa- 
vigny Syſtem I, S. 109, 413, 

2) Diefer Ausdruck ift zuerft von Zouch im Jus feciale v. 1650 als ber 
rihtigere anerfannt, D'Aguesſeau nannte es droit entre les gens; feit Bentham 
ift die Benennung droit international,’ international law gebräuchlich worben. 
Wheaton, histoire du droit des gens. p. 45.46. (2 ed. p. 142). 
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Menfchenrechte und Privatverhältniffe zugleich auch unter Die Tutel 
oder Gemwährleiftung verfchtedener Nationen gegenfeitig geftellt find. 

Giebt e8 nun ein Äußeres Staatenrecht Überhaupt und überall? 
In der. Wirklichkeit gewiß nicht für alle Staaten oder Völker Des 
Erdballes. Immer hat e8 nur in gewiffen Kreifen derfelben feine 
Entwidelung erhalten; auf Die umfaffendfte Weife iſt e8 in dem 
hriftlichen Europa und in den von hier aus gegründeten Staaten in 
das allgemeine Bewußtfein getreten, fo daß man ihm den Namen 
eines Europätfchen gegeben Hat und mit Recht noch immer geben 
darf. Die Staaten felbft mit ihren Vertretern und mit den unter 
ihrem Schuße ftehenden find darin Die Perfonen oder Nechtsfubiecte. 


Grundlage und Sanction des Völkerrechtes 2. 


2. Recht im Allgemeinen tft die äußere Freiheit der Perfon. 
Vereinzelt fett e8 der Menfch fich felbft, indem er feinen Willen 
zur That macht und ihn wiederum bindet, wo e8 Die innere Ueber⸗ 
zeugung gebietet oder Der äußere Nuten anräth. In gefelliger Ver⸗ 
bindung mit Anderen wird es durch den gemeinfamen Willen oder 
durch denjenigen gefegt, welcher Die Uebrigen feinem Recht unter: 
worfen hält; es ift hier Die gefellfchaftliche Ordnung. Ohne Recht 
giebt es Teine dauernde Verbindung“. Entweder ift es nun ein 
garantirtes Necht, welches unter dem Schutze und Zwange einer Dazu 
ausreichenden Macht geftellt ift, oder ein freies echt, welches der 
Einzelne felbft ſchützen und fich erhalten muß. Das Völkerrecht ge- 
hört in feiner Urfprünglichkeit zur Ietteren Art. Der einzelne Staat 


1) Ein anderes Völkerrecht befolgen wilde Völferfchaften, ein anderes bie 
Moslim u. f. w. Nichtig bemerkt von Leibni Cod. iur. gent. proem., Mon- 
tesquieu, Espr. d. Lois I, cap. 3. Ward, Inqu. into the Law of Nations, 
1, 156. 8. Th. Pütter, Beitr. zur Völkerr.⸗Geſch. Leipz. 1833. S. 50 ff. Weber 
das Völkerrecht der Chineſen, Hindu und Perfer H. Ph. E. Haelschner, de iure 
gent. ap. gentes Orientis. Hal. 1842. Weber Völkerr. d. Wilden und Halbwilden: 
Fallati, in d. Tüb. Zeitſchr. f. Rechtswiſſenſch. 1840. 

2) Wegen ber verſchiedenen Theorien über dieſen Gegenſtand iſt auf 89 und 
die dazu gegebene Literatur zu verweiſen. Sehr unvollkommen hat den Verfaſſer 
der gegenw. Schrift Mr. Wheaton in |. Elemens du droit internat. Leipz. 1848. 
I, p. 18 verſtanden. 

8) UBI SOCIETAS IBI IUS EST. 
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fest fich zumächft fein Necht gegen Andere felbft; giebt er Die Ifo- 
firung auf, fo bildet fich im Verkehre mit den anderen ein gemein⸗ 
fames Recht, wovon er fich nicht wieder losſagen kann, ohne feine 
Erifteng und feinen Zufammenhang mit den anderen aufzuopfern 
oder doch in Gefahr zu bringen. Mit der Bildungsftufe der Völker 
bat dieſes Hecht eine bald engere bald weitere Umfaffung. Es be- 
rubet zuerft nur auf Außerer Nothwendigkeit oder äußerlichem Nuten. 
In höherer Entwidelung nimmt ed aber auch das fittlich Nöthige 
amd Nützliche in fich auf; es ftößt Das Unfittliche allmählich von 
fih aus und fordert ein in dieſen Grenzen gehaltenes Handeln. In 
der That beruht es daher auf einem allfettigen ausdrädlichen oder 
doch mit Gewißheit vorauszuſetzenden Einverftändniß (consensus) 
innerhalb eines gewiſſen Staatentreifes, auf der Meberzeugung, Daß 
jeder feiner Theile unter gleichen Umftänden Diefelbe Nöthigung fo 
und nicht anders zu handeln empfinden werde, es feten nım Die 
Beweggründe Außerliche, oder moralifche. Fremd tft Dagegen dem 
Böllerrecht eine gefeßgeberifche von höherer Gewalt ausgehende Ge- 
faltung', da die Staaten in ihrer Unabhängigleit feiner gemeinjamen 
irdiſchen Obrigkeit unterworfen find, Es ift Das freiefte Necht, welches 
exiſtirt; es ermangelt in der Anwendung fogar einer organtjchen 
felbftändigen Nichtergewalt. Aber als Organ und NRegulator dient 
die öffentliche Meinung, als Schuß die Staatengenoffenfchaft und 
das letzte Gericht ift Die Gefchichte, welche als Dife das Recht be- 
fätigt und als Nemefis das Unrecht ahndet. Seine höchfte Sanction 
ft Die Weltordnung, welche, indem fie den Staat fekte, Dennoch 
nicht Die menfchliche Freiheit in Einzelftanten gebannt und damit ab- 
gerhloffen, fondern dem Meenfchengefchlecht den ganzen Erdball er- 
ſchloſſen Hat”; feine Beftimmung: der alffeitigen Entwidelung des 


1) Mehrere, befonders Britifche Hechtsgelehrte, 3.8. Rutherforth, Institutes 
of nat. law. II, 5, leugnen deshalb dem äußern Staatenrecht jeden poſitiven Cha- 
ralter ab. Sie fahen nicht, daß das Recht Überall auch in den Staaten felbft, 
wenigftens zum größten Theile, ohne den Einfluß einer höheren Gewalt entflanden 
und befeftigt war, jenes ius non scriptum, quod consensus fecit. Richtiger 
Ha Auftin (Province of iurispr. determ. Lond. 1832) die Sache durch⸗ 

2) Sehr ſchön äußert fich hierüber mit Cic. de off. 3, 6. Lactant. div. 
Instit. 6, 6. 

1* 
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Drenfchengefchlechtes in dem Verfehre der Nationen und Staaten eine 
fichere Baſis zu geben, worauf jeder Einzelftaat auch ein Hebel ift'. 


Natur der Völkergeſetze. 


3. As Regulative eines giltigen Völkerrechtes betrachten Viele 
nur die in Verträgen oder in gegenfeitiger gleichförmiger Behand⸗ 
lung Deutlich fund gegebene Webereinftimmung der Staatsgewalten 
nebft der Analogie der hierdurch vereinbarten Grundfäte. Andere 
ftügen e8 vornehmlich auf Gewohnheit; noch Andere fegen ein höhe⸗ 
res, alle Staaten verpflichtendes Gefet Hinzu, ein Naturrecht, welches 
fte philofophifch conftrutren. Die Wahrheit tft, daß, wie fchon be- 
merkt, für unabhängige Staaten ein giltiges Recht nur Durch gemein- 
famen Willen (consensug befteht, welches zu feiner Giltigfeit weder 
einer ausdrüdlichen Anerkennung in Verträgen, noch einer Beftätigung 
durch Gewohnheit überall bedarf, vielmehr find Diefes nur einzelne 
Arten der formellen Erfeheinung des Völkerrechtes?. Es giebt nämlich 

I. ein ſchon aus innerer Nötbigung anzuerfennendes, darum 
auch feiner ausdrücklichen Anerkennung bebürftiges gegenfettiges Recht 
der Staaten, insbefondere der in einem. gleichartigen Eulturgrade 
ftehenden Staaten. Denn es giebt Grundfäße, die Fein derartiger 
Staat verleugnen darf, wenn er dauernd und mit Sicherheit an 
dem gemeinfamen Stantenverfehre Theil nehmen will, deren Anerfen- 
nung alfo auch jeder bei dem andern vorausfegt, weil er fonft alle 
Verbindung mit demfelben vermeiden und aufheben würde. So tft 
von felbft in dem Frieblichzufammenbeftehenwollen das echt der 
gegenfeittgen Achtung der Perfünlichkeit enthalten; fo in dem Wollen 
eines zuverläffigen Verkehres das Necht der Verträge und Gefandt- 
haften; fo in der Ausfchliegung eines ewigen Kriegszuſtandes dad 


1) Diefe großartigere Anftcht findet fich bereits in des Spaniers Franz Suares 
(+ 1617) Werke de legib. et Deo legisl. II, 19, 4. 2gl. v. Ompteba Literatur 
1,187. Ueber vie fociale Aufgabe des Völkerrechts |. nun V. v. Mohl Staatsr. 
Völkerr. Bol. Tüb. 1860. J. S. 578 ff, - 

2) Auch von dem Völkerrecht gilt, was Modeſtin in J. 40. D. de Legib. ſagt: 
Omne ius aut necessitas fecit aut consensus constituit, aut firmavit con- 
suetuo. Bergl. unten bei $ 8 die Worte von Byndershoel Quaest. iur. publ. 
UI, 10. 
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Geſetz einer menfchlichen Kriegführung. Ein folches ungefchriebenes, 
bon felbft verftandenes Recht verfennen wollen, bieße die Sittlichkeit 
der chriftlichen Staaten auf die niedrigfte Stufe ftellen. Daneben 
giebt es allerdings noch 

DI. ein durch beftimmte Willensacte gefetes Hecht. Diejes wird 
begründet und bezeugt innerhalb gewiſſer Stantenfreife: 

a) Durch alffeitige ftillfchweigende oder ausdrückliche Anerkennung 
eines allgemeinen Grundfages in Einem gegebenen alle ohne 
Beſchränkung auf denfelben; 

b) durch den Inhalt und Geift der Staatenverträge; 

e) durch alffeits gleichfärmige Anwendung und Beobachtung des - 
nämlichen Grundfages in gleichartigen Fällen, wobel einerfeits 
Die Meinung von einer Verpflichtung gegen den Andern, andrer- 
ſeits deſſen Meinung von einem Yorderungsrecht vorwaltet; — 
das Staaten- Herfommen, die Staaten- Obfervanz. 
Ihr Beweis ergiebt fich vorzüglich aus dem Dafein gegen- 
jeitiger gleicher Intereffen und aus der Reciprocität der Be⸗ 
bandlung. 

Verſchieden Davon iſt das bloß einfeitige innere Staatsherkommen 
jeder einzelnen Macht wider auswärtige Staaten und Unterthbanen, 
beftehend in Beobachtung gewiffer Marimen gegen Auswärtige, Der 
eignen Innern Ordnung gemäß, oder aus Rüdfichten der Deenfchen- 
liebe und Gefälligfeit (comitas gentium'), fo lange fie nicht zu 
einem Bölfer - Herlommen geworden ift, oder aus noch engeren rein 
fubjectiven Rücfichten, wie die f. g. Staats-Galanterie oder bie 
freiwillige Beobachtung gewiffer Anftandsregeln (8. 194). 

Neben dem in folcher Weife begründeten gemeinfamen Staaten⸗ 
recht einer beftimmten Völfer- Vereinigung Tann es natürlich auch 
befondere Rechte gewiffer Staaten unter einander geben, deren Ent- 
ftehungsarten weiterhin nachgewiefen werden follen (8. 11). 


) Die Bedeutung diefer comitas ift im V. R. oft über⸗ bisweilen unter 
ſchätzt worden. Daß fie eine Quelle des internationalen Rechtes fein Tann, ift 
unleugbar, namentlich bei gleichem Intereſſe an Gegenfeitigfeit. Im Bejonberen 
nimmt man darauf Bezug im fogenannten internationalen Privatrecht. Erörte⸗ 


“ mungen barliber f. in John C. Hurd, Topics of Jurispr. conn. with conditions 


of freedom and bondage. New York. 1856. $. 78 sqq. 
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Inhalt des Völkerrechtes und Berhältnig zur Politik, 


4. Keine gejellfchaftliche Verbindung Tann auf einen ewigen 
Frieden Rechnung machen; und nicht bloß der einzelne Menfch, auch 
die Nationen fündigen an fih und unter einander. Zur Sühne und 
Emporhebung aus dem Verſinken dient der Krieg. Ein goldenes 
Zeitalter ohne Ihn, ohne feine Nothwendigfeit, wäre ein Zuftand Der 
Sündlofigfeit der Völfer. Gewiß erzeugt auch der Krieg geiftige 
Bewegung und ftählt Kräfte, welche im Frieden fchlafen oder ver- 
fumpfen und ohne Erndte bleiben‘, Immerhin tft er die Herftellung 
des Friedens, ein Schuß gegen Das Unrecht und gegen Störungen 
der Freiheit des vernünftigen Völferwillene. So kann ihn alfo auch 
das Völkerrecht nicht ignoriren, vielmehr bat es ihm recht eigentlich 
das Geſetz vorzufchreiben. Es zerfällt Daher felbft wefentlich in zwei 
Abfchnitte: 

I. in das Recht des Friedens, oder Die Grundverhältniffe der 
Staaten im friedlichen foctalen Zufammenbeftehen in Rüdficht 
auf Perfonen, Sachen und Obligationen; 

I. in das Recht des Unfriedens, oder das Actionenrehht?, 
welches die Wege und Grundfäge der Internationalen Rechts- 
verfolgung befaßt. 

An beide fchließt fich fodann noch 

II. die Außere Staatenprarts, insbeſondere Recht und Form 

des diplomatifchen Verkehres?. 


ı) „Nullum omnino corpus sive sit illud naturale sive politicum, abs- 
que exereitatione sanitatem suam tueri queat. Regno autem aut reipublicae 
iustum atque honorificum bellum loco salubris exereitationis est. Bellum 
civile profeeto instar caloris febrilis est, at bellum externum instar caloris 
ex motu, qui valetudini inprimis conducit. Ex pace enim deside et emol- 
liuntur animi et corrumpuntur mores.“ Baco Serm. fidel. t.X. p. 86. 
S. auch Polybius IV, 31. 

2) Jus belli. Bon Iſtidor ius militare genannt, c. 9.10, D.1. 

8, Gegen obige Anorbnung, welche der juriftifhen Anſchauung und Gewöh- 
nung ſehr nahe liegt, haben ſich mande Stimmen erklärt, 3.8. Bulmering, bie 
Syſtematik des V. R. Dorpat 1858, auch Mohl u. A. Die kunſtvollſte Methodil - 
wird jedoch in der Ausführung immer wieder auf die obigen Categorieen zurück⸗ 
führen‘ oder ein ftilles Sehnen danach erzeugen. Der Berfafler hat fie nicht aus 
Bequemlichkeit ober Gewöhnung feftgehalten. 
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Einzelne Theile des Välferrechts find Das Seerecht, das f. g. 
internationale Privatrecht und Fremdenrecht. 

Neben dem Völkerrecht und unter den Staatöwiffenfchaften ihm 
am nächften fteht die Äußere Politif der Staaten oder die Klugheits⸗ 
lehre von dem richtigen Verhalten eines einzelnen Staates gegen die 
anderen. Ein Widerfpruch zwifchen Völkerrecht und Politit, wenn 
er auch in der Praris öfters vorhanden ift, Tann naturgemäß nicht 
ftattfinden; es giebt nur Eine Wahrheit und Feine fich widerfprechen- 
den Wahrheiten. Eine fittlich correcte Politik kann niemals thun und 
billigen, was das Völkerrecht verwirft, und andererfeitS muß auch 
das Völkerrecht gelten laffen, was Das Auge der Politik für Den 
Selbftbeftand eines Stantes fchlechterdings als nothwendig erkennt. 
Denn der Vorbehalt diefes Selbitbeftandes ift ohne Widerrede Die 
Bedingung des Eintrittes In eine Völker» Genoffenfchaft, ebenfo gewiß 
auch der Vorbehalt der eigenen Volfswohlfahrt im Zwiefpalt' mit 
der Wohlfahrt Anderer, wo die Frage Des Rechtes oder der Selbft- 
erhaltung nicht vorliegt. 


Natürliche Garantie des Völkerrechtes: das Gleichgewicht der Staaten. 


5. Auch da, wo fich ein beftimmtes Völkerrecht im Bewußtſein 
und in der Uebung der Nationen befeftiget hat, zeiget Die Gefchichte 
unzählige Gefahren und BVerlegungen desfelben auf. Es tft vorzüglich 
dem Anreize Der Macht blosgeftellt, über andere zu herrſchen und 
fie fich Dienftbar zu machen. Zu feinem Schutze Tann indeffen ein 
gewiffes Gleichgewicht der Staaten und Nationen unter einander 
wefentlich beitragen. Diefes Gleichgewicht befteht im Allgemeinen 
darin, daß jeder Einzelftaat, Indem er fich zu einer Verlegung des 
Bölferrechtes an Anderen entfchlieget, eine gleichfräfttge Reaction 
nicht nur des Bedrohten fondern felbft der übrigen zu erwarten hat, 
welche an demfelben vwölferrechtlichen Syftem Theil nehmen, um einer 
gefährlichen Veränderung der beftehenden Stantsverhältniffe entgegen 
zu wirken. Pralktiſch ift es nicht blos mit einem materiellen Gleich⸗ 


1) Denn ohne folhen wird eine fittliche Politik nicht vergefien, was Cicero 
(de off. IH, 6) und mit ihm Lactant. (Inst. div. VI, 6) gefagt: Qui civium ra- 
tionem dicunt habendam, externorum negant, hi dirimunt communenm hu- 
mani generis societatem etc, 
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gewicht der einzelnen Staaten unter einander denkbar, welches aller- 
dings gefchichtlich felten oder nie exiftirt bat und, wenn ja zumellen 
vorhanden, dennoch einer fteten Veränderung unterworfen wäre, Da 
die Nationalkraft fich nicht in allen Staaten gleichmäßig entwickelt, 
fortfchreitet und ſinkt; fondern es Tann auch auf einer moralifchen 
Sefammtbürgfchaft ungleiher Staaten beruhen, vermöge deren alle 
Glieder einer Staatengefellfchaft fich verpflichtet halten, der bedenk⸗ 
lichen Uebermacht Einzelner vorzubeugen und mit vereinter Macht 
entgegen zu treten. Natürlich darf aber auch bier die erforderliche 
phnfifche und moralifche Kraft Der Uebrigen zur Abwehr des Mädh- 
tigften nicht fehlen, fonft wird Diefem gegenüber Gleichgewicht und 
Völkerrecht ein leerer Schall. An und für fich aber ift Die Idee 
eines politifchen Gleichgewichtes der Staaten durchaus feine Chimäre, 
wofür fie Manche erklärt haben, fondern eine höchſt natürliche für 
Staaten, die fih zu demfelben Recht bekennen wollen; nur Die An- 
wendung, welche Davon zu manchen Zeiten gemacht ift, und die Fol- 
gerungen, die Darauf gebaut wurden, find verwerflich". 


II. 
Das Europäifhe Dölkerredt. 


Geſchichtliche Geneſis?. 


| 6. Schon in der alten Welt finden fich übereinftimmende Völker⸗ 
gebräuche im wechfelfeitigen Verkehre, vornehmlich in Betreff der Krieg⸗ 


1) Die Schriften liber das Europäiſche Gleichgewicht finden fich nachgewieſen 
in v. Ompteba Lit. II, 484 ff., v. Kamptz n. Lit. 98. 99 und in Klüber dr. des gens 
8,42. ©. auch Fichte, Reden an die D. Nation, Berl. 1808. S.411— 417. Ueber 
den Einfluß der Idee des Gleichgewichts auf das Völkerrecht vergl. den folg. F. 

3) Hauptwerk, R. Ward, Enquiry into the foundation and history of the 
law of nations in Europe, from the time of the Greeks and Romans to the 
age of H. Grotius. Lond. 1795. 2 Vols. Dann H. Wheaton, histoire des pro- 
grös du droit des gens depuis la Paix de Westphalie. Leipz. 1841. 2. &d. 
1846. Müller⸗Jochmus, Gejch. d. Völkerr. im Alterthum. Leipz. 1848. F. Laurent 
(Prof. & Gand.). Histoire du dr. d. g. Par. 1851. T.I—IH. 3. ed. 1853. 
de Wal, Inleiding tot v. W. d.h. Volkenregt. Groning. 1835. p. 124 — 171. 
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führung, der Gefandtfchaften, Verträge und Zufluchtftätten; jeboch 
berubete die Beobachtung dieſer Gebräuche nicht ſowohl auf der Ans 
erfennung einer Rechtöverbindlichkeit gegen andere Völker, als viel 
mehr auf religiöfen Vorftellungen und der dadurch beftimmten Sitte, 
Man bielt Gefandte und lebende für unverlegbar, weil fie unter 
dem Schuße der Religion ftanden und mit heiligen Shmbolen er» 
ſchienen; man ftellte eben fo die Verträge Durch Eibe und feierliche 
Opfer unter jene Schutzmacht. An und für fich aber hielt man fich 
feinem Fremden zu Recht verpflichtet; „ewiger Krieg den Barbaren” 
war das Schiboleth felbit der gebildeteften Nation des Alterthumes, 
der Griechen‘; fogar ihre Phllofophen erfannten einen rechtlichen Zu⸗ 
fammenhang mit anderen Völkern nur auf Grund von Verträgen an”, 
Ein engeres Band und ein dauerndes Nechtsverhäftniß beftand wohl 
unter ftammverwandten Völkerfchaften, jedoch hauptfächlich nur Durch 
den Einfluß des gemeinfamen Götter⸗Cultus und der damit zufammen- 
hängenden politifchen Bundesanftalten”. 

Rein wefentlich verfchtedener Standpunft zeigt fich in dem Römer⸗ 
reihe‘, Nur feine Politik war großartiger, in weltbeherrfchender 
Tendenz, freilich aber auch vernichtend, wenn e8 galt. Und felbft fein 
humanes Fremdenrecht, ein Hauptbeftandtheil feines ius gentium, 
kam allein den zu einem Verkehr zugelaffenen Völkerſchaften und 
Säften zu gute. 

Will man diefes nun Das Völkerrecht der alten Welt nennen, 
fo läßt fich nicht widerfprechen; gewiß ftand e8 auf einer fehr ge⸗ 


!) „Cum alienigenis, cum barbaris aeternum omnibus Graecis bellum 
est.“ Liv. 31, 29. 

2) Am beutlichften Epicur bei Diog. L. Apopht. XXI, 34— 36. Aber auch 
Plato, Ariftoteles. 

I) Ein |. 9. xomwos »ouos Eilyvov. Xhuc. III, 58. Vergleiche Saint- 
Croix gouvernem. federatifs, p. 51. Hier griff befonbers der Ampbictyonen- 
bund ein. 

*% Man denke an das: adversus hostem aeterna auctoritas esto ber 
Zwölf» Tafeln und an den noch im Suftinianifchen Recht beibehaltenen Grundſatz, 
daß alle Völker, mit denen keinerlei Bündniß beſtehe, hostes feien. 1.5. 8. 2. 
1.24. D. de captiv. 1.118. D. de V. S. ©. übr. E. Osenbrüggen, de iure 
Belli et Pac. Romanor. Lips. 1835. H. E. Young, de iure postliminii. 
Berol. 1854. $. 4. 
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ringen Stufe; e8 war ein Theil des Neligionsrechtes aller ober Doch 
beftimmter Nationen'. 

Noch roher erfcheint Die Völkerſitte im Mittelalter, nicht allein 
in den Berührungen der Gläubigen mit den Ungläubigen, fondern 
auch felbft unter chriftlichen Staaten. Am roheften in den nörblicheren 
Seeländern?, 

Dem Chriftentbum war es indeß vorbehalten, Die Völker auf 
einen anderen Weg hinzuleiten. Seine Menfchenliebe, fein Gebot: 
thue auch deinen Feinden Gutes, Tonnte nicht mit einer ewigen Feind⸗ 
Ihaft der Nationen zufammen beftehen. Zur gegenfeitigen Annähe⸗ 
rung der Europäifchen chriftlichen Staaten und zur Anerkennung 
wechjelfeitiger allgemeiner Nechte trugen vorzüglich folgende Um⸗ 
ftände bet: 

I. die Vereinigung der abendländifchen Kirche unter einem geift- 
lichen Oberhaupte. Rom hat das Verdienſt, auf Adftellung 
vieler Barbareten im Völferverfehr durch geiftliche Macht hin⸗ 
gewirkt zu haben’; 

I. das Ritterthum und die Kreuzzüge; 

II. die durchgängige Verbreitung des Römiſchen Rechtes mit dem 

Charakter eines für alle Chriften giltigen Rechtes‘, 

Hterin lag der Anfang eines allgemeinen Europäifchen Völferrechtes. 
Seine pofitiven Grundlagen waren die Grundfäge des Chriften- 
thumes und des Römischen Rechtes, fo weit e8 die Kirche nicht miß- 
billigte; Die für unantaftbar, weil natürlich und göttlich, gehaltenen 
Regeln des Privatrechtes wurden nun auch auf die Völkerverhältniſſe 


1) Dies ift im Wefentlichen das Reſultat der Über dieſen Gegenftanb gewech⸗ 
jelten Schriften: W. Wachsmuth, Ius gentium quale obtin. apud Graecos. 
Berol. 1822. A. W. Heffter, Prol. acad. de antiquo iure gent. Bonn 1823. 

2) Eine ſehr verbienftliche Darftellung davon giebt K. Ih. Pütter, Beitr. zur. 
Völkerrechts⸗Geſch. u. Wiſſenſchaft. Leipz. 1843. ©. 48 ff. 

3) Bergl. vorläufig Walter Kirchenr. 8.340. Pütter a. a. O. 

4) Die Iuriften des Mittelalters, felbft noch Andreas Alciat zu 1. 118 u. 225. 
D. de V. 8. lehrten: da durch Antonin Caracalla’8 Verordnung alle Infaflen des 
ARömerreiches Römiſche Bürger geworben, fo folge, daß alle Ehriften nunmehr das 
Römiſche Volk darftellten; alle Ungläubige feien nicht — Römer. Nur unter jenen 
beftänden gemeinfame Rechte und Pflichten; gegen Türken und Sarazenen fei nur 
Krieg und was ber Krieg nach Römiſchem Recht mit ſich führe, gültig. ©. auch 
Leibnitz, Praef. ad Cod. iur. gent, 
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übertragen, und ſelbſt die Glaubensſpaltung des ſechszehnten Jahr⸗ 
hunderts konnte das neugeſchlungene Band nicht wieder auflöſen, 
da auch die reformatoriſchen Lehren daran feſthielten. Die feſtere 
innere Abſchließung der Einzelſtaaten gegen auswärtigen Einfluß gab 
dem Völkerrecht ſogar eine neue Baſis und Entwickelung auf der⸗ 
ſelben, nämlich in dem Souveränttätsbegriffe" und der damit in Ver⸗ 
bindung ftehenden Gleichheit aller Staaten. 

Bei weitem mehr wurde Die neue Pflanze gefährdet Durch Die 
allmälige Verbreitung jener Staatsfunft, weldhe nur den eigenen 
Vortheil Tennend jedes fremde Recht und Intereffe hintanfeget, ohne 
in der Wahl der Mittel bedenklich zu fein; einer Politik, Die in 
Stalten geboren und in Spanien mit befonderem Erfolg geübt, faft 
bei allen Cabinetten einwanderte und, wenn auch nicht zu gleich po⸗ 
fittven Beftrebungen, Doch zu ähnlichen Gegenbeftrebungen auffor- 
derte; einer Politik endlich, die, indem fie fich der hergebrachten For⸗ 
men mit täufchendem Scheine bediente, jeden Grundfat des Rechtes 
materiell verleugnete. Eine Reaction hiergegen ward Die Idee des 
f. g. politifchen Gleichgewichtes, aufgefaßt als das Princip, Daß jede 
Macht, jet es für fich allein, ſei es Durch Eoalitionen, jede andere 
Macht an der Erlangung einer Mebergewalt zu hindern habe, her- 
geleitet aus dem Recht der Selbfterhaltung, freilich aber auch nicht 
felten gemißbraucht.. Die praftifche Durchführung dieſes Gedankens 
wurde nun die Hauptaufgabe der Europälfchen Politik?; in Diefem 
Mittelpunkt concentrirt fich feit dem fechszehnten Jahrhundert bei- 


1) Richtig bemerft von Oppenheim, Syftem bes Völkerr. S. 20. Klüber da- 
tirt diefe Umwandlung wohl mit Recht fchon feit der Baſeler Kirchenverfammfung 
und der feitbem umabhängigeren Stellung der Staaten gegen den Papft (8. 12, 
du dr.d.g.). 

3) Unter anderen bezieht fich darauf der Gedanke Heinrichs IV. von Frank⸗ 
veih, wegen Bildung einer großen europäiſchen Staatenrepublif, deſſen weitere 
Entwidelung allerdings erft der AbbE Saint» Pierre zur Zeit des Utrechter Friedens 
in einer Schrift: Projet de trait& pour rendre la paix perp6tuelle. Utr. 1713. 
übernahm. Das Nähere davon |. in Toze allgem. riftl. Republik. Götting. 1752. 
Buchholz, N. Monatsichr. 1824. 1,28 ff. Ortolan, in Welowski Revue de Legis- 
lation 1850. T.III, p. 345 sqq. Wheaton, hist.I,317. Pläne folder Art find 
jelten ohne Selbftjucht gemacht worden. Auch in neuefter Zeit haben fie nicht 
ganz gefehlt. So z. B. G. Fr. Leckie, historical research into the nature of 
the balance of power in Europe. Lond. 1817. Marchand, Projet de Paix 
perpötuelle. Par. 1842. Das Europ. Gleichgewicht der Zukunft. Berl, 1859. 
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nahe Die Anregung und Entwirrung aller Staatshändel. Das Recht 
der Nationen und Staaten trat dabei freilich in den Hintergrund; 
e8 war faft nur der wiffenfchaftlichen Pflege überlaffen, Die fich aber, 
wie früher in ber Neformationszeit, fo von Neuem unter den Stür- 
men des Dreißigjährigen Krieges und des ganzen fiebenzehnten Jahr⸗ 
hunderts zu einer Macht erhob, welcher fich fogar die Gewaltigen 
nicht ganz entziehen fonnten. Der Aufgangsftern war Hugo Grotius, 
angehörig einer Fleinen neuentftandenen aber thatenreichen Republik, 
wo das Shitem der Toleranz und des Moderantismus herrſchte, Die 
zugleich auch der Heerd der Europäifchen Diplomatie wurde. Groot 
rief mit allgemein verftändlicher Sprache Die Grundfäge des Chriften- 
thums, die Lehren der Gejchichte, Die Ausfprüche der Weifen über 
Necht und Unrecht ins Gedächtnig zuräd; fein Werk wurde unver- 
merkt ein Europätfcher von allen Confeffionen gebilligter Völker⸗ 
Eoder'. 
Dennoch gelang es nicht das Recht ganz auf den Thron zu heben, 
welchen die Politif eingenommen hatte; fie benutzte Das wiſſenſchaft⸗ 
liche Recht mehr zur Särbung ihrer Anfprüche als fie fich demfelben 
unterorbnete; nur eine gewilfe Mäßigung der Staatsfunft in ihren 
Erfolgen, ein fich Zufriedengeben mit billiger Ausgleichung wird 
ftatt des ftrengen Rechtes im vorigen Iahrhundert fichtbar (8 8.). 
Völkerrecht und Gleichgewicht erlag indeß feit dem Ausgang dieſes 
Sahrhunderts dem Waldftrome der Revolution und dem von ihr ge- 
gründeten Saifertbume?, bis es der allgemeinen Coalition gegen Trank: 
reich gelang, jenen Strom in feine früheren Ufer zurüdzudrängen. 
Durch die Verträge von 1814 und 1815 wurden wenigftens Die 
germanifchen Staaten Europa’ in Ihrer naturgemäßen Sonderung 
wiederhergeftellt, und damit war für's Erfte auch ein politifches 
Gleichgewicht unter den Landmächten wieder möglich gemacht. So— 
fort mußten nun auch die Grundfäge des Völferrechtes zur Geltung 
fommen, wenn die neue Schöpfung und das hergeftellte Gleichgewicht 
von Beftand fein follten’. Beinahe fümmtliche chriftliche Monarchen 


1) Treffende Bemerkungen bierliber |. in Fr. Schlegel’8 Vorleſungen über bie 
neuere Geſchichte. Wien 1811. S. 421. 

2) Die vielen dadurch herbeigeführten Verlegungen des Völkerrechts find ge» 
zeigt in v. Kamptz Beitr. zur Staats» u. Völkerr. I, n. 4. 

3) In dieſem Sinne erflärte auch der Fürft von Benevento in feiner Note 
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Europa's gaben fich in einer f. g. heiligen Alliance perſönlich das 

Wort, ſich und ihre Staaten als Glieder einer großen chriftlichen 

Familie betrachten zu wollen! und erkannten Dadurch das wirkliche 

Befteben einer chriftlichen Staatengefellfchaft an; ausdrücklich erflärten 
endlich die Bevollmächtigten der fünf Europäifchen Großmächte am 
Aachener Congreß 1818 den feften Entfchluß ihrer Negterungen, fich, 
zur Erhaltung eines dauernden Friedenszuftendes, weder unter ein- 
ander, noch auch gegen dritte Staaten von der ftrengften Beobach- 
tung des Völferrechtes entfernen zu wollen‘). 

Seit diefer Zeit und auf Grund der damals getroffenen Verab- 
redungen bildeten jene Großmächte gewiffermaßen ein Staatentribunal, 
wo die wichtigften politifchen Angelegenheiten, nicht nur diefer Staaten 
felbft, fondern auch dritter Staaten, berathen und feftgeftellt wurden. 
Die Hierdurch unterftügte Reaction gegen die noch fortglimmende 
Revolution rief legtere im Jahre 1830 um fo entjchledener hervor, 
und natürlicher Weife konnte weder das revolutionäre Princip, noch 
auch ſelbſt der bafirte nationale Conftitutionalismus mit einer der- 
artigen regulatorifchen Gewalt der Großmächte ſich durchaus ein- 
verftanden erklären. Das monarchiſche und populäre Princip bes 
wachten ich feitdem gegenfeitig auch in der Europätfchen Politik. 
Keines derſelben verleugnet das Völkerrecht, freilich aber tft Die Auf- 
faffung des letzteren nicht Diefelbe, 

Eine neue Phaſe brachte der orientalifche Krieg von 1853 /4 
und der Parifer Briedensfchluß vom 30. März 1856, durch deſſen 
Art. 7 die hohe Pforte in Die Gemeinfchaft des Europätjchen öffent- 

| lichen Rechtes und Staatenkreifes aufgenommen ward”. 

| Als letztes Ergebniß für unfere Zeit fprechen wir aus: Europa 
Huldigt mit den aus ihm bervorgegangenen transatlantifchen Staaten 
einem gemeinfamen Recht. Diefes aber iſt in vielen Stüden noch 


vom 19. Dechr. 1814 „das politifche Gleichgewicht für gleichbedeutend mit den 
| Grundſätzen zur Erhaltung der Rechte eines Jeden und der Ruhe Aller.” 

1) Anl, I. Ueber die Bedeutung des Actes vgl, auch Pernice, de sancta 
Confoederatione oratio. Hal. 1855. Eine merkwürdige Erffärung gegen Ver⸗ 
träge folder Art findet fi bei Pufendorf, J. Nat. et Gent. II, 2. c. 11. ©. in- 
beffen dafiir auch) Oke Manning, Comment. of the Law of nations. p. 85. 

2) ©. Anl. I, 

%) ©. Anl, DI und den folgenden $. 
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eine bloße Autoritätslehre ohne ein ſchon vollendetes alljeitiges Be⸗ 
wußtfein und ohne abjolute Sicherheit der Anwendung. Die unent- 
behrlihe Vorausfegung für feine zunehmende Feſtigkeit ift ein blei— 
bendes Gleichgewicht der Staaten, beruhend auf confolidirter Nattonal- 
kraft und gegenfeltiger Achtung, nicht blos zu Lande, fondern auch 
zur See. Ein jolches Gleichgewicht ift noch nicht gewonnen und hat 
ohne Zweifel noch manche Schwankungen der Staatengeftaltung und 
politiichen Machtſtellung zu beftehen, vielleicht auch Krieg und Um- 
ſturz, wenn nicht weife Mäßigung und Berechnung des Völkerwohles 
und BVölferrechtes darüber hinwegführen. 

„Ein ewiges Gleichgewicht," bemerkte fchon Sean Paul, „fett 
ein Gleichgewicht der vier Übrigen Welttheile voraus, welches man, 
wenige Librationen abgerechnet, der Welt Dereinft verfprechen kann —.“ 
Immerhin tft einftweilen ein Europätfches Völkerrecht ſchützend in 
das allgemeine Bewußtfein getreten und fteht auf einer höheren Stufe 
der Humanttät, als jedes bisherige, infonderheit Das der alten Welt. 
In Diefem war der Krieg und egotftifches Staatsbewußtfein Die 
Grundlage, in jenem tft der Friede und das ſociale Menfchenbewußt- 
fein vorherffchend geworden. 


Giltigkeit3» Gebiet des Europäiſchen Völkerrechtes. 


7. Seiner gefchichtlihen Wurzel gemäß Hat das Europätfche 
Völkerrecht volle Geltung nur in dem Kreife chriftlicher Völkerſtaaten 
in und außerhalb Europa’s, die mit gegenfeltiger Anerfennung einen 
dauernden politifchen Verkehr nach den in der Europätfch - chriftlichen 
Staatengenofjenfchaft hergebrachten Nechtsgrundfägen unter der mo⸗ 
ralifchen Gefammtbürgfchaft aller Betheiligten ($ 5) unterhalten, 
eine wahre gegenfeitige Difäodofie, ein commercium iuris praebendi 
repetendique. Es findet Dagegen nur eine zwanglofe, nach der zu 
erwartenden Reciprocität abgemeffene, alfo eine bloß conventionelfe 
politifche Anwendung gegen nicht chriftliche Staaten'; und auf gleiche 
Weife verhält e8 fich mit neu entftehenden oder entftandenen Staaten, 
die noch Feine allfeitige Anerkennung in dem Gebtete des Europätfchen 

1) Auf ein natürliches Rechtsgeſetz vermeift*hierbet Phillimore, Internat. 


Law. I. p. 20. Die allgemeinen Phrafen der dafelbft angeführten Manifefte und 
Schriftfteller beweiſen das nicht. 
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Voͤlkerrechtes erlangt oder noch feinen ausgefprochenen Charakter ans 
genommen haben. Der Verkehr mit ihnen ift ein bloß nach Politik 
und Sittlichleit zu regelnder. 

Zu den muſelmänniſchen Staaten und Fürften find die Euro- 
pätfchen zwar fett den Kreuzzügen in mannigfache Vertragsverbin⸗ 
dungen getreten"; im Uebrigen aber war und blieb das Verhalten nur 
durch polttifche Convenienz geregelt”, da das eigene Völkerrecht der 

| Moslim, wie es im Koran vorgezeichnet iſt, fo wie die religiäfe 
Ausſchließlichkeit und Darin beruhende Sitte jener Völker mit einer un- 
| bedingten gegenfeitigen Anwendung der Grundſätze des Europälfchen 
Völkerrechtes nicht verträglich iſt'. Erſt feit dem Eintritte der hohen 
Pforte* in die Europäiſche Staatengenofjenfchaft und Deren „Bffent- 
liches Recht" (8 6) iſt für fie und ohne Zweifel auch für ihre Neben- 
(änder® die Beobachtung des Europälfchen Völkerrechtes ihrerfeitz 
und gegen fie zur Nechtöpflicht geworden, wobet fich allerdings Die 
Beſchränkung ftillfchweigend von felbft verftehen wird, daß fich kein 
Theil gegen feine Religion Etwas zu thun, zu unterlaffen oder zu 
dulden verpflichtet haben wolle, wodurch dann immer noch Die Trag- 
weite der Aufnahme in das ‚„Europätfche Staaten - Concert” in Frage 
geftellt wird. Mit anderen mufelmänntfchen Mächten hat übrigens 
bisher ein Gleiches nicht ftattgefunden. 

Obwohl man nun Piraten, felbft bei ftantlicher Organifatton 
als Subjecte des Internationalen Rechtes nicht anerkannt, fondern 
als Rechtlofe betrachtet (8 15. 104): fo hat Doch die Noth und frü- 
here Schwäche der Seemächte zu einer gewifjen Anerkennung der 


!) Ward, Enquiry 1,166. H, 321. 

2) Mably, droit des gens t. II. p.13. Wheaton, Intern. Law $ 10 (fehlt 
in der franzöftihen Ausgabe). 

3) Vergl. Pütter, Beitr. S. 50. 

9 Gejchichtliches Über Die politifchen Verhältniffe der Europäiſchen Mächte zur 
b. Pforte f. in Herrm. Abeken (+ 1852) „der Eintritt der Türkei in die Europ. 
Politik.“ Mit Vorwort v. Stüve. Berl. 1856. 

5) Namentlich für Aegypten und das Pafchalif Aere, in Gemäßheit bes Se- 
paratactes zu der Konvention von Gr. Britannien, Oefterreich, Preußen, Rußland 
und der Pforte vom 15. Juli 1840, Art.5: „Tous les traites et toutes les lois 
de l’Empire Ottoman s’appliquent à l’Egypte et au paschalik d’Acre, comme 
& toute autre partie de l’Empire O. (Martens) Murhard Nouv. R&c. gen.]I, 
p. 161. 
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fogenannten Barbaresfenftanten und zur Eingehung von zum Theil 
ſelbſt ſchmachvollen Verträgen, befonders zu dauernden Handels- 
verbindungen geführt‘. Hierbei hat es bis jeßt fein Bewenden be- 
halten. Von einer Anwendbarkeit des Europätfchen Völkerrechtes kann 
im Uebrigen feine Rede fein, außer denjenigen Barbaresken, welche 
zu den Nebenlanden der Pforte gehören. 


Aeußere Erkenntnigquellen des Bölkerrechtes im Allgemeinen. 


8 Das Europälfche Völkerrecht, fo weit es für alle Glieder 
der Europätfchen Stantengefellfchaft gleiche Verbindlichkeit bat, ift 
ein größtentheils ungefchriebenes Recht — ius non scriptum —, 
indem fich felbft für Vereinbarungen über gewiſſe leitende Grundfäße 
eine urkundliche Zuftimmung Aller nicht leicht nachweifen laſſen wird?, 
Eine vollftändige Codification iſt zur Zeit weder mit Erfolg verfucht”, 
noch auch leicht in Aussicht zu ftellen. Es beſteht aus Confenfual- 
gefegen, welche in den verfchiedenften Formen (8 3), namentlich in 
Verträgen, zum Theil nur Durch Die übereinftimmende Handlungs- 
weife der Staaten Anerfennung erlangt haben, zum ‘Theil aus 
Adftractionen aus dem Wefen allgemein gebräuchlicher Inftituttonen, 
jo wie aus der übereinftimmenden Sitte und Bildung der Nationen, 
wie 3.3. dasjenige, was bier überall für ein Unrecht gehalten wird, 
auch für die Staaten und Deren Xeiter fchwerlih ein Recht fein 
kann“. 


!) Leibnitz, Cod. dipl. p. 13. 14. Bynckershoek, Quaest. iur. publ. ], 
c. 17. Rau, Völlerfeereht $ 130. Ward, II, 331. Phillimore, I, 80. 81. 

2) Beilpiele von derartigen urfundlichen Vereinbarungen Europäiſcher Haupt⸗ 
mächte, welchen nächſtdem die anderen theils ausdrücklich theils ftillichweigend bei- 
getreten find, wenn auch erweislich nicht insgefammt, hat der Wiener Eongreß und 
die Pariſer Eonferenz von 1856 geliefert. S. Die Anlagen. 

8) Eine Erflärung ver Völkerrechte Decretirte Die franzöfiiche Nationalverjamm- 
Yung am 28. Oct. 1792 und beauftragte damit den Abb& Gregoire. Er übergab 
fein Project 1795 in 21 Säten. Die Convention gab jedoch aus Politif die Sache 
auf. Man findet dasjelbe mit einer Kritif von I. Bentham und mit Gegenbemer- 
tungen in Sjambert, Annales politiques. Par. 1823. Introduction, gegen Enbe. 
Auch find darüber die fehr verftändigen Bemerkungen von Martens, Einleitung in 
d. Europ. V. R. 1796. Borrede S. V. zu vergleichen. 

4) Dies Alles prüdte ſchon Byndershoet mit den Worten aus: Ius gentium 
oritur e pactis tacitis et praesumtis, quae ratio et usus inducunt. Quaest. 
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Als Zeugniffe für einzelne Sätze dienen die Gefchichte, Die 
Autoritäten der Wiffenfchaft (8 9), desgleichen Die Urtheile der Ge- 
richtshoͤfe, welche über völferrechtliche Fragen zu entfcheiden Anlaß 
und Berechtigung haben, wobei jedoch Die Kritik nicht ausgefchloffen 
tft und nicht etwa dasjenige, was der Gerichtshof Eines Landes, wenn 
auch won noch fo hoher Autorität, angenommen bat, einen völker⸗ 
rechtlichen Grundſatz ohne Anderes beglaubigen kann'. Die legte Frage 
bleibt immer, ob fich eine Vebereinftimmung aller Glieder der großen 
Staatengefellichaft nachweifen oder präfumiren laſſe. Daß hierüber 
auch ein particuläres, internationales Recht unter gewiffen Staaten der 
Europäiſchen Genoffenfchaft auf gleichen Grundlagen und nach befon- 
deren Zengniffen beftehen könne, verſteht fich von felbft ($ 3 a. E.). 


Im Bejonderen: Staatlihe Verhandlungen und Berträge. 


8» Als die vorzäglichfte Außere Erfenntnißquelle des Euro- 
pätfchen Völkerrechts erjcheinen Die Europälfchen Staatshändel und 
Bölferverträge, in deren Geift und Buchſtaben fich Die Ueberein- 
fimmung der Nationen oder ihrer Regierungen beurkundet findet. 

Im Altertbum lag darin faft Die einzige Manifeftation eines 
gemeinfamen Hechtsprincips. Die Verträge der alten Welt ftehen 
jedoch meift nur auf einer geringen Stufe von Bebeutfamteit; felten 
gehen fie über die nächften actuellen Intereffen hinaus; entweder tritt 
ans ihnen das Wehe der Befiegten entgegen oder die Gründung 
einer kürzeren oder längeren Waffenruhe, nicht felten jedoch auch Die 
Stiftung eines Handelsverfehres und felbft einer Dikäodoſie nach 
gleichen freundlichen Rechten? 


iur. publ. II, 10. Darin ift dann and) eingefchloffen, was die Römiſchen Iuriften 
naturalis ratio, Neuere recta ratio nennen, die Naturrechtsiehrer aber fogar zu 
einer an fich verbindlichen Lex naturalis ftempeln möchten. 

1) Großen Werth legen vornehmlich die Britifhen und Americanifhen Publi- 
ciften den Ausſprüchen ihrer Gerichtshöfe aus befannten Gründen bei. Man darf 
diefe nationalen Autoritäten nicht überſchätzen und z. B. mit Phillimore I, 51 die 
Prifengerichtsurtheile nicht ohne Weiteres als Quelle des V. R. anfehen. Nur bie 
Mebereinftimmung der Indicatur verfchievener Staaten Tann für dieſe einen inter- 
nationalen Grunbfa und präfumtiv durch feine ausreichende Begründung auch gegen 
andere bezeugen. Einen befonneneren Gebrauch macht hiervon Hurd, Topics $ 94 8. 

”) Eine verbienftlihe Sammlung ber alten Bölferverträge findet fih in Bar- 
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Auf einer faft noch tieferen Stufe ftehen politifch Die. Staaten- 
oder vielmehr Fürftenverträge des Mittelalters. Der Staat felbft 
löſete fich weſentlich in privatrechtliche Verhältniffe und Intereffen 
auf; man verfügte über Staaten und Völker wie über Privateigen- 
thum; nur das Lehnsverhältnig und Die Kirche genoß oder gewährte 
hiergegen einigen Schuß, oft auch diefen faum!, 

Eine Bertragspraris der politifchen Interefien begann im fünf- 
zehnten Jahrhundert, mit mancherlet Vor⸗ und Rüdfchritten?, gleich- 


beyrac Suppl&ment au corps universel diplom. de J. Du Mont, à la Haye 
1739. t. I. Bon dem bebeutendften Interefje find darin die griehifchen avußole 
neos Tod un adızeiv, insbeſondere die Verträge zwiichen Athen und Sparta, 
Rom und Earthago, dann zwiſchen K. Zuftinian und Eosroes 561 n. Chr. Barb. 
part. II, p. 196. 

1) Auch die Verträge jener Zeit finden fich bei Barbeyrac a. a. O. P.D. 
Bemerkungen darüber bei Ward II, 231. 

2) Nachweifungen und Darftellungen diefer neuen Bertragspofitif und Staats⸗ 
bändel |. in J. F. Schmauf, Einl. 5. d. Staatswiflenich, Lpz. 1740. 1747. 2 The. 
Fr. Ancillon, Tableau des revolutions du sytöme politique de l’Europe. 
Berl. 1803—1805. 4 t. Par. 1806. 6 Vols. Deutſch überf. v. Mann. Berl. 1805. 
4 Bde, Ge. Fred. de Martens, Cours diplomatique ou tableau des relations 
exterieures des Puissances de l’Europe. Berl. 1801 (t.1.H. Guide diplo- 
matique. t. III. Tableau.). Desjelden Ge. Fr. v. Martens, Grunbriß einer bi- 
plom. Geſch. der Europ. Staatshändel und Friedensſchlüſſe. Berl. 1807. Koch, 
Tableau des revolutions de l’Europe. Par. 1807. 3 Vols. n. ed. Par. (1813) 
1814. 4 Vols. Abrégé de l’histoire des traites de paix entre les puissances 
de l’Europe, par Koch. & Bäle. 1796. 97. 4 Vols. refondu par Fr. Schoell, 
& Par. 1817. 1818. 15 ts. Darnach Comte de Garden, Hist. des traites etc. 
Par. 1849. C. D. Voß, Geift der merkw. Bündniſſe des 18. Jahrh. Gera 1801. 
1802. 5 Thle. — des 19. Jahrh. 1803. 1804. 2 Thle. Histoire genörale et 
raisonnde de la diplomatie frangaise par Mr. de Flassan. Par. et Strasb. 
6ts. n.ed. 7 ts. 1811. 

Sammlungen der Staatenverträge, ohne Beſchränkung auf beftimmte Nationen, 
find veranftaltet von G. W. Leibnitz, Cod. iur. gent. Hannov. 1693. 1727. 
Guelferb. 1747. Ejusd. mantissa. Hannov. 1700. 1724. Guelferb. 1727. 
Jacques Bernard, Recueil des traites de paix etc. & Amst. et & la Haye. 
4 ts. 1700. Jean Du Mont, Corps universel diplomatique. ib. 1726—1731. 
8 ts. avec les supplöments par J. Barbeyrac, J. Rousset et J. Yves de 
St.Priest. F.A. Wenck, Cod. jur. gent. recentiss. 3 vol. Lips. 1781. 86. 9. 
G.F. de Martens, Rec. des principaux traites d’alliance etc. 8 ts. und 7 Sup- 
plementbänbe des Verf, felbft; Hiernächft mit den Supplementbänven von Saal 
feld, Charles de Martens, Sartorius und Murhard. Außerdem haben bie bebeu- 
tenderen Staaten noch ihre befonderen Sammlungen, nachgewiefen in den Literature 
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zeitig mit der Entftehung einer Europätfchen Politif und im Geiſte 
derfelben. Mean fchloß damals Verträge auf Verträge, oft nur als 
Maste des Augenblids, felten von allen Theilnehmern ernftlich ge- 
meint; eben fo leicht hob man fie auf und verbündete fich mit dem 
Gegner des bisherigen Bertragsgenoffen!. Wo es etwas zu gemin- 
nen und zu theilen gab, drängte man fich Dazu und fuchte man mit- 
zugewinnen (le syst&me copartageant). Vermählungen und Aus- 
fteuer fptelten Dabei eine wichtige Nebenrolle?. 

Höhere Intereffen wurden Durch Die religidfe Spaltung im fech8- 
zehnten Jahrhundert angeregt, zuerſt mehr intenſiv im Schooße der 
Staaten felbft; bald aber mifchte fich die äußere Politif ein, um 
durch Benutzung der inneren Religionshändel Vortheile zu erlangen, 
ohne eben ängſtlich für das Intereffe der eigenen Staatsreligion be- 
forgt zu fein. In demfelben Zeitalter gelangte auch die Handels- 
politik zu einem großartigeren Einfluß auf die Europäifchen Ange- 
legenheiten; fie verflocht mit dieſen die Colontalinterefjen, wie fie, 
vorzüglich fett dem Abfall der vereinigten Niederlande von der Spa- 
nifchen Monarchie, den Krieg felbft in entferntere Weltgegenden hin⸗ 
überfpielte, 

Das fiebenzehnte Sahrhundert brachte fürs Erfte die religiöfe 
Aufregung zum Stillftande. Die Politik der Machthaber feierte ihren 
Triumph auf dem Weftphältfchen Friedens -Congreß. Er war lange 
Zeit ihr Stolz, wenn gleich der Friedensſchluß felbft in mancher Hin- 
fiht fich als verhängnißvolle Pandora demnächft geoffenbart hat. Ge⸗ 
wiß wurde er eine langdauernde Bafis des füdweftlichen Europätfchen 
werfen von v. Ompteda u. v. Kamptz, desgl. in Kfübers Bibliotheque choisie am 
Ende feines droit des gens, und in Mohl Zeitichr. f. Staatswiſſenſch. 1846, 
L S. 87. Im Erſcheinen ift begriffen Nouveau cours de diplomatie ou re- 
eueil universel des trait&s etc. par MM. L. B. Bonjean et Paul Odent. 
& Paris. Eine Auswahl der wichtigern Verträge liefern: Bar. Ch. de Martens 
et Bar. J. de Cussy im Recuil manuel et pratique des traites depuis 1760. 
Leipz. 1846—57. 7 ts. Ferner: Diplomatifhes Handbuch, Sammlung der wich" 
tigften Europäiſchen Frienensichläffe, Congreßacten und jonftigen Staatsurfunden 
vom Weſtphäl. Frieden bis auf die neuefte Zeit. Mit kurzen gejchichtl. Einleitungen 
berausg. von Dr. 5. W. Ohillany, 2 Thle. Nördlingen 1855. ©. überhaupt 
v. Mohl, Geſch. u. Lit. d. Staatswiſſenſch. I, 343 f. 

1) Man denke an die Zeit ver Stalienifchen Händel, welche Frankreichs An⸗ 
ſprüche anf Mailand und Neapel herborriefen. 

2) Buchholz, Geſch. K. Ferdinand L I, S. 60 f. 

2* 
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Staatenbeſtandes und des Gleichgewichts darin. Zugleich auch der 
Wendepunkt zwiſchen der älteren und der neueſten Diplomatie. Bis 
dahin Hatte man noch Immer mindeftens einen Schein des Rechtes 
zur Grundlage der Verhandlungen gemacht; der Friedens-Eongreß 
zu Münfter und Dsnabrüd Tieß es fehon weniger feine Aufgabe fein, 
gefräntte Rechte wiederberzuftellen, fondern ſcheute fich nicht, ganz 
nach politifchen Eonventenzen zu verfahren und fogar Rechte zu ver⸗ 
nichten, 3. B. im Wege der Säculartfation und Mebdiatifirung'. 

Die nächfte Folge war eine überaus gefchäftige Politik, theils 
um irgend äußere Vortbeile zu erlangen, theils um das mühfam ber- 
geftellte Gleichgewicht aufrecht zu erhalten. Die f. g. Einmifchungs- 
politik kam zur vollen Blüthe, mit ihr die Praxis der allgemeinen 
Friedens - Congreffe und Concerts, worin man bei dem damals herr- 
chenden Regierungsſyſtem ſeit Unterdrüdung der Feudalſtände nicht 
fehr gehindert war. Im Haag war gewiffermaßen der neutrale 
Heerd der Diplomatie, wo man die Karten mifchte oder das Spiel 
zu endigen fuchte und fich gegenfeitig auch bei feindlichen Zuftänden 
aufjuchen Tonnte. 

Noch den größeren Theil des achtzehnten Sahrhunderts hin⸗ 
durch blieb die Europätfche Vertragspraris ein Shftem des politi⸗ 
fchen Calcüls, jede für das Gleichgewicht gefährliche Mebergewalt 
möglichft zu befeittgen, wo nicht das Glüd der Waffen ober die 
Verwickelung der Umftände einen Theil unrettbar in die Hand des 
anderen gegeben hatte. Außerdem ließ man zwar nicht Das ftrenge 
Necht, wohl aber eine gewilfe Mäßigung in den Staatshändeln und 
bei deren Schlichtung vorwalten; es war vorzüglich Der status quo, 
auf welchen man wieder zurückzukommen fuchte”; eine möglichft farb- 
Iofe blaffe Diplomatie. 

Jedoch auch diefer Geift der Mäßigung ſchwand längere Zeit 
hindurch im Norden mit der Theilung Polens, im Weften mit den 
Siegen der Revolution. Der Sieger Dictirte Die Tractaten; mas 
dem Befiegten blieb, war Gnade oder weife Schonung für den Augen- 
blick; Veränderungen des Befisftandes wurden oft nur Durch ein 


I) Die wichtigften Schriften Über den Weftphäfifchen Friedens⸗Congreß |. in 
v. Martens Staatshändel, S. 55. Dazu: Die Urkunden und Sriebensfehtäfe zu 
Osnabrück und Miünfter, nah auth. Quellen. Züri 1848, 

2) Bol, Friedr. Schlegel's Borlefungen über n. Geſch. S. 509. 
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Senatus⸗Conſult oder eine PBroclamation angezeigt. Alle Verträge 
feit dem Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts bis 1814 drehten 
ſich beinahe um Die Are der Napoleonifchen Herrfchaft oder ins 
geheim um den entgegengefegten Pol, bis der Widerftand Dagegen 
offen aufzutreten vermochte und ein Congreß der acht Europätfchen 
Hauptmächte unter Theilnahme der deutfchen Fürſten Das Vertrags⸗ 
gewebe von 1815 erfchuf. 

Daran fchloß fich Die fernere Praxis der Congreffe und Con⸗ 
ferenzen der fünf Großmächte zunächft an als ein non plus ultra 
gegen die Revolution, oder zur Erhaltung eines möglichft gefahrlofen 
status quo, feit 1830 auch zu correctorifchen Schöpfungen, wie Des 
Königreiches Belgien und Griechenland. Die gefaßten Befchlüffe wur- 
den in Protokollen aufgezeichnet und mitgetheilt, zuweilen durch De: 
clarationen veröffentlicht. Damit war eine neue Form von Völfer- 
gefegen oder Negulativen won bleibender Geltung gefunden. 

Die großartigften Gegenftände von Staatenverträgen, welche 
theils in Verbindung mit der Tagespolitik ftanden, theils außer der⸗ 
felben abgehandelt wurden, waren in der zweiten Hälfte Des vorigen 
Sahrhunderts Die Rechte der Nentralen zur See, fodann im gegen- 
wärtigen Das Napoleonifche Continentalfuften, weiterhin Die Unter: 
drädung des Sclavenbandels, der Deutfche Zollverein, endlich wieder 
bon Neuem bie Nechtsverhältniffe Der Neutralen im Seekriege. 


Die Theorien und Literatur des Völlkerrechtes. 


9. Eine andere, nicht weniger ergiebige Duelle des Europät- 
chen äußeren Staatenrechtes tft Die wiffenfchaftliche oder nur veferi- 
ende Darftellung desfelben in den Schriften der verſchiedenen Ent- 
wickelungsftadten. Wie in anderen Beziehungen hat auch hier Die 
Wiſſenſchaft und Preſſe theils beftätigend, theils vorauseilend und vor: 
bereitend gewirkt; fie ift ein Zeugniß von der Wirklichkeit des Nechtes 
zu ihrer Zeit fo wie von den darin vorgelommenen Schwankungen! 


1) Literaturbiftorifche Notizen und Verſuche barliber finden fi in (Burkh. 
Gotthlf. Struv) Bibliotheca iuris Imperantium. Norib. 1727. Isambert, An- 
nales Politiques. Par. 1823. Introduction. gl. G. de Wal, Inleiding tot 
de Wetense. van het Europ. Volkenregt. Groning. 1835. p. 1—123. 201—218,. 
Das Nenefte bei Mohl, Zeitfchrift f. Staatswiſſenſch. 1846. I, S. 3 f. und in der 
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Die alte Welt bietet in dieſer Hinficht Kein zufammenhängendes 
Wert dar. Die Juriften des Mittelalters haben die wölferrechtlichen 
Fragen ihrer Zett nach romantftifchen und canoniftifchen Sägen ent- 
fohteden. In den Anfängen der neuen Europätfchen Zeit trat an 
die Stelle des Nechtes die raffinirende Staatsklugheit, deren Ber- 
treter und Lehrer vorzüglich Nicolo Macchiavelli wurde. Seine 
Schrift vom Fürften tft ein Meiſterwerk der fich über jede objective 
Schranke binausfegenden felbftfüchtigen Subjectivität, Deren es frei- 
ich zu mancher Zeit und für manche Völker bedurft hat, um fie 
zum Bewußtfein ihrer Verfumpfung und zu einer neuen Erhebung 
zu bringen!. Weiterhin fuchten im fechszehnten Sahrhundert praftifche 
Juriſten ein Syſtem gegenfeitiger Yorderungsrechte unter den chrift- 
lichen Staaten zu begründen; zuerſt nur mehr für einzelne nahe 
liegende Fragen”, bis Hugo root, geb. 1583, + 1645, den ganzen 
in der bisherigen Staatspraxis fich Darbietenden Kreis des inter- 
nationalen Rechtes umfaffend, dDasfelbe zu einer eigenen ſelbſtſtändigen 
Wifienfchaft erhob, welche bis auf den heutigen Zag ununterbrochen 
gepflegt worden iſt. Er unterfchted in jenem unfterblich gewordenen 
Buche vom Recht des Friedens und des Krieges, welches 1625 
vollendet ward”, ein Doppeltes Völkerrecht, ein unveränderlich natür- 
liches und ein willfürliches aller oder Doch mehrerer Völker. Eine 
tiefere Grundlegung findet fih nicht, alfo auch Feine innere Ver⸗ 
mittelung des natürlichen und pofitiven. Rechtes. Seine Haupt- 
richtung war, Das wirklich fchon, wenigftens in einzelnen Fällen, 
geübte Necht, fo weit es der Sittlichleit entfpricht, zu beftätigen, 
für andere noch nicht entfchiebene Fragen Dagegen eine der Sitt- 


Tüb. Vierteljahrsfchrift won 1854, ferner in der Geſch. u. Lit. der Staatswiffenfch. 
I, 369 ff. ©. übrigens auch v. Raltenborn, Kritik des Völkerrechts. Leipz. 1847. 
&.18—230. . 

1) Ueber dem eigentlichen Charakter Macchiavelli's und feiner Kehren ſ. Corn. 
Star Numann, in N. Macch. opusc. del Principe. Trai. 1853. Sfambert a. a. O. 
S. 76. S. auch Mundt, Macchiav. u. d. Gang d. Eur. Politil, 2. Ausg. Leipz. 1853. 

2) Der erfte Bedentenbere war Suarez (1538—1617) de Legibus ac Deo 
legislatore. Der Bedeutendſte: Alberico Gentile + 1611, Italiener, zuletzt in 
Orford. Seine Schriften: de legationibus. de iure belli. de iustitia bellica. 
Am Allgem. vgl. v. Raltenborn, die Vorläufer des H. Groot. Halle 1848, 

8) Ueber bie verſchiedenen Schickſale dieſes Buches |. v. Ompteba $. 120 ff. 
und eine Ueberficht feines Inhaltes ebendaſ. 8. 57 ff. 
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fichleit entfprechende Löfung aus allgemeinen juriftifchen Kegeln und 
ehrwürdigen Auctoritäten zu geben‘. Diefe fittliche Durchfichtigfeit 
verfchaffte Dem Buche felbft den bleibendften Beifall. Demnächft 
aber Haben fih in der Grundanficht und Behandlungsweiſe vor- 
zäglich zwei Richtungen ergeben, Deren jede wieder ihre befonderen 
Nüancen darbtetet. 

Die Eine Hauptrichtung ift Die naturrechtliche, ausgehend von 
der Thatfache oder Fiction eines der menfchlichen Natur eingepflanz- 
ten ober vorgefchriebenen Vernunftgefeges, dem fich Kein menschliches 
Weſen und menſchlicher Verein entziehen dürfe. Diefe Richtung 
beginnt fchon vor root”; fie war der nothwendige Gegenfag, um 
die Herrſchaft der rein materiellen politifchen Intereffen zu ftürzen; 
aber auch in ihr felbft fehlte es nicht an Gegenfägen. Auf der 
einen Seite gab es Manche, welche ein Durch fich felbft verbindliches 
pofitives, namentlich internationales Necht gänzlich Teugneten und das 
vermeintlich allein wahre natürliche Hecht entweder auf die fubftan- 
zielle Wucht der Gewalt oder auf einen göttlichen Auftrag der Herr- 
fhaft über Andere, wodurch dann exit das menſchliche Recht felbft 
gefchaffen werde, gründeten, wie z. B. der Brite Hobbes, geb. 1588, 
+ 1679, der die Gewalt vergätterte”, in Frankreich noch in neuerer 
Zeit, wenn auch in anderer Weife Herr von Bonalb‘; oder auf Die 
etbifchen Regeln der Gerechtigkeit für alle Menjchen, wie Samuel 
v. Bufendorf, geb. 1631, 1694, in feinem ius naturae et gentium’; 
fodann Chriftian Thomafius (1655—1728) in mehreren Schriften‘. 


!) Genaueres bei Guſtav Hartenflein, Darftellung ver R.-Philof. des H. Gro⸗ 
tins, (Abhandlungen der phil.⸗hiſt. Klaſſe der König. Sächſ. Gefellihaft ver Wiſſen⸗ 
ſchaften.) Leipz. 1850, 

2) Dahin gehört: J.Oldendorp, } 1557, in ſ. Isagoge iur. natural. Col. 1539. 
Nie. Hemming zu Copenhagen, in f. method. apodod. L. nat. Vitemb. 1562. 

3) Sein am meiften hierher gehöriges Werk ſind bie Elementa philosophica 
de cive. 1642. 

4) Zuerft in ſ. Theorie du pouvoir politique et religieux. Constance 17%. 
Dann in |. Legislation primitive, u. ſ. f. 

5) Zuerft erfehienen 1672. Voraus gingen die Elementa iurispr. universalis. 
1660. Nachher folgte de officiis hominis et civis. 1673. Bgl. darüber und 
über feine Gegner Struv, bibl. iur. imp. I, V. 

6) Beſonders in deu Fundamenta iur. naturae et gentium. Hal. 1705. 
1708. gl. Struv. I, VL 
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Ze mehr dieſe Lehren aber gegen die Wirklichkeit anftießen oder 
der Wilffür der Macht das Feld ebneten, deſto mehr fanden fie 
MWiderftand. Der größere Theil der Nechtögelehrten bewegte fich 
lieber auf dem bequemeren und praftifchen Boden der Grootifchen 
Anfhauung, Tegte auch dem Pofitiven eine Verbindlichkeit bei und 
betrachtete das f. g. natürliche Recht der Einzelnen und der Völker 
als eine unmittelbar verbindliche, wenigftens als eine fubfidiarifch 
gültige Duelle. In diefem Sinne lehrte und fohrieb zunächſt nach 
Groot der Brite Richard Zouch (1590— 1660)’. Auch die Philo- 
fophen Tamen bald Hiebei zur Hilfe, vorzüglich Chriſtian Friedrich 
v. Wolff (1679 — 1754), welcher fih im Wefentlichen mit Groot 
einverftanden zeigte”. In ähnlicher Weife dachten und fchrieben Her, 
mann Friedrih Kahrel (1719— 1787), Adolph Friedrich Glafey 
(1682 — 1754), vorzüglich Emerich von Vattel, ein Schweizer 
(1714— 1767), deſſen Werf‘, ganz dem Shfiem Wolf 8 entfprechend, 
nur durch feine gefällige und praftifche, obgleich oft feichte Weife 
ſich einen Platz neben Groot in den Bibliothelen der Staatsmänner 
verfchafft hat; außerdem T. Nutherford‘, 3.3. Burlamaqui® und 
Gerard de Rayneval'. 

Noch weiter in dem Gegenfag zu PBufendorf gingen Die vor- 
zugsweifen Anhänger des Hiftorifch-praftifchen Nechtes, unter denen 
fich wieder zwei Sractionen unterfcheiden laffen: nämlich Die reinen 
Pofitiviften, welche nur ein durch Herfommen ober Verträge beftä- 
tigtes internationales Recht anerkennen, ein Naturrecht oder natür- 
liches Völkerrecht aber ganz ignoriren oder dahingeftellt fein laſſen, 


!) Iuris et iudicii fecialis sive iuris inter gentes et quaestionum de 
eodem explicatio. Zuerſt Oxon. 1650 und nachher fehr oft. v. Ompteda $ 64, 
130. Wheaton Hist. du progr. p. 45 (I, 141). 

23) Sein Hauptwerk: Jus gentium methodo scientifica pertractatum. 1749. 
Darüber v. Ompteba 8 93 f. Wheaton, hist. du progrös. p. 121 (I, 227). 

8, Sein Bernunft» und Bölferrecht erjchien 1723. Sein Bölferrecht 1752. 

4) Le droit des gens. Zuerft 1758; mit Noten von Pinheiro Ferreira. 
Paris 1838. Darüber v. Ompteda $ 99. Wheaton p. 127 (I, 236). 

5) Institutes of natural law. 2 Vols. Lond. 1754. 

6, Prineipes ou &l&ments du droit politique. Zuerſt Gendve 1747, zu⸗ 
lest Lausanne 1784. In Gr, Britannien viel gebraucht. 

?) Institutions du dr. de la nature et des gens. & Par. an XI (1803) 
und 1832, 
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und andrerfeits Diejenigen, welche zwar in dem Voöllerwillen allein 
den Grund eines praftifchen gemeinfamen Rechtes finden, Denfelben 
jedoch nicht blos in Außeren Manifeſtationen fuchen, fondern in der 
Nothwendigkeit Der Dinge, in den Standpunkten und Berhältnifien, 
worin Die Nationen zu einander treten, als von felbft gegeben ent- 
deden, ſomit zwar Tein abjolut verbindliches ius naturale, wohl aber 
die naturalis ratio der Perfonen, Dinge und Verhäktniffe, oder auch 
überhaupt das Wollen der Gerechtigkeit, in den Willen der Nationen 
eingefchloffen betrachten. 

Zur leßteren Fraction gehörte bereit8 Sammel Rachel (1628 
bis 1691), der unmittelbare Gegner Pufendorf 8’; ſodann Iohann 
Wolfgang Teftor (1637—1701) mit einigen Andern?. Zur Fraction 
der reinen Pofitiviften hingegen, den Männern des Herkommens, 
der Geſchichte und Praxis: Cornelius van Bynkershoek (1673 bis 
1743)°, der Chevaller Gasparb de Neal‘; in Deutfchland 3. I. Mo⸗ 
ſer (1701—1786), der fich faft nur an äußere Thatfachen hielt‘; 
fodann beinahe Die ganze neuere publiciftifche Schule, nachdem Kant 
das Naturrecht geftürzt, Das Recht von der Ethik und Speculation 
getrennt und lediglich der pofitiven Willkür überwiefen hatte. In 
dieſem Sinne lehrte und ſchrieb Ge. Friedr. v. Martens (1756 bis 
1821), der das gegenfeitige Recht der Nationen wefentlich auf Ver- 
träge und die dafelbft angenommenen Grundfäte baute‘; ferner Carl 
Gottlob Günther (geb. 1772); Friedrich Saalfeld (Göttingen 1809), 
Theodor Anton Heinrich Schmalz (1760— 1831), Iohann Ludwig 
Klüber (1762 — 1835), Julius Schmeling, Carl Heinrich Ludwig 
Pölitz (1772 — 1834) und Earl Salomo Zachariä (1769 — 1843), 
bei denen überall das natürliche oder philofopbifche Völkerrecht höch⸗ 


I) Ueber ihn und feine Anfichten vgl. v. Ompteba 8 73, 

2) ©. ebendaſ. $ 74. 75. 

5) Hauptichrift: Quaestionum iur. publ. Libri IL Lugd.-B. 1737 und öfter. 
Bol. v. Ompteba 8 150. Wheaton, histoire I, 244 und intern. Law. 8 7. 

*), In feinem 1754 erjchienenen Werl: La science du gouvernement. P.V. 

5) Hauptichrift dieſes mermüdlichen Publicifien: Berjuch des N. Europ. Völ⸗ 
lerrechts 1777 — 1780, X Thle. S. auferdem v. Ompteba $ 103. v. Kamp 
N. Kit. 8 35. 

°, Seine Anſichten find zuerft dargeftellt in einem zu Göttingen erjchtenenen 
Brogramm v. d. Eriftenz eines pofitiven Europ. Völlerrechts. 1784. Seine Schrif- 
ten in v. Kamptz N. Lit. 8 3b u. ſ. f. 
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fiens als influenztrendes Motiv des Pofitiven, oder auch als fubfi- 
dDinrifches Recht im Tall der Noth angefehen wird, ohne daß man 
fieht, wie e8 zu Diefer Ehre kommt, worauf es fich ftüßt, und ohne 
Daß Die vorgetragenen Lehren durchgängig als pofitive Dargetban - 
werden können. Als Gegner Diefes Syſtems ift in neuefter Zeit 
Pinheiro Ferreira in feinen Commentarien zu v. Martens aufgetre- 
ten’, im Geift der zuvor erwähnten Fraction, welche eine wiſſen⸗ 
fchaftliche Reflexion und Polemik nicht entbehren will, wogegen 
Mr. Wheaton' ſich weſentlich auf die Seite der Praxis und Po⸗ 
fittoiften geftellt hat, ohne fich der recta ratio, d. i. der Kritik aus 
den höheren Gefichtspunften einer allgemeinen Gerechtigfeit zu ver- 
ichließen. Denfelben Standpunkt nehmen im Ganzen auch Die neueften 
Bearbeitungen des Völkerrechtes Durch Franzoͤfiſche, Britiſche und 
Spaniſche Schriftſteller?. 

Am entfernteſten von allen bisher geſchilderten Fractionen ſtehen 
diejenigen, welche das Völkerrecht nur von dem Intereſſe der Staa⸗ 
ten abhängig machen, ſei es von den Individual-Intereſſen jedes 
Einzelftantes*, oder von den allgemeinen Interefien aller Staaten, 


1) Le droit des gens p. G. Fr. de Martens, avec des notes p. Pinh. 
Ferreira. 1831. 2 ts. 

2) Elements of the intern. law. Lond. 1836. 2 vls., jest 6. Ausg. Bofton, 
v. Lawrence. Sranzöfliche Bearbeitung unter dem Titel: Elömens du dr. intern. 
Leipz. Par. 1848. 

8) Es mögen bier angeführt werben bie Franzoſen: Du Rat-Lasalle, Droit 
et legislation des arm6es de terre et de mer, wojelbft t. I, p. 370 ein Pröcis 
du droit des gens; vorzüglidd Theodore Ortolan, Rögles internationales de 
la mer. Par. 1845. Die Briten: Oke Manning, Commentaries on the Law 
of Nations. Lond. 1839. James Reddie, Researches in maritime Intern. 
Law. Edinb. 1844. 1845. 2 vis. Wildman, Intern. Law. Lond. 1849. 2 vls. 
Rob. Phillimore, Commentaries upon Intern. Law. Lond. 1854. 1855. 1857. 
3 vis. Der Süpamerifaner Andr. Bello, Principios de Derecho de Gentes, 
publ. en Santiago de Chile. reimp. Par. 1840. Der Spanier: Jose Maria 
de Pando, } 1840. Elementos del Derecho Intern. Madr. 1843. und An- 
tonio Riquelme, Elementos de Derecho Publ. internacional, con explication 
de las reglas'que constituyon el dereche internacion. Espagnol. tom. I. IL 
(appendice). Ueber bie Berbienfte ver Nieberländer ıc. vgl. Did. van Hogen- 
dorp, Comm. de iuris gent. studio in patria n. post Hugonem Grot. 
Amstelod. 1856. 

*) Der Vorwurf eines nationalen Egoismus Tann am Meiften ven Schrift- 
ftellern über das Seerecht gemacht werben, (wovon unten) namentlich den Britifchen, 
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wie Deontesquten‘, in neuerer Zeit Jeremias Bentham?. Das wahr- 
baft Nütliche tft zwar mit dem fittlich-nothwendbigen identiſch; es 
finden jedoch über Jenes gar leicht Mißverftändnifie ftatt*. 

Auch die neuefte Philofophie bat den Streit der Syſteme und 
Brincipien noch nicht befeitigt. Ste glanbt entweder mit Schelling 
an eine Gefeg- Offenbarung des göttlichen Geiftes für Die Nationen, 
oder fie vindicirt mit Hegel auch das Völkerrecht Der menfchlichen 
Sreiheit, dem Willen, der fich felbft Das Recht ſetzt oder in Gemein- 
ſchaft mit anderen bildet. 

Unfere Meberzeugung baben wir fchon oben (88 2. 3) aus- 
gefprochen‘. 


IH. 
Die Specialrechte der Wationen unter einander. 


Natur derfelben, 


10. Unter der Aegide des gemeinfamen Völkerrechtes entftehen 
die Einzelvechte Der verfchiedenen Staaten und zwar theils fchon von 
jelbft mit dem Eintritt oder Dafein gewiffer Verhältnifie, theils 
durch befondere Erwerbung ($ 11). Ihrem Inhalte nach haben ſie 
entweder die Erhaltung der Eriftenz, fowie die Beförderung mate- 
rielfer Intereffen zum Gegenftand, oder nur Die Würde der einzelnen 
Nationen. Lebteres find Die in der Diplomatifchen Sprache ſ. g. Ce⸗ 
remonialrechte (droits de cör&monie, droits c&r&moniels), Die ent- 
weder ganz für fich beftehen, oder, wie häufig der Tall ift, nur die 
weitere formelle Ausbildung eines an fich nothwendigen Nechtöver- 


während fich bie Sranzöftichen in neuerer Zeit mehr dem cosmopolitifhen Stanb- 
punkt mit den Deutfchen und Skandinaviſchen Schriftftellern zugemwenbet haben. 

1) De l’esprit des lois. 1,3. 

3) Jerem. Bentham, Principles of internat. Law. (Works, coll. u. s. 
of J. Bowring. P. VII, p. 535 s.) 

3) Gute Bemerkungen varliber |. b. Oke Manning, p. 58 8. 

9 Eine ehr dankenswerthe Ueberficht der verfchienenen Theorien giebt Warn- 
könig in der Tübinger Zeitfchr, f. R.Wiſſenſch. VII, 622 f. 
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Hältniffes find. Von ihnen wird in der Folge nur in fo weit Die 
Rede fein, als fie dem internationalen Rechtsgebiet wirklich ange⸗ 
hören, d. h. fo weit Staaten und Regierungen gegen einander Darauf 
zu beftehen ein Recht haben, Teineswegs aber von dem ganzen ſ. g. 
Ceremontel der Höfe, Staatsbehörden u. |. w. in auswärtigen und 
einheimifchen Verhältnifien, fo weit folches von der eigenen Willkür 
jedes Staates abhängig iſt'. 


Befondere Entitehungsgründe der Einzelrechte der Staaten. 


11.. Rechtsverhältniffe einzelner Staaten, welche nicht fehon nach 
gemeingiitigen Grundfägen des Völferrechtes von felbft exiftiren, kön⸗ 
nen begründet werden: 

1. durch Verträge der Betheiligten; 

2. Durch Dccupation, d.h. durch Beſitzaneignung, welcher Tein fchon 
vorhandenes Recht eines Andern entgegenftehet, 

von welchen beiden noch in der Folge ausführlich zu handeln tft. 
Außerdem läßt fich eine giltige Nechtsbehauptung nur noch ſtützen 

3. auf unvordenflichen Beſitzſtand; 

4. auf Herfommen oder Obfervanz, wenn ein Staat gegen Den 
Andern oder wenn mehrere unter fich gegenfeitig Durch eine oder 
mehrere Handlungen Die Anerkennung einer dauernden Verpflich- 
tung unzweidentig dargelegt haben, ohne Dabei in einem Irr⸗ 
thum oder in einem Zwange begriffen gewefen zu fein”; 


5. auf Befigergreifung einerſeits und ausdrüdliche oder ftillfchweis 


gende Aufgebung des bisherigen Rechtszuftandes andrerfeits. 
Dagegen kann weder von f. g. vermutheten oder vorausgefegten ftill- 
ſchweigenden Conventionen” als einer Quelle von Specialrechten die 
Rede fein, wenn man Darunter nicht etwa den fünften Fall oder Die 


1) Wir gebrauchen bier das Wort Ceremonialrecht hauptſächlich in demjenigen 
Sinne, worin man auch von einem ſ. g. Ceremonial- Charakter ber diplomatiſchen 
Perſonen ſpricht. Klagen Über Mißverfland des Wortes und über ungeblhrliches 
Hineinziehen Des ganzen Ceremoniels in das Bölferrecht finden fih ſchon in 
v. Ompteba fit. 8 206. 

2) ©, vorzüglih Glinther Eur. Völkerr. I, S. 16 — 20. 28— 31. Martens 
nahm nur eine unvolllommene Verbindlichkeit des Herlommens an. Völkerr. 8 30. 

8) Dagegen bereits Klüber, Dr. d. g. $3. Martens begriff darunter haupt» 
ſächlich den obigen fünften Fall. 
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Analogie der Verträge und eines beſtimmten Herkommens verſteht, 
welche in dieſen beiden Quellen ſelbſt mit eingeſchloſſen ft‘, noch 
auch laͤßt fich eine allgemeine Anerkennung des Inftitutes Der Ver- 
jährung Durch beftimmten Zettverlauf unter den Europälfchen 
Nationen nachweifen?, fo Immanent auch an fich jedem gefchlofjenen 
Nechtsfuften die Idee oder Nothwendigkett einer Verjährung iſt?. 
Die Dauer von Staatenrechten, welche nicht Durch Zwed und Con⸗ 
vention auf beftimmte Zeit beſchränkt find, tft Daher an fich von dem 
Verlaufe gewiſſer Jahre nicht abhängig; fie befteben fo lange, als der 
Berechtigte fie nicht aufgegeben bat oder in Die Unmöglichkeit ge- 
fommen tft, fie ferner geltend zu machen. Die Aufgebung Tann er- 
folgen entweder im Wege des Vertrages oder Durch einfeitige Dere⸗ 
fictton, wodurch dann von felbft ein entgegenftehender Beſitz jeder 
Anfechtung überhoben wird; eine Derelictton Tann aber allerdings 
auch aus einem langen Zeitverlauf zu erjchließen fein, wenn Der 
vormals Berechtigte Gelegenheiten des Widerſpruchs oder der Wieder- 
ausũbung feines Nechts hat vorübergehen laſſen. Immer jedoch ent- 
fcheidet bier nur die rechtliche Natur eines Verzichtes“. 

Was den unvordenflichen Beſitzſtand betrifft” (antiquitas, ve- 
tustas, cuius contraria memoria non existit), fo kann darunter 
nur ein folcher gemeint fein, wo der Beweis, Daß es jemals anders 
war, nicht geführt werden kann und demnach Die Vermuthung ent- 
flehet, Daß Die Sache oder das Recht dem befikenden Subject von 


I) Martens a. a. O. 8 62. Klüber 84. Günther I, 20. 

2) Eine vielbehandelte Schulfrage, — m. ſ. die Monographien bei v. Omp- 
teda $ 213 u. v. Kamp 8 150 — die aber dadurch nicht weiter gebracht ift. 
Die Praris bat fich allezeit gegen das Aufbringen eines pofitiven Inflitutes der Art 
gefträubt. Zuſammengeſetzte Staaten» und Bundeskreiſe können basfelbe aller- 
dings aufnehmen. So galt es chemals unter den Mitgliedern des Deutſchen Rei⸗ 
des. Unter den heutigen Souveränen Deutfchlands ift e8 aber wegen ber Verhält⸗ 
nifje, die fich nicht aus jener Zeit berfchreiben, fchwerlich noch anwendbar. 

3) Richtig ſagt Pinheiro Ferreira zu Martens Not. 31, daß man droit (eigent- 
ich Rechtsnothwendigkeit) und loi de preseription unterſcheiden müffe. 

4) Uebereinſtimmend 9. Groot II, 4,1 ff. und die meiften feiner Commenta⸗ 
toren. Auch Pufendorf IV, 12, 11. Battel II, 11, 8 149. Wheaton II, 4, $4. 

6) Hierliber noch immer fehr gut: Groot a.0.0.87ff. Vattel II, 11, 8143. 
C. E. Waechter, de modis tollendi pacta inter gentes. Stig. 1779. 8 39 f. 
de Steck, Eclaircissements de divers sujets. Ingolst. 1785. Günther, Bölfer- 


recht I, 116 f. \ 
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Anfang an gehört habe. Der jetige, ſchon uralte Befitftand.ift eine 
vollendete Thatfache, wogegen Die Gefchichte Nichts vermag. Wie 
viele Staatenrechte, Grenzen und Befigungen würden nach blos theo- 
retifchen Rechtsgründen, oder wenn man nach den Nechtstiteln früge, 
anzufechten fein, wenn nicht das vor der Gefchichte geborgene Alter 
fte niederſchlüge? 

Außerdent muß freilich auch den Staaten gefagt fein:. Hundert 
Jahre Unrecht tft noch fein Tag Recht. 


Befisftand, als fubfidiarifcher Regulator der Staatenverhältniffe. 


12. Sp weit e8 an einem Kar erweislichen Necht ermangelt, 
tft die Geftaltung des eigenen Rechtskreiſes allezeit noch der freien 
That, dem Willen des Einzelnen überlaffen. Hierin Liegt auch Die 
Macht des jeweiligen Befigftandes, als eines wenigftens proviſori⸗ 
ſchen Regulators der Staatenverbältniffe Es ift nämlich jeder Be⸗ 
fig, den eine Perſon wifjentlich ergreift oder ausübt, als freibettliche 
That Die Setzung und Erklärung eines fubjectiven Rechtes, welches 
zwar feine entgegenftehbenden objectiven echte zu befeitigen vermag, 
dennoch aber deren Uebung bindert und fich bis zu dem Austrag 
eines etwaigen Streites als Recht der freien Perjon geltend mad. 
Muß darum felhft das gefetliche Recht im Innern der Staaten dem 
Befig einen gewiffen Schuß Teihen, fo verfteht fich jene Geltung des 
Beſitzes (des f. g. uti possidetis oder des status quo) um fo viel 
mehr nach dem freien Necht der Nationen unter einander. Und 
felbft für Dritte außer den Betheiligten und deren Angehörigen tft 
wenigftens einftweilen der Befisftand eine Tchatfache, welche Das 
Recht felbft vertritt und Die unter ihm entftandenen Nechtsverhält- 
niſſe ſanctionirt, als wären fie von dem wirklich Berechtigten aus⸗ 
gegangen’; nur mag dem Willen und Nechtszuftand des Letztern 
für Die Zufunft fein Zwang oder Eintrag angethan werden, auch tft 
Niemand verbunden oder berechtigt, einem bereit8 überwiefenen un- 
rechtmäßigen Beſitzer Die Rechte eines proviſoriſchen Eigenthümers 


1) Wir finden biefe Lehre bei root I, 4,20. IL, 4, 8.83 und ſonſt. Schmalz, 
Völkerr. 208. Klüber, dr. des gens. $6. Wildman, Intern. L. I, p. 57. Dieſes 
Princip befolgt auch der Päpftliche Stuhl. Man f. die Erflärung desſelben d. non. 
Aug. 1831 in den Beilagen. 
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ferner zuzugeſtehen. Anwendungen dieſer Säbe werden in der Yolge 
fich ergeben. 

Die Natur des Beſitzes für fich ſelbſt ift Übrigens im Völler⸗ 
recht Teine andere, als im Privatrecht. Nur die näheren Bebingun- 
gen zum richterlichen Schuß des Beſitzes kommen Dort nicht in Be⸗ 
tracht. Es genügt Die Thatfache des für fich Selbſt-Beſitzens, aus⸗ 
genommen in Stantenfuftemen, wo es eine unblutige Diläodoſie Der 
Genofjen nach beftimmten Geſetzen giebt, wie im Deutfchen Bunde 
nach wormaligen gemeinen Reichsrechten. Hier können auch Die civil⸗ 
rechtlichen Befitfehler, ein clam aut vi aut precario possidere, 
geltend gemacht werben. Nicht blos Sachen, fondern auch Gerecht- 
ſame kann ein völkerrechtlicher Beſitzſtand als iuris quasi possessio 
ergreifen. Unwiſſend aber übt man feinen Beſitz' und auch nicht 
weiter, als die thatfächliche Innehaltung reicht; den Staat vertreten 
dabei Die Organe der Staatsgewalt und deren Beauftragte, 


VY S. fon Groot II, 21, 26. 


Erfies Bud, 
Völkerrecht in Friedenszeit. 


Erfter Abſchnitt. 


Die Subjecte des Völkerrechts und ihre internationalen 
Nechtsverhbältnifie. 





I. Meberhaupt. 


13. Vermöge des Charakters und Begriffes des heutigen Völker⸗ 
rechtes Fünnen nur Staaten und deren Souveräne als unmittelbare 
Rechtsſubjecte, auf welche fich jenes beziehen läßt, angefehen werben. 
Mittelbar find es auch in einzelnen Beziehungen deren Unterthanen 
und Diener, unter diefen, als befonders privtlegirt, Die Diplomatifchen 
Agenten. VBorausfegung zu dem vollen Mitgenuß des Europätfchen 
Völferrechtes tft Dabei überall die Zugehörigkeit zu dem Europätfchen 
Staatenkreiſe oder eine friedliche Stellung zu demfelben, Die eine 
gegenjettige Anwendung der Grundfäge des Internationalen Rechtes 
bedingt und erwarten läßt. 

Nur gewiffermaßen fteht jeder einzelne Menſch, er gehöre zu 
irgend einem Staate der Welt oder er fet ſtaatenlos, alfo der Menfch 
an und für fich, unter dem Völkerrecht ($ 14. 15). Und fo wenig 
iwie der Einzelne ein felbftftändiges unmittelbares Subject nach inter- 
nattonalem Recht darftellt, fo wenig ift dies auch der Fall mit Aflo- 
ciationen, Corporationen, Communen, fo Tange fie feine wirkliche ftaat- 
liche Eriftenz erlangt haben ($ 16), wie 3.8. mit Handelsgefellfchaften 
oder Vereinen (Hanfen), wenn gleich fie in älterer Zeit fich zuweilen 
zu politifcher Macht anfgefehwungen und fogar einen Einfluß auf 
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die Geftaltung des neueren Völferrechtes, inſonderheit des Seerechtes, 
ausgeübt haben', Gegenwärtig können fie nur unter dem Schuße 
und der Vertretung eines Staates eine politifche Thätigkeit entfalten, 
fo wie als Private einzeln oder als Gefellfchaft nach Maßgabe der 
Stantsgefee Rechte erlangen und genießen. 


1. Im Sefonvderen. 
Erfie Abtheilung. 
Der Menfch und die allgemeinen Menfchenrechte. 


14. Hätte fchon der Menfch mit feiner Eriftenz gewiffe ange- 
borene Rechte, fo müßte fie auch jeder Staat, weil er felbft ein Theil 
des Menfchengefchlechtes ift, als giltig anerkennen und achten, Das Indi⸗ 
vidnum gehöre zu ihm felbft, oder zu einem anderen, oder noch zu gar 
feinem Staat. Freilich aber ift das Dafeln folcher Urrechte oder allge- 
meiner Menfchenrechte bald geleugnet, bald in größerer und Tleinerer 
Ausdehnung behauptet worden. Gewiß werben fie erft eine Wahrheit: 
In und nnter Staaten, deren Geſetz die Sittlichleit des Willens ift. 

Alle Rechte nun, welche nach der Sittlichkeit dem Individuum 
unabweislich zugeftanden werben müſſen, vereinigen fich in dem Be⸗ 
griff der Freiheit, von ihrer objectiven Seite betrachtet. Der Menfch 
it zum Menfchen geboren, d. t. der menfchlichen Natur und ihrem 
Entwicfelungsgange gemäß phyſiſch und fittlich zu exiſtiren; Der 
Staat, als Theil des Menfchengefchlechtes und für Dasfelbe, darf dieſe 
Eriftenz nicht ftören ober unterbrüden; vielmehr hat er ihre freie 
Entwicelung durch Entfernung von Hinderniffen zu befördern; gegen 


1) Die berühmteſte Verbindung diefer Art war Die Deutfche Hanfa, fett 1315 
jo benannt, welche eine wirkliche politifche Körperichaft warb. Die Werke von 
Sartorius und Lappenberg geben darüber Auskunft. S. auch Ward, Enqu. II, 
276 s. Pardessus, Droit marit. t. II, 90. 453. III, 150. Pütter, Beitr. 137. 
Heine. Sandelmann, die leiten Zeiten hanſiſcher Uebermacht in Scanbinavien. Kiel 
1853. Barthold, Geſch. d. Deutich. Hanſa. Leipz. 1854. 2 Thle. Die fpäteren 
Sanbelscompagnien unter Leitung und Vertretung ihrer Souveräne Finnen damit 
nicht in Parallele geftellt werben, gehören aber ebenfowenig zu den völkerrechtlichen 
Berjonen. Bol. darüber Mofer, Verb. VII, 313, Klüber, Dr. d.g. $ 70d. Martens 
Einl. 8 130. Not. g. Weberhaupt bie Literatur bei v. Kamptz, 8 260 unb Miltitz, 
Manuel des Consuls II, 660. 

8 
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den überhaupt oder vorübergehend zur Freiheit, zu einem vernünf- 
tigen für fich felbft Handeln Unfähigen befteht fogar Die Berpflich- 
tung Aller, mithin auch des Staates, ihn mit den nothwendigften 
Bedürfniffen zu unterftügen, zum vernünftigen Menfchen zu erziehen, 
oder doch approrimativ auf der Höhe und In der Verbindung fitt- 
licher Menfchen zu erhalten. Aber Tein Menfch kann das Eigenthum 
eines Anderen, felbft nicht des Staates fein; Tein fittlicher Staat 
follte alfo Sclaveret dulden; auf feinen Fall ift er fehuldig, Die in 
anderen, objchon befreundeten Rändern beftehende Sclaveret in feiner 
Mitte gelten zu laſſen. Ihm tft der Knecht ein freier Menſch!. 

15. Zergliedert man den Inhalt der menfchlichen Freiheit, d. 1. 
der vernünftigen Exiftenz des Individuums näher, fo laſſen fich fol« 
gende Einzelvechte darin erfennen: 

Eritens: Freie Wahl des Ortes der Eriftenz. Kein Menfch tft 
zur Scholle eines beftimmten Staates unabänderlich geboren. Das 
gemeinfame Vaterland ift Die Erde; der Einzelne muß überall feine 
Heimath auffchlagen Tönnen, wo er fih am meiften in feiner Frei⸗ 
heit zu bewegen vermag; ja es Tann Pflicht fein, fich nach einer 
anderen Stelle der Erde zu begeben, um feine Freiheit zu reiten. 
Das Recht der Auswanderung ift alſo ein unentziehbares; nur 
felbitauferlegte oder verfchuldete Verpflichtungen können es bejchrän- 
fen’; nur moralifche, nicht äußere Bande machen ein Land zum 
Baterlande. 


1) Daher der in den meiften hriftlichen Staaten erweislich angenommene Sa: 
die Luft macht frei. So in Frankreich, ſchon nach Ordonn. v. Louis X, v. 1315, 
Ordonn. V, 1, p. 1311; in Großbritannien zufolge der Praris bei Phillimore 
I, p. 335; in Oefterreich laut Strafgefebb. v. 1852. 8 95; in Preußen laut Geſetz 
v.9. März 1857 (im Wejentlihen fchon früher; vgl. v. Symmen, Beitr. VI, 296). 
Ueber die allmähliche Abjchaffung der Sclaverei vgl. man Biot, l’abolition de 
l’eselavage ancien. Par. 1841. Augsb, Allgem. 3tg. 1847. No.193. Beil, Eine 
neue Aera bat für die Abſchaffung in Europäischen Eolonien begonnen, namentlich 
jeit der Engl. Parl.-Acte 3.4. Will. 4. c. 73, vom 1. Aug. 1834 an, Der Höhe⸗ 
punkt der jeßigen Civiliſation macht überflüſſig, das Princip der Sclaverei noch zu 
befämpfen. Kein Theil des Menfchengefchlechtes bat eine Beftimmung dazu. Man 
vgl. Warnkönigs Bemerkungen in ſ. Rechtsphilofophie S. 286, Foelix Revue 
etrangere t. IV et V. Esclavage et Traite des N. p. Agenor de Gasparin. 
Par. 1838. Phillimore I, 316. Wegen des Sclavenhandels ſ. unten $ 33. 

2) Die zuläffigen Befchränkungen f.$ 59. Die ältere Stantstheorie und Praxis 
war bei diefer Frage jehr befangen. Schriften ſ. in v. Kampk Lit. $ 122. SHeut- 
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Zweitens: Erhaltung, Vertheidigung und Entwidelung der phy⸗ 
fiichen Berfönlichleit; Daher auch das Recht, fich Die Natur für Die 
Bedärfniffe des Lebens dienſtbar zu machen, Eigenthum zu haben, 
es zu erhalten und zu erweitern in freiem Austaufch mit anderen; 
ferner das Recht der Selbftfortpflanzung durch Ehe und Kinder- 
zeugung; alles in den Schranken der Sittlichkelt. 

Drittens: das Necht der geiftigen Perfönlichkeit, als Menſch 
auch geiftig zu eriftiren und fich zu entwideln; fich ein Willen zu 
erwerben und im Verkehr mit anderen zu berichtigen; endlich auch 
ein religiöfes Bewußtfein über das Verhältniß zur unfichtbaren Welt 
fih anzueignen und Darnach zu leben. 

In diefen Stüden befteht das Privatrecht der Menfchen!. Der 
Staat hat dem an fich beftehenden Nechtsftoff nur Die Form zu 
geben, die Ordnung und richtigen Grenzen vorzuzeichnen und Die 
Mittel zu feiner Realtfirung zu gewähren. Damit fällt es aber allers 
dings in den Bereich der inneren Wirkfamfeit jedes Einzelftaates. 
Es darf jedoch in einem wölferrechtlichen Verbande, wie- der Euro- 
päifche tft, vorausgefegt werden, Daß Tein Staat einem Menſchen und 
namentlich den Unterthanen eines anderen Staates jeden rechtlichen 
Schuß ihrer Perfon oder Habe entziehen oder überhaupt irgend einen 
Menſchen als völlig rechtlos mit ungebundener Willfür behandeln 
werde, indem man fich tm Gegenfalle einer chriftlich gefitteten Ge— 
meinfchaft unwürdig zeigen und Davon ausfchließen würde, In Der 
That wird auch in keinem Staate des gedachten Kreiſes einem Frem⸗ 
den der Schuß feiner Perfon und der Genuß der von feiner ftaats- 
bürgerlichen Eigenfchaft abhängigen Privatrechte verfagt. Hierin be- 
rubet Die Grundlage des jeweiligen f. g. Sremdenrechtes, deſſen 
befondere Entwidelung innerhalb der Europätfchen Staatengenoffen- 


zutage befteht im Princip kaum noch ein Zwieſpalt. Selbſt v. Haller erfennt es 
als ein fundamentales an, 

ı) Etwas Anderes als das Privat- oder Urrecht aller Menſchen find die po- 
litiſchen und ftaatshürgerlichen Rechte der Einzelnen in den Staaten, welden fie 
angehören, Für dieſe giebt es kein gleihförmiges, allenthalben giltiges Princip. 
Tore Geftaltung und Beränberung ift die That der Macht oder des Volksgeiſtes. 
In der franzöftichen Erflärung der Rechte des Menſchen und Bürgers, welche ber 
Eonftitution vom 3. Septbr. 1791 voranging, wurden jene verſchiedenen Nechte mit 
einander in Verbindung gebracht. 

3* 
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ſchaft weiterhin einen Platz finden wird (8$ 34—39. 60—63)'. Als 
abfoluter Feind und geächtet gilt nur der Pirat, der ſich Durch 
feine ftaatliche Autorität zu feinem Raubgewerbe Tegitimiren Tann, 
und fo lange er in demſelben begriffen tft”. 


weite Abtheilung. 
Die Staaten und ihre Rechte. 


Natur, Bedeutung und Berfchiedenheiten der Staaten. 


16. Staaten find die vereinzelten ftetigen Verbindungen von 
Menfchen unter Einem Geſammtwillen für die fittlichen und äußeren 
Bedürfniſſe der menfchlichen Natur. Ihre’ gemeinfame Aufgabe tft 
die vernünftige Entfaltung des Menſchen in feiner Freiheit. Denn - 
der Staat an fi iſt der Menfch der Gattung. Aber es giebt kei⸗ 
nen Univerjalftaat. Gäbe e8 einen folchen, jo müßten Alle Dagegen 
impfen, um ihn wieder in die nationalen Stoffe aufzulöfen, in den 
Bau von Einzelftanten, in welchen fich Die menfchliche Kraft allein 
im gehörigen Maß und Gleichmaß entwickeln kann. Zur Erlftenz 
eines Einzelftantes gehört indeß: 

I. das Dafein einer Gemeinde mit Selbftgenugfamtkeit, d. 1. mit 
den nöthigen Mitteln und Kräften, um fich in ihrer Vereinze- 
lung zu behaupten; 

I. das Daſein eines ausfchließlichen organifchen Geſammtwillens 
— der Staatsgewalt — zur Führung und Vollendung der 
Berbindung in der angedeuteten Richtung; 

III. eine Stetigfeit der Verbindung (ein status), als natürliche 
Bedingung ungehinderter naturgemäßer Entfaltung. Ste be- 
ruhet wefentlih auf feftem und zureichendem Landbefig, auf 
Bildungsfähigfeit und auf Sittlichfeit der Gemeinde. 

Wo Eines oder Das Andere fehlt oder anders ift, da find entweder 

nur Embryonen oder Uebergänge zum Staat vorhanden, oder Ge- 


1) Eine verbienftlihe Iufammenftellung des ganzen „Prakt. Europ, Fremden⸗ 
rechtes” hat Prof. Th. Pütter. Leipz. 1845. geliefert. 

3) Piraten find im Allgemeinen, wie Bynckershoek, Quaest. i. publ. I, c. 19, 
fagt: „Qui nullius principis autoritate sive mari sive terr& rapiunt.” Schon 
Cicero (de offic. III, 29) fennzeichnet den pirata al8 non perduellium numero 
definitus, sed „communis omnium hostis“. ©. übr. unten $ 105. 
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ſellſchaftsaggregate zu einzelnen beftimmten Zweden; Horden ober 
Naturftaaten, die ohne inneren Bildungsftoff in fich felbft zergehen”. 
Auch Die gefchichtliche oder Weltbedeutung der wirklichen Staaten 
ift bald nur eine vorübergehende mechanifehe, — es find états de 
fait, de circonstance, welche fich entweder ganz wieder auflöfen 
oder der Kern der anderen werden, — bald aber auch eine bleibende 
natürliche, auf Naturfülle und Nationaleinheit gegründete. 

17. Außerwefentlich ift für das Völkerrecht im Allgemeinen das 
größere oder geringere Gewicht, welches ein Staat In die Wagfchafe 
der Völferfchiclfale zu Tegen vermag? Erheblicher tft für Die inter- 
nationalen Verhandlungen Die Innere Verfaffung der Einzelftanten, 
weil Davon die Verfügungsfähigkeit der Negterungen abhängig ift, 
obgleich ihre Herftellung nicht den Staaten unter ſich, fondern viel- 
mehr jedem Staat für fich felbft wefentlich zuftehet. Von dieſer 
Seite betrachtet, giebt e8 zwei Hauptarten der Staaten, nämlich 
Monarchten und Gemeinwefen, deren jede ihre natürlichen haltbaren 
Unterarten Hat. Nebenbei Liegen Die Ausartungen (Parefbafen von 
Arkftoteles genannt), fo wie Die Mifchungen. 

Das Wefen der wahren Monarchie iſt die auf anerfannten Ge- 
jegen oder anderen rechtlichen Grundlagen berubende Alleinherrfchaft, 
welche nach vernünftigen Gefeten regiert. Hterunter tft begriffen 

die unbefchränfte Monarchie, wo Wille des Herrjchers und 
Staat identifch find (Vetat c'est moi) und der Monarch formell nicht 
Unrecht thun Tann; dann: 

die befchräntte Monarchte, wo Die Regierung jelbft auch be- 
fimmten Gefegen Dem Volf gegenüber unterworfen und verantivort- 
lich, das Volk ein Nechtsbegriff tft. 


ı) Ob ſchon Einer, ob Zwei, ober Drei, oder wie Viele einen Staat allein 
ausmachen Tonnen? ift eine müßige Schulfrage, und beantwortet fich leicht aus 
ben gegebenen Merkmalen des wahren Staates. — Daß unabhängige Raubvölfer 
und Horden noch Feine Staaten find, darüber war die Ältere und neuere Staats⸗ 
theorie einverftanden. S. auch H. Groot IH, 3, I, 1 mit ven Citaten aus Cic. 
Philipp. IV, 15 und ven Römifchen Juriſten. Dazu Phillimore, Int. C. I, 78. 

2) Für das phyſiſche Leben der Staaten, für die Stantspraris und Staats- 
kunſt ift der Unterſchied der Macht natürlich von großer Bedeutung. Die babei 
angenommene Eintheilung in Staaten des erften, zweiten und dritten, auch wohl 
vierten Ranges bat ihren guten Grund und ift eine unleugbare Wahrheit, nur 
nicht auf Bevölkerungsverhältniſſe numeriſch ftreng zurückzuführen. 
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Die Benennungen der monarchiſchen Staaten richten fich her⸗ 
kömmlich nach den Ziteln des Staatsoberhauptes, Diefe aber find 

der Königs» und Katfertitel, wovon jener Der Ältefte und ges 
wiffermaßen urjprüngliche tft, einen Herrn! bezeichnend, dieſer, der 
ipätere Imperatorentitel, einen Befehlenden andeutend; 

der Fürftentitel, germanifchen umd flavifchen Urfprungs, ur- 
fprünglih nur einen Erften im Staat anzeigend, mit verfchledenen 
Adftufungen aus dem Lehnftant des Mittelalters, Herzog, Fürft, 
Graf u. f. w. 

Als Mittelftufe zwifchen König und Fürften bat fich feit dem 
16. Jahrhundert der Titel eines Großherzogs? ergeben. 

Neben der Monarchie Liegt Die Tyrannis oder Ufurpation, wenn 
ein Einzelner nicht durch Necht, ſondern durch Gewalt und Furcht 
herrſcht. 

Ein Gemeinweſen (commonwealth) iſt überhaupt vorhanden, wo 
es feine blos Herrfchenden und gegenüber nur Gehorchende giebt, 
fondern Die Herrfchenden zugleich auch geborchen und beberrfcht 
werden. Hterunter tft begriffen: 

die reine Demokratie, wo alle natürlich fähigen Glieder des 
Volkes zugleich an der Ausübung der Staatsgewalt Theil Haben; 

die Ariftofratie, wo nur Bevorrechtete herrfchen, eine Seldft- 
regterung des Volkes mit Ungleichheit, bald Timokratie, bald Familien⸗ 
herrſchaft, bald Geldherrfchaft. 

Eine Ausartung des Gemeinwefens ift Die Ochlofratie oder 
die wandelbare Herrfchaft des augenblidlichen Willens der Maffe. 
Die biftorifche Stufenfolge der Staatsverfaffungen war: 

I. Der morgenländifche Staat, ein Staat der Refignation und Knecht» 
Schaft, eine Despotie oder Oligokratie mit Prieftertbum in Ver⸗ 
bindung. Seine durch Chriftentbum und geiftige Eultur veredelte 
Form tft der flavifche Staat, mit oder ohne feudaliftiiche Ein- 
richtungen und Stände. 

I. Der Europäifche Staat, nämlich 
der Haffiihe Staat der alten Welt, Anfangs ein berotfches 
Königthum unter Mitregierung der Geronten, dann Bolfsherr- 
1) Bol. Grimm, D. Rechts⸗Alterth. 229, 


2) Zuerft für Toscana, durch päpftliche und kaiſerliche Verleihung, feit 1569 
resp. 1575. Pfeffinger, Vitr. illust. 1, 747. 748. . 
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haft, felten ein reines Königthum, bis der römifche Imperatoren- 
ftaat, ein Regteren blos nach politifcher Conventenz, Alles in fich 
verfchlang; 
der germanifche Staat des früheften Mittelalters, oder der 
grundherrliche und Gemeindeftant; 

der romanifch-germantfche, nach dem Typus der römifchen Im- 
peratorenherrfchaft, befchränkt durch Lehnswefen und Gemeinde- 

kraft; 

der abſolute Staat, das jetzt f. g. ancien regime; 

der moderne conftitutionelle Staat, oder die Baflrung der 
Staatsgewalt auf wirkliche ober präfumtive Willens - Einheit Der 
Regierenden und Regierten; gegründet entweder auf Die Idee 
der Volksſouveränetät (Bolfsftaat), oder auf fürftliche Macht- 
vollfommenheit mit garantirten echten der Unterthanen (der 
dynaſtiſch⸗ conftitutionelle Staat), oder auf eine parlamentartfche 
Herrſchaft benorrechteter Klaffen mit Schatten - Prärogativen der 

Krone. 

Den fruchtbarften Boden bat das conftitutionelfe Princip im 
Velten, Süd» und Nordweſt Europa’s gefunden. Nebenber ftehen 
unter dern monarchifchen Staaten vereinzelte republifanifche Gemein- 
weien, theils won Demofratifcher, theils von ariftofratifcher Färbung. 
Nähere Betrachtungen hierüber gehören dem Staatsrecht an. 

18. Das wefentlichfte Kennzeichen eines wirflichen Staates be- 
fteht in Dem organifchen Daſein einer eigenen volllommenen Stants- 
gewalt, Ihre Ausschließlichkett und Unabhängigkeit von Außerem 
Einfluß ift die wölferrechtliche Souveränetät der Staaten. Jedoch 
ft Teßtere nicht immer in gleicher Weife, weder thatfächlich noch 
rechtlich bet allen Staatengebilden vorhanden; vielmehr laſſen fich in 
diefer Hinficht folgende Kategorien unterfcheiden: 

L Der einfache freie fonveräne Staat, ohne fonftigen bleibenden 
Zuſammenhang mit anderen Staaten, außer dem allgemein wölfer- 
rechtlichen, 

D. Der zufammengefegte Staat’, worunter In ber wetteften Bedeu⸗ 
tung des Wortes zu begreifen tft: 

2) Der gewöhnliche Schulausbrud dafür ift systema eivitatum. Vgl. Sam. 


a Pufendorf, de systematibus eivitatum, in |. diss. acad. sel. Lond. Scan. 
1675. p. 264. J. C. Wieland, de system. civ. Lips. 1777 (Op. acad. I, n.2). 
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a. das Verbältniß halbſouveräner! Staaten zu demjenigen, von 
welchem fie fich in bleibender Abhängigkeit wenigftens für ihre 
äußeren Verhältniffe befinden ($ 19); 

b. die Vereinigung mehrerer an fich getrennter Staaten unter 
einer gemeinfamen Staatsgewalt (unio eivitatum), wobei wies 
der vielfache Verfchiedenheiten vorkommen ($ 20). 

II. Der Staatenbund (confoederatio eivitatum) oder die bleibende 
Bereinigung mehrerer Staaten zur gegenfeitigen Ergänzung und 
Erreichung gemeinfamer Zwede ($ 21). 

Ueberdies Tann felbft der völlig fouveräne Staat in feinen äuße⸗ 

ven Beziehungen gewiffen Beſchänkungen unterworfen fein ($ 22). 

19. Halbfouveränetät ift zwar ein überaus vager Begriff, 
ja beinahe ein Widerfpruch in ſich, da der Ausdrud Souveränetät 
gerade die abfolute Negation jeder Außeren Abhängigkeit anzeigt 
und eine Befchränfung dieſer Negation im Allgemeinen eine unbe- 
ftimmbare Menge von Abftufungen zuläßt, welche fich nicht auf Zah⸗ 

Ienverhältniffe zurücführen laſſen. Inſofern jedoch Die Souveränetät 

eine wefentlich Doppelte Bedeutung und Wirkſamkeit Hat, eine äußere, 

anderen Staaten gegenüber, und eine innere, in Dem Bereiche des 
eigenen Staates, wovon lettere freilich auch regelmäßig die Bafis 
der erfteren ift, fann man, wo zwar dieſe Balis vorhanden, jeboch 
die äußere Wirkſamkeit durch eine höhere Macht gehemmt Ift, das 

Berhältniß der Staatsgewalt eine Halbfouveränetät nennen. Diefem 

Verhältniß entfprach vormals? die Deutfche landesherrliche Gewalt? 

vor ihrer Testen faſt maßlofen Ausdehnung, fo lange e8 noch eine 

kräftige Reichseinheit gab. Beiſpiele in heutiger Zeit waren bis vor 

Kurzem die Herrſchaft Kniphaufen in Norddeutfchland, mit allen 


Pölitz, Jahrb. der Geſch. und Staatsfunft. 1829. I, 620. Chph. Lud. Stieglitz, 
Quaest. iur. publ. Spec. I. Lips. 1830. 

1) Diefe Benennung ift hauptſächlich erſt durch 3. J. Mofer (f. deſſen Beitr, 
3. Völkerr. in Friedensz. I, 508) gebräuchlich geworben, 

2) Aus der Älteren Geſchichte laſſen fich hierher die abhängigen Bunbesge- 
nofjen der Athener, dann die von den Römern unterworfenen populi liberi, mit 
der Bedingung: ut majestatem P. R. comiter conservarent (vgl. L.7. $1. 
D. de captiv.), rechnen, Dagegen ift das Berhältniß der feit 1806 mebiatifirten 
Deutſchen Reichsftände, wie es nach der Deutichen Bundesacte Art, 14 regulirt if, 
noch bei Weiten feine Halbfouveränetät zu nennen, 

8, Günther, Völkerr. I, S. 121. 
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Rechten der inneren Landeshoheit, des Seehandels und einer eigenen 
Slagge, unter dem Schute des Deutfchen Bundes und unter Der 
Hoheit, welche Oldenburg anftatt der ehemaligen Deutfchen Reichs» 
ſtaatsgewalt, jedoch ohne das Recht der Gefehgebung, auszuüben 
hatte’; fodann die Wahl-FürftenthHämer der Moldau und Walachel 
und das Erb⸗Fürſtenthum Serbien unter Türkiſcher Hoheit”, der 
Barbareskenftanten nicht zu gedenken?. 

Das Recht des vorgefeten Souveräns wird gewöhnlich Hoheit, 
Oberbohelt, auch suzerainet6 genannt“. 

20. Eine ftaatliche Einigung (unio civitatum)° entftehet ent⸗ 
weder Durch Die zufällige Beherrſchung mehrerer Staaten durch einen 
und denfelben Souverain (unio personalis), wobel aber jeder Staat 
den anderen vechtlich fremd bleibt und nur Bekriegung des einen 
durch den- anderen faft undenkbar wird, wenn beide gleich felbftändig 
find und befonders der Souverän beide gleich unabhängig regiert; 
oder die einzelnen Staaten ftehen mit einander felbft in Verbindung, 
jo daß ihre Schickſale ganz oder theilweis gemeinfam werben (unio 
realis). Die einzelnen Abftufungen Dabei find: 

L Der incorporirte Staat, wo einer nur das Nebenland (acces- 
sorium) des anderen iſt und der Hauptftant zugleich über Das Schick⸗ 
fal des Nebenftantes wölferrechtlich mit entfcheidet. In dieſem Ver⸗ 
haͤltniß ſteht meiftens der neuere Eolonialftaat zu dem Mutterlande; 
jest auch das Königreich Polen zu Rußland‘. 


I) Das Verhältniß diefer Heinen Herrichaft warb unter 8, Oefterreichifcher, 
8. Preußiſcher und K. Ruffiicher Bermittelung durch freien Vertrag zwilchen Olden⸗ 
burg und dem letztverſtorbenen Befiger, Grafen v. Bentind, näher regulirt und dieſes 
ſ.g. Berliner Ablommen d. d. 5. Juni 1825 durch Beichluß des Deutichen Bundes 
vom 9. Juni 1829 unter die Garantie desfelben genommen, vorbehaltlich der wohl« 
begründeten Rechte britter Berjonen. Seit 1854 ift Oldenburg im Befit der Herrichaft. 

3) Die neueften Beftimmungen über fie find durch den Parifer Friedensſchl. 
v. 30. März 1856. Art. 22. 28 getroffen. Wegen Serbien |. indeß v. Tkalac, 
Staatsr. d. Fürftenth, Serb. Lpz. 1858. ©. 27, wonach es kein rein halbſouve⸗ 
räne® wäre, fondern etwas mehr. 

8) Ehedem rechnete man auch den Diftrict Poglizza in Dalmatien unter 
Defterreichifcher Hoheit zu den halbſonveränen Ländern. Allein davon Tann wohl 
jetzt keine Rebe mehr fein. Neigebaur, Süpflaven. Leipz. 1851. ©. 165. 

4) Eigentlich bedeutet das Wort suzerain ben Lehnsherrn. 

5) Eine etwas verjchiebene Elaffification findet ſich in Klüber, dr. des gens 8 27. 

e) Bgl. Phillimore I, 89. 
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II. Die Vereinigung nach gleichem Rechte, es fel nun blos zu 
einem friedlichen Nebeneinanderbeftehen und zu gemeinfamer Krieg⸗ 
führung oder Erreichung anderer einzelner Zwede, wie 3.8. Nor⸗ 
wegen mit Schweden! verbunden tft; oder Vereinigung zu einem 
Gefammtftant unter einer und derfelben gemeinfamen Staatsgewalt, 
welche wiederum auf verſchiedene Weife in rein monarchiſch vegter- 
ten Staaten erfcheint, 3.8. in den vereinigten Staaten des Defter- 
reichiſchen Kalferhaufes oder des Bourbonifchen Haufes zu Neapel; 
anders in conftitutionellen Staaten, z. B. in dem Berhältniß Der 
drei vereinigten Köntgreiche England, Schottland und Irland’; anders 
endlich in Dem demokratifchen Bundes- oder Föderativftaat”. 
Beifpiele hierzu Tieferte bereits die alte Welt, vorzüglich der Achätfche 
Bund, fodann in neuerer Zeit der Nordamerifantfche Zreiftant‘, Die 
Schweiz’, der Mexicaniſche Staatenbund. In dergleichen Unions- 
verhältniffen tft ein befonderes ſtaatliches Sein dem einzelnen ntit- 
vereinigten Staat nicht abgefprochen, wenn er auch abhängig tft von 
der Centralſtaatsgewalt bis zu einer verfaflungsmäßigen Grenze. 
Diefe Centralgewalt wird aber oft eine fehr ohnmächtige den ein- 
zelnen Staaten gegenüber, fobald diefe ihre eigene Kraft fühlen und 
ein centrifugales Streben beginnen. Die nächfte Geburt ift dann 
meift ein Staatenbund. 

21. Sehr verfehteden von dem zufammengefetten Staat tft der 
Staatenbund, bei welchem es Teine gemeinfame oberfte Staats- 
gewalt, fondern nur VBertragsrechte und gemeinfame Organe zur Er- 
reichung der vereinbarten Bundeszwede giebt; eine dauernde Staaten- 


1) S. ven Bereinigungsact v. 31. Juli u. 6. Aug. 1815. Martens, N. Röc. 
ID, 608— 615. 

3) Eine völfige unio per confusionem nimmt bier Wei in ver Kieler 
Monatihrift an. S. indeß Bluntſchli, Staatswörterb, IV, 457. 

8) Polyb. II, 37,10.11. Fr. ®. Tittmann, Griech. Staatsverf. 1822. ©. 673, 
Ueberhaupt, S.667 ff. Saint-Croix, des anciens gouvernem. federatifs. Strasb. 
1800. A.E. Zinserling, le systöme federatif des anciens mis en parallöle 
avec celui des modernes. Heidelb. 1809. Pölitz, die Staatenſyſteme Europa’s 
und Amerila’s. Leipz. 1826. 3 Bde. 

*, Defien Berfaffung |. in N. Cours de droit politique, par Story, trad. 
p. Odent, Par. 1843. James Kent, Comment. on the American Law. New- 
York. ed.2. 1832. Deutih von Bißing. Heidelb. 1836. Phillim. I, 138. 

6) Phillimore ebendaſ. 134. 
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geſellſchaft mit eigenen organischen Einrichtungen für jene Zwecke. 
Die einzelnen verbündeten Staaten bleiben bier In allen Beziehungen 
fouverän und find von dem gemeinfamen Willen Des Vereines nur 
in fo weit abhängig, als fie fich demfelben vertragsweife unter- 
geordnet haben, während fie im Bundesſtaat höchſtens nur halb⸗ 
fonverän find. Ein derartiger Staatenbund ift meiftens Die erfte 
Brogreffion der fich felbft aufgebenden und als ohnmächtig erkennen⸗ 
den Rleinftaateret, gewöhnlich auch zufammenhängend mit nationalen 
Stammintereffen; ober, wie bereits vorhin bemerkt, eine Auflöfung 
des Bundesſtaates. Wir finden ihn im Altertbum, in den Berbin- 
dungen Griechifcher und Lateinifcher Städte (reine Schutz⸗ und 
Trußvereine); in neuerer Zelt noch in der Schweizerifchen Eid» 
genoffenfchaft‘, in dem vormaligen Freiſtaat der fieben vereinigten 
Niederlande, endlich jebt in dem Dentfchen Bunde. Der Einfluß 
des Bundesverhältniffes auf Die einzelnen Staaten Tann natürlich 
ein fehr verfchiedener fein und dasſelbe fich bald mehr bald weniger 
einem Bundesſtaat annähern. Seine Hauptwirkſamkeit gebt auf das 
äußere Verhältniß der Verbündeten zu anderen Mächten; nur in fo 
fern iſt er felbft auch eine wölferrechtliche Perfon. Als Hanptarten 
laffen fich unterſcheiden: 
der dynaſtiſche Staatenbund, wo nur die Regierungen wit 
einander verbündet find und in der Bunbesmacht zugleich ihre 
Anlehnung und Verſtärkung fuchen; dann 
der Völker-Staatenbund, welcher auch Die beberrfchten Stämme 

ſelbſt organifch mit vereinigt. 
Nur der legtere darf auf längeren Beftand rechnen; Der reine Res 
gierungsbund tft ein blos mechanifches Gebilde der Politik. 

22. Die Modalitäten, deren die Staatsfouveränetät fähig 
it, ohne fich felbft aufzugeben, find außer dem eben berührten Bundes- 
verbältniß 

J. freiwillige Befchränfungen einzelner Negierungsrechte zu 
Gunſten anderer Mächte?, oder Zugeftändniffe beftimmter Vortheile 
und Dauernder Leiftungen an andere Staaten, 3.2. einer Rente oder 
eines eigentlichen Tributs als Preifes für erlaffene Nachtheile; 


I) Deren Darftellung ſ. bei Zicholle, in Rotteck und Welder Staats - Leric. 
V, 625. 
2) Man ſ. weiterhin bie Lehre von den Staatsfervitnten 8 49, 
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I. pactirte Mediations- und Garantieverhäftniffe‘; 

II. ein Zehnsverhältniß, worin der Souverän eines Lan⸗ 
des zu einem anderen ftehen kann und wodurch dann allerdings Die 
ans dem Lehnscontract berfließenden Privatrechte und Verbindlich 
felten zwifchen Lehnsheren (dominus feudi, suzerain) und Bafallen 
begründet werben, namentlich Die Pflicht zu gegenfeitiger Lehnstreue. 
Darnach wird z. B. ein Angriffstrieg des Einen gegen den Anderen 
aissgefchloffen und Durch Lehmsuntreue das Bafallenland verwirkt 
werben können. Den Herrjcherrechten des Vaſallen über fein Land 
und gegen andere Souveräne thut der Lehnsverband feinen Abbruch”, 
nur müfjen die im Lebteren begründeten Verbindlichkeiten und For⸗ 
men, welche mit den Erfteren unverträglich find, Die nötbigen Mo- 
dificationen erleiden", Unter diefen aber befteht er, wenn nicht aus⸗ 
drücklich aufgehoben, noch von Rechtswegen fort‘. 

IV. ein Schutzverhältniß (droit de protection), worin ein 
Heinerer Staat zu einem oder mehreren größeren ftehen Tann. Es 
findet fih in allen Bertoden der Staatengeſchichte, freilich in ſehr 
ungleichartiger Geftaltung, in der Anwendung nicht felten ausgedehnt 
zu einem oberherrlichen, gebietenden Verhältniß, wobei der Heinere 
Staat als halbfouverän oder bloßes Nebenland erfcheint‘. Dem 


1) Die nähere Bedeutung kann erft im Vertragsrecht entwickelt werben. 

2) Bodinus, de republ. I, 9. Textor, Synops. iur. gent. IX, 21. Henr. 
Gottfr. Scheidemantel, de nexu feudali inter gentes. Jen. 1767. 

8) 3,8. in ber Form der Beleihung und perfänlihen Behandlung des Va⸗ 
fallen. Vgl. Günther, Völkerr. I, 135. 3. J. Mofer, Berl. I, 7. 

*, Das bebeutendfte Beifpiel eines Bafallenftaates war bis in Das jeßige Jahr⸗ 
hundert das Königreich beider Sicilien als Lehen des heiligen Stuhles zu Rom. 
Noch bis jet ift der Lehnsverband nicht aufgehoben, ſondern nur bie vormals 
übliche Lehnsrecognition Durch Die alljährliche Chinea (vgl. Heinfe, ſämmtl. Werte 
IX, 203), nebft dem damit verbundenen Tribut von 7000 Goldducaten, durch 
Bertrag von 1791. An Stelle deſſen wird bei der jedesmaligen Krönung des Papftes 
ein don gratuit gezahlt. S. Colletta, Storia di Napoli. II, c. 13. II, 1. VII, 25. 
Unter den deutſchen Staaten ift der Lehnsverband meiftens durch den Rheinbund 
mit Vorbehalt des bereinftigen Rückfalles befeitigt. Und felbft die noch übrigen 
Berhältniffe diefer Art feheint Die Deutiche Bundesverfammlung laut eines Befchluffes 
vom 20. Januar 1848 für aufgehoben oder fuspendirt zu betrachten. Darüber ſ. 
Hub. Viet. Ant. Pernices, Comm. Summum Princip. Germ. imp. num, possit 
nexui feud. subiectum esse. Hal. 1855. 

5) Beiſpiele verſchiedener Art gewähren; a) die Joniſchen Infeln unter Bri⸗ 
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natürlichen Wortbegriff gemäß kann es eigentlich nur in dem Schuß 
der vollkommenen Unabhängigkeit des Schutzſtaates gegen andere 
Mächte beftehen, welchen aber felbftredenb die Pflicht desfelben zur 
Seite Tiegt, fich in der äußeren Politit nicht von der des ſchutz⸗ 
herrlichen Staates zu trennen, natürlich Dann auch in Beziehung 
auf fein Inneres Verhalten Die Weifungen des Schugheren zu bes 
achten, wenn dasſelbe zu Verwidelungen mit dem Auslande führen 
koͤnnte. Alles Nähere hängt von ben getroffenen Vereinbarungen 
und rechtmäßiger Obfervanz ab. in freiwillig übertragener oder 
übernommener Schuß iſt an fich zu jeder Zeit wiberruflich". 

23. Die Entſtehung der Einzelftanten in ihren mancherlei 
Rüancen ift im Allgemeinen eine Thatſache des Hiftortfchen Proceſſes. 
Bald find fie Hervorgegangen aus dem Familien⸗ und ſtammgenoſſen⸗ 
ichaftlichen Leben, wie der alte patrtarchalifche Staat, bald aus dem 
Einfluß religiöfer Borftellungen, wie der Prieſterſtaat; bald aus ber 
Thatkraft Einzelner, wie der alte Heroenftaat, fpäter der Impera⸗ 
toren- und Beudalftaat; bald aus dem Willen Aller oder Doch einer 
fräfttgen Majorität; im Altertbum vorzüglich oft Durch Eolonifation 
mit Aufgebung des Mutterftantes; im Mittelalter Durch Ufurpatton, 
Eroberung und Erbtheilungen; In neuerer Zeit Durch Das Selbftändig- 
werden bisheriger Nebenländer mit Losreißung vom bisherigen Gan- 
zen oder vom Deutterlande. VBollendet ift Die Entftehung als That⸗ 
jache, fobald fih die fchon oben 8 16 angezeigten Elemente vor- 
finden: Maſſe, Wille und Kraft, fihb als Staat zu behaupten. 
Htermit tft freilich auch Schon für Andere eine Nöthigung verbunden, 
jenen neuen Staat als Staat für fich beftehen zu laſſen; allein erſt 


tifchem Protectorat, nach dem Parifer Vertr. v. 5. Novbr. 1815 und ber Eonflitut.- 
Acte v. 29. Dechr. 1817, worüber Phillimore I, 94; b) das Fürſtenthum Monaco, 
der Familie Grimaldi-Balentinois gehörig, feit dem Parifer Frieden von 1815 
unter Sarbiniihem Schub und Belatungsrecht; vormals, feit 1641 bis zur Re⸗ 
volution, unter Franzöſiſchem Schuß, noch früher unter Spaniſchem. Vgl. Mofer, 
ausw. Staater. V, 3, 399. de Real, science du Gouv. IV, 2, 3, 21. Murhard, 
N. Suppl. t. II. 1839. p. 343. Bis vor Kurzem auch c) die Stadt Cracau nad 
ber Wiener Eongr.-Acte Art. 6; desgleichen die Fürftenthlimer ber Moldau und 
Walachei, die nach dem Friedensſchluß von Aorianopel 1829 unter Ruſſiſchem 
Schutze ſtanden, an deſſen Stelle jetst feit dem Parifer Frieden von 1856 die Ga⸗ 
rantie aller Theilnehmer eben jo wie für Serbien getreten ift. 
) ©. vorzüglich noch Vattel I, $ 191— 199. Günther, Völlkerr. I, 131. 
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dann ift nach den Grundfägen der Gerechtigkeit, denen Das chriftliche 
Europätfche Völferrecht hufdiget, Die Entftehung juriftifch correct und 
der neue Staat legitim, wenn durch feine Schöpfung keine Rechte 
Anderer verlegt find (Neminem laede!), oder fobald Die zugefügte 
Nechtsverlegung befeitiget oder von dem Verletzten aufgegeben ift. 
Diefer ſelbſt kann Daher nicht allein Die Entftehung des neuen Staates 
hindern, fondern auch den bereits entftandenen auf den früheren 
Rechtsſtand zurücdzuführen fuchen oder dafür Entfchädigung fordern, 
und fo lange der beiberfeitige Kampf Dauert, Der fein altes Recht 
vindicirende Staat nicht Dasfelbe aufgiebt oder nicht ganz außer 
Stand zu feiner ferneren Verfolgung gefegt wird, tit fein Dritter 
verpflichtet oder berechtigt, den neuen Staat anzuerlennen oder mit 
ihm als folchem einen politifchen Verkehr zu beginnen. Bloß der 
natürliche Verkehr der Völker, namentlich der commercielle, Tann Durch 
jenen Kampf nicht gehindert werden, fo weit nicht der Kriegszuſtand 
bier Befchränfungen fett. Ob ein Necht durch die neue Schöpfung 
verlegt werde, Liegt außerhalb der Competenz dritter Staaten, Die 
nicht felbft Parteien find; für fie tft jene Schöpfung nichts als eine 
Degebenheit, eine weltgefchichtliche Revolution und deren Gefchehen- 
loffen oder Hemmung eine Srage der Bolitif und Sittlichfeit. ‘Da- 
gegen für Die bisher in Einem Staatsverbande begriffenen tft fie 
eine Nechtsfrage, worüber das innere Staatsrecht entfcheiden muß, 
nebenbei auch für dritte Mächte, welche eine Integrität des bisherigen 
Staatsverbandes ſtipulirt oder aus anderen Nechtsgründen im eigenen 
Intereffe zu fordern, nicht aber blos accefforifch vwerbürgt haben. 
Unter allen Umftänden iſt der neue Staat fchuldig, jede Verbind- 
tichfeit, Die feinen Theilen noch aus dem bisherigen Verhältniß ob- 
liegt, zu erfüllen. Andererfeits bedarf es für ihn feiner ausdrüd- 
lichen Anerfennung der jchon beftehenden Mächte zu feinem Dafein; 
er ift ein Staat, weil er es tft; und eben fo wenig ift ein ſchon 
beftehender Staat zu einer polttifchen Anerkennung oder zur Eröff- 
nung eines politifchen Verkehrs mit dem neuen verpflichtet, wenn 
nicht das Eine wie das Andere den politiichen Intereffen zu- 
träglich befunden wird. Die Anerkennung ift eben nichts als Die 
Befräftigung der völferrechtlichen Exiftenz und Die Zulaffung eines 
neuen Gliedes in die fehon beftehende völferrechtliche Genoffenfchaft. 
Ste geſchieht entweder ausdrücklich Durch Verträge, oder ſtill⸗ 





8 24. Volkerrecht in Friedenszeit. 47 


ſchweigend, z. B. durch Eröffnung eines förmlichen geſandtſchaft⸗ 
lichen Verkehrs!. 

24. Staaten entſtehen, wachſen, altern und vergehen, wie der 
einzelne Menſch; unſterblich iſt der Staat nur in ſeinem Begriff 
und im Beweggrund; uunſterblich der Einzelſtaat höchſtens in dem 
Sinn, daß er nicht von der phyſiſchen Exiſtenz beftimmter Glieber 
abhängig ift, fondern jo Tange beftehet, als fich neue Glieder in ihm 
reproduchren?, Im Mebrigen iſt er vergänglich wie alles Irdiſche, 
und feine Macht nicht über fich felbft binausreihend. Wann num 
ein Einzelftant aufhöre zu eriftiren, ift Darum feine unpraftifche Yrage, 
weit mit der Eriftenz die davon abhängigen Rechtsverhältniſſe er- 
löſchen müſſen. ALS oberfter Grundfag muß bier gelten: 

Zeder fouveräne Einzelftaat befteht fo lange, als er noch unter 
irgend einer Form Die wefentlichen Bedingungen ober Elemente 
eines Staatsverbandes ($ 16) bewahrt, als mithin eine für fich 
fetende und Dazu ferner fähige, fich felbft reproducirende Gemeinde 


1) Mit den vorgetragenen Grundſätzen ſtimmt im Weſentlichen die Staaten- 
praris und publiciftiiche Lehre fiberein. Fälle der Anwendung ergaben fich bei 
dem Abfall der Vereinigten Niederlande und hiernächſt Portugal® von Spanien, 
ber Nordamerikaniſchen Eolonialländer von Großbritannien, der Südamerikaniſchen 
Staaten von Spanien, Griechenlands von ber Türkei, Belgiens vom Königreich 
der Niederlande. Wichtig find in biefer Beziehung vorzüglich die Verhandlungen 
zwilhen Großbritannien und Frankreich Über deflen Anerlenuung der Norbameri- 
fanifchen Unabhängigkeit. ©. Ch. de Martens, Nouv. causes c&l&bres. t. I. 1843. 
p. 370—498; dann das Berhalten der Europäifchen Höfe in Bezug auf die Süb- 
amerikaniſchen Staaten. Unter den Publiciften, welche Die Frage größtentheils auch 
im obigen Sinne beantworten, nennen wir Moſer, Verſuch des n. E. Völlerrechtes 
VI, 126 f. Günther, Völkerr. I, 76. Schmalz, Völkerr. ©. 36 f. Klüber, dr. 
des gens. $ 23. Wheaton, intern. L. 1,1, 2. $19 p. 96 (Elem. $ 10. p. 36). 
Phillimore II, 16. Die mehr flaatsrechtlicde Frage, ob und unter welchen Um⸗ 
fänden es einem Theile eines Staates erlaubt ſei, fih von dem Ganzen loszu⸗ 
reißen, ift fchon in älterer Zeit (3.8. von 9. Groot III, 20, 41, 2 und feinem 
Commentator H. Eocceji zu II, 5, 24, 2; ferner v. Pufendorf J. N. et G. VIU, 11. 
84) berührt, in neuerer Zeit aber begreiflicher Weile ehr verſchiedentlich beant- 
wortet worden. Bon Einmifchungen in ſolche Begebenheiten Seitens dritter Staaten 
wirb weiterhin die Rede fein. 

2) Respublica aeterna. Universitas non moritur sed conservatur in uno. 
Weitläuftige gelehrte Nachweifungen dieſes Sates aus den Alten, deren wir nicht 
weiter bebürfen, f. bei Groot J. B. ac P. II, 9, 3 und Pufendorf J. N. et G. 
VIH, 12, 7. 


Sn 
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vorhanden ift, gleichviel, ob fie ſich aus fich felbft Durch Fort⸗ 
pflanzung oder anderswoher durch Einwandrer fortergänzt. 
Er erlifcht alfo völlig: 
durch gänzliches Ausfterben oder phyſiſche Vernichtung aller Staats⸗ 
genoffen; 
durch völlige Auflöfung der ausschließlichen Genoffenfchaft, 3. 8. 
mittelft Auswanderung oder Vertreibung der Einzelnen in an⸗ 
dere Gegenden, wie dem Judenvolk widerfuhr; ober 
durch Vermifchung einer Stantsgemeinde mit einer anderen für 
fich feienden (unio per confusionem), wo entweder jede ihre 
Beſonderheit aufgtebt, oder eine fich der anderen unterorbnet”. 
Nur theilmeis verliert er feine Exiftenz durch Subftangverminderung, 
nämlich: 
durch Dismembration oder Trennung In mehrere Einzelftanten; 
durch Aoulfion oder Abtrennung eines Thetles Der Staatsgemeinde 
und Verbindung derfelben mit einem anderen Staat; 
durch Incorporation in einen anderen oder Durch Rebucirung auf 
Halbfouveränetät (8 19). 
Dagegen bleibt e8 derfelbe Staat, wenn blos in der Regierungs- 
form oder im Subject der Stantsgewalt eine Aenderung eintritt”, 
wohin auch der Fall einer gleichen Vereinigung mit einem anderen 
Staat gehört; fodann bei Meberjiedelung aus einem Territorium in 
ein anderes, wobei Erfterer ganz aufgehoben wird’, während Die 
Staatsgemeinde felbft in ihrer Ausſchließlichkeit und Selbftändigkeit 
verbleibt. Durch Bälle Diefer Art wird natürlich in den Nechte- 
verhältnifien des bisherigen Staates Nichts geändert; fie äußern nur 
dann einen Einfluß auf leßtere, wenn und fo weit foldhe von der 


1) Bol. Groot a. a. O. 8 6. Pufenborf $ 9. 

3) Ariftoteles nahm bei diefer ſchon damals berühmten Frage das Gegentheil 
an (Polit. II, 1). Allein bei den neueren Publiciften ift nıir eine Stimme darüber. 
S. Groot 8 8, 1 a. a. O. Bufendorf $S 1 a.a.0. Boecler, de actis civitat. 
(Diss. acad. Vol. 1, p. 881). Hert, de plurib. hominib. unam person. susti- 
nentib. $ 7.8. C. v. Bynckershoek, Quaest. i. publ. I, 25: „forma civitatis 
mutata non mutatur ipse populus. Eadem ubique res publica est.“ Die 
Elemente des Staates bleiben ja unverändert. 

8) Feſte Site erachten wir freilich für wefentlich zu einem wahren Stant, 
aber dieſelbe Scholle macht nicht den Staat. S. auch Groot ST a. a. O. 
Pufendorf $ 9. Und ſchon Ariſtot. a. a. O. p. 74 ed. Göttling. 


4 
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unveränderten Befchaffenheit der bisherigen Zuftände abhängig find, 
z. B. in Betreff der Verträge‘. 

25: Bei gänzlichem oder theilmeifem Exlöfchen der Staaten 
entftieht Die Frage: ob und für wen Dabei eine Succeffion in Die 
Rechte und Pflichten des erlofchenen Staates Platz greife. Mean 
bat Dabei geftritten, ob die Succeffion eine univerfale oder eine par- 
ticuläre fei? und fo Begriffe des Privatrechtes in das öffentliche 
Recht übergetragen, deren Anwendung Die einfache Erfenntniß des 
Princips nur ftören Tann. 

Als Negel für den Ball einer gänzlichen Ertinction muß ohne 
Zweifel gelten: 

dag alle öffentlichen Nechtsverhältniffe. der wormaligen Staats⸗ 
genoſſenſchaft, da ſie eben nur für dieſe begründet waren, als 
erloſchen anzuſehen ſind, ſo weit nicht ihre Fortdauer auch in 
dem neuen Zuſtande der Dinge möglich und vorbedungen iſt; 
daß dagegen alle aus dem vormaligen Staatsverhältniß herrüh⸗ 
renden Privatrechte und Pflichten der Einzelnen (iura et obli- 
gationes singulorum privatae) mit Einfchluß der fubfidtartfchen 

Verpflichtungen der Einzelnen für den Staat”, fie ruhen auf 

Berfonen oder Sachen, als noch fortbeftehend geachtet werden 

müffen, wenn fie nur irgendwo einen Gegenftand oder Raum 

zur Realifirung haben. 
Denn einmal entitandene, auf feine Zeit befchränfte Rechte find als 
zeitlofe immer dauernd, fo lange die Subjecte und Sachen erxiftiren, 
unter denen oder hinfichtlich Derer fie Statt finden. 

Ganz dasselbe ift in Hinficht auf Privatrechte "bei theilwelfer 
Dernichtung eines bisherigen Staatenverbandes zu behaupten; was 
aber die öffentlichen Nechtsverhältniffe der Staatsglieder betrifft, fo 
müſſen fich Diefelben Hier denjenigen Veränderungen unterwerfen, 
welche Durch den nunmehrigen Zuftand der Dinge nöthig werden‘, 


1) S. auch Phillimore I, 152. 
2) M. ſ. z. B. Klock, Consil. Vol. VII, 152, n. 28. v. Cramer, Wtzl. 
Kö. 110, S. 233. 
8) 3.8. alfo aud der Staatsichulden, welche den Einzelnen zur Laft fallen. 
9) Daher 3.8. die Beſtimmung des Reiche-Deputations-Hauptfchluffes von 
1803 8 3 g. &, wegen ber Ianbftändifchen Berfaffungen im vormaligen Fürften- 
tum Münfter, 
° 4 
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oder welche, wenn die Veränderung Im Wege des Krieges ohne 
fihernde Stipulationen eingetreten tft, der Steger Damit vorzunehmen 
für gut findet. 

Bermögensrechte und Verpflichtungen eines ganzen aufgelöfeten 
Staates werden ihm auch noch in feinem neuen Zuftande verblei- 
ben, nur die Verwaltung wird geändert‘; bei Theilungen werben 
fie auf die einzelnen Theile verhältnigmäßig übergehen‘. Wie es 
jedoh in Fällen der legteren Art mit dem unbeweglichen Staats- 
eigenthum gehalten werde, foll im Sachenrecht feine Stelle finden 
(Abſchn. 2). 


Allgemeine Rechte und Grundverhältniffe der Staaten als foldher unter 
einander. 


26. Die allgemeinen Rechte der Staaten unter einander, welche 
bier zunächft, mit Hinficht auf Die ihnen Durch das Herkommen ge= 
gebene ceremontale Geftaltung und beigegebenen oder möglichen con⸗ 
ventionellen Beſchränkungen, erörtert werden müſſen, find wefentlich: 

1. da8 Recht eines ungeftörten eigenen Dafeins — Recht 
der Perfönlichkett an ſich —; mit feinem großartigen Inhalt, 
dem Recht eines eigenen Territoriums, dem echt der Selbft- 
erhaltung und den Rechten der Souveränetät oder innerer 
und äußerer Machtvollkommenheit; 

2. das Recht auf Achtung der Perfönlichkeit; 

3. das Recht auf gegenfeitigen Verkehr. 

Als Grundprincip für alle fouveränen Staaten ergiebt fih Gleich— 
heit des Rechtes, welches Daher auch mit feinen pofitiven Modi⸗ 
ficationen jenen Specialrechten voranzuftellen tft. 


1) Zn fo fern fagt man, der Fiscus des neuen Staates fuccedire univerfell 
in die Rechte und Pflichten des aufgelöften. Auch greift ver Sat ein: bona non 
intelliguntur nisi deducto aere alieno. 

2) Erdrterungen Über diefen Gegenftand finden fich in ber vormaligen Zeit- 
fchrift Hermes XXX, 1. S. 113. ©. auf Groot I, 5. 9. $ 9 u. 10. Pufen- 
dorf VIII, 12.85 a... DO. Wheaton a. a. O. 8 20. p. 99 (Elem. I, p. 38); 
ferner das (Lübecker) Aufträgalurtbeil in Sachen Preußen wider Baiern, die An- 
fprüche der Fürftin Berkeley betr., in Leonharbi Aufträgalverf. des. D. Bundes ©. 645 
und Pinder, das Recht getrennter Landestheile auf gemeinjchaftl. Legate. Weimar 
1824. Phillimore I, 157. 


r 
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Ueberall ift Hier nur Die Nede von wohlbegründeten Rechten 
der Staaten unter einander, nicht auch von Demjenigen, was jeder 
Staat innerhalb feines eigenthümlichen Rechtskreiſes zu feiner Selbſt⸗ 
entwidelung thun und unterlaffen Tann. Dies ift Gegenftand des 
inneren Staatsrechtes. Zwar ift in der äußeren Staatenpraris oft 
noch von einem f.g. Eonvenienzrecht (droit de convenance) bie 
Rede gewefen, als der Befugnig jedes Staates, im Fall: collidirender 
Intereffen gegen andere Staaten fo zu verfahren, wie e8 dem eigenen 
Intereffe am angemeffenften erachtet wird. Eine folche Befugniß 
bat man jedoch nur, fofern kein wohlbegründetes Recht des anderen 
Staates entgegenfteht, was begreiflich ebenfall8 aus feinem einfeitigen 
politifchen Intereffe hergeleitet werden Tann, und es verfteht fich Dann 
das Handeln nach eigener Eonventenz ganz von felbfl. Außerdem 
laͤßt fih ein Recht dazu nur nachweiſen 

Einmal: im Zuftande des Krieges, wo es mit Der f.g. Kriegs» 
räfon identiſch tft; und | 
Zweitens: im alle eines wirklichen Notbftandes, wo es identifch 
ft mit dem ſ. g. Notbrecht oder Außerften Recht der Staaten, 
fih in der Gefahr eines bevorftehenden Verluſtes der Eriftenz 
oder eines einzelnen beſtimmten echtes, felbft auf Koſten und 
mit Verlegung Anderer, Die Eriftenz und unterfcheidungsweife 
das gefährdete Recht zu retten. 
Reine dieſer beiden Arten legitimer Convenienz iſt jedoch völlig regellos, 
wie weiterhin gezeigt werben foll'. 


Prineip der Rechtsgleichheit. 


27. Mit dem völlerrechtlichen Begriffe eines vollfommen fou- 
beränen Staates ($ 18) find an und für ſich Rechtsungleichheiten 
unter mehreren derfelben unvereinbar. Auch der KHeinfte Staat in 
Hinſicht auf politifche Bedeutung bat demnach das gleiche Recht mit 


1) M. |. Über das ſ. g. Convenienzrecht Mofer, Beitr. I, 5. F. 9. Struben, 
Abh. von d. Kriegsräfon und dem Eonvenienzrecht, in d. Samml. auser!. jur. Abh. 
Leipz. 1768. ©. 31 f. Verhandlungen barüber haben am Deutichen Bundestage 
in 3. 1821 Statt gefunden. M. |. 2. v. Dreſch, Abb. über Gegenft. des öffentl. R. 
1830. Nr. 1. Heffter, Beitr. 3. d. Staats» u. Priv.⸗Fürſtenr. S. 184. Klüber, 
öffentl. R. des D. Bundes, 8 175. 

4 * 
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dem größeren und mächtigeren in Anfpruch zu nehmen. Darin Liegt 
jedoch nichts mehr oder weniger, als daß jeder Staat gleich den 
anderen alle in der ftaatlichen Eriftenz und tm völferrechtlichen Ver- 
bande begründeten Rechte ausüben darf. Keineswegs aber kann ein 
Staat fordern, Daß von einem anderen bei Ausübung der einzelnen 
Souveränetätsrechte das nämliche Syſtem beobachtet werde, welches 
er felbft in auswärtigen Beziehungen befolgt, dafern kein beftimmter 
Nechtstitel hierzu erlangt if. So tft fein Staat gehindert, feine 
eigenen Unterthanen mehr zu begünftigen als die Ausländer, ins⸗ 
befondere jenen in Eollifionsfällen mit letzteren beftimmte Vorzüge 
einzuräumen. Es Tiegt darin feine Illegalität, fondern nur Intquität, 
welche zur Retorfion berechtiget (8 111). So ift ferner fein Staat 
gehindert, nur gewifjen Nationen befondere Vortheile und Rechte zu 
gewähren, ohne daß dritte fich Dadurch verlegt halten Tännen‘, wie= 
wohl fie auch bier ein Gleiches thun und Retorfion üben Dürfen. 
Ueberhaupt kann jeder Einzelitant von der ftrengen Ausübung feiner 
Machtvolffommenheit etwas nachgeben, vornehmlich aus Billigkeits⸗ 
rücfichten oder Gefälligfelt gegen andere Staaten. Jedoch begründet 
eine folche comitas ohne vertragsweife Ausbedingung nicht von jelbft 
die Rechtsverpflichtung zu gleicher Gegengefälligfett, fo wenig als Die 
eigene Verpflichtung zur fortgefegten Gewährung. Wohl aber Tann 
fie für Die innere Staatsverwaltung die Kraft einer Obfervanz er= 
langen, fo lange fie die Stantsgewalt felbft zulaffen will”. — Dem- 
nächſt fchließet, wie wir bereits gejehen haben, der Souveränetäts- 
begriff gewiſſe Modalitäten und Abhängigfeitsverhältniffe nicht aus. 
Endlih Hat auf fehr natürlichem Wege politifche Machtungleichheit 
und alte Tradition im Europäiſchen Staatenſyſtem ein eigenes Rang⸗ 
recht erzeugt. 


Eigenthümliche Rangverhältniffe der Europäiſchen Staaten?. 
28. Die conventionellen Regeln, welche fih in Betreff des 


1) Günther, Völkerr. I, 316. 

2) ©, ſchon oben ©. 5. 

3, Abhandlungen Diefes in Älterer Zeit mit großer Wichtigkeit und ängftlicher 
Ueberſchätzung betrachteten Gegenftanvdes |. in v. Ompteba Kit. 8 195 ff. und 
v. Kamptz 8 124 fi. Die älteren nur theilweis noch brauchbaren Werke find: 
Zach. Zwanzig, Theatrum praecedentiae. Frefrt. 1706. 1709. fol. Darnach: 
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Ranges der einzelnen Staaten und Staaten» Categorien gebildet 
haben’, find in heutiger Zeitlage Diefe: 

I. Staaten, welchen für fi oder ihre Souveräne Königliche 
Ehren (Honores regii, honneurs royaux) zuftehen, haben einen Außer- 
lichen Vorrang vor denjenigen, welchen Dbergleichen Ehren nicht ge⸗ 
bühren. Als Königliche Ehrenrechte gelten aber: der Gebrauch der 
Königlichen Titel, Krone und correfpondirenden Wappen; das unbe- 
firittene Recht, Gefandte erfter Klaſſe zu ſchicken; überdies gewiſſe 
andere Geremontalrechte, welche weiterhin vorkommen follen. Für 
berechtiget zu Königlichen Ehren werden außer Katfern und Königen 
nur noch Die Sroßherzoge, Desgleichen, vermöge früheren Herkommens, 
der Kurfürft von Heffen angefehen; eben darauf hatten früberhin 


M&moires sur le rang et la pr&s&ance. par M. Rousset. Amst. 1746. Agostino 
Paradisi, Atteneo dell’ uomo nobile. Venet. 1731. Gottfr. Stieve, Europ. 
Hofcerimon. Leipz. 1715. 1723. Eine gute Zufammenftellung ver Hauptpunkte 
giebt Günther, Völkerr. I, S. 199 ff. ©. and I. Chr. Hellbach, Hob. des Rang⸗ 
rechts. Anſp. 1804. Fr. A. Mosheim, Über den Rang der Europ. Mächte. Sulzb. 
1819. Phillimore II, 45. 

1) Anſprüche auf Vorrang und Streitigleiten barliber ergaben fich bereits im 
Mittelalter anf den Concilien unter den Abgefandten der verſchiedenen Nationen, 
Dadurch und durch ben regen Verkehr der weltlihen Mächte mit dem Römiſchen 
Stuhl erhielten die Päpfte Gelegenheit, ihre Autorität geltend zu machen, und bie 
Rangorbnung der Fürften ift von ihnen mehrmals beftimmt worben. Unter anderen 
von Julius IL, im Jahre 1504, wonach folgender Klimar gebildet war: ber 
Römifche Kaifer, der NRömifche König, der König von Frankreih, Spanien, Arra- 
gonien, Portugal, England, Sicilien, Schottland, Ungarn, Navarra, Eypern, Böhmen, 
Bolen, Dänemark; die Republik Venedig, der Herzog von Bretagne, von Burgund; 
die Kurfürften von Bayern, Sachfen und Brandenburg, der Erzherzog von Defter- 
reich, ber Herzog von Savoyen, der Großherzog von Florenz, der Herzog von 
Mailand, von Bayern, Lothringen u. ſ. w. Cantelius, hist. metrop. urbium. 
P. 2. p. 134. Die Verbindlichkeit Diefer und ähnlicher Beftimmungen ift niemals 
allgemein anerkannt. Eben fo find mehrere vertragsmäßige Beftimmungen unter 
einzelnen Regierungen mit ber Zeit und burch veränderte Umftänbe hinfällig ge» 
worden. — Die verichiedenen Prätenfionen und Rangftreitigleiten einzelner Mächte 
find in ben obigen Schriften vermerkt, in der Kürze bei Günther 8 18f. Der 
ritterliche Freimuth Guftav. Adolphs von Schweden und der nachherigen Regent- 
Ichaft trat zuerft folchen eiteln Prätenfionen offen und kühn entgegen; fein Wort: 
que toutes les têtes couronnees étaient &gales hat fih in der Folge fogar 
noch in einer weiteren Ausdehnung Anklang verſchafft. Wegen der Entfcheidungs- 
normen |. Chr. Gothofr. Hoffmann (Resp. Gärtner), de fundamento decidendi 
controv. de praecedentia inter gentes. Lips. 1749, 
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auch Republifen Anſpruch, wie z. B. Venedig und die Niederlande, 
jet unbedenklich Die Schmeizerifche Eidgenoffenfchaft, der Nordamerts - 
kaniſche Freiftant. Daß der Deutſche Stantenbund als folcher nicht 
davon ausgefchloffen werden Fönne, verfteht fich won felbft, da die be⸗ 
deutenderen feiner Glieder, aus deren Gebteten Das Bundesgebiet felbft 
wieder hauptfächlich befteht, fchon zu jenen Vorrechten beanfprucht find. 

II. Unter den Staaten einer jeden der beiden Hauptklafien be— 
fteht dem Princip nach eine vollfommene Nechtsgleichheit. Insbes 
fondere gilt Dies von den heutigen Kalfer- und Königstiteln, ſeitdem 
der vormals allgemein als Erftes chriftliches Haupt anerfannte Ro⸗ 
miſche Kaiſer nicht mehr exiſtirt. Köntge haben vorlängft Die recht⸗ 
fiche Gleichbedeutung mit dem Kaifertitel Dadurch angezeigt, Daß fte 
den Namen eines Kaiferreiches oder Imperators auch mit dem vorzugs⸗ 
weife geführten Königlichen Titel verbinden, oder wenigftens Krone 
und Rechte des Souveräns Kaiſerliche nennen‘. Kaifern und Königen 
felbft wird aber allerdings von denjenigen Souveränen, die zwar 
Königliche Ehren, jedoch feinen Kaifer- und Königstitel haben, in 
ceremonteller Hinficht ein Vorzug eingeräumt; ebenfo von den jett 
beftehenden Republiken, ohne. Daß deren eigenes Verhältniß zu den 
übrigen Staaten mit Königlichen Ehren genauer feftfteht. 

III. Staaten mit einer unvollfommenen oder Halbfouveränetät 
werden allezeit wenigſtens demjenigen Staate nachfteben, von welchem 
fie abhängig find. Eben fo wird ein Schußftaat dem ſchutzherrlichen 
Staat den Vorrang zu geftatten haben, fofern das Verhältniß ein 
unbedingtes tft und es fich nicht von Angelegenheiten handelt, welche 
ganz außerhalb eines folchen Verhältniffes gelegen find. Gegen 
dritte Mächte kann Dasfelbe an und für fich Teine Zurückſetzung be⸗ 
gründen”; ja es können felbft halbfouveräne Staaten, ihrem aner- 
fannten Titel gemäß, nach Europäifchem Herkommen einen Vorrang 
vor völlig fouveränen haben‘. 

1 So gaben fihd und empfingen die Könige Frankreichs in den Berhand- 
lungen mit ber Pforte und deren abhängigen Staaten den Raifertitel; die Krone 
ber vereinigten Königreihe Großbritanniens heißt eine Kaiferliche in der Britiſchen 
Staatsſprache. ©. (de Steck) Echantillon d’Essais. Halle 1789. p. 3. 

2) Bol. Günther I, 213. 214. Die Eigenfchaft eines Vaſallenſtaates bringt 
an ſich noch feine Präcedenz des lehnsherrlichen Staates mit fich. 


3) So die ehemaligen Kurfürften des Deutichen Reiches im Verhältniß zu 
Staaten ohne Königliche Ehren. 
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IV. Das Rangverhältnig kann unter einzelnen Staaten burch 
Bertrag oder Obfervanz beftimmt werden‘. Alsdann haben folches 
auch Dritte Mächte zu beachten, wenn ihnen Davon Mittheilung ge- 
macht wird, fofern es nicht zu ihrem eigenen oder der übrigen Mächte 

Bräjudiz gereicht”. Denn im Allgemeinen geben natürlich dergleichen 
einfeitige Verträge fein Necht gegen dritte, fo wenig als biefe Daraus 
Eonfequenzen für fich herzuleiten vermögen. Verträge, wodurch eine 
Macht der anderen den Vorrang vor einer dritten oder allen übrigen 
zugefteht, find ohne Beitritt Diefer unverbindlich, weil fie eine Rechts⸗ 
verlegung enthalten, fofern fie von der allgemeinen Regel abweichen. 
Nur diefe hat man auch im Fall des Conflictes zu befolgen und es 
dürfen Davon bet wirklichen Stants-Angelegenheiten feine Ausnahmen 
gemacht werden. Selbft verwandtfchaftliche Rückſichten berechtigen 
außerhalb des Familienverkehres nicht dazu, fondern es ift bie ftrengfte 
Neutralität zu beobachten”. 

V. Der Rang, den ein Staat und feine Repräfentanten einmal 
erlangt haben, wird Durch Die etwa erfolgende Verfaffungsänderung, 
namentlich in der Perfonifichrung der höchften Staatsgewalt, in der 
Regel nicht verloren"; e8 müßte denn eine Veränderung des Staats» 
titel8 damit verbunden fein, welche nach entfchiedenem Herkommen 
das Nachftehen gegen anders titulivte begründet (Nr. II.). 

VI. Kein Sonverän fann von anderen Staaten Die Anerfennung 
der von ihm verliehenen Standestitel und Würden erwarten, welche 
feinen eigenen gleich find oder Darüber hinausgehen®. 


Die allgemeinen Staatenrechte im Einzelnen. 
J. Recht eines ungeftdrten eigenen Daſeins. 
a. Territorinlrecht, 
29. Das Erfte Recht eines vollendeten Staates ift, wie bei 
dem einzelnen Menfchen, als Staat phufifch für fich zu beftehen. 


1) So befteht 3.8. eine gewiſſe Reihefolge der Deutihen Staaten in Be- 
ziehbung auf das Bundesverhältniß, aber auch nur für Diefes. 

2) Günther I, 269. 

8) Günther I, 269. 

4) Vattel II, 3, 39. Günther I, 208. Klüber $ 99, Beiſpiele liefert bie 
Britiihe Commonwealth unter Erommell, Frankreich als Republil, 3. B. im Frieden 
v. Campo Kormio Art. 23. Wheaton, Intern. L. I, 196. (Elem. d. dr. int. I, 152.) 

6, Es wäre 3.8. paralogiftiih und gegen alles Herlommen, wenn ein four 
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Dazu gehört wefentlich ein eigener fefter Sig der Staatögemeinde 
innerhalb eines gewiſſen Landgebietes (territorium), wie e8 das 
Haus für den einzelnen Menjchen ift. In dem Befige eines ſolchen 
Gebietes Tiegt von felbft 
die Benutzung aller Naturſchätze innerhalb desfelben, fodann 
die Ausfchlieplichkeit Diefes Gebietsbefiges anderen gegenüber, worin 
das f. g. ius territoriale beruhet; endlich 
das Recht, ſich in diefer ausfchlieglichen Exiſtenz zu behaupten, 
was man auch das Recht auf Integrität oder Unverleß- 
barkeit der Staaten (droit d’integrit6) genannt hat!. 
Demgemöß kann 

I. fein Hoheitsrecht in die Grenzen eines anderen Staates 
hineingeübt werden; feine Staatsanftalt ihre Wirkſamkeit in das 
fremde Gebiet hinein ausdehnen? Es bildet damit jedes Stants- 
“ gebiet ein Afyl gegen weitere Verfolgung. 

II. Keine Staatsgewalt darf unmittelbar oder mittelbar Ur- 
fache geben, daß der Beftand eines anderen Staates in feinen natür- 
lichen Elementen vermindert werde. Sie darf alfo namentlich nicht 
zu Auswanderungen feiner Untertbanen Direct oder indirect anreizen 
oder fonft eine Entvölferung desfelben zu bewirken fuchen; eben fo 
wenig darf fie die Losreißung einzelner Theile von dem fremden 
Staat verurfachen, oder deſſen Enclaven in ihrem Gebiet fich eigen- 
mächtig zueignen“. Dagegen tft fein Staat verhindert, Auswanderer 
bet fich aufzunehmen, oder im Allgemeinen den Auswandernden ge- 


veräner Fürſt ohne Königliche Ehren einen Unterthanen zum Fürften ober Herzog 
creiren wollte. Vgl. Klüber’s üffentl, A. des D. Bundes $ 497. J. a. E. 

1) Battel IL, $ 78. 93. 

2) 2.9, keine Poftanftalt kann fi in das Ausland ohne die Zuftimmung 
ber dortigen Regierung erftreden; Teine Lotteriecollecte, Feine Werbeanftalt. Kein 
Notar darf in fremdem Gebiete inftrumentiren, Teine gerichtliche ober polizeiliche 
Berfolgung Über die Grenze gehen, fein Beamter in fremdem Gebiete mit öffent- 
lichem Charakter angeftellt werden ohne Placet oder Exequatur der auswärtigen 
Regierung. 

3) Die Politif hat freilich dieſen unbeftreitbaren Sat des Völferrechtes nicht 
immer beobachtet. Sie hat zuweilen zu Empörung offen aufgefordert, oder doch 
wenigftens Anreizungen und Propaganden in ihrem Intereſſe befördert, ja es iſt 
bin und wieder als ſtehende Politik erweislich geweſen. Doch bat fie fich felten 
als Recht geltend zu machen gewagt, meift hat fie insgeheim gejpielt und immer 
ift ihr entgegengetreten worden. Vgl. Günther, Völkerr. II, S. 276 f. 
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wiffe Vortheile anzubieten, welche fie für ihn beftimmen können', 
endlich auch-felbftändig gewordene Theile des fremden Territoriums, 
nachdem ihre Trennung völferrechtlich entjchieden ift (8 23), In fich 
aufzunehmen. 

II. Keine Staatsgewalt kann einem fremden Territorium. ents 
ziehen oder vorenthalten, was Demfelben von Natur als Theil an- 
gehört oder zufließt. Die natürlichen Verhältniffe müſſen unter den 
Nachbarftaaten fo erhalten werben, wie fie fich mit ihrer Gründung 
ergeben haben, und was die Natur allen oder vielen zugleich bes 
ſtimmt bat, darf nicht von Einzelnen als Eigenthum an fich behalten 
werden. So darf kein Fluß, Tein Bach dem Nachbarlande abge- 
fehnitten, wohl aber im eigenen Gebiet von jedem Staat zu feinem 
Augen gebraucht werden, wenn ihm nur der natürliche Ausflug an 
feiner früheren Stelle gelaffen wird”. 

IV. Selbft auf eigenem Gebiet darf fein Staat Anftalten treffen 
oder zulaffen, welche einen fchädlichen Rüdichlag auf ein fremdes Ter⸗ 
ritorium ausüben, Dergeftalt, Daß Dadurch Die natürlichen Verhält⸗ 
niffe zum Nachtheil des anderen Staates verändert werden würden”. 

Sonftige Befchräntungen der Inneren Staatsgewalt und Re⸗ 
gierungsrechte fließen aus den nachfolgenden allgemeinen Rechten 
anderer Staaten; aus den allgemeinen, unter dem internationalen 
Schutze fiehenden Menfchenrechten; aus der Natur der Privatrechte; 
aus den DVerhältniffen der Untertanen zu auswärtigen fptrituellen 
Mächten in Betreff ihres Religionscultus; aus dem Verhältnig der 
Erterritorialität; aus der Beftellung von Staatsfervituten. 


b. Recht der Selbfterhaltung. 


30. Mit der Eriftenz ift auch das Recht, fie zu behaupten, ge- 
geben, Daher auch Vertheibigung und Kampf gegen jede, Die ftaat- 


1) Bgl. Mofer, Verf. VI, 118. Günther a. a. O. S. 2% f. 

2) Battel I, 22, 271. 273. 

3) Die privatrechtliche Kegel: In suo quisque facere non prohibetur dum 
alteri non nocet ift auch im Völkerrecht Wahrheit, muß aber im obigen Sinn 
verfianden werben, wie fie im Eivilrecht Anwendung findet. Auf feinen Fall tommt 
ein bloßes lucrum cessans in Betracht. Denn multum interest utrum damnum 
quis faciat, an lucro quod adhuc faciebat, uti prohibeatur. L.1.8 11. D. de 
aqua 1.26. D. de damno inf, S. aud Cocceü, de iure nocendi aliis. in 
Vol. dissert. II, p. 1199. 
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liche Eriftenz bedrohende Gefahr‘, fo wie Die Ergreifung borläufiger 
Sicherungsmittel gegen Die Möglichkeit einer folchen. 

Die Gefahr kann entweder in Naturgemwalt und Verwickelung der 
Weltverhältniffe Liegen ober in menfchlicher Vergewaltigung. Erftere 
geben an fich Fein Hecht, andere Staaten oder deren Angehörige in 
ihrer Eriftenz, ihren Beſitzthümern und Rechten zu beeinträchtigen; 
nur die äußerſte Noth entfchuldigt Die Rettung der eigenen Eriftenz 
auf Koften eines fremden oder feiner eigenen Rechte mit Hintanfegung 
der Rechte Anderer, ja auch Diefes nur, wenn man nicht etwa felbft 
die Gefahr herbeigeführt bat und gegen eine wenigftens künftig zu 
feiftende Entfhädigung”. 

Gegen drohende oder bereits angefangene Vergewaltigung An⸗ 
derer tritt das Necht der Nothwehr bis zur völligen Abwendung der 
Gefahr in Kraft, und jeder Dritte fogar ift berechtigt, dazu Betftand 
zu leiften, wenn der Bedrohte ihn nicht von fich weifet. Wefentliche 
Borausfegung ift jedoch Wirklichkeit der Gefahr und Abfichtlichkeit 
auf Seite deffen, woher fie fommt. Bis dahin können rechtmäßiger 
Weife nur Sicherungsmittel, z. B. Durch Coalition mit Anderen, Be- 
feftigungen, Kriegsräftung u. f. f., ergriffen werden; mit dem erften 
Moment der Gefahr ift aber auch der Bedrohte befugt, zuvorkommend 
thätlich einzufchreiten und Durch eigenen Angriff den zu befürchtenben 
zu befeitigen”, 

Begreiflicher Weiſe läßt fich in den Stantenverhältniffen nicht 
der engere Maßſtab anlegen, wonach der Gebrauch der vorftehenden 
Grundfäge in Privatverhältniffen beurtheilt werden muß. Bei dem 
Geheimniß, worin fich die Politif einhüllt, ift es oft ſchwer, die Ab- 
fichtlichfeit einer Richtung, das wahre Ziel einer Bewegung zu er- 


ı) Adversus periculum naturalis ratio permittit se defendere. L. 4. 
D. ad L. Aquil. 

2) Es gilt bier für den Staat dasſelbe Nothrecht wie für den einzelnen 
Menſchen. Iener wird freilich feltener in den Fall kommen, ſich darauf zu berufen. 
Man fee indeß einen Heinen Staat in Hungersnoth gebracht und man wirb es 
ihm nicht als Friedensbruch anrechnen dürfen, wenn er fih nach Erſchöpfung aller 
Mittel fogar mit Gewalt das Nöthige von den Nachbarn zu verichaffen fucht 
(Battel II, 120), freilich mit der Verbindlichkeit eines Tünftigen Erſatzes. Byn- 
ckershoek, Quaest. i. publ. II, 15. ©. Groot II, 2, 9. 

5) Denn melius est occurrere in tempore quam post exitum vindicare. 
L. 1. C. quando liceat unicuique. 
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fennen. Zuweilen wird felbft längere Beobachtung des ganzen Shftems 
eines Hofes doch nur Vermuthungen an die Hand geben und ein 
Irrthum fehr zu entfchuldigen fein. Gewiß ift aber auch Vorficht 
gegen Webereilungen und gegenfeitige Offenheit geboten’, 

Daß der bedeutende, obwohl völlig legitime Anwachs einer ein» 
zelnen Macht, weil fie in der Folge einmal gefährlich werden Tönnte, 
noch Teinen Zuftand der Nothwehr oder eines rechtmäßigen Krieges 
hervorrufe, beruhet auf dem Mangel au den erforderlichen Bedin⸗ 
gungen der Nothwehr, hauptfächlich eines wirklich zu befürchtenden 
unrechtmäßigen Angriffes. Auch kann das Eoloffale einer Macht noch 
nicht als ein fchon vorhandener Nothſtand für Die Mebrigen angefehen 
werden. Unbedenklich liegt e8 aber in deren Befugniffen, jeder fer 
neren Vergrößerung einer Macht, wozu fie noch feinen unbeftrittenen 
Titel bat, 3. B. Vermählungen, Ceffionen u. dergl., zu verhindern zu 
fuhen, ohne daß darin an und für fich eine Beleidigung gefunden 
werden Tann. 

Auf ähnliche Weiſe verhält es fich mit der Frage, ob bevor- 
ftehende oder fchon eintretende Aenderungen des momentanen Gleich« 
gewichtes der Staaten den Dadurch möglicher Weife in Gefahr ge- 
rathenden ein Recht zum thatjächlichen Widerftande geben. Beruhet 
die Veränderung auf bereit3 vorhandenen rechtmäßigen Ziteln, fo 
wird jeder Widerftand in der Regel unrechtmäßig fein; außerdem 
aber Tann die Präventivpolitif ihre ganze Thätigfeit zur Hinderung 
des Bevorftehenden entwideln?. 

Die Linie zwifchen Recht und Noth Liegt freilich außer dem 
Kreife richterlicher Beurtheilung. Aber deutlich erfennbare Be⸗ 
firebungen einer Macht zur Begründung einer Univerfalmtonarchie 
verfegen unbedenklich alle übrigen in den Fall eines Nothſtandes. 


1) Weber das hier eintretende Fragerecht |. unten bei ver Materie der Inter⸗ 
vention 8 44 f. 

2) Die verſchiedenen Anfichten find zufammengeftellt bei Günther I, S. 362 ff. 

3) Hier ift vorzüglich Die Evalitionspolitif an ihrem Ort. Datauf berubten 
unter Anberem Die großen Eoalitionen in Betreff der Spanifchen Monarchie vor 
Adfterben König Carl IL., ver Deutiche Fürftenbund von 1785, die Coalition gegen 
Napoleon I. u. |. f. 
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c. Das Recht eines freien ſtaatlichen Waltens. 
Droit de souverainet£. 

31. Ein weiteres Recht jedes Staates ift eben das, feine Auf- 
gabe als befonderer Staat mit Selbftbeftimmung zu erfüllen. Jeder 
Staat kann fich demnach felbft eine beftimmte Form geben, und zwar 
zuerft eine beftimmte Regterungsform. — Unbedenklich ift ferner, daß 
jeder Staat fich felbft und feinen Autoritäten einen beftimmten Namen 
und Titel, fo wie gewiſſe äußere Infignien, Wappen! u. dergl. bei- 
legen und gebrauchen fann?. Ein willfürliches Widerfpruchsrecht ober 
Urtheil ſteht rücfichtlih der Annahme folcher Wahrzeichen anderen 
Staaten an und für fich nicht zu; fondern es kann Diefelbe nur unter 
folgenden Vorausfegungen angefochten werden: 

Erftens, infofern Tractaten oder boheitliche Beziehungen zu an⸗ 
deren Staaten ($ 18 f.) entgegenftehen; 

Zweitens, infofern bereits anerfannte Wahrzeichen fremder Staa⸗ 
ten angenommen werden; | 

Endlich überhaupt, wenn andere Mächte zur förmlichen Beach- 
tung des angenommenen Titels, Namens und der Damit verbundenen 
herkömmlichen Prärogativen verpflichtet fein follen. 

Eine derartige Verpflichtung kann Durch Das eigene Handeln 
eines Staates anderen nicht auferlegt werden. E8 tft alſo von felbft 
die Nothwendigkeit gegeben, fich Die Anerkennung wenigftens der⸗ 
jenigen Staaten zu verfchaffen, welche ein Intereffe und auch wohl 
die Macht haben, einen Widerfpruch geltend zu machen. Gleiches 
gilt von Veränderungen bisheriger Titel, Wappen und anderer Kenn- 
zeichen”. Dies tft auch Die wirkliche Staatspraxis“. 


1) Die Staatspraris richtet fich dabei, verfteht fih zwangslos, nach deu Regeln 
der Heraldik oder ſ. g. Wappenfunft, l’art du blason. Eine Nachweifung der darauf 
bezüglicden Schriften |. in Berend, Allgem. Schriftenfunde der Wappenk. 1835, 
. 3 Thle. Lower, Curiosities of Heraldry. Lond. 1845. Die Gejchichte bes 
Wappenweſens |. in der Deutſchen Biertelj.-Schr. Nr. 64 (1853). 

3) Battel II, 3, 8 41 f. de Real, Science du Gouv. V, 5, 6. Günther, 
Völlerr. I, 4, 1. 

3) Schmelzing, Europ. Völkerr. $ 40. Schmalz, Völkerr. S. 182. 

4) Bemerkeuswerth find in dieſer Beziehung die Verhandlungen wegen bes 
Preußiſchen Könige» und Ruſſiſchen Kaifertitels. Specielle Gründe bes Wider⸗ 
ſpruchs Können fein: offenbare Verkleinerung der conventionellen Bedeutung des 
Titels durch Annahme desfelben ohne zureichende Grundlage und Mittel zu feiner 
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Bon ſelbſt verfteht fich endlich, daß jeder Staat für fich felbft 
Herr In feiner inneren Verwaltung und in feinem Verhalten zu 
auswärtigen Mächten ift, überhaupt bei Ausübung aller Inneren 
und äußeren Hobeitsrechte. Die natürlichen und pofitiven Modifi- 
cationen diefer Machtvolllommenheit werden fpäter ihre Stelle finden. 


OD. Recht auf Achtung. 
Phillimore II, 33. 


32. Will oder kann ein Staat nicht völlig iſolirt won allen 
übrigen beftehen, fo muß er auch das Daſein derfelben anerkennen 
und als der Weltordnung angebörig achten, wie bei dem einzelnen 
Menſchen gleichfalls das Necht auf Achtung — feine Ehre — mit 
dem phyſiſchen Dafein beginnt. Verweigern Tann fie dem anderen 
Staate nur derjenige, welcher deſſen Legitimität zu beftreiten berech- 
tigt ift und vermag, damit aber auch jeder Verbindung mit demfelben 
entfagen muß. 

Die dem Rechte auf Achtung entiprechenden Berpflichtungen find 
nun theils pofitiven, theils negativen Inhaltes. Im Weſentlichen 
ſind es dieſe: 

J. Achtung des fremden Staates in ſeiner phyſiſchen Eriſten 
Darum darf keiner den anderen vernichten wollen, wenn es nicht 
die Selbſterhaltung nöthig macht ($ 30); Unrecht wäre ein Aushun⸗ 
gerungsſyſtem gegen einen anderen, vielleicht ganz enclavirten Staat, 
der in fich felbft Feine genügenden Subfiftenzmittel befigt, Durch Ver⸗ 
ſchließung oder Veberlaftung jedes Handelsverfehres, jeder Zufuhr. 

I. Achtung ber rechtlichen Staatsperfänlichfeit des anderen, 
d. 5. aller mit dem Beſtehen eines Staates an fich oder in feiner 


würdevollen Aufrechterhaltung; Emporhebung Über andere Staaten und baher Zu⸗ 
rüdjegung derfelben. — Daß der Römiſche Stuhl ein Verleihungsrecht von poli⸗ 
tiſchen Ziteln babe, wie früher wohl behauptet und in Anfpruch genommen worden 
ift, wird ſchwerlich in unferer Zeit noch vertheidigt werben. Preußiiche Publiciften 
haben den letten Kampf darüber geführt. S. bei. de Ludewig, Opusc. miscell. I, 
p.1 u. 129, Wichtig iſt eine Beſchlußnahme der Bevollmächtigten am Aachner 
Congreß in dem Protofoll vom 11. October 1818. S. die Anlagen. 

1) Bol. Battel II, 134. Eine bloße Bertheuerung ber Zufuhr über Das 
bisher Gewöhnliche, z. B. durch Zollerhöhung, ift noch Feine Rechtsverletzung. 
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befonderen Kategorie gegebenen Rechte, fo lange ihre Ausübung nicht 
die richtige Grenze Üüberfchreitet oder mit den Diesfeitigen in Conflict 
geräth; Daher alfo auch 

Beobachtung der herfümmlichen Ehrenbezetgungen und Ceremo⸗ 
nial= Verpflichtungen; Unterlaffung aller eigenmächtigen Handlungen, 
wodurch Nechte bes anderen ufurpirt oder gehindert werben!, wie- 
wohl ohne die Verbindlichkeit, ihre Ausübung zu befördern und zu 
unterftügen; ſodann 

Achtung für alles dasjenige, was ein anderer Staat durch Ge⸗ 
brauch feiner Nechte in feinem eigenthümlichen Gebiet gefchaffen oder 
fanctionirt bat, in fo weit dasfelbe in den internationalen Verkehr 
eingreift”, desgleichen alsdann, wenn in dem anderen Staate felbft 
Rechte gefucht oder vertheidigt werden follen, ohne daß jedoch aufer- 
dem den ausländischen Nechtsverhältniffen eine gleiche oder überhaupt 
eine rechtliche Wirkfamfeit zu geftatten ift*. 

II. Achtung der fittlihen Würde, welche jedem Einzelftant als 
Glied der Weltordnung gebührt, fo fern er fich diefer Achtung nicht 
durch illegitimes Handeln unwürdig macht. 

Kein Staat darf ſomit den anderen auf eine geringſchätzende 
verächtliche Weiſe behandeln, wiewohl er ihm auch feine höhere Be- 
deutung zuzugeftehen hat, als in dem Wefen des Staates an fich be— 
gründet tft. Keine Nation hat das Recht, als Die größefte, tapferfte, 
ruhmvollſte oder tugendhaftefte von den anderen anerkannt zu werben‘; 
nur als vechtlich beitehende und handelnde, fo lange fie dieſes iſt. 
Natürlich wird jedoch durch Eine unrechtliche Handlung der Anfpruch 
auf Achtung nicht für immer verwirkt; aber der Tadel des Unrecht: 
mäßigen felbft kann dem freien Urtheil der Anderen nicht entzogen 


1) Jede Negation oder Beeinträchtigung der Rechte und Inftitutionen anderer 
Staaten ift eine Beleibigung, 3. B. die Nachprägung der Münzen eines Staates, ' 
beſonders mit Verringerung des Gehaltes; eben fo der Mißbrauch feines Wappens, 
feiner Flagge, überhaupt jeber Betrug. Vgl. Vattel L, 8 108. 

2) So kann fein Staat im internationalen Verkehr die Berfaffung des anderen 
ignoriren, wenn er fie nicht anzufechten berechtigt ift. 

3) Das Nähere hiervon unten bei der Collifion der Stantenrechte. 8 34 f. 

9) Freilich Darf auch Feiner Nation der Anſpruch auf Ruhm poſitiv abge- 
Iprodhen werben. Dies meint wohl Battel I, 190, wo er jede attaque 4 la gloire 
d’une nation für eine Ehrenkränkung zu erflären fcheint. 
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werden‘. Wo follte Die Lüge anfbören, wenn fie der Wahrheit nicht 

in den Trägern der Weltgefchichte Raum geftatten müßte? Eben 

deshalb kann auch jede Staatsgewalt fordern, daß ihren Worten und 

Erklärungen, die fie giebt, von anderen Mächten Glauben beigemefjen 
werde, fo fern fie auch ihrerſeits Treue und Glauben bewährt”, 

Was Übrigens ein Staat oder feine Negterung felbft gegen an⸗ 

dere Staaten zu beobachten und zu unterlaffen bat, muß oder follte 

er Doch von feinen Angehörigen gleichfalls beobachten laffen und 

nicht dulden. Allein bis auf dieſen Augenblid bat fich wenigftens 

' die Gefegebung der Einzelftaaten nur wenig ober gar nicht mit 

einer Sicherftellung anderer Staaten gegen mögliche Verlegungen bes 

ſchäftigt'. Einer wartet hier meift auf den anderen. Nur Bunbes- 


1) Peccata nocentium nota esse et oportet et expedit. L. 18 D. de 
injur. Ueberhaupt treten hier die Grundſätze der Privatinjurien in Anwendung. 

2) Schriften hierliber ſ. in v. Kamptz Lit. $ 93. 

8) Der Egoismus der Staatspraris ift zuweilen fo weit gegangen, bie Eri- 
flenz anderer Staaten und ihrer Rechte ganz zu ignoriven. So hat man z. B. 
Einfhmuggelungen in fremde Stantögebiete, felbft in der gerichtlichen Praris, nicht 
feften für etwas ganz erlaubtes betrachtet, deffen man fich nicht einmal zu ſchämen 
brauche. Ein anderes Syftem hat der Gerichtshof, deffen Mitglied zu fein Verfaſſer 
die Ehre hatte, in Betreff der Frage angenommen, ob ein Schmuggelvertrag nach 
bem Ausland hin ben guten Sitten zuwider fei, und dieſe Frage bejaht, aus fol- 
genden Gründen, welche weientlich bie obigen Grundſätze des Paragraphen beftätigen: 

„Sm Erwägung, daß dem Revifions- und Caſſationshofe die Beurtheilung 
der Frage nicht entzogen iſt: ob eine Convention ben guten Sitten zumiver jet? 
indem es ſich dabei nicht von zufälligen Borftellungen, ſondern von feſtſtehenden 
Begriffen handelt, die, wo fie das Geſetz berüdfichtigt, auch als Theil von dieſem 
ſelbſt anzuſehen find; 

Daß nun aber der Begriff des fittlich Erlaubten oder Unerlaubten nicht blos 
auf Das Gebiet eines beftimmten einzelnen Staates beſchränkt und damit abge- 
Ihlofjen werben Tann; 

daß die Sittlichfeit des Willens, welche die Grundlage der guten Sitten ifl, 
weſentlich auch darin befteht, Niemand in feinem Recht zu verlegen und ſich Da» 
duch micht mit dem Schaben des Anderen zu bereichern; 

daß num jeder Einzelftaat das unbeftreitbare Recht bat, von den aus dem Aus⸗ 
lande einzuflihrenden Waaren Nachweifungen zu fordern und Abgaben zu erheben; 

Daß zwar andere Staaten die Ausübung dieſes Rechtes nicht zu erleichtern 
oder zu unterftüßen haben, eine Beeinträchtigung besfelben aber nichts deſto weniger 
ein Unrecht bleibt, folglich auf Seiten desjenigen, der fie vorfäßlich, befonbers aus 
Eigennag, unternimmt oder vertragsweile veranlaßt, eine unläugbare Unfittfichtei 
darftellt; | 
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verhältniffe führen von felbft zur Berückſichtigung Der Bundesgenofien- 
fchaft. Die nähere Darftellung der biernach eintretenden Verhältniſſe 
bleibt dem Capitel von den BVerbindlichkeiten aus Rechtsverlegungen 
vorbehalten. 


IM. Recht auf gegenfeitigen Verkehr! 


33. Soll ein dem höchften Ziel des Völkerrechtes (8 2) ent- 
fprechender Verband unter Nationen beftehen, fo müſſen fie fich auch 
einem gegenfeitigen Verkehr zum Austaufch ihrer geiftigen und mate- 
riellen Mittel öffnen, deren Die menfchliche Natur zu ihrer Entfal- 
tung bedarf. Das Princip einer Freiheit des Verkehres ift jedoch 
fein unbedingtes. Die nächfte Grenze fest ihm die Gerechtigkeit, 
welche auf Gleichheit und richtiger Ausgleihung des Ungleichartigen 
beruht, mithin auch Teinen Staat verpflichtet, einen Verkehr mit an- 
deren zu führen, wobel er nur im Nachtbeil und Iettere allein im 
Bortbeil fein würden; eine fernere Grenze auch die Selbfterhaltung 
jedes Staates, welche nicht zugeben Tann, fich Durch Geftattung eines 
unbedingten Verkehres in Abhängigkeit von anderen Staaten zu 
fegen oder ſchädliche Einwirkungen von ihnen in fih aufzunehmen. 

Welche Vorfichts-, Abwehr-, Ausgleichungs- oder Beförderungs⸗ 
maßregeln in der einen oder anderen Beziehung zu ergreifen find, 
fällt allein der inneren Politif jedes Staates anheim. Ihr fteht es 
zu, fchähliche Arten des Verkehres und Handels in ihrem Gebiete 
ganz zu unterfagen, den Fremdenverkehr duch Paßvorfchriften und 


daß daher der Rheiniſche Appellationsgerichtehof mit Hecht bie in Rebe ftehenbe 
Convention wegen Einfhmuggelung von Waaren in ein fremdes befreundetes Land 
als den guten Sitten zuwider und deshalb für ungiltig erflärt hat“ u. f. w. 

So auch Pfeiffer, Pract. Ausf. III, 83, In entgegengeletter Weiſe bat noch 
ber Pariſer Appellhof 1835 geurtheilt: que la contrebande & l’ötranger n’est 
pas une cause illicite d’obligation. Auch England und die Vereinigten Staaten 
Nord-Amerila’8 befolgen dieſes Syftem, worliber ſich in unferem Sinne ausfpricht 
Pando, Elem. del. derecho intern. p. 144. Bertheibigt wird e8 von Dunder, 
im Arch. f. civ, Pr. XXI, 221. — Ueber Streitigfeiten einzelner Staaten wegen 
bes Schleichhandels der Unterthanen |. Mofer, Verf. VII, 756. Ein Preuß. Gef. 
vom 22. Aug. 1853 (G.⸗S. 926) ftraft den Schmuggel nach dem Auslande, wo 
Gegenfeitigfeit vereinbart iſt. Das ift der Anfang zu einem focialen Fortſchritt 
bes Rechtes, 

1) Schriften in v. Ompteda, Lit. 8 277. v. Kamptz $ 252. Klüber, Völlerr. 
8 69. ©. auch Zachariä 40 Bücher. IV, 21. 
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polizeiliche Anftalten zu controliven, fremde Artikel der Ausgleichung 
halber mit Schugzöllen zu belegen, Die Stapelpläke und Wege des 
Berkehres zu beftimmen, Durch Handelöverträge, Errichtung von Frei» 
häfen ($ 243) und ähnliche Anordnungen den Verkehr zu befördern, 
hierbei auch einzelne Nationen vor anderen zu begünftigen ($ 27), ja 
ſelbſt Monopole zu ertheilen, wenn dergleichen noch in irgend einer 
Hinficht wahrhaften Vortheil gewähren könnten; endlich Tann eine 
Nation fih durch Vertrag gewiſſen Handels-Befchränfungen giltig 
unterwerfen, wenn fie Damit nur ihre unabhängige Eriftenz nicht 
aufgiebt. 

Die Grundfäge, auf welche das Völkerrecht einer civiliſirten 
Staatengefellfchaft beftehen muß, find allein biefe: 

J. Jede völlige Sfoltrung eines Staates von dem Verkehre mit 
anderen Nationen fließt vom Genuſſe des Völkerrechtes aus. 

U. Sein Staat Tann, ohne eine Feindfeligkeit zu begehen, dem 
anderen einen Verkehr mit folchen Artikeln abfchneiden, deren dieſer 
Staat zu feiner Exiftenz wefentlich bedarf (8 30). 

IT. Kein Staat kann ohne Beindfeligfeit einer anderen Na- 
tion den unfchädlichen Gebrauch von Land- und Waflerftraßen oder 
fonftigen öffentlichen Verkehrsanftalten in feinem Gebiete verjperren, 
es fei für den Binnenverkehr oder um Dadurch von einem dritten 
Ort die nöthigen geiftigen ober leiblichen Bebürfniffe zu beziehen oder 
dahin zu führen", 

IV. Sein Staat Tann ohne Beleidigung und Verlegung einen 
anderen Staat von der Verkehrsconcurrenz nach einem Dritten Staat 
ausichließen, wenn dieſer nicht felbft Die Ausfchließung will oder 
geltend macht”, 


1) Die Aelteren nennen e8 das ius usus innocui, im Befonberen transitus 
‘ober passagii innoxii, flreiten aber barliber, ob es ein volllommenes ober un⸗ 
vollkommenes Recht fei. Nur die Nothwendigkeit menſchlicher Beblirfniffe giebt ein 
beſtimmtes Recht, wie ſchon Eocceji und nach ihm Günther I, 225. Not. c. bemerft 
bat, S. auch Pufendorf, J. N. IIL 3, 6. Die Berfagung von etwas dem Einen 
bios Nütslichen, dem Anderen Unfchäplichen ift höchſtens ein unfreunbliches Benehmen, 
Biele, 3.8. Groot II, 2, 13 und Battel II, 123. 132 — 134, nehmen auch. hier 
ein Recht an, müſſen aber natürlich das Urtheil über Schäblichleit und Nicht- 
Häpfichkeit dem Eigenthlimer vorbehalten. Dies ift das Richtige. 

2) Vormals wurden Prätenfionen biefer Art auf Alleinhandel nach Oft- und 
Veftindien gemacht. Begreiffich können Colonien eines Staates bier nicht. als 
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V. Jede Nation muß, wenn und fo weit fie ſich dem Verkehr 
öffnet, Treue und Glauben bewahren. Sie darf dieſe nicht zu Ihrem 
Bortheil mißbrauchen"; nur eine fonft unabwendbare Noth entfchuldigt. 

VI. Rein Staat kann die gehörig legitimirten Untertbanen eines 


„ anderen befreundeten Staates zurückweiſen, oder, nachdem fie einmal 


u. 
1% 


von ihm aufgenommen find, wieder ausweifen, ohne beftimmte ihrer 
Regierung mitzuthetlende Urfachen. In Teinem Falle Darf es in un⸗ 
mittelbar Eränfender Form gefchehen, wenn jene nicht Durch ihr Ver— 
halten einen zureichenden Grund zu einer folhen Behandlung geben”. 

VI. Jeder Handel und Verkehr, welcher den allgemeinen Men- 
ſchenrechten zumwiderläuft, tft geächtet. Niemand begeht ein Unrecht, 
wer ihn ftört oder vernichtet. 

Dies tft an fich das Gefet des Sclavenhandels. Die Beftrebun- 
gen der Europätfchen Nationen gegen Ihn, vornehmlich feit dem Wiener 
Congreß?, find befannt, aber noch nicht vollendet, und ſchwerlich zum 
Ziel zu bringen, fo lange e8 fein vollfommenes Gleichgewicht zur 
See giebt, Überdies auch die Nordamerilanifchen Freiftanten in ihren 


dritter Staat behandelt werben. Sie hängen von dem Mutterlande und deſſen 
Beitimmung ab. Oft bat dieſes ſich den Alleinhandel dahin worbehalten. Wir 
erinnern an bie droits municipaux der Franzöſiſchen Colonien. 

1) Dahin gehört Verlekung des Poſtgeheimniſſes. S. v. Kamptz, Fit. 8 94, 

2) Die angeführten Modalitäten bringt das Recht auf Achtung mit ſich. Keine 
nähere Rüdficht ift darauf genommen in dem Völkerrechtlichen Worte, betr, bie 
Ausweifung von Heder und Ipftein, in den Jahrb. der Preuß. R.⸗Wiſſeuſch. 
Bd. LXV, S. 559. Zu weit geht auf der anderen Seite Alex. Constantanlos, 
de iure expellendi peregrinos. Berol. 1849. 

8) Barifer Frieden von 1814 mit Großbritannien, Zuſ.⸗Art. 1. Declaration 
der Bevollmächtigten der acht Europ. Mächte v. 8, Febr. 1815. Päpftl. Breve v. 
3. Dechr. 1839 in Martens-Murhard, N. R. XVI, 1034. Deutſcher Bundesbeſchluß 
9. 19. Juni 1845, „den Negerhandel wie Seeraub oder Menjchenraub zu beftrafen.” 
Sodann verſchiedene Specialverträge Europäifcher Mächte unter einander. _ Ueber 
den heutigen Stand der Sache |. Klüber, Dr. d.g. $ 72. Ausland von 1842. 
Nr. 335 ff. Murhard, N. Suppl. t. III, p. 48. 238; die Verträge zwiſchen Eng⸗ 
Iand, Frankreih und den Niederlanden v. 30. Nvbr. 1831 und v. 22, März 1833 
(Martens, N.R. IX, 547. 555), nebft den Beitritt3-Acten von Sardinien v. 8. Aug. 
1834. (ebendaf. XIII, 194), der Hanfeftädte v. 9. Juni 1837 (ebendaf. XV, 191), 
Toscana's v. 24. Nobr. 1837 (ebendaf. XV, 292); den Vertrag zwiſchen Defter- 
veich, Preußen, Großbritannien und Rußland v. 20. Dechr. 1841 (N. R. S. II, 392); 
zwilchen England und Frankreich v. 29. Mai 1845 (ebenbaf. VIII, 284); auch 
Phillimore I, 320 f. 
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GSegenbeftrebungen bebarren. Bis dahin kann jeder Staat in feinem 
Gebiete und unter den Seinen oder vertragsmäßig den Sclavenhbandel 
unterdrüden, aber nicht gegen dritte, Die ihn dulden, als Biraterte 
iure gentium verfolgen." 


Modalitäten der allgemeinen Nechte der Einzelitaaten im gegenfeitigen Ver⸗ 
hältnig unter einander. 


L Berhältniffe der Staatsgewalten zu auswärtigen Souperäne- 
tätsacten und Rechtsverhältniſſen in Eollifionsfällen. 

34. Dem Zerritorlalprincip und dem Necht auf Unabhängigteit 
kann niemals Die ausgedehnte Deutung gegeben werden, daß Sou- 
veränetätsacte und Nechtsverhältnifie fremder Staaten für einen an- 
deren völlig gleichgiltig und ein Non ens feten. Schon das Recht 
anf gegenfeitige Achtung würde ſich einem ſolchen Indifferenttsmus 
widerfegen; e8 giebt aber noch außerdem beftimmte Gründe, welche 
zur Berüdfichtigung der Nechte fremder Staatsgewalten nöthigen; 
namentlich 

I. im vöfferrechtlichen Verkehr, infofern Die dabei concurriren- 
den Perjonen oder Sachen verfchtedener Staaten binfichtlich ihyer 
ftaatsrechtlichen Eigenfchaften Tediglich nach dem Recht Desjenigen 
Staates zu beurtbeilen find, welchem fie angehören. Cine Aner- 
fennung Diefer Eigenfchaften kann nur verweigert werden, wenn fie 
dem völferrechtlichen Herfommen widerfprechen, oder zum Präjubiz 
des concurrirenden Staates gereichen?; 

I. infofern es bei Beurtheilung und Entfcheldung inländifcher 
Zuftände auf Souveränetätsacte und Nechtsverhältniffe des Aus- 
landes wenigftens thatſächlich ankommt. Hierbei kann natürlich nur 
auf Die Zuftände der auswärtigen Staaten felbjt Rüdficht genommen 
werden, auch tft Dabei den Mittheilungen der dortigen Staatsbehör⸗ 
den Glauben beizumelfen, wenn gegen deren Aechtheit und Competenz 
feine Ausftellung Platz greift”. 


1) Bol. die Entſcheidung bei Phillimore p. 336. 

2) So kann kein Staat den bei ihm beglaubigten biplomatifchen Perjonen 
diejenigen Eigenfchaften, Titel und vergl. verfagen, welche ihnen von ihrem Staat 
beigelegt find. Vgl. Schmelzing, Volkerr. 8 14. 

3) Zur Berfiherung hierüber dienen bie biplomatiichen Agenten als Vermittler. 
Diefe laſſen Qualität und Eompetenz der Urkundenausfteller durch vie Behörden 

5* 
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Im Vebrigen fteht es in der Wilffür jeden Staates, fremden 
Regterungsacten auch in feiner Mitte beftimmte Wirkungen beizu- 
legen, wiewohl dieſes immer nur unter Bebingung der Reciprocität 
oder mit ftillfchweigender Vorausfegung derfelben zu gefchehen pflegt. 

Haben endlich mehrere Staatsgewalten ein gleiches Beftimmungs- 
recht binfichtlich desfelben Falles oder Gegenftandes, fo verführt jede 
unabhängig und die Priorität entfcheidet fich allein nach Dem Gefet 
der Prävention, d. h. des dermaligen Beſitzſtandes. 


Insbeſondere in Betreff der Iuftizperwaltung. 


35. Aus denfelben Gefichtspuntten des echtes und der Con⸗ 
ventenz iſt das Verhältniß der Juſtizverwaltungen verfchiedener Staa⸗ 
ten zu beftimmen!. Denn auch die Juſtizhoheit, d. h. die Gefeß- 
gebung und richterliche Gewalt über die ISndividualrechte der Staats⸗ 
angehörigen, welche ihnen als Privatperfonen zuftehen follen, ift nur 
ein Theil der Stantsgewalt, mithin in feiner anderen Lage als jedes 
andere Hoheltsrecht. 

Als Teitende Grundfäge find Hierbei folgende an die Spige zu 
ftellen: 

I. Seder Staat iſt berechtiget, feinen Angehörigen bie Regel 
ihres Verhaltens, jo weit e8 nur der in ihm Lebendige Begriff der 
perfönlichen Freiheit geftattet, fowohl im Inlande wie im Auslande 


des fremden Landes, zulett gewöhnlich durch das Minifterium ber auswärtigen 
Angelegenheiten legaliſiren; dann beglaubigen fie deſſen eigene Signatur. Unter 
Staaten, die mit einander und mit ihren Einrichtungen genauer befannt find, be- 
darf e8 ſolcher Weitläuftigleiten nicht. In Preußen ift durch eine gemeinfchaftliche 
Berfügung der Minifterien der Juſtiz- und auswärtigen Angel. v. 22, März 1833 
(v. Kamp Jahrb. XLI, 220) eine paffende Grenze gezogen; und fo wird man e8 
überall halten können, wo man es ſich nicht zur Schande, fonbern zur Ehre 
rechnet, auch die Inftitute anderer Nationen zu kennen. 

) Die umfafjenderen Werte Über dieſen Gegenftand des internationalen Rechtes 
find von Story, Commentaries on the conflict of laws foreign and domestic. 
Boston 1841 (vgl. Erit. Zeitfchr. d. Aust. VII, 228); und von Foelix, Traite 
du droit international prive. Par. 1843. 2 &d. 1855 par Demangeat. Pütter, 
das prakt. Europ. Fremdenrecht, Leipz. 1845. Günther, im R. Leric, IV, 721. 
Andere blos auf das Kivilrecht ſich beſchränkende Werke |. nachher zu $ 37. — 
Eine Meberficht der geſammten Literatur bietet R. v. Mohl, Geſch. und Kit. ber 
Staats-Wiffenich. I, 441. ©. and Hurd, topics of Jurispr. New-York 1856. 
v. Püttlingen, Hob. des in Oeſterr. geltenden intern. Privatr. Wien 1860. 
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mit Rechtsverbindlichleit für ſie vorzufchreiben; eben fo dem Aus- 
laͤnder während feines Aufenthaltes im diesfeitigen Staatsgebiet. 

II. Jeder Staat ift berechtiget, denjenigen Rechtsverhältnifien, 
welche in feinem Gebiet Wirkungen haben follen, bie Bedingungen 
ihrer Giltigkeit vorzuzeichnen, infofern fie in ihm felbft oder unter 
feinen Angehörigen im Auslande zur Entftehung kommen; den außer- 
halb feines Bereiches entftandenen aber entweder die Wirkſamkeit hier 
zu entziehen, oder fie won befonberen zufäßlichen Bedingungen ab- 
bängig zu machen. Dagegen Tann er keiner ihm fremden Perfon oder 
Sache, fo lange fie Diefes ift und bleibt, ein Geſetz vorfchreiben. Im 
Befonderen bat er feine Gerichtsbarkeit über den fremden Staat felbft, 
auch nicht wegen Verpflichtungen gegen die biesfeltigen Unterthanen!. 

DI. Jeder Staat ift allein befugt, über Die fireitigen Rechts⸗ 
verhältniffe, welche in feinem Gebiet, fei es gegen Sachen oder Ber- 
fonen, in Anfpruch genommen werben, allein zu entfcheiden und dafür 
die Regeln der Brocedur vorzuzeichnen und beobachten zu Laffen. 

IV. Kein Staat iſt an und für fich rechtlich verpflichtet, dem 
anderen Die Ausübung der Rechtspflege zu erleichtern ober ihn Dabei 
zu unterftügen. Jedoch bringt bier das Intereffe Aller ein wechſel⸗ 
feitiges Entgegenfommen und Dadurch fogar Die Entftehung von all 
gemeinen Dbfervanzen mit fich. 

Alles Uebrige gehört den befonderen Zweigen der Rechtsverwal⸗ 
tung an. Vieles ift Hierbei der Conventenz der Staaten überlaffen, 
oder es iſt particuläres Herkommen mehrerer Staaten unter einan- 

| der geworden; jedoch Darf die zufällige Uebereinſtimmung vieler oder 
| der meiften befannten Particnlarrechte von Einzelftanten noch nicht 
als Beweis eines einfeitig unabänderlichen gemeinfamen Rechtsgrund: 
ſatzes gelten. 


a. Strafrechtspflege?, 


36. In Betreff der Strafrechtspflege find wefentlich Die nach- 
fiehenden Grundfäge anzuerkennen; 


ı) Par in parem non habet imperium. Bgl. Arröt de Cass. v. 24. Ian. 
1849, Gazette des Trib. v. 26. ejd. 

2) Hierliber find zu bemerken: €. A. Tittmann, die Strafrechtspflege in wölferr. 
Hinficht. Dresd. 1817. Schmid, Lehrb. d. gem. d. Staatsr. 8 87.88. A. F. Berner, 
Wirkungskreis d. Strafgejeges. Berl. 1853. ©. 81. und dazu bie Lehrblicher bes 
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- I. Diefelbe Tann ſich nur erftreden 

a. auf Verbrechen und PVergehungen, welche im Inlande von 
irgend einer dort befindlichen Berfon, fie ſei Inländer oder 
Ausländer, begangen find; 

b. auf Verbrechen, welche tm Auslande von einem Unterthan des 
ftrafenden Staates gegen deffen auch noch im Auslande ver- 
pflichtenden Strafgefeße begangen werden‘. 

Während man in der Theorie oft nicht einmal den zweiten 
Sat einräumt und dem Staate jedes Strafrecht bei ausländifchen 
Berbrechen abfprechen will, geht die Praxis der Einzelftanten felbft 
viel weiter und erlaubt jedem Derfelben, faft mit gemeinfamem Ein- 
verftändniß, alle Diejenigen Delicte, welche gegen feine Eriftenz und 
wichtigften politifchen Interefjen von einem Ausländer begangen wer- 
den, felbft zu beftrafen. Manche Staaten halten fich fogar zur 
Beitrafung aller irgendwo verübten Verbrechen competent, wenn 
fein näher Bethetligter die Beftrafung übernimmt’. Die Ausübung 
des Strafamtes für einen anderen, eigentlich commpetenten Staat ver- 
möge eines Auftrages desſelben würde zwar im Allgemeinen nicht 
für unzuläffig zu halten fein‘, jedoch fteht ihr der jet herr- 
fchende Grundfa der conftitutionellen Staaten entgegen, daß Nies 
mand feinem natürlichen, d. h. verfaffungsmäßigen Richter entzogen 
werden dürfe. 


Strafrechtes. Phillimore I, 355. Die Anſichten find jedoch noch immer fehr von 
einander abweichend. 

1) Der Berf. bezieht fich hierbei auf fein Lehrb, des Crim.⸗Rechts. 8 25—27 
und ein Urtbeil der Halliſchen Zuriftenfacultät won 1832. (N. Arch. des Erim- 
Rechts Bd. XIV, ©. 546.) Die daſelbſt ausgefprochene Ueberzeugung fteht bei ihm 
unerſchütterlich feft. 

2) Den Beweis hiervon |. in v. Kamptz Jahrb. der Preuß. Geſetzg. Bd. XXIX, 
©. 19 ff., und in den neueften Strafgefegebungen. 

3) So früherhin Oefterreih und Preußen; gewiß in ber rühmlichften Weife; 
nämlich zufolge des Gedankens, daß jeder Staat zur Unterbrüdung des Untechtes, 
wo e8 auch vorkomme, feine Mitwirkung leiften müſſe. Allein fo lange e8 ver- 
ſchiedene Gejeße giebt, möchte doch wohl fein Staat feine Gefete ſolchen Fällen 
aufbringen bürfen, die nicht unter ihnen geboren find, oder fremde Geſetze in ein- 
zelnen Fällen zu den jeinigen machen Tünnen. 

9) Dies lehrt z. B. Martin, Lehrbuch des Erim.-Proc. $ 20, und Klüber, 
Völkerr. $ 63. Dagegen vgl. Weigand, Erdrt, d. Crim.⸗Rechts. 1836, 64, und 
Oppenheim, Völlkerr. 385, 
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IH. Jeder Staat hat nur nach feinen eigenen Geſetzen und mit 
Beobachtung feiner Procedurformen zu ftrafen". 

II. Haben mehrere Staaten in Demfelben Falle ein concurri⸗ 
rendes Strafrecht, fo ift jeber gleichmäßig bevechtiget, fein Strafamt, 
ungehindert Durch den anderen, auszuüben, feiner aber auch ver- 
pflichtet, dem anderen die Priorität einzuräumen. Keine auswärtige 
Litispendenz bindet Die Staaten in Eriminalfachen. Selbft wenn der 
eine geftraft ober freigefprochen hat, könnte der andere auch noch 
ſeinerſeits trafen, wenigftens noch das nach feinen Gefegen fehlende 
Strafmaß Hinzufügen, wenn er nicht den uralten Grundfag der Ge- 
rechtigfeit: Non bis in idem, gelten laſſen will”, 

IV. Kein Staat tft fehuldig, den anderen bei Ausübung des 
Strafrechtes zu unterftügen" oder auch die Straferfenntniffe des an- 
deren als eine Wahrheit für fich anzuerkennen und zu vollziehen‘. 
Selbft Bundesverhältniffe machen hierin ohne beftimmte Vereinbarung 
feine Ausnahme’. Da jedoch alle Staaten ein gleich ftarfes Intereffe 
daran Haben, die Unterdrüdung und alſo auch Ermittelung von Vers 


1) Sonſt wollte man die Gefeße des Ortes des begangenen Verbrechens allein 
ober doch nebenbei berlidfichtiget haben. Diefe Meinung ift jett von allen Crimi⸗ 
naliften mit wenigen Ausnahmen aufgegeben, auch in den neuen Strafgefeßgebungen. 
Die Strafe beruhet auf einer obligatio ex lege gegen ven Strafenden. 

2) M. ſ. des Verf. Lehrbuch des Crim.⸗R. 8 180, 181. Not. 2. Schmid 
a. a. O. 8 90. I. 

8) Das Gegentheil iſt allerdings oft von älteren und neueren Autoritäten 
behauptet worden, 3.3. von Schmid a. a. O. 8 87 „eine allgemeine Pflicht der 
Staaten, die Erhaltung einer fittlich rechtlichen Orbnnung unter den Menfchen im 
Ganzen als ihren vornehmften Zwed zu betrachten, Daher auch einander in ber 
Handhabung der Strafgerechtigleit beizuftehen.” Allein man Tann dies nur als 
einen moralifchen Gefichtspunft gelten laſſen, der das freie Ermeflen des Einzel- 
ftantes nicht ausſchließt, ob der concrete Fall zu einer firafrehtlichen Verfolgung, 
wie fie der andere Staat beabfichtiget, wirklich geeignet fe. Gefordert werben 
kann bier Nichts! 

4) Hierüber find alle Neueren einverftanden (Foelix p. 572. 8 604 ed. 2) 
und die Praxis ift damit im Einklang, wenn nicht Verträge das Princip aufheben. 
Nur mittelbar find Strafurtheile gegen einen Unterthan auch im Auslande von 
Einfluß, inſofern fie einen bürgerlichen Status, mithin auch feine privatrechtliche 
Eapacität verändern, wonon nachher, bei der bürgerlichen Rechtspflege. 

6) S. ſchon Jul. Clar. Rec. Sent. V, $ fin. p. 38. not. 10. Aud in dem 
Deutichen Staatenbunde hat man erft Vereinbarungen wegen gegenfeitiger Unter⸗ 
ſtützung bei politiſchen Vergehungen und wegen ber Austieferungen treffen müſſen. 
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brechen zu befördern, fo pflegt feiner dem anderen auf gehörige Inter- 
ceffion feine Hilfe in polizeilichen ober gerichtlichen Unterfuchunge- 
handlungen zu verfagen, falls nicht der Verbrecher in Schuß gegen 
fernere Verfolgung genommen werden fol, welchen zu gewähren Tein 
Staat gehindert wird‘, Die formelle Giltigfeit auswärtiger Procedur- 
acte beftimmt fich nach den dortigen Geſetzen?. 

Bon Recht und Pflicht der Auslieferungen wird weiterhin $ 63 
die Rebe fein. 


b. Bürgerliches Recht?. 


37. Eine zum Theil ſehr verſchiedene Bewandtniß hat es mit 
der Juſtizgewalt der Staaten in bürgerlichen Nechtsangelegenheiten. 

Ein allgemein giltiges Privatvölferrecht (ius gentium privatum), 
wovon ſich Die Spuren im älteren Nömerftant finden und wonach 
man im Verkehr mit Fremden über Privatrechtsverhältnifie entfchied, 
ift zu feiner fortgefegten Entwidelung gediehen ($ 1). Eben fo 
wenig hat ſich das Princip des Germanifchen Mittelalters, den 
Fremden nach feinem Nationalrecht zu beurtheilen, in Die neuere 
Zeit in feiner Allgemeinheit fortgepflanzt; auch könnte Dasfelbe nicht 
jeden Conflict befeitigen. Bet der heutigen Abſchließung der Einzel- 
ftanten und Unterordnung des Privatrechtes unter Diefelben entfteht 
oder vollendet fich jedes Rechtsverhältniß wenigftens fcheinbar nur 
(relativ) für Den einen oder anderen, und es kann dadurch Die An⸗ 
ficht entftehen, al8 ob jeder Staat die Privat-Rechtsverhältniffe ans 
derer Staaten, wie bei dem Strafrecht, als ihm völlig fremd behandeln 


1) Auch bier bat nur bie eigene Weberzengung von ber Gerechtigfeit ober 
Ungerechtigkeit einer Verfolgung zu entjcheiben. 

2) Eine ausdrückliche Beſtimmung der Art findet fih in dem Päpftlichem 
Reglement vom 5. Nobr. 1831 8 81 (Foelix p. 575); außerbem iſt der Grundſatz 
in der Praxis allenthalben angenommen. Nur bie gleichartige Beweiskraft in 
jedem anderen Staate läßt fich bezweifeln, wenn die fremden Acte nicht bie geſetz⸗ 
lichen Requiſite der biesfeitigen haben. 

8, Schriften außer den ſchon angeführten: Schäffner, Entw, des internatio« 
nalen Privatrechts. Frkfrt. 1841. v. Wächter, Über Die Colliſion der Privatrechts« 
geſetze, im Arch. f. civil. Praris XIV, XXV. (wogegen zum Theil Kori, ebenbaf. 
XXVII, 310), v. Savigny, Syſtem, Bd. VIII. und alle neueren Hand⸗ und Lehr- 
bücher des gemeinen und Deutfchen Rechtes. Eine ganz eigenthümliche Auffaffung 
findet fi in Mailher de Chassat, Trait6 des Statuts. Par, 1845. 
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und ignoriren dürfe. Allein Dadurch würde er überhaupt alles Privat- 
recht außerhalb feines Gebietes verneinen und fomit die Freiheit 
der menfchlichen Perſon, was Tein Staat als einzelner Träger Des 
Dienfchengefchlechtes vermag. Denn ein Privatrecht zu haben ift ein 
fittlicher Anfpruch aller Menfchen, zu deſſen Gewährung jeder Staat 
beitragen muß; tnfofern aber feine nähere Entwidelung von der 
Sanction der Staatsgewalten abhängig iſt, muß gewiß auch jeber 
Einzelftaat die Bruderautorität des anderen Staates, welchem jene 
Sanction anbeimfällt, nach dem Princip der Gleichheit und gegen- 
feltigen Achtung anerfennen. Die Schwierigfett Tiegt allein in der 
Beftimmung der Zuſtändigkeit, worauf fich der nachfolgende Verfuch 
bezieht; am fich aber iſt jedes unter Sanction des competenten Staates 
erwwachjene Rechtswerhältniß eine vollendete Thatfache für Jedermann; 
nur Tann dadurch wiederum feinem Staat Die Verbindlichkeit auf- 
erlegt werden, jener Thatſache Diefelben Wirkungen beizulegen, wie 
fie der andere zuläßt oder beftimmt; jeder Tann vielmehr die Wir- 
tungen der einzelnen Rechtsverhältniffe nach feinem Ermefjen gefetlich 
beflimmen, ober noch von zufäglichen Bedingungen abhängig machen; 
ja er fann ihnen fogar alle Wirkſamkeit in feinem Bereiche abfprechen. 
Iſt inzwifchen eine Derartige gefegliche Beftimmung von ihm nicht 
ertbeilt, was zu ermitteln eine Aufgabe für Die Nechtswifjenfchaft in 
jedem Lande ift, fo muß angenommen werden, daß er dem außerhalb 
zur Eriftenz gefommenen Rechtsverhältnig feine urfprüngliche Kraft 
und Wirkſamkeit belaffen wolle. Niemals Tann jedoch einem anderen 
Staat ein NRechtsverhältnig anfgedrungen werden, welches er felbft 
“ reprobirt'; nie können in ihm Wirkungen veclamirt werben, welche 
| feinem eigenen Rechtsſyſtem widerjprechen”; oder folche Wirkungen, 
| die er nur feinen inländifchen Nechtsverhältniffen zugefteht; nie iſt 
die blos gefegliche Fiction eines Staates auch für einen anderen, 
der fie nicht bat, verbindlich”, wiewohl die auf Grund folcher Fiction 
1) So kann Fein Mufelmann im chriftlich Europäiſchen Stant das Geſetz ber 
Bielweiberei feiner Heimath anrufen, um in eine polygamiſche Verbindung zu treten. 
Kein quoad vinculum in feiner Heimath geſchiedener Ausländer kann in einem 
Staate, der dieſe Eheſcheidung verwirft, eine neue giltige Ehe ſchließen. 
2) So muß fih 3.8. Die väterlihe Gewalt eines Fremden über feine Kinber 
nad den Gejeten des Aufenthaltes modiflciren. 


2) Z. B. Leine gerichtliche Todeserflärung kann für andere Staaten, welche 
dieſes Inſtitut nicht haben, ober in anderer Art haben, die Stelle ver wirklichen 
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im Auslande bereits eingetretenen fernerweiten Rechtsverhältnifſe in 
ihrer Exiftenz nicht negirt werden Tönnen‘. Keinesweges kann aber 
behauptet werden, daß felbft Dafein und Bedingungen eines Rechts- 
verhältniffes, welches in einem auswärtigen zuftändigen Staate er- 
wachſen ift, von jedem anderen, wo die Wirkungen in Anfpruch 
genommen werben, lediglich nach deſſen eigenem Recht zu beurtheilen 
feten. Man würde Dadurch dem eigenen Gefeb eine ultraterritoriale 
und felbft retronctive Kraft geben. 

38. Als leitende Grundfäge binfichtlich der Zuſtaͤndigkeit 
der Rechtsſatzungen ergeben ſich dieſe: 

J. Jeder Staat iſt berechtiget, den bürgerlichen Stand ſeiner 
Unterthanen, ſo wie die Rechte einer Perſon auf die andere nebſt 
denen der perſönlichen Repräſentation und Succeſſion zu beſtimmen 
(statuta personalia), ſei es auf legislativem Wege oder durch 
Ausübung der reinen oder gemijcht freiwilligen und unfreiwilligen 
Gerichtsbarkeit (iurisdietio voluntaria mera et mixta), 3. B. durch 
Anordnung von VBormündern, Beiftänden u. dergl. Die hierdurch 
begründeten Nechtsverhältniffe werden in Anſehung des Heimath⸗ 
ſtaates binfichtlich der hier neu entftehenden oder daſelbſt wirkfam 
fein follenden andermeitigen Nechtöverhältniffe, felbft Durch einen 
Aufenthalt der Berfon im Auslande, nicht aufgehoben, fo lange noch 
das bisherige Vaterland beibehalten wird’. Ein fremder Staat kann 
dieſe Rechtöverhältniffe zwar in Der Anwendung auf Zuftände, Per- 
fonen und Sachen feines Gebietes modificiren oder ganz bei Seite 
ſetzen“; thut er e8 aber nicht, fo beläßt er es ftilffchweigend bei dem 
Helmathsrecht‘, ein Princip, welches der Selbftändigfeit und Stetig- 
feit privatrechtlicher Verhältniffe, fo wie der, anderen Staaten ſchul⸗ 


Todeserweifung vertreten; Teine Legitimation eines unehelichen Kindes ben in einem 
anberen Staat erforderlichen Nachweis der ehelichen Geburt. 
1) 2,8. die bereits erfolgte Succeffion in die Rechte eines Todterklärten. 


2) Daß felbft die Veränderung des PBaterlandes die Rechte des Privatftatus 


nicht ändere, 3. B. das Ziel der Minderjährigfeit, iſt nicht zu behaupten. Doch 
ift Einiges der Art zuweilen in Stantsverträgen vereinbart worben, z. B. zwiſchen 
Preußen und Sachen. 

8) Dies ift 3.8. nach der Ruſſiſchen, Niederländiſchen und Neapolitaniſchen 
Gefegebung ver Fall. Foelix p. 48.49 (p. 72 &d. 2). 

4) Bol. den vorigen Paragraphen. Eine ähnliche Erflärung giebt Eichhorn, 
Deutſches Privatr. 8 35. 
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digen Achtung am meiften entfpricht, deshalb auch von jeher Die 
meiften Stimmen der theoretifchen und praftifchen Iurisprudenz für 
fi gewonnen und in dem größeften Theile der Gefeßgebungen Ein» 
gang erlangt hat'. Sollte ein Fremder verfchiedenen Staaten ange: 
bören, fo würde in dem dritten Staat dasjenige auswärtige Perſonal⸗ 
verhältniß anzunehmen fein, womit das jet in Frage befangene 
Rechtsverhaͤltniß am beften beftehen Tann”; fonft gehörte der Fall zu 
den unauflöslichen, 

OD. In Beziehung auf Sachen, die fich in feinem Territorium 
befinden, kann jeder Staat beftimmen, welche derjelben ibm unab- 
aͤnderlich verbleiben und welche Rechtsverhältniffe überhaupt dabei 
zuläffig fein follen. Die pofitiven Gefetgebungen befchränfen fich 
jedoch bei Ausübung Diefes Nechtes meift auf unbewegliche Sachen, 
die es ihrer Natur nach find, oder Damit in Verbindung ſtehen, 
oder eine Analogie Damit haben; es tft fogar jegt als ein in den 
Europäischen Staaten durchgängig herrſchender Sat anzufehen, daß 
unbewegliche Güter zu allererfi nach dem Geſetz ihrer Tage beurtheilt 
werden müſſen“. Bon der weiteren Erflärung jedes Staates nnd 
der ihm vertretenden Jurisprudenz hängt es demnächſt ab, in wie 
fern die Ausfchließlichkeit feiner Statuten felbft den tm Auslande 
geborenen Status- und Repräfentationsrechten gegenüber gelten foll. 
Das Völkerrecht entfcheidet dieſe Frage an und für fich nicht Imperativ. 
Es führt nur zu der Annahme 

a. daß, fo weit kein ausfchliepliches einheimifches Statut für 
alle Realfragen befteht, Der Staat eben dadurch auch die Giltigkeit 
der im Auslande nach dortigen allgemeinen Statuten‘ erivorbenen 
Rechte an Diesfeltigen Sachen anerfennt, und nur noch dasjenige 
binzufommen muß, was nach dem einheimifchen Statut zur Voll: 
enbung oder Sicherftellung der Erwerbung erfordert wird; 

b. daß an folchen (beweglichen) Sachen, die von außerhalb erft 
in einen Staat Hineingebracht werden, auch noch Diejenigen Recht: 


1) Die Nachweiſungen giebt Foelix p. 39 f. (8 80). 

2) Einen ſolchen Ausweg beutet auch das A. Preuß. 2.-R. Einl. $ 35 an. 

) Wächter, im Arch. XXV, 200. 383. Foelix $ 56 6. v. Savigny 
VID, 181. 

9) Nicht etwa nach ſolchen, deren Wirkſamkeit ſich blos auf Sachen eines be⸗ 
ſtimmten Ortes beſchränkt. 
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verhältniffe fortdauern, welche bereits im Anslande giftig Daran con= 
ftituirt waren, fo weit nicht ihrer dauernden Bollziehbarfeit ein ex⸗ 
clufiver Grundfat des Staates, wo die Sachen ſich Dermalen befinden, 
entgegenfteht". 

In der Beweglichkeit Der Sachen und ihrer fteten Abhäugigkeit 
von der Perfon Liegt übrigens eine natürliche und faft unvermeidliche 
-Beranlaffung für alle Staaten, die Mobilten dem perfönlichen Recht 
zu unterwerfen (mobilia ossibus inhaerent, personam sequuntur), 
fo daß nur wenige Gefebgebungen auch hier Die Realftatuten (Gefeße 
der Ortslage) entfcheiden laſſen?. 

IN. Die Giltigkeit von Privatrechtsgefchäften ift zunächft ab- 
hängig von Derjenigen Gefetgebung, unter welcher Diefelben Wirkung 
äußern follen, falls und fo weit jene ein exclufives Syſtem befolgt. 
Außerdem? ift Die Fähigkeit Der Intereffenten von ihrem Heimaths- 
recht, und nur das Subftantielle jedes Actes Behufs Begründung 
perfönlicher Zuftandsrechte (I) von der Gefetgebung des Landes, 
wo der Act Wirkungen äußern fol, abhängig. Perfönliche Berpflich- 
tungen durch Vertrag regelt das Heimathsgeſetz des betreffenden Thei⸗ 
les, fo weit folches nicht einer Autonomie der Privaten bei ihren 
Willenserflärungen Raum geftattet, für deren Auslegung dann das 
Ortsgeſetz der Erflärung eine nähere Bedeutung haben kann“. Hin- 
fihtlich der Form hat fich fogar das wohl allgemeine Herlommen 
gebildet, felbige Durch das Ortsrecht der Vollziehung beftimmen zu 
laffen, ein Herfommen, welches auf dem Bedürfniß beruht, feinen 
Privatwillen allenthalben geltend zu machen®, vorbehaltlich deſſen, 

1) 3.8. der Satz des Franzöſtſchen Rechtes: en fait de meubles la pos- 
session vaut titre u, dergl. 

3) gl. Foelix p. 71 ($ 65 ed. 2). 

8, Ausführlich erörtert von Wächter S. 365 f., Foelix p. 87 (8 69) s., womit 
Obiges in den Hauptpunkten Übereintrifft. 

4) 9. Savigny VIII, 264. 

5) Bol, Wächter S. 377. 405. Foelix $ 73 8. Zweifel beftehen mur 
darüber, ob die Beobachtung der ortsgefetlichen Form etwas Facultatives ober 
Nothwendiges fei. Sprechen fih Die Staatsgeſetze nicht darüber aus, jo ift gewiß 
bie erftere Anficht die richtigere. Die Intereffenten haben die Wahl, entweber bie 
ortögejetzliche Form zur beobachten, ober aber biejenige, welche Das Geſetz vorichreibt, 
wonach die Bollziehung gefordert werben kann. Wächter S. 406. Wie wenig 
babei ein ſ. g. in fraudem legis agere in Betracht komme, ſ. ebenbaf, 413, Bol. 
v. Savigny 348 fi. 
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was etwa noch zur nachträglichen Vervollſtändigung der Form aus- 
drücklich gefordert wird. Berlangt freilich ein Gefet zur Giltigkeit 
oder Wirkſamkeit eines Actes die Vornahme vor gewiſſen inländi- 
chen Behörden, was oft nur wieder Sache der Interpretation ift, 
fo können jene nicht Durch ausländifche, wenn fehon gleichnamige Be⸗ 
hörden, vertreten werden‘, 

IV. Quaſi⸗Contracte werden in Betreff der Capacität Der Per- 
fonen nach den Perfonalftatuten, Hinfichtlich ihrer obligatorifchen uns 
mittelbaren Wirkung aber durch Das Ortsrecht der Entftehung ge⸗ 
regelt, welchen fich der Verpflichtete nach feinem Heimathsrecht 
unterwerfen durfte und unterworfen bat, fonft nach dieſem'. Eben 
diefes wird 

V. bei Dellctsohligationen entfcheiden müſſen“, da fich dem 
Heimathsftant Des Uebelthäters gegenüber eine Unterwerfung unter 
das Ortsgefeß der Begehung nicht fchlechthin annehmen Täßt. 

Sn allen Fällen verfteht fich übrigens die Bedeutſamkeit aus⸗ 
laͤndiſcher Rechtsacte und Obligationen, nächſt den fchon $ 37 ge⸗ 
machten allgemeinen Beſchränkungen, für andere Staaten nur von 
den rein privatrechtlichen Wirkungen, nicht auch von foldhen Neben⸗ 
wirfungen, 3. B. Hypotheken und Vorzugsrechten, welche ein Staat 
lediglich den unter feinem Rechtsſyſtem entftandenen Rechtsverhält⸗ 
niffen beilegt, fofern nicht hierüber ein Einverftändniß mit anderen 
Staaten befteht‘. 

39. Hinfichtlich der richterlichen Entſcheidungsgewalt 
laſſen fich die nachftehenden Sätze als Nichtfehnur annehmen”: 

I. Jeder Staat hat die, wenn gleich nicht ausfchließliche, Com⸗ 
petenz, über alle Privat-Rechtsnerhältniffe zu entjcheiden, welche in 


1) Beiſpiele hierzu liefert die Franzöſiſche Nechtspraris. Foelix $ 471 s. 

2) Bgl. Foelix $ 114. 

8) Manche Gejeße erkennen allerdings die lex loci ubi delicetum admissum 
est als entjcheivend an. Allein eine innere Evidenz bat folches allerbings nicht; 
Die Meinungen ber Rechtsgelehrten find fehr getheilt. ©. 3.8. v. Wächter a. a. O. 
©. 388. v. Savigny 247. 261. 278. . 

4) Bgl. Foelix $ 438, 

6) Foelix 8 175 8. Klüber, Völkerr. $ 58. 59. Unter Deutichen Staaten 
befteben hierliber ſehr beſtimmte und ausreichende Verträge. S. Otto Krug, bas 
Internationalvecht der Deutſchen. Leipz. 1851. 

6) Nicht auch über hoheitliche Anſprüche eines fremden Staates an eine Privat- 
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ihm, fei e8 auch gegen einen Fremden, oder gegen einen feiner An- 
gehörigen, auf Veranlaffung eines Intereſſenten! zur Vollftredung ge⸗ 
bracht werden follen und einer rechtlichen Entſcheidung bebürftig find”. 

II. Das gerichtliche Verfahren beftimmt fich lediglich nach den 
GSefegen und Ordnungen des Staates, deſſen Gerichte die Entfchet- 
dung abgeben follen. Die Gerichte verfchtedener Staaten pflegen 
fih bierbet auf gehörige Requiſition einander zu unterftägen, fofern 
nicht in ihre eigene Kompetenz eingegriffen wird. Das Verfahren 
des requirirten Richters beftimmt fich nach feinen eigenen Procedur- 
gefegen; jedoch Tann auch die vom Neäuirenten gewünfchte Form 
beobachtet werden, fofern diefelbe nicht gegen ein einheimifches Ver⸗ 
bot verftößt”. 

IH. Die materielle Entfchetdung tft aus den vorbin erörterten 
Entfcheidungsquellen zu fchöpfen. Auch die Beweisquellen be- 
ſtimmen ſich darnach‘, Ddesgleichen alle das Klagerecht felbft, nicht 
blos die Procedur betreffenden Einreden‘, 

IV. Rechtskräftige Entjcheidungen haben zwar in dem eigenen 
Staatsgebiet, und wo durch Vertrag oder gegenfeitige Obfervanz 
deshalb Zugeftändnifje gemacht find, Anſpruch auf unbedingte Voll» 
ſtreckbarkeit; indeffen follte billig fein Staat dem rechtsfräftigen 


perfon. 8, Höpfner, Beitr. 3. cio. Praris, Leipz. 1841. N.L Vgl. oben $ 35, IV. 
und $ 37, 

ı) Nemo invitus ad agendum compellitur, ift ein Grundgeſetz für jede 
bürgerliche Juftizpflege. 

2) Einen für den Staat, deſſen Richter entſcheiden follen, völlig fremden und 
gleichgiltigen Rechtsftreit brauchen die Nichter nicht anzunehmen, felbft wenn bie 
Parteien einverflanden wären. 

8) Foelix $ 239 =. 

0) Foelix $ 125. 233 s. 

5) Einer der ftreitigften Punkte ift die Einrebe der Verjährung. Bor Allem 
kommt es darauf an, welches etwa exrchufive Princip Die Gefeßgebung des Landes, 
wo geflagt wird, bei dem Imftitute der Klageverjährung befolgt, Sofern jedoch 
der Richter die Einrebe nicht von Amtswegen zu beachten bat, fie alfo zum ius 
partis gehört und mit der Qualität der Obligation in Verbindung fteht, wird 
auch die Anfiht, Daß es auf das Gefek des urfprüngliden Redts- 
verhäfltniffes ankommt, immer die meifte Anziehungsfraft ausüben. S. liber- 
haupt Wächter, Arch. ©. 408. Foelix $ 100. v. Saviguy 273. (Anders das 
Berl. O.⸗Trib. Entſch. X, 105.) Eine beſondere Schwierigfeit macht freilich oft 
wieder Die Veränderung ber Präfceriptionsgefeke. 
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Erlenntniß eines anderen Staates, welchem nicht überhaupt Com⸗ 
petenz abzufprechen tft, Die Bedeutung einer gleichfam contractlichen 
Feſtſtellung unter den Parteien verweigern, und fomit auch, falls 
die nöthige Erörterung bierüber Statt gefunden hat, die Vollſtreck⸗ 
barfett bei ſich verordnen. Die Unterfuchung hat fich Hierbei darauf 
zu befchränfen, ob ein fürmliches Verfahren vor einer Dazu befugten 
Behörde Statt gefunden, das Erfenntniß wirklich ſchon die Nechts- 
kraft befchritten habe und darin nichts gegen die dDiesfettigen Landes⸗ 
gefege und Einrichtungen angeordnet ſei!. 

In ähnlicher Weife find fchtedsrichterliche Urtheile”, desgleichen 
die Einreden der Rechtshängigfeit jo wie der entjchtebenen Sache 
in anderen Staaten aus dem Geſichtspunkt der Eontractsnatur jedes 
Privatrechtsftreites zu beachten”. 


OD. Berhältniß der Staatsgewalten zu auswärtigen fpiritnellen 
Mächten, ingbelondere zum Römiſchen Stupt. 

40. Berbältniffe eigentbümlicher Art treten ein in Beziehung 
anf auswärtige fpirituelle Mächte, von denen alle oder ein Theil der 
Stantsangehörigen vermöge ihrer religiöfen Meberzeugung abhängig 
find, insbejondere zu dem Römiſchen Stuhl, in feiner Eigenfchaft 
als oberften Regierers der abendländtfchen Tatholifchen Kirche. 

Seder Conflict zwifchen einer derartigen Macht und den Staats- 
gewalten würde nur gehoben werden, wenn entweder bieje fich ganz 
den Beftimmungen der erfteren auch in weltlichen Dingen unter- 
werfen wollten, gleichfam als eine theofratifch beherrfchte Staaten- 
familie; eine Idee, die zwar im Mittelalter mit Confequenz verfolgt, 
jedoch niemals Durchgefegt wurde, und auch jett, nur von einzelnen 
firchlichen Eiferern empfohlen, ſchwachen Anklang felbft in katholiſchen 
Staaten gefunden bat, denn fie vernichtet alle Nationalität — oder 


1) Schriften: in v. Kampk, Lit. 8 140, insbefonbere deſſen Beitr. 3. Staats⸗ 
n. Bölferr. I, n. 5. Schmid, Teutſches Staatsrecht $ 86. Wächter, Arch. S. 417. 
Ueber die Praris der Einzelftaaten Foelix $ 316. Kappler, jurift. Promtnar., 
Wort: „ausl, Urtheile.“ Wegen Belgien: Urtheil des Brüffeler Appellhofes, 
abgedr. in der (Parifer) Gazette des Tribun. vom 24. Sptbr. 1544. 

3) Bgl. Foelix $ 405. 

8) Foelix $ 183 8. In Frankreich umterfucht nun Daher auch Die exceptio 
rei iudicatae, wenn ein Yranzos im Ausland geffagt hat und abgewiejen ift, au 
fond. Gazette des Tribun. vom 22. Nobr. 1851. 


80 Erftes Bud. 8 40. 


zweitens, wenn Die geiftliche Gewalt fich eben nur auf Die Grenzen 
eines fpirituellen Wirfens befchränfen, nicht etwa auch eine politifche 
Form des Dafeins in Anfpruch nehmen und jedem Einfluß auf Das 
äußere Leben entfagen Fönnte ober wollte. 

So lange nun Kirchen» und Staatsgewalten in ihrer Freiheit 
und Selbftändigfeit befteben, wird es nöthig, das Nechtsverhältnig 
beider zu einander zu beftimmen. Die Entfcheldungsquellen aber 
können feine anderen fein, als diejenigen, welchen alle unabhängigen 
Mächte oder Nechtsfubjecte, Die mit einander Verbindung haben wol⸗ 
len oder zufällig haben, unterworfen find; nämlich: 

1. Das Wefen der fich gegenüberftehenden Subjecte felbft. Kein 
Staat, welcher Tatholifche Unterthanen bat, kann in dem Römiſchen 
Oberbifchof eine Macht verfennen, worin Die abendländiiche Römifch- 
katholiſche Kirche ihren Mittelpunkt, ihre. Einheit und ihren Des 
miurgen findet, mit welchem fie in einem untrennbaren Zufammen- 
bange fteht, wider deſſen Willen in der Kirche nichts geſchehen Darf 
und deſſen Urtbeil Hierin über Necht und Unrecht entfcheidet‘, eine 
Macht, deren Tirchliche Wirkſamkeit nicht ausgefchloffen werden Tann, 
ohne das Gewiflen der Tatholifchen Unterthanen zu verlegen oder 
zu beunrubigen. Andererjeits kann Die Römiſche Kirche die Eriftenz 
der Einzelftanten und deren Anfpruch. auf Fortdauer, ihr Recht zur 
Selbfterhaltung und Selbftentwidelung nicht tgnoriren; fie muß jeber 
Staatsgewalt das Recht zugeftehen, fich in ihrer Sphäre zu behaupten. 

Kein Theil aber Tann dem anderen Gefege vorfchreiben; un⸗ 
abhängige Macht fteht Die eine der anderen gegenüber. Auch der 

1) Wir wiſſen recht wohl, daß nicht in der gefammten katholiſchen Chriften- 
beit die Uubedingtheit des Römiſchen Oberbifchofes zugegeben wird, daß fie 
auch Teineswegs ein Glaubensfag ber Kirche ift und daß fih in ihr ſelbſt ein 
oppofitionelles Syftem gebildet hat, welches Die Macht jenes Oberbijchofes einem 
höheren kirchlichen Willen unterwerfen, ihm nur Die oberfte ausflihrende Gewalt 
und eine proviforifche Geſetzgebung zugeftehen will. Indeſſen ift dieſes Syftem zu 
feiner allgemeinen Anerkennung gebracht. Dem Beſtitzſtande nach erjcheint der Papft 
als ein geiftlicher Monarch, an weldyen die Gläubigen in ihrem Gewiffen gebunden 
find, und der feinerfeit8 nur an gewifle, won Chriſtus oder dem heil, Geift aus⸗ 
gegangene, in Schrift und Tradition enthaltene Regeln, fo wie an felbftangenom- 
mene Koncilienfchlüffe gebunden ift, nicht aber an den Willen ver actuellen Kirchen- 
glieder, ſelbſt nicht der Bilchöfe, Die er nur zufammenberuft, wenn es ihm gut 
dünkt. Kurz, das Bild einer in fich unbefchränkten Monarchie mit alten General 
ſtaaten oder Ständen, deren Rechte keine conftitutionelle Gewähr erhalten haben! 
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Staat gehört der göttlichen Ordnung der Dinge an; auch die Kirche 
in ihrer Aeußerlichkeit iſt fehlbar wie der Staat. Zur Ausgleichung 
von Meinungsverſchiedenheiten bleibt hier nur der Weg der Trans⸗ 
action. 

D. Eine andere Rechtsquelle zwifchen Staat und Kirche bilden 
die ausdrücdlichen Conventionen, insbefondere die Concordate des 
Römischen Stuhles', zum Theil auch Verträge einzelner Prälaten 
mit den Staatsgewalten, Innerhalb der Grenzen ihrer amtlichen Be⸗ 
fugniffe. Sogar mit Ungläubigen hat der Römifche Stuhl contrahtet 
und nur mit angeblich Teterifchen Staatsgewalten vermeidet er die 
Sorm öffentlicher Verträge. Nicht er felbft, fondern nur einzelne 
allzu dienftfertige Stimmen haben die Verbindlichkeit der Tatholifchen 
Kirche zur treuen Haltung folder Verträge mit akatholiſchen Mächten 
zuweilen in Zweifel gezogen. 

III. Eine fernere Rechtsquelle iſt Das gegenfeitige Herkommen 
oder die gleichförmige Befolgung einer Regel, um ibrer inneren 
Wahrheit oder Außeren Nothwendigfeit willen. Diefe Nechtsquelfe 
nimmt auch die Tatholifche Kirche an; alles Herfommen iſt fowohl 
für Die ganze Kirche, wie für einzelne Theile derſelben giltig, was 
fih nicht gegen unabänderliche Regeln und Einrichtungen der Kirche 
oder wider die Kirche Überhaupt geltend machen will”. So wie ihr 
num felbft auftehen muß, aus ihrem Standpunkte die Zuläffigfeit 
oder Unzuläffigkett eines Herfommens zu prüfen und Darüber ein 
für ihre Glieder verbindliches Urtheil abzugeben, fo unleugbar tft 
das gleiche Recht des Staates, Die auf ein angebliches Herkommen 
von der Kirche gegründeten Anßeren Anfprüche zu unterfuchen und 
ihnen, wenn fie gegen den Staat an fich oder deſſen unabänderliche 
Einrichtungen find, die Wirkſamkeit abzufprechen. 

IV. Nicht Schon wirkliches, fondern nur ein jeweiliges Her⸗ 
tommen (bloßer Befigftand) iſt Die Praxis zwifchen Kirche und Staat; 
aber fie wird Durch Unvordenklichkeit oder Durch ftillfchweigende Dul- 
dung und fortgefegte Befolgung, obgleich man zu wiberfprechen ver⸗ 
mochte und ein Intereſſe Hatte, zu einem wirklichen Recht (8 11), 





I) Sammlungen hiervon finden fih in Münch, Boll. Samml, aller Con⸗ 
corbate. Leipz. 1830. 2 Bde. Weiss, Corp. iur. eceles. hod. Giess. 1833. 
3) S. can. 7.D. 11, c.6.D. 12, c.4—9.D. 8, c. 1—11. X. de consuet. 
Walter, Kirchenr. $ 62. Richter, Kirchenr. $ 181. 
6 
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dem ſich biernächft weder Kirche noch Staat ohne Ungerechtigkeit 
entziehen darf. Auch find auf Diefem Wege den Staatsgewalten 
manche Befugniffe zugefallen, Die im Mittelalter von der Kirche geübt 
oder Doch beanfpruccht wurden!. 

41. Die nähere praftifche Geftaltung der Verhältniffe des N- 
mifchen Stubles, wie fie fich theils Hiftorifch ergeben hat, theils aus 
den vorangeführten Quellen begründet werden Tann, tft im Allge- 
meinen dieſe: 

I. Der Römifche Oberbifchof ift theils eine fpirituelle Macht 
für die feiner Kirche zugehörigen Gläubigen, theils eine auf das 
ſ. g. Patrimontum Petri Durch Schenkungen Pipins und Carls des 
Großen, fo wie auf fpätere Acceffionen? fundirte weltliche ſouve⸗ 
räne Macht, welche, mit Tirchlichen Verfaffungsformen regterend, in 
allen äußeren VBerbältniffen an den Rechten und Gebräuchen unab⸗ 
hängiger Nationen Theil nimmt. Alle Tatholifchen Mächte geftehen 
dem Römiſchen Stuhl den Vorrang zu und erweifen ihm, als treu- 
ergebene Söhne der Kirche, befondere Ehrenbezeigungen. Alatholifche 
Mächte conteftiren zwar den Vorrang, dulden ihn indeß um Des 
Friedens willen”. 

I. In feiner Eigenschaft als fpirituelle Macht Hat der Papft 
in den Staaten, wo es eine anerkannte katholiſche Eonfeffion giebt, 
alle diejenigen Befugniffe auszuüben, welche aus der hiſtoriſchen Be⸗ 
deutung des Römiſchen Stuhles herfließen. Diefes aber ift nach 
einftimmiger Ueberzeugung der Römifchen Kirche die Erhaltung ihrer 
Einheit in der feftftehenden Lehre und canonifchen Einrichtung, mit- 
bin auch Regierung, Vertretung und Beauffichtigung der Gefammt- 
firhe in al ihren gemeinfchaftlichen Intereffen, dem feftftehenden 


1) Dielen Geſichtspunkt nimmt unter Anderen ſchon Petr. de Marca (Erz- 
biſchof von Paris) de concordia Imp. et sacerdot. II, 9, 8. „Conniventia 
sedis Apostolicae id maxime praestat, ut bona fide Principes in eo negotio 
tractando versentur, quod ad se pertinere non improbabili ratione putant, 
ita ut patientia illa, si necesse sit, vicem privilegii et dispensationis subeat.“ 

2) ©. Cenni, Monum. Dominat. Pontif. Rom. 1760. Haffe, Vereinigung 
ber geiftl. und weltl. O.⸗Gewalt. Haarlem 1852. Sam. Sugenbeim, Geſch. ver 
Entftehung und Ausbildung des Kirchenftantes. Leipz. 1854. 

8) Günther I, 221. Rousset, Memoires I, 1. Am Wiener Eongreß wurde 
ben päpftlihen Nuntien von Allen der Bortritt gelaffen, auch von Rußland und 
Großbritannien. 
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Glaubens⸗ und Verfaſſungsſhſteme gemäß’. Geht die geiſtliche Macht 
über ihre unbeftreitbaren Grenzen hinaus, fo hat der Staat das 
Necht des Widerftandes, die Ausübung des Hausrechtes, fo wie er 


ſchon im Boraus möglichen Mebergriffen entgegen Vorkehrungen treffen 


kann, ne quid detrimenti res publica capiat. Die in foldder Hin- 
ficht zuläffigen Mittel lehrt das Innere Staatsrecht und die Politif”, 

II. Der kirchliche Staat ift ein Wahlftaat, Die Papftwahl von 
dem Cardinalcollegium nach der firchlichen Verfaffung feit dem Mittel- 
alter, iure humano, abhängig. Den Tatholifchen Nationen und ihren 
Negenten wird weder eine Mitwirkung in der Leitung der allge- 
meinen Kirche, noch auch ein Einfluß auf Die Papftwahl ausdrüd- 
lich zugeftanden; indeffen tft Die Erfiefung befonderer Schutcardinäle 
(Cardinales Protectores nationum) von Seiten einzelner Tatholifcher 
Regierungen, hauptfächlich fett dem 15. Sahrhundert, üblich geworden; 
auch haben einige Souveräne (Oefterreih, Frankreich, Spanien und 
Neapel) eine f.g. Excluſive gegen die Wahl des einen ober anderen 
Sandidaten hergebracht, welche zu beachten Die Cardinäle im Con⸗ 
clave eidlich verpflichtet werden”, Im Mebrigen beftehen zwiſchen 
Rom und anderen Staaten die gewöhnlichen diplomatischen Ver— 
bindungsmittel, 

IV. Bermöge uralten Herfommens ftand Die Römifche Kirche 
und ihr Haupt unter dem Schuge der Römifchen Katferfrone bis zur 
Auflöfung des heiligen Römiſchen Reiches im Jahre 1806, wozu 
die früheren Verhältniffe Roms im Mittelalter, namentlich fett Pipin 
und Earl dem Großen, den Grund gelegt hatten‘. Ein neuer Be—⸗ 


1) Erdrterungen hierüber |. in Marheinele, Syften des Katholicismus IL, 344. 
Bol. Clauſen, Kirchenverf. über). von Fries I, 27. 

2) Nach uralter Praris, wenigftens ſchon feit dem 15. Jahrh., gehören dahin: 
die Prüfung Ticchlicher Verordnungen und Vollmachten vor ihrer Vollziehung und 
die Suspenfion derjelben bi8 zum regium Placet s. Exequatur; die appellationes 
ab abusu (appels comme d’abus) gegen Ueberſchreitung der Grenzen der geiftlichen 
Gewalt; polizeiliche und ftrafrechtlihe Maßregeln gegen heimliche Berbreiter von 
fichhlichen Berorbnungen, Die der Kenntniß des Staates entzogen werben follen; 
Beauffichtigung des Verkehres der Landeskirche mit auswärtigen Kirchenoberen. 

8, Schriften hierüber in v. Kamptz, Lit. $ 103. Namentlih: Toze, Feine 
Schriften. Leipz. 1791. S. 412 f. Mofer, Beitr, in Friedensz. I, 307, Günther 
u, 415. Io. Casp. Barthel, de Exclusiva in ej. Opp. 

* Hillmann, Kirchenverf. 167. 172, 

6* 


84 Erftes Band. 842. 


ſchützer ift für jet weder gewählt, noch auch von Rechtswegen an 
die Stelle des Römiſchen Kaiſers getreten". 

Alle Übrigen Verhältniffe der Römtfchen Kirchengewalt gehören 
dem particulären Stants- und Kirchenrecht an. Es gab eine Zeit, 
wo Rom alle weltlichen Reiche auch in weltlichen Dingen in Ab⸗ 
hängigfeit von fich zu ſetzen ſuchte. Es Tegte fi) ein Confirmations⸗ 
recht über Kalfer, Könige und Fürften bei, eine oberfte Cenfur von 
Negierungsbandlungen, Beftenerungsrechten und dergleihen. Frank⸗ 
reich widerftand zuerft fiegreich und die hochgefpannten Prätenfionen 
find feitdem verfchollen?. Würdig und natürlich für eine allgemeine 
Kirche erfcheint ein fehtedsrichterliches Amt des gemeinfamen Ober- 
bifchofs, wenn es, um Frieden zu erhalten, von den Parteien ange- 
rufen wird, 


DI. Recht der Erterritorialität®, 


42. Erterritorialität ift im Allgemeinen die völferrechtliche Erem- 
tton gewiffer Perfonen und damit in Verbindung flehender Sachen 
von der Staatsgewalt desjenigen Territoriums, worin fie fich kör⸗ 
perlich befinden; man faßt fie fogar als eine Fiction auf, daß jene 
fih überhaupt nicht in fremdbem, vielmehr in ihrem eigenen Territo- 
rium befänden, wodurch aber dem Verhältniß eine viel weitere Aus- 
Dehnung gegeben würde, als es wirflic hat und feinen Gründen 
nach in Anfpruch nehmen Tann“, Der Grund eines folchen Rechtes 


1) Eine Erörternng der Frage findet ſich bei Al. Müller, die neu aufgelebte 
Schirmvogtei des Oeſterreichiſchen Kaijers Über die Römiſch-katholiſche Kirche. 
Erf. 1830, 

2) Ausführlich ift hierüber Günther, Völkerr. I, 162 f. 

8) Die darauf bezüglichen Schriften behandeln meift nur die Erterritoriahtät 
der biplomatifchen Agenten, nicht auch die anderer Berjonen. Die umfaffendfte 
Erörterung bietet noch Bynckershoeck, de iud. competente legati. L.-B. 1721. 
überjegt von Barbeyrac 1723. 1727. und verfchievenen Ausgaben des 1’ Ambas- 
sadeur par Wicquefort, a, E. beigefügt. S. auch Foelix, Revue 1845. I, p. 31. 
Eine Menge anderer Schriftnachweifungen j. in beffen dr. intern. p. 266 (391). 
Die neneften Unterfuchungen mehrerer hierher gehöriger Materien ſ. in Evertsen 
de Jonge, over de grenzen van de Regten van Gezanten u. s. f. Utr. 1850. 
Phillimore I, 364. 

4) Es würde 3.2. die ſeltſame Folgerung eintreten müſſen, daß Alles, was 
der Erterritoriale im fremden Staate thut, lediglich nach dem Geſetz feiner Heimath 
zu beurtheilen wäre, was gewiß nicht behauptet werben mag. Man könnte ſich 
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tft. nämlich kein anderer, als Daß Die Staatsgewalt eines Territoriums 
entiweder überhaupt Feine rechtliche Botmäßigkeit über eine gewiſſe 
Perſon hat, oder daß fie felbige wenigftens im Intereffe des völfer- 
rechtlichen Verfehres fuspendiren muß. — Welche Berfonen demnach 
in folcher Weife bevorrechtet find, welche natürliche oder ceremontelle 
Ausdehnung dem Recht in der einen oder anderen Hinficht zuftehe ? 
wird erft weiterhin vorkommen; nur folgende allgemeine Süße ge- 
hören unbeftreitbar hierher: 

I. Die exterritortale Berfon behält in der Regel ihr früheres 
Domicil und wird mithin auch in allen davon abhängigen Sachen 
nach dem Recht ihrer Heimath beurtheilt. Jedoch tft für fie Die 
Möglichkeit eines Domicil8 in dem fremden Staat nicht völlig aus- 
gefchloffen; fie Tann vielmehr ein folches noch aus früherer Zeit 
baben und fortfegen‘, oder auch, fofern fie vollkommene Selbftändig- 
feit hat, ein folches wählen”, wodurch dann Hinfichtlich ihrer Nechts- 
verhältniffe, unbefchadet ihres fonftigen völferrechtlichen Charakters, 
die Zuftändigfeit der fremden Staatsgewalten begründet wird”. 

II. Die wefentliche Bedeutung der Erterritorialität beſchränkt 
ih Darauf, daß fein Recht der inneren Hoheitsgewalt, insbefondere 
fein Act der polizeilichen oder richterlichen Gewalt gegen Die ex- 
territortale Perſon oder Sache ausgeübt werden darf, wogegen alle 
übrigen Rechte, Die dem Einzelftant gegen auswärtige Staaten zu⸗ 
ftehen (8 29 u. f.) unberührt bleiben‘. 

II. Selbit Die Ausübung Der inneren Hoheltsgewalt tft nicht 
ausgefchloffen, infofern Die erterritoriale Perſon Befugniffe erwerben 


' unter andern auf bas Princip: locus regit actum nicht berufen, Ueber Ent- 
| flehung der Fiction vgl. zum Theil Evertsen p. 158 8. 

2) Z. B. der Gefandte einer fremden Macht, welcher Unterthan des Souveräng 
ift, bei dem er fungiren ſoll, ohne letztere Eigenfchaft völlig aufgegeben zu haben, 
®gl. Bynekershoeck c. XI, 8 5 f.; c. XVIII, p.6 a. €. 

3) Warum follte 3.8. der Souverän eines fremden Staates nicht auch ander- 
wärts ein eigentliche Domicil haben können? 

2) Anerkannt ift dies unter Anderem im Weſtph.⸗Osnabr. Frieben V, 8 28 
binficgtlich der ehemaligen Neichsritter: „nisi forte in quibusdam locis ratione 
bonorum et respectu territorii vel domicilii aliis statibus reperiantur sub- 
jecti.“ 

9) Insbeſondere alfo das Recht der Selbfterhaltung und Vertheibigung; das 
Recht auf Achtung. 
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oder genießen will, welche eine ftaatsbürgerliche Eigenfchaft in dem 
fremden Staate vorausfegen'. 

IV. Ste ift eben fo wenig befreit von den Laften, welche auf 
dem Gebrauche einzelner, dem fremden Staate zugehöriger Sachen 
haften, wofern nicht jener aus Gefälligleit Davon abfteht”. 

V. Auch in Beziehung auf Privatrechte, welche fie in Dem 
fremden Staat erwirbt oder ertheilt, wird fie der dortigen Rechts⸗ 
ordnung unterworfen, vorzüglich In Betreff aller Realrechte an un⸗ 
beweglichen Sachen?. 

VI Mit der Exterritorialität der Berfon tft auch zugleich eine 
Erterritortalität derjenigen anderen Berfonen und Sachen verbunden, 
welche mit jener in einem ſtaats⸗ oder famtlienrechtlichen Zufammen- 
hange ftehen, oder zu ihrem öffentlichen wie vein perfönlichen Dienft 
und Gebrauch beftimmt find; es können jedoch Dergleichen Perſonen 
oder Sachen, welche bisher dem fremden Xerritorium felbft ange- 
hörten, der dortigen Staatsgewalt nicht gegen deren Willen oder 
gegen beftehbende Verträge entzogen werden‘. 

VI Die exterritoriale Berfon muß fich der auswärtigen Ge- 
vichtSbarfeit in allen denjenigen Privatangelegenhbeiten unterwerfen, 
in welchen fie, fogar wenn fie nicht anmwefend wäre, bei Den Ges 
richten des fremden Staates Recht nehmen oder geben müßte, indem 
deffen Befugniffe Durch die Anwesenheit der exterritortalen Perſon 
nicht geringer werden können, als ihm fchon außerdem zuftehen; in- 
deſſen fegt fi die Staatenpraris, wiewohl ohne Zwang’, meift 
engere Schranken, und übt Die Gerichtsbarkeit wefentlich nur bei 


1) Z. E. Anlegung einer Druderei, Betrieb eines Handels, 

2) 3.8. von Erlegung des Chaufjeegeldes. 

3) Allgemein anerkannt. Bynckershoeck c. XVI. Merlin, Repertoire m. 
ministre public. S. 5. $ 4. art. 6 et 8. Wheaton I, 2, 3. 8 16. Allgem. Preuß. 
G.⸗O. I, 2, 66. 

*) Wiequefort, !’Ambassadeur. I, 28, p. 422. Bynekershoeck c. XV, $ 6. 

5) So ift an und für ſich nicht abzufehen, warum nicht auch das forum 
contractus Statt finden follte. Sehr richtig bemerkt ein Memoir des Hofes von 
Berfailles von 1772: „Yimmunite du ministre public consiste essentiellement 
à le faire considörer comme s’il continuait & r&sider dans les &tats de son 
maitre. Rien donc n’empöche d’emploier vis & vis de lui les moiens de 
droit dont on userait s’il se trouvait dans son domicile ordinaire.“ Flassan, 
hist. de la dipl. fr. VII, 22. 
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Realklagen, ferner hinſichtlich der Nebenpunkte, welche Durch eine 
ſelbſteingeleitete Procedur herbeigeführt ſind', jo wie in Betreff ber 
fortgefegten Inftanzen? jeder rechtmäßig wider fie oder von ihr ein» 
geleiteten Brocedur. Auch werben confervatorifche Maßregeln erlaubt 
gehalten”. Auf alle Fälle könnte die frembherrliche Gerichtsbarkeit 
noch Durch freiwillige Unterwerfung der exterritorialen Perſon bes 
gründet werden, fofern ihr nicht das Recht dazu entzogen ift‘. End⸗ 
lich würde bei unbeftreitbarem Domicil der exterritorialen Berfon in 
fremdem Lande (IL) die Hierauf gegründete Gerichtsbarkeit desſelben 
nicht abzulehnen jein. 

Unter allen Umftänden verfteht fich jedoch von felbft, Daß Teine 
unmittelbare Gewalt an ber exterritorialen Perfon oder Sache geübt, 
mithin auch Feine Execution biergegen vollftvedt werden Tann, und 
daß gegen Die Erterritorialen diejenigen Formen zu beobachten find, 
welche wider eine Perfon feines Standes, falls fie ſich nicht an- 
weſend befände, beobachtet werden müßten‘. 

VII. Das Recht der Exterritortalität Dauert nur fo lange als 
ihr Grund. Ein Afylrecht tft Damit an fich nicht verbunden‘. 


IV. Staatsdienfibarleiten”. 


43. Schon aus den natürlichen Verhältniffen, in welchen meh- 
rere Staaten neben einander aufgewachfen find, fließen gewiſſe Be⸗ 


1) 3.3. wegen der Koften; wegen einer Gegenflage. Bynokorshoeck c.XIV, 
8 13. Merlin, Rep. Ministre publ. V, 4, 10. 

2) Merlin, ibid. Bynckershoeck c.XVL, 82. . 

3) So z. B. Arrefte an Sachen. Bynckershoeck c. IV, 85.6; c. XVI, 8 6. 

4) Ein Gefandter hat ohne Bewilligung feines Souveräns ſchwerlich das Recht 
eines Berzichtes, Bynckershoeck c. XXIIL Ch. de Martens, Causes c£leb. I, 229. 

5) 3.8. in Anfehung der Eitationen, Diefe können ober follten wenigftens 
nur auf diplomatiſchem Wege befördert werben. Eine etwas abweichende Anficht 
bei Bynckershoeck c. XVI, 8 19. . ©. inbefjen andererſeits die A. G.⸗O. für bie 
Preuß. Staaten I, 2, $ 66. 

8) Nur bei ven Gefandten ift ein folches in Frage gelommen. Davon unten 
Buch 3. S. auch 8 au. E. 

7) Schriften in v. Ompteda, Lit. 8 214; v. Kamptz 8 101. Borzüglich: 
Ph. Iac. Elwert, de servitutib. s. iurib. in alieno territorio. Argent. 1674. 
C.1.C. Engelbrecht, de servitutib. iur. publ. Helmst. 1715. 1749. Ric. Thadd. 
Gönner, Entwickl. des Begriffs und der Grundſätze der Deutſchen Staatsrechts⸗ 
dienftbarkeiten. Erl. 1800. Das Meifte hierin bezieht fih auf Verhältniffe des 
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fchränfungen ober f. g. natürliche Stantsdienftbarkeiten (servitutes 
iuris gentium naturales), Denen fih ein Staat zu Gunſten des an- 
deren nicht entziehen kann, ohne fich gegen Die natürliche Befchaffen- 
beit der Dinge aufzulehnen und die hiermit gegebene Regel des fried⸗ 
lichen Nebeneinanderbeftehens zu verlegen‘. Dahin gehört z. B. Die 
Aufnahme des aus den Grenzen eines anderen Staates natürlich 
abfließenden Gewäſſers? und andererſeits die freie Herauslaffung 
eines fließenden Waflers in den Nachbarftant (vgl. $ 33), worauf 
ſich unbedenklich auch Die privatrechtlichen Vorfchriften des Römifchen 
Weltrechtes anwenden laſſen. 

Außerdem find aber noch gewiſſe pofitive Befchränfungen der 
Staatsgewalten denkbar durch gewillfürte Staatsdienſtbarkeiten (ser- 
vitutes iuris gentium voluntariae), d.t. durch jedes von dem Willen 
eines Staates unabhängig geftellte Recht eines ihm nicht unterworfenen 
Subjectes, wodurch jenem die freie Ausübung feiner Hoheitsgewalt 
in Betreff eines oder des anderen Gegenftandes entzogen wird?. 

Die dabei vorlommenden Subjecte find: ein berechtigter Staat, 
zu deſſen Gunften eine folche Befchränkung der fremden Staats- 
gewalt befteht, oder, was freilich nur felten der Fall fein wird, ein 
von dem verpflichteten Staat unabhängiges, unter dem Schuß des 
Völkerrechtes ftehendes Individuum‘; fodann ein verpflichteter, an 


vormaligen Deutſchen Reiches, die darin f.g. servitutes iur. publici germanici, 
im Gegenfat ber servit. iur. gentium. Allgemeinen Inhaltes find: de Steck, 
Eclaircissementd de div. sujets. 1785. n. 6. 

1) gl. Hert, opusc. II; III, p. 103 8. Dieſer Schriftfteller geht nur darin 
zu weit, baf er auch Die Nothrechte, welche die Staaten gegen einander ausüben 
und dulden müſſen, zu diefen Servituten rechnet. Eben jo Engelbrecht. Andere 
fcheinen wieder von den natürlichen Servituten gar nichts willen zu wollen, wie 
Klüber $ 139. not. a. 

3) „Semper haec' est servitus inferiorum praediorum, ut natura pro- 
fluentem aquam recipiant.“ L.I. $ 22. D. de aqua. Weber bie hierbei ein- 
tretenden ferneren Berhältniffe vgl. Hert S. 135 f. | 

8) In Älterer Zeit waren fie häufiger als jet, befonbers unter den Deutjchen 
Staaten. S. Mofer, Nachbarl. St.-R. 239. Engelbrecht IL 2. Römer, Völkerr. 
d. Deutſch. 230, 

*) So ift das im R. D. H. Schl. von 1803 $ 13 und in ber Deutfchen 
B.⸗Acte Art. 17 geſchützte Poftrecht des Haufes Thurn und Taris, fofern nicht 
dur Berträge Etwas geändert ift, immerhin eine wöllerrechtliche Servitut, wenn 
ihm nicht mit v. Linde, das Deutiche Poftr. 1858 ein befjeres Recht beizulegen tft. 
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fih felbftändiger Staat; auch kann eine und dieſelbe Dienftbarkeit 
gegenfeitig zufteben, z. B. in Betreff der Beftenerung. 

Die Gegenftände, worauf fich dergleichen Dienftbarkeiten er- 
fireden, find lediglich und allein Rechte der Staatsgewalt, fowohl 
hohe wie niebere Regalten des verpflichteten Landes; überhaupt nur 
öffentliches Eigenthum, nicht aber Privatrechte und Privateigenthum 
besfelben oder feiner Unterthanen, wiewohl Diefe mittelbar Durch eine 
Dienftbarfeit berührt werden können". 

Die Wirkung einer Staatsdienſtbarkeit befteht darin, daß ent- 
weder der Berechtigte zu feinem Vortheil eine hoheitliche Befugniß 
in dem fremden Staate als feine eigene und unabhängig von letz⸗ 
terem ausübt”; oder daß der fremde Staat zu Gunften des Berech- 
tigten fich Der Ausübung einer gewiffen Hoheitsgewalt in feinen 
eigenen Grenzen bis zu einem beftimmten Umfange enthalten muß. 
Daher der Unterfchled von affirmativen und negativen Serpituten 
auch im Völkerrecht Anwendung leidet”. Ob der Vortheil dem Be⸗ 
vehtigten unmittelbar und allein, oder feinen von ihm vertretenen 
Angehörigen zulommt, ändert an dem Wefen der Servitut nichts“, 

Die Außerfie Grenze dabei tft, daß ber verpflichtete Staat In 
feine völlige Abhängigkeit von dem Willen des Berechtigten gefekt, 
fondern nur in beftimmten Hoheitsbefugniſſen befchränft wird, und 
daher wenigftens noch als halbfouveräner Staat beftehen Tann“. 


Dagegen ift allerbings keine Servitut von der obigen Befchaffenheit denkbar, wenn 
ein Staat feinem eigenen Untertban, ober ſelbſt einem fremden, ohne völlerrechtliche 
Garantie ein Hoheitsrecht zufteht. Vielmehr ift bier die Conceffton Tediglich nach 
dem inneren Staatsrecht zu beurtheilen. Vgl. Engelbrecht IL, 1, 12. 

!) Bel. Sönner a, 0.0. 8 27—36. Klüber $ 138, 

2) Sonft wäre e8 eine bloße Privatceonceifion, und dafür ift allerdings wohl 
bei gewöhnlich verleihbaren Regalien die Vermuthung. Vgl. Klüber 8 138. 5°. 
x 3) Andere Eintheilungen, 3.8. in continuae unb discontinuae, erſcheinen 
völlig unnütz. Beifpiele von negativen Servituten find das Unterfagungsrecht gegen 
bie Anlage von Feitungen, gegen Aufftellung einer größeren Heeresmacht u. |. w. 
Engelbrecht II, 2, 27. 

9 So warb in Art. 17 des Parifer Friedens von 1763 den Britifchen Unter» 
tbanen ansbebungen, in gewiſſen Gegenden Eampechenbolz zu fällen. de Steck, 
essais. 1775. Gönner $ 24. 25. 

6) Diefer Punkt ift der fohwierigfte für die Theorie. In ber Praris wirb er 
felten zur Sprache kommen. Eine andere Formel findet fich bei Schmelzing $ 239. 
&. au Gönner $ 37. 38, 
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Eine Beftellung ift nur denkbar durch Vertrag, fogar ſchon ohne 
Traditton!; jedoch kann die vechtmäßige Erwerbung auch Durch einen 
unvordenflichen Befitftand vertreten werden ($ 11). Ein anderer 
Befisftand legt dem Verpflichteten feine Verbindlichkeit auf, Die Aus- 
übung auch noch ferner zu geftatten; vielmehr kann er zu jeder Zeit 
erft den Beweis der rechtmäßigen Beftellung fordern’, Die Prä- 
ſumtion ift für thn. 

Der Umfang des Rechtes beftimmt fich bei Verträgen nach der 
deutlichen Eonceffion des Verpflichteten”; bei unvordenklichem Befik- 
ftande aus ber bisherigen vollfommen gleichförmigen Ausübung‘. 
Der Verpflichtete tft im Zweifel nicht von der Ausübung derſelben 
Befugnig ausgefchloffen, wenn Diefe nicht ihrer Natur nach eine aus⸗ 
fchließliche, blos von Einem Subject auszuübende, oder auf Mit- 
ausübung verzichtet ift". Die Art der Ausübung Tann übrigens nur 
eine möglichft unfchädliche® und eine folche fein, die mit der Ver⸗ 
faffung des fremden Staates im Einklange fteht”. Eine entgegen- 
geſetzte Conceſſion iſt ungiltig. 

Jede Staatsdienſtbarkeit iſt als ein dauerndes Realrecht ſowohl 
für den Berechtigten wie für den Verpflichteten anzuſehen“, gebt 
alfo auch auf jeden Succeffor der einen oder anderen Staatsgewalt 
(activ und paffiv) über. Diefelben Gründe jedoch, welche einen 
Stantenvertrag außer Kraft feen, müſſen bei Staatsdienitbar- 
feiten gleichfalls ihre Anwendung finden’. Außerdem erlöfchen fie 


ı) Sönner $ 67. 

2) Das Gegentheil ſcheint Klüber 8 139 mit Engelbreht und Gönner zu 
behaupten. Beide fprechen aber nur vom Deutſchen Reid. Und ohne Zweifel 
befteht eine Geltung des Beſitzſtandes auch noch jeßt unter ben Deutichen Bundes⸗ 
genoffen nach Bundesacte Art, 11; allein unter ganz freien Staaten kann bem 
präfumtiven Alleinberechtigten der bloße bisherige Beſitzſtand gewiß nicht entgegen- 
gejeßt werben. 

8, Alſo ftricte Erflärung. Gönner 8 80, Klüber 8 139. Bon einem Hobeits- 
recht gilt fein Schluß auf ein anderes. Gönner $ 81. Im Zweifel nur der ge- 
ringere Grad, Ebendaſ. 8 82. 

9 Tantum praescriptum, quantum possessum. Sixtin., de regal. 1,5, 171. 

5) Engelbrecht II, 1, 12, Gönner 8 90, 

6) Gönner 8 83, 

) Ebendaſ. S 84 ff. 

8) Engelbrecht IL, 3, 14. Gönner $ 78. 

9 Vgl. Gönner 8 94 ff. 
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durch Dereliction und Eonfolidation, jo wie durch vertragsmäßigen 
Berzicht'. 


V. Einmifhungs- (Interventions-) Recht, 


44. Ob und in wie weit ein Staat fich in Die Angelegenheiten 
eines fremden Staates einmifchen dürfe, Tann nach den bisherigen 
Grörterungen nicht mehr zweifelhaft fein. Es giebt im Allgemeinen 
feine Befugniß Dazu, weder in Anfehung defjen, was jedem Einzel- 
ftaat felbft vermöge feiner Freiheit und Unabhängigkeit zu ordnen 
zufteht, namentlich in Beziehung auf Verfaffung, Regierungsprinci⸗ 
pien und Anwendung derfelben; noch auch in Anfehung der befon- 
deren völferrechtlichen DVerbältniffe, welche unter mehreren fremden 
Staaten als Betheiligten Statt finden. Kein Staat Tann daher 
dem anderen eine beftimmte Verfaſſung aufbringen, Veränderungen 
darin fordern oder denfelben entgegentreten; feiner Die Spigen der 
fremden Staatsgewalt eigenmächtig beftimmen; feiner demfelben Ge- 
fee Des Verhaltens worfchreiben, die Annahme befttimmter Regierungs⸗ 
marimen und Errichtung oder Aufhebung gewifjer Anftalten fordern; 
feiner endlich den anderen zum Gebrauch ober Nichtgebrauch feiner 
auswärtigen Hoheitsrechte nöthigen. Das Princip der Nicht-Inter- 
vention ift Demnach allerdings Die Regel, eine Intervention die Aus- 

2) So feinen unter den ehemaligen Rheinbundfiaaten ſämmtliche Staats⸗ 
fervituten gegenfeitig durch Die Rheinbundsacte Art, 34 aufgehoben zu fein. Klüber, 
Abh. und Beobadh. I. 1830. S. 1—57. v. Kampt, Beitr. zum Staats- u. Völkerr. 
I, 140. Doch giebt e8 darüber eine große Meinungsverſchiedenheit. Einige wollen 

| davon Die negativen Servituten ausnehmen, z. B. Brauer, Beitr. 3. Staater. der 
| Rheinbundſtaaten S. 264, Maurenbrecher, Deutiches Staatsrecht 8 138 e. Andere 
diejenigen Servituten, welche in einem Taiferlichen Privilegium ihren Grund haben, 
z. B. Medikus, Rhein. Bund IV, S. 184 Nur die nicht wefentlihen Hoheits⸗ 
rechte dürften der Regel nah auszunehmen fein. Schmelzer, Verhältniß ausw. 
Kammergüter, 1819, ©. 75. 

2) Die Hauptpunltte ver Frage finden ſich erörtert in Mofer, Verf. VI, 317 f. 
Battel II, 54. Günther, Völkerr. L 280 f. v. Kamptz, Völkerrechtl. Erdrt. des 
Rechts der Europ. Mächte, in die Verfaſſung eines einzelnen Staates fich zu 
mifchen. Berl. 1821 (geprüft in Hermes XI, 142). Traitö sur le droit d’inter- 
vention par MM.D. et R. Par. 1823; in Krug, Diläopolitif. Leipz. 1824. ©. 322 f. 
Wheaton, histoire du progr. ete. p. 394 f. (UI, 199). SHeiberg, das Princip ver 
Richt» Intervention. Leipz. 1842. H. v. Notted, d. Recht der Einmiſchung. Frei⸗ 
burg 1845. Staats-Leric. Bd. VIL Phillimore I, 433. Berner, in Bluntfchli 
St.⸗Lex. Bd. IV. 
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nahme und nur aus befonderen Gründen zu rechtfertigen, wozu in 
der Praxis freilich nicht immer Nechtsgründe, fondern oft nur. ein- 
feitige oder vermeintliche Intereffen gedtent haben. Im Völferrecht 
kann nur von Rechtsgründen die Rede fein. Um genau zu ver- 
fahren, unterfcheiden wir hier nach Dem Gegenftande: 
Einmifhung in Berfaffungsfahen 
und 
Einmifchung in Regterungsangelegenheiten, wozu auch 
Händel mit anderen Staaten gehören; 
außerdem der Form nad: 
eine eigentliche Intervention, wo die fremde Macht ihre 
Entſchließungen als Hauptpartet, äußerſten Falles fogar mit 
Gewalt, durchzuſetzen trachtet; 
ſodann: 
eine bloße Cooperation mit einer Gewalt oder Partei in dem 
fremden Staate ſelbſt — eine acceſſoriſche Hilfeleiſtung; 
ferner: 
die Ergreifung von Vorbeugungsmitteln zur Abwendung 
drohender Gefahren; darunter der bewaffnete Friede’; 
endlich: 
freundfohaftlihde Interceffion für eigene oder fremde Intereffen. 
Gemeinſame Vorausfegung tft, Daß der Gegenftand, auf welchen 
fih Die Einmifchung bezieht, an und für fich dem Ermeffen des von 
ihr betroffenen Staates zufteht und daß eine Aenderung des bisherigen 
Rechtözuftandes beabfichtigt wird, jedoch noch nicht vollendet iſt. Die 
Regierungsverfaffung begründet feinen Unterfchied in der Anwendung 
ber völferrechtlichen Grundfäge, wiewohl in der älteren Staatspraxis 
die Eigenthümlichkeit der Wahl- und Bundesftanten am melften ein 
Feld zu politifchen Einmifchungen aller Art dargeboten bat”. 


!) Diefe Form der Intervention und ihre Benennung gehört vorzüglich erſt 
der neueften Staatspraris an. Sie ift die Idee der Ouabrupelalliance vom 
22. April 1834 und des Abditionalvertrages vom 18. Aug. ejsd. Martens (Mur- 
hard), Nouv. Rec. t. XI. 1837. p. 808 s. und t. XU, p. 716. Praktiſch ift fie 
auch Thon zuvor gelibt worden, 

3), Erfindung von Thiers, 1840, 

3) Ein jehr beftimmtes Syſtem gegen auswärtige Einmiſchungen bat ber 
Deutſche Bund ausgejprochen Durch Beſchluß vom 18. Septbr. 1834. Martens 
(Murhard), N. Suppl. Goett. 1842. p. 56. 
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45. Eine eigentliche Intervention, wobei man als Haupt- 
partei handelt, findet in Verfaſſungs⸗ und Regterungsangelegenbeiten 
eines fremden Staates nur Anwendung: 

I. wenn Diefer Staat felbft das Recht Dazu ertbeilt Bat, 
oder letzteres bebingungsweife Durch Vertrag vorbehalten worden 
tft; namentlich Traft Übertragener Garantie einer beftimmten Ver⸗ 
foffung oder gewiffer Rechte, fobald einer der Betbetligten Diefe 
Garantie anruft. Auch kann ein unauflündbares fehugherrliches oder 
Bundesverhältnig' Grund abgeben, fowohl Veränderungen der Ver⸗ 
foffung zu verhindern, wie auch dergleichen zu veranlaffen oder be- 
ſtimmte NRegterungsmaßregeln bervorzurufen, wenn außerdem Der 
geſchützte Staat oder das Bundesverhältniß felbft nicht mehr zu er- 
halten wäre; 

II. wenn durch Aenderungen ber Berfaffung oder durch Regie⸗ 
rungsmaßregeln in einem Staate Das wohlerworbene Recht eines 
anderen Staates verlegt werden würde, 3. B. wenn einem aus⸗ 
wärtigen Staate oder Souverän ein eventuelles Succeffionsrecht oder 
lehnsherrliche Anfprüche entzogen werden follten. 

Außerdem iſt unter Staaten, welche ein gemeinfames Recht Über 
fihd anerkennen und fich einen gegenfeitigen humanen Verkehr als 
Zweck fegen, unverfennbar noch 

II. die Befugniß gegründet, einem ziellofen SKrtegszuftande, 
welcher im Inneren eines Landes oder unter werfchtedenen Mächten 
fchwebt, mit gemeinfamer Zuftimmung durch gewaltfames Ein- 
fhreiten ein Ziel zu feßen, um dadurch das geftörte Band der Na- 
tionen wieberberzuftellen und fich von einer Dauernden Beunruhigung 
zu befreien, natürlich alfo auch fehon einem folchen ziellofen Zufland 
möglichft vorzubengen; fo wie 

IV. ein Einmifchungsrecht gegen Die unbefugte Intervention 
eines anderen Staates in Die Angelegenheiten eines Dritten Staates, 
infofern nämlich Durch diefe Intervention ein auch für die übrigen 
oder beftimmte Staaten vechtsverlegendes Princip aufgeftellt wird’. 


1) So bat der Deutſche Bund ein Interventionsrecht in den inneren Angele⸗ 
genheiten der Einzelftaaten, fo weit dadurch Die weientlichen Ywede des Bundes 
und Üübernommene Garantien berührt werben. 

3) Man vergleiche unten den Abjchnitt von den Verbinblichleiten aus uner- 
laubten Handlungen. 


. “ 
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Andere Rechtstitel zu einer thatfächlichen Einmifchung in fremde 
Staatsangelegenheiten giebt e8 nicht, außer den vorftehenden. Sie 
beftimmen zugleich Die Richtung und Modalitäten der Intervention. 
Ahr Zwed nämlich tft Geltendmachung des zuftehenden Rechtes oder 
Genugthuung für deſſen Verlegung. Das lette Mittel ift der Krieg, 
wenn mildere Mittel nicht fchon genügen follten. 

Nur Borbeugungs- und Schutmittel oder gütliche Verhand⸗ 
(ungen find dagegen zuläffig, wenn Vorgänge oder Veränderungen 
in einem Staate anderen Einzelftanten oder deren Intereffen Gefahr 
drohen. Sp Tann der Ausbruch einer Revolution zur Aufftellung 
eines Grenzeordong, die Bildung einer Propaganda für Verbreitung 
aufrähreriicher Grundfäge in einem Staate zu firenger poltzetlicher 
Abſchließung gegen denfelben, auch wohl zur. Forderung von Sicher⸗ 
beiten berechtigen; die fchon wirkliche Verlegung von Intereffen 
anderer Staaten aber zu Retorfionsmitteln veranlaffen. Ungewöhn⸗ 
liche Krlegsrüftungen im Inneren eines Staates ohne Deutlich er- 
fennbaren Zweck berechtigen die Dadurch möglicher Weiſe bedrohten 
Staaten zu Anfragen über den Zweck und zur Forderung beftimmter 
Erklärungen‘, welche ohne Beleidigung nicht verweigert werben kön⸗ 
nen (88 30. 31). 

Kriegsunternehmungen eines Staates gegen einen anderen Tön- 
nen dritte Staaten zu politifchen Maßregeln ermächtigen, daß nicht 
durch den Erfolg das bisherige Gleichgewicht geftört werde, Indem 
durch freundfchaftliche Interpofition der Zwec oder die Grenze der 
Unternehmung beftimmt wird, oder indem man durch ‘Defenfiv- 
bündniffe mit anderen ein Gegengewicht zu bilden fucht, oder fich 
ſelbſt zum Kriege rüftet, um feine eigenen und die gemeinfamen Rechte 
aller Staaten im Falle der Verlegung aufrecht zu erhalten (la paix 
armee)”. Daß der deutlich ausgefprochene Zwed der Gründung 


1) J. J. Mofer, Verf. VI, 398. F. €. v. Mofer, vom Rechte eines Sou- 
veräns, den anderen zur Rebe zu ftellen. Kl. Schr. VI, 287. Günther I, 298. 
Dort finden fi) Beilpiele aus der Praris des vorigen Jahrhunderts. Auch Die 
neuefte Zeit bat dergleichen. 

3) Die Staatspraris ift, anftatt ſich mit bloßen Interpofitionen ober Siche- 
rungsmitteln zu begnügen, oft zu wirklicher Intervention gefchritten. Verhand⸗ 
lungen über bie große Frage haben ‚unter anderen die Franzöfiihen Staats- 
ummäölzungen, Die Congreffe von Troppau, Laibah und Verona, die Belgiſche 
Angelegenheit mit fich geführt. Aber es hat dabei nicht an Meinungsverſchieden⸗ 
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einer Univerſalherrſchaft Kriegserflärung gegen Alle ſei, ward ſchon 
oben 8 30 a. E. bemerft. 

46. Sofern es fih nicht von fehon drohenden NRechtsverlegun- 
gen oder Gefahren Handelt, Tann ſelbſt Die ſchreiendſte Ungerechtig- 
fett, welche in einem Staate begangen wird, feinen anderen zu einem 
eigenwilligen Einfchreiten gegen den erfteren berechtigen; denn Tein 
Staat ift zum Richter Des anderen geſetzt. Indeſſen gebietet und 
rechtfertiget Die moralifche Pflicht Den Verſuch gütlicher Interceffion 
zur Abwendung der Ungerechtigkeit, und wenn dennoch dabei beharrt 
werden follte, wenn vorzüglich eine Gewaltherrfchaft alles Recht mit 
Süßen tritt, Die völlige Ahbrechung jeder Verbindung. 

Eine weitere Befugniß, nämlich zu einer thatlichen Cooperation, 
eröffnet fich, wenn in einem Staate ein Innerer Krieg wirklich aus- 
gebrochen tft und ein anderer Staat von dem im Recht befindlichen 
aber widerrechtlich bedrängten Theile um Hilfe angerufen wird. Es 
iſt Schon Das Necht jedes einzelnen Menſchen, Dem widerrechtlich 
Sehränkten "zu feiner und feines Rechtes Erhaltung beizuftehen; es 
muß auch das Recht der Staaten fein‘. Der Gebrauch darf nur 
fein Tetchtfinniger fein; Denn Das Urtheil Über Recht und Unrecht 
im einzelnen Fall kann leicht trügen; Die Hilfeleiftung nimmt zugleich 
Leben und Vermögen der Untertbanen in Anſpruch; es Tann Die 
Gefahr und der fchlimmfte Erfolg auf den Hilfeleiftenden felbft zurüd- 
fallen. Unter allen Umftänden muß die Cooperation in den natür- 
fihen Schranfen des Hecefforifchen bleiben; fie Tann nicht aufge- 
drungen werden, nicht weiter gehen als der Wille der Hauptpartei 
und muß aufhören, wenn Diefe felbft nicht mehr eriftirt oder fich 
unterivirft. 

Nach diefen Grundfägen entfcheidet fich unter Anderem, in wie 
fern eine Einmifhung tn Religtonsangelegenheiten eines. fremden 
Staates, namentlich bet veligiöfen Verfolgungen und Maßregeln der 
Intoleranz zuläffig fei?. Eben darauf beruhete Die Intervention für 
Griechenland und die Rechtmäßigkeit der Schlacht von Navarin. 


heiten gefehlt. Man vgl, Wheaton, Intern. Law II, 1,4. SHeiberg und v. Rotteck 
a. O. Pando, Derecho intern. p. 74. 
1) Battel a. a. O. $ 56. Jo. Guil. Marckart, de jure atque obligatione 
gentium succurendi injuste oppressis. Harderov. 1748. &. auch oben $ 30. 
2) Erörterungen hierüber bei Battel a. a. DO. $ 58-62. Schmeling $ 190, 
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Sperialrechte einzelner Staaten unter einander. 


47. Die Befugniffe, welche ein Staat an ben anderen, außer 
den allgemein völferrechtlichen (8 26) durch giltige Titel (8 11) 
erwerben Tann, find theils fchon bei Gelegenheit Der allgemeinen 
Rechte der Staaten vorgelommen, theils werben fie noch fernerhin 
im Sachen-, Obligationen- und Actionenrechte ihre Stelle finden. Ein 
gemeinfames, gefegliches Erbrecht beiteht an fich nicht unter den 
Europäiſchen Staaten. Wohl aber Tann durch Berträge Einer 
Staatsgewalt Die Succeffion in die Nechte der Anderen -auf einen 
gewiffen Fall zugefichert und eröffnet werden. Im Mittelalter waren 
dergleichen vertragsmäßige Erbfchaften nichts feltenes' und auch noch 
in der Folge werden manche Erbverträge aus Älterer Zeit ihre Wirk⸗ 
ſamkeit unter Deutfchen Staaten äußern Können”. Ihre Giltigkeit 
ift nach der Zeit Ihrer Entftehung zu beurthellen; ihre Wirkſamleit 
aber vielleicht in einzelnen Fällen Durch neuere Staatsumwälzungen 
unmöglich gemacht. ⸗ 


Dritte Abtheilung. 


Die Souveräne, ihre perſönlichen und Familien-Verhältniſſe. 
Phillimore I, 117. 


48. Die zweite Kategorie der vnölferrechtlichen Perfonen bilden 
die Souveräne der Staaten, ihre Familien und unmittelbaren Ver⸗ 
treter. Souverän tft die phyſiſche und moralifche Perſon, welche 


1) So kam im 9. 1032 pas Königreich Burgund (Arelat) an das Deutſche 
Reich auf ben Grumd eines Erbvertrages von 1016 und 1018. Mascov., de 
regni Burgund, ortu etc. I, $ 10. 

2) Hierdurch ift jedoch nicht ſowohl den Staaten, als vielmehr den regierenden 
Familien ein Erbrecht ertheilt, Im Allgemeinen bezeichnet die Deutiche Staats⸗ 
fprache dergleichen Erbverträge durch Erbeinungen (uniones hereditariae), einzelne 
derfelben durch Erbverbrüberungen (confraternitates hereditariae), womit bie 
Annahme des Brudernamens, auch wohl Die Vereinigung der beiverfeitigen Befigungen 
zu einem Gefammteigenthum mit eventueller Huldigungspflicht der Untertbanen vers 
bunden war. Man f. Günther II, 106 und Befeler, Vergabungen I, 215 ff.; 
I, 3, 90. Meber die noch möglichen Anwartichaften aus folchen Verträgen ſ. Hein- 
rich Gottlieb Reichard, Monarchie, Landſtände und Bundesverfaffung in Deutich- 
land. Leipz. 1836. S. 149. 150, Vgl. auch Wiener Congr.⸗A. 99. 
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die gefammte Staatsgewalt in ihren verfchlebenen Verzweigungen 
vereiniget, und infofern ein wefentlicher Theil des wirklichen Staates. 
Auch fein Recht Heißt Souveränetät mit einer zweifachen Wirk: 
ſamkeit, im Inneren und außerhalb des eigenen Staates. Sie tft 
entweder eine volle, unbefhränfte Souveränetät, wie in Der 
abfoluten Monarchie, oder eine verfaffungsmäßtg befhränfte 
(conftitutionelle), oder auch Außerlich nur eine Halbfouneränetät. 
In Hinfiht auf den Inhaber ift fie ferner entweder eine ſolita⸗ 
riſche, im Alleinbefig eines Einzigen ausſchließend befindlich, ober 
fie ift ein gemeinfames Recht Mebrerer, die zu feiner Ausübung 
entweder gleichmäßig in Collegialweife, oder in gewiſſen Verhält— 
niffen concurriren‘, oder auch wohl jeber es folidarifch auszuüben 
baben?. 


Erwerbung der Souveränetät im Allgemeinen. 


49. Die Erlangung der Souveränetät ift eine Tegitime, wenn 
fie ohne Verlegung eines, bis dahin giltig gewefenen rechtlichen Zu⸗ 
flandes und ohne Widerſpruch der daran Betheiligten erfolgt ift; 
fie ift eine illegitime, ufurpirte, wenn fie mit Verlegung früherer 
Rechte gefchah; fie kann aber Durch Zuftimmung oder gänzliches 
Erlöfchen der früheren Berechtigten eine legitime werden‘. Wo und 


2) BVerhältniffe dieſer Art find felten. Als Beiſpiel können dienen: bie alten 
Deutjchen Gauerbichaften und noch jetst hin und wieder beftehenben Condominate 
(\. $ 65); die gemeinfame Regierung mancher Deuticher Fürftenhäufer für gewiſſe 
Angelegenheiten, 3. B. der Mecklenburgiſchen, fo wie Herzoglich⸗Sächfiſchen Linien, 
die jüngere Linie Neuß, in einzelnen Beziehungen auch das Haus Lippe. M. |. 
Klüber, üffentl. R. des teutichen B. $ 81. SHeffter, Beitr. z. Staats» u. Fürftenr. 
S. 311. In Gemeinweien find noch größere Verſchränkungen der Organe ber 
Staatsgewalt denkbar. 

2) Letsteres Tann der Fall fein bei der umbebingten Annahme eines Mit- 
regenten (darüber ſchon J. 3. Mofer, Staatsr. XXIV, 236), ohne daß der Haupt» 
regent auf fortgejette Mitregierung verzichtet; bei einer Confularregierung ohne 
Bertheilung der Functionen. Hier gilt der Grundſatz der 1. 25. D. ad municip.: 
„Magistratus (plures) cum unum magistratum administrent, etiam unius 
hominis vicem sustinent.“ S. auch Hert, de plurib. hominib. personam unam 
sustinentib. in Comm. et; Op. III, p. 61. Bis zur Perfection eines Regierungs- 
actes bat dann jeber Mitberechtigte ein Hecht der Anterceifion und des Veto, 

3) Auf dieſe einfachen Sätze läßt ſich der ganze Streit Über Legitimität oder 
Hegitimität der Souveräne vor dem Tribunal des Nechtes zurückführen. Bol. 
übrigens unten, Buch II. im Kriegsrecht, Tit. 4 Über bie Ufurpationen. 

7 
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fo lange die Erwerbung, insbeſondere die Legitimität Derfelben be⸗ 
fieitten wird, vertritt Die Thatfache des Souveränetäts beſitzes auch 
das Recht dazu, und zwar nicht allein für den eigenen Staat, fo 
weit er jenem Beſitz thatfächlich unterworfen tft, fondern auch für 
auswärtige Staaten, Hinftchtlich Ihrer Nechtsverhältniffe zu jenem. 
Auch Die illegitime factiſche Souveränetät fett den bisherigen Staat 
fort, vertritt ihn und erzeugt ihm Rechte und Berbindlichkeiten für 
die Zufunft‘, unbefchadet des Poftlimintum des legitimen Sonveräns, 
Freilich Hat der nicht legitime Souverän gegen fremde Staaten 
feinen rechtlichen Anfpruch auf Anerkennung als Tegitime Macht 
und auf die damit verbundenen Befugniffe, oder auf Unterhaltung 
einer förmlichen völferrechtlichen Verbindung; andererſeits aber kann 
auch der legitime Souverän bei einer derartigen Wendung der Ver⸗ 
hältniffe den übrigen Staaten alle Vortheile eines gegenfeitigen 
Verkehres mit dem Ufurpator nicht verfagen. 

Unter allen Umftänden gebietet Völkerrecht und Politik, fo lange 
der Streit über die Souveränetät in einem Staate dauert, Beobach⸗ 
tung der ftrengften Neutralität von Selten anderer Staaten; in wie 
fern aber dabet ein Interventions⸗ oder Cooperationsrecht begründet 
fein könne, beurtheilt fich nach den fehon zuvor ($ 44 f.) dargelegten 
Grundfägen. Ein Entfoheidungsrecht fteht an fich anderen Staaten 
nicht zu. Ste felbft können jedoch ihrerjeitS während des Souverä- 
netätsftveites nach eigenem rechtlichen Ermeffen binfichtlich der meh⸗ 
reren Prätendenten handeln, ohne daß Die Begünftigung des Einen 
vor dem Anderen als Nechtsverlegung zugerechnet werden mag. Erft 
mit Eintritt eines beftimmten Befitftandes find fie thatfächlich bei 
Verhandlung von Staatsintereffen an den Befiker gewiefen, ohne Daß 
der Gegenprätendent hierin eine Beleidigung finden, noch auch feinem 
Rechte dadurch präjubicirt werden kann?. 


1) Denn es ift noch immer derfelbe Staat. $ 24. Fir Großbritannien iſt 
das Princip ausgeiprochen in einem Parlamentsact (2, Henry VID), nämlich im 
Weſentlichen dahin, that he, who is actually King, whether by election or by 
descent, yet being once King, all acts done by him as King, are lawful 
and justifiable, as by any King; daher auch Cromwell's Gebanten auf ben 
Königstitel, 

2) S. ſchon oben 8 23 und Günther I, 421. Vattel II, 12, 198. Mofer, 
Berl. I, 185 f. Die conforme Praris des Römiſchen Stuhles erhellet aus dem 
bereit8 S. 30 Not. 1 angeführten, in den Anlagen abgeprudten Actenftüd. 
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Erwerbungdarten. 


50. Die Souveränetät oder Hoheitsgewalt über einen Staat 
ift Feine fubftanzielle Macht, welche an und für fich einem Gliede 
der Staatsgemeinde ober dieſer felbft in ihrem Ganzen beiwohnt'; 
fie ift eine Gewalt, deren organtjche Erfcheinung und unabhängige 
Stellung das Product eines eigenen Willensactes iſt, wodurd fie 
das Recht Einer oder mehrerer Perfonen in Gemeinfchaft wird. Ihre 
Erwerbung oder Eonftitutrung gehört demnach theils dem inneren 
organifchen Entwidelungsproceß des Staates an, der eben fowohl 
zu einer Sonveränetät des Volles wie zu einer dynaſtiſchen Herrfcher- 
gewalt gipfeln kann; theils unterliegt fie äußeren oder vwölferrecht- 
lichen Einflüffen und kann insbefondere durch Das Recht des Erobe- 
rers oder Siegers ganz nnabhängig von dem Willen des befiegten 
Bolfes werden. Eben fo ift die Vererblichkeit oder Nicht» Vererb- 
lichfeit der Staatsgewalt Feine fich won felbft verftehende Sache, ſon⸗ 
dern. abhängig von dem Conſtitutivgeſetz, oder in deſſen Ermangelung 
von dem gemeinfamen Willen, oder, wo auch Diefer fich nicht geltend 
macht, von dem Willen des jeweiligen Machthabers und feinen wie 
der Seinigen Mitteln, fich Dabei zu behaupten. Das Recht der Erb- 
folge kann demnach, wie in den Europätjchen Staaten meift der Fall 
if, entweder auf ein beftimmtes Gefchlecht befchränft fein (successio 
gentilitia), oder fie kann auch auf Andere übertragen werden?. Letz⸗ 
teres verfteht fich aber gletchfalls fo wenig von felbft”, als in dem 


1) Auch die Souveränetät bes Volles ift, als Thatſache und nicht als bloße 
Idee aufgefaßt, nur eine Möglichkeit, eben jo wie die dynaſtiſche Somveränetät. 

2) 3,8, nah der Baieriſchen, Heſſiſchen und Sächſiſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde durch eine Erbverbrüderung ($ 47) und fo auch nach einigen anberen 
Grundgeſetzen. 

3) Das Gegentheil bat von den Deutſchen Staaten Manrenbrecher, die Deut⸗ 
hen Fürſten ımd die Somveränetät. Frkf. 1839. S. 109 und 119 als Regel 
behauptet, ohne Zweifel gegen das biftorifche Recht. Wegen der Franzöſiſchen Krone 
wurde ebenfalls ſchon unter dem alten Regime eine von Maurenbrechers Lehre ab» 
weichende Auficht aufgeftellt und durchgeſetzt, als Ludwig XIV. verſucht hatte, ſeinen 
legitimirten außerehelichen Deſeendenten eine eventuelle Succeſſion in die Krone zu 
verſchaffen. Struvii, Iurisprud. heroica t. IV. p. 544 sq. Die Erblichkeit einer 
Krone befteht zunächſt nur darin, daß ein gewiſſes Geſchlecht ‚und nur dieſes 
herrſche. 


7 * 
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Begriff der Erblichkeit der Staatsgewalt an fich noch Fein Eigenthum, 
d. 5. ein freies Dispofitionsrecht über Land und Leute, enthalten ift, 
wo nicht auch Diefes erworben und feftgehalten fein follte?. 


Initiierung der Souveränetät. 


51. Mit der thatfächlichen Erwerbung der Inneren (ftantsrecht- 
lichen) Souveränetät tritt auch die Ausübung der internationalen 
Spuveränetätsrechte in Kraft; e8 bedarf dazu Feiner Anerkennung 
anderer Mächte; e8 genügt, Daß Die Erwerbung dem inneren (allge- 
meinen oder befonderen) Staatsrecht entfpricht. Jedoch ift es üblich, 
wiewohl nur nach politifcher Convenienz, anderen Staaten und Deren 
Vertretern Kenntniß von eingetretenen Negterungswechfeln zu geben 
und Die Fortdauer eines guten Vernehmens in Erwartung der Gegen- 
ſeitigkeit zuzuſichern“. Bet beftrittenem oder zweifelhaften Necht, fo 
wie bei neu eriworbener, nicht fchon angeerbter und verficherter Sou- 
veränetät, bewirbt man fich auch wohl um die ausdrückliche Aner- 
fennung anderer Mächte”, Diefe kann zwar nicht al8 eine rechtliche 
Verpflichtung, wohl aber al8 Bedingung eines internationalen Vers 
fehres in Anfpruch genommen werben. 


Zweifache Perfönlichkeit des Souveräns. 


52. Im Allgemeinen läßt ſich in der Perfon eines Souveräns 
ein zweifacher rechtlicher Charakter unterfcheiden, nämlich einerfeits 
die ftants- und Damit verbundene völferrechtliche Perfönlichkeit, an- 
dererſeits Die privatrechtliche. Jedoch wird letztere allezeit bedingt 
durch die erftere und fie kann daher Diefer nie präjudichren‘. So 
fteht an fich nichts entgegen, Daß der Souverän eines Staates auch 


1) Die älteren Publiciften beuteten bie verfchiedenen Möglichkeiten hierbei durch 
bie Unterſcheidung von regna usufructuaria und patrimonialia an. Groot, 
de J. B. I, 3, 11 f. Vgl. darüber Klüber, Völkerr. $ 31. 

2) Günther II, 430. Der Römiſche Stuhl betrachtete fonft die Abfertigung 
eigener Obebienzgefanbtichaften von Seiten katholiſcher Regenten nach übernommener 
Regierung als Schulpigfeit. ©. ebendaſ. Not. e. Buder, de legationib. obedientise. 
Jen. 1737. Ob noch jetzt? fteht dahin. 

8 Günther II, 482. ' 

9) Nah dem Sat, daß das Öffentliche Hecht allezeit bem Privatrecht vorgeht. 


— — — — — — — — —— ———— — 
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Privatrechte erwerbe, ausübe und gegen ſich ertheile; Daß er als 
Privatperfon Vaſall eines Anderen fet, oder in Civil⸗ und Militair- 
dienfte eines fremden Staates eintrete oder auch felbft in einem Unter- 
thansverhältnig zu jenem ftehe und vermöge deſſen ftändifche oder 
parlamentarifche Rechte darin ausübe!. Unzuläffig würde dergleichen 
fein: wenn entweder die Verfaffung des einen oder anderen Staates 
fi) Dagegen erflärt; ober wenn die Ehre oder Würde des Souve⸗ 
rang Durch ein folches Verhältniß gefährdet würde. — Bei eintreten« 
der Incompatibilität? ift das eine Verhältniß aufzugeben ober wentg- 
fiens, fo weit es möglich ift, zu fuspenbiren; allemal wird e8 dem 
Souverän zuftehen, fih im Falle eines Conflictes ungehindert Durch 
das etwaige Privatverhältnig in feine perfönliche Souveränetät zurüd- 
zuziehen. 


Völkerrechtliche Stellung der Souveräne. 


53. Die Rechte der in einer beſtimmten Perſon verkörperten 
Sonveränetät find im Verkehr der Staaten unter dem Princip der 
Gegenſeitigkeit und Gleichheit Diefe: 

IL Die unbefchräntte Vertretung ihrer Staaten gegen andere (ius 


- repraesentationis omnimodae), fo weit nicht durch einzelne Ver- 


faffungen befondere Grenzen geſetzt find, dergeftalt, Daß außerdem jede 
durch das Organ des Souveräns abgegebene Erklärung als Erklärung 
des Staates felbft gilt, jede für den Staat erworbene Befugniß oder 
übernommene Verpflichtung auch für Diefen felbft giltig ift”. Nur 
Berfonen und Rechte der Unterthanen ftehen nicht unter der directen 
Bertretung der Souveräne, ausgenommen infofern fie nach Dem allge- 


1) So war ber regierenbe Bifchof zu Osnabrüd als Herzog von York 1787 
Beer von Großbritannien und Mitglied des Oberhaufes. Günther II, 271. Ein 
noch neueres Beifpiel ift bekannt. 

3) Eine ſolche hat auch das Engliſche Canzleigericht in einer Entfcheidung vom 
13. Sanuar 1844 in Klagefachen des Herzogs Carl von Braunſchweig gegen bei 
König von Hannover angenommen. 

2) Grundſatz ſelbſt des conftitutionellen Staatsrechtes. So in Großbritannien, 
Frankreich, wie ausprüdlich nach Dentichen Verfaffungen; z. B. Wirtemb. Berf.- 
Url. 8 85. Braunſchw. 8 7. Altenb. 8 6 u. ſ. w. Die BVerantwortlichleit der 
Minifter ift Dabei freilich nicht ausgefchloffen, fo wenig als die Mitwirkung ber 
Stände bei der Ausführung, 
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meinen oder befonderen Staatsrecht dem Staate zum Opfer gebracht 
werben müſſen. 
I. Anſpruch auf Achtung al8 Herr ober Doch höchfter Reprä- 
fentant eines Staates, mithin als deſſen oberfteg Glied. 
II. Vollkommene Pärfchaft aller Souveräne und, falls ihr 
Recht erblich ift, Ebenbürtigkelt ihrer Familien mit einander, jedoch 
unbefchadet desjenigen Ranges, welchen der einzelne Staat nach dem 
Europäischen Ceremontalrecht und Rangreglement oder vertragswelfe 
in der Reihe der übrigen, ſomit auch der Souverän unter den Abri- 
gen einnimmt (88 28. 41). 
IV. Das Recht auf Diejenigen Titel und Prädicate, welche 
nach dem Völkerherkommen dem Haupte eines gewiffen Staates feiner 
Kategorie nach zuftehen oder bisher unwiderfprochen von ihm gebraucht 
worden find. 
Die herkömmlichen Prädicate find: 
bei dem Römiſchen Oberbifchof: Sanctitas Sua’; 
bet Königen oder Katfern: der Majeftätstitel?; 
bei Großherzogen: Königliche Hoheit, Celsitudo regia, Altesse royale, 
ausgedehnt auf den Kurfürften von Heffen‘; 

bei Herzogen‘ und Fürften: Durchlaucht, Durchlauchtigft, Serenitas, 
Altesse* ser&nissime, obwohl die Erfteren gegenwärtig auch in 
Deutfchland das Prädicat „Hoheit“ vorziehen“. 

1) Ober Sanctissimus Pater, vormals auch bei Biſchöfen überhaupt ge⸗ 
bräudlid. Summus Pontifex ſchon feit dem britten Jahrhundert. Papa feit dem 
fünften Jahrhundert; excluſiv feit Gregor VII. Richter, Lehrb. d. Kirchenr. $ 110. 

2) In älterer Zeit hatte diefen nur der Römiſche Kaifer, Seit dem 15. Jahr⸗ 
hundert warb er auch den Königen gegeben; von dem Römiſchen Kaifer jedoch 
erſt feit dem 18. Jahrhundert. Fr. C. v. Mojer, kl. Schriften VI, 20. Dem Tür- 
kiſchen Kaifer (Padiſchah) warb Das Präpicat Hoheit gegeben, Mofer, Verf. I, 238. 
Jetzt ebenfalls Majeftät. 

8) Vgl. oben S. 53. 54. 

4) Nur der Herzog von Savoyen verlangte und erhielt vormals das Präpicat 
Königlihe Hoheit, wegen des Königreiches Eypern. Lettre touchant le titre 
d’Altesse rofale du Duc de Savoye. & Cologne 1701. Der Herzog zu Holftein- 
Gottorp erhielt e8 1736. Mofer, Staater. IV, 193. Verſuche I, 242. 

5) Wegen biejes Präbicates Überhaupt: C. 5. v. Mofer, kl. Schr, VIL, 167 f. 
Heumann, Progr. de tit. Serenissimi. Goetting. 1726. 

6) So haben die Deutſchen regierenden Herzoge von Sachen, Anhalt, Braun 
ſchweig und Naffau das Prädicat „Hoheit“ angenommen jeit 1844. ©. barliber 
Bunbesbeihluß vom 16. Auguft 1844 und bie „Präbicatsfrage” (0. Wahlkampf). 





8 53. Völkerrecht in Friedenszeit. 103 


Unbeſtimmter find die Titulaturen der Staaten und Bundes⸗ 
fyfteme‘. Einige Monarchen haben überdies noch befondere Ehren» 
titel in Betreff ihres kirchlichen Verhältniffes hergebracht'. Auch 
gilt es als Ehrenrecht eines Monarchen, von fich In der Mehrheit als 
„Wir von Gottes Gnaden“ zu fpredhen‘. Die nähere Anwen- 
dung lehrt Die Ceremonialpraris - (vgl. Buch IL). Bon Rang: 
erhöhungen gilt Das Obige (8 31). 

V. Das Recht auf Haltung eines Hofftantes*, theils zur Ver- 
berrlichung der höchften Stellung, theils zum perfänlichen Dienft für 
den Souverän und feine Familienglieder. 

VL Befreiung von jeder Art von Souveränetätsacten, insbe⸗ 
fondere von der Gerichtsbarkeit des fremden Staates’ während des 
friedlihen Aufenthaltes im dortigen Xerritorium ($ 54). Nur das 
Betreten und der Aufenthalt felbft können verfagt® und politifche 


Gießen 1845. Neue, d. i. feit 1583 erſt creirte, Fürſten erhielten fonft in Deutich- 
land nur das Prädicat: Durchlauchtig⸗Hochgeboren. Klüber, Abhh. I, 176. Mar⸗ 
tens, Böllerr. ©. 329. Ausg. 3. Pernice, Quaest. Part. I, p. XV. Das ift 
wohl jett außer Gebrauch, 

1) Der Deutſche Bund beißt im diplomatiſchen Verkehr: La serenissime Con- 
federation Germanique, der Durchlauchtigfte Deutſche Bund. Klüber, Öffentl. R. 
8 144. Auch die Republifen Polen, ohne den König, Denedig und Genua erhielten 
vormals den Titel: Serenissima Respublica. Mofer, Berl. I, 241. 

2) Frankreich: Rex Christianissimus, oder Erfigeborener Sohn der 
Kirche; Spanien jeit 1496: Rex Catholicus; England feit 1521: Defensor fidei; 
Polen: Rex Orthodoxus; Portugal feit 1748: Rex fidelissimus; Hungarn feit 
1758: Rex Apostolicus. gl. J. C. Becman, Syntagm. dignitat. I, n. 2.3, 
Der Papft felbft nennt fi) Servus Servorum Dei. Die Untergebenen pürfen der⸗ 
gleichen Bezeichnungen gegen ihr Oberhaupt nicht gebrauchen. Moſer, verm. Schr. 
Abh. I, 63. . 

3) Sp zuerft Die Biſchöfe feit dem A. Jahrhundert; ſpäter mit dem Zufake 
et apostolicae Sedis gratia. Seit dem 10, Jahrhundert die weltlichen Fürften. 
Pfeffinger, Vitr. illustr. I, 4, 9. Heumann, Progr. de tit. D. G. Allendorf 
1727. B. Tilesii, Comment. de tit. N. D. G. Regiomont. 1751. 

4) Diefe Prärogative hängt mit dem Recht der Aemterverleihung und mit 
dem alten Fürſtenherkommen zufammen. Im Mittelalter gab e8 nur einen Mini—⸗ 
fterial-, dann Fendalhofſtaat. Der moderne ift vorzüglich aus dem Burgundifchen 
und Franzöſiſchen feit Louis XIV. hervorgegangen. Näheres über ihn in Fr. €. 
v. Moſer, Hofrecht. 1754. C. E. v. Malorti, der Hofmarſchall. Hannov. 1842, 

5) Par in Parem non habet imperium. Wegen der Verbrechen vgl. 8 102, 

6) So verfuhr Heinrih IV. von Frankreich gegen Carl Emanuel von Sa- 
voyen. d’Aubigne, Hist. univ. II, 5, 5. gl. übrigens Stephanus Cassius, 
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Sicherungsmittel ergriffen werden; auch unterliegt Die privatrecht- 
liche BPerfönlichkeit des Souveräns den Nechtsnormen des fremden 
Staates in Anfehung der demfelben untergeordneten Privatverbältniffe, 
insbefondere binfichtlich der im fremden Zerritortum liegenden Privat- 
güter und Erbichaften, Desgleichen wegen der davon zu erfüllenden 
Privatverbindlichkeiten, fo wie in Beziehung auf ein etwa beftehendes 
Vafallen- oder Dienftverhältnig oder Privatdomieil; jedoch kann die 
von der Privatperfönlichkett untrennbare Perfon des Souveräns nie= 
mals felbft angegriffen oder gefräntt und irgend einem Act der richter- 
lichen oder fonftigen executiven Gewalt unterworfen werden’; ja 
fogar eine freiwillige Unterwerfung des Souveräns unter eine fremde 
Gerichtsbarkeit könnte ohne Aufgebung der Souveränetät felbft Teine 
derartige Wirkung haben, weil der Würde des eigenen Staates 
zuwiderlaufend. 


Sortfegung. 


54. Betritt oder berührt ein Souverän ein fremdes Territo- 
rium, fo findet das Gaftrecht Anwendung, d. h. einmal das her- 
kömmliche Ceremoniell des Empfanges und der Behandlung, gemäß 
dem Range des fremden Souveräng, falls Diefer nicht etwa ausdrüd- 
lich oder ftillfchweigend Durch Annahme eines Incognito? oder eines 
Dienftverhältniffes Darauf verzichtet, oder falls er nicht gegen den 


de iure et iudice legator. II, 18. Pufendorf VII, 4, 21. Bynckershoek, 
de iud. legat. III, 3, 

1) Die drei von Zouch (de iure fec. II, 2, 6) angeführten Beiſpiele, nämlich 
das Verfahren von König Heinrich VIL gegen König Robert von Neapel (Clem. 2. 
De sent. et re iud., Herm. Conring, de finib. imp. germ. II, 22), von Carl von 
Anjou gegen Eonradin und von Königin Elifabeth gegen Königin Maria beweifen 
nicht das Gegentheil, jo wenig als die Unthaten des früheren Mittelalter, Vgl. 
Byuckerskoek, de iud. leg. III, 88 16. 17. Richtig hat daher das Tribunal der 
Seine zu Paris am 16. April 1847 in Sachen Solon wider Mehemet Mi geur- 
tbeilt: „Attendu que selon les principes du droit des gens les tribunaux 
frangais n’ont pas juridietion sur les gouvernements 6trangers & moins qu’il 
ne s’agisse d’une action & l’occasion d’un immeuble possede par eux en 
France comme particuliers® etc. Gazette des tribun. du 17. Avril 1847. 

2) Dabei Unterjchied Des ftrengen oder völligen Incognito und des einfachen 
Incognito unter fremdem Namen. 3.3. Mofer, Grdſ. d. V. in Friedensz. S. 128 f. 
Io. Chr. Dresler, de iurib. principis inoognito peregrinantis odiosis. Martisb. 
1730. Günther I, 478, 
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Willen der auswärtigen Staatsgewalt deren Gebiet betritt’; ſodann 
das Recht Der Erterritortalität fowohl für fih, wie für feine 
Begleiter und die zum perfönlichen Bedarf gehörigen Sachen (8 42). 
As darin eingefchloffen gilt Die Befreiung von allen perfönlichen 
Abgaben an den fremden Staat; ja fogar eine häusliche Gerichtsbarkeit 
über feine Angehörigen, freilich aber blos in demjenigen Umfange, 
in welchem er fie in feinem eigenen Staate felbft ausüben, oder - 
durch außerordentlich Beauftragte ausüben laſſen Tönnte; überdem 
wohl nur ausnahmsweiſe in dringenden Fällen, vorzüglich der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit”. Ohne Zweifel gehört Die Feftftellung dieſes 
Rechtes der Erterritorialität erfi dem neueren Völkerrecht an. Im 
Mittelalter findet fich Fein beftimmter derartiger Nechtsftand der Sou⸗ 
veräne”; fogar die Doctrin hat ihn noch längere Zeit in Zweifel ge⸗ 
zogen‘. Bolgerichtig fließt derjelbe aus dem Brincip der Gleichheit 
der Souveräne ($ 53). — Ein Recht des Afyls für Dritte iſt, wenig⸗ 
ſtens zugeflandener Maßen, damit nicht verbunden. 


Bölkerreihtliches Verhältniß der Familie des Souveräns. 


55. Auch die Mitglieder der Yamilie eines Souveräns haben 
unbeftritten in Erbmonarchien einen approrimativen Antheil an den 
Prärogativen des regierenden Familienhauptes. So theilt die Ge⸗ 


1) Daher vorläufige Anfragen. 

2) Der Souverän eines Landes kann in einem auswärtigen Staate kein grö⸗ 
Beres Recht Über die Seinen ober in Verwaltung ber Hoheitsrechte haben als da- 
beim. Und da der Aufenthalt im fremben Staate von deffen Bewilligung abhängig 
ft, fo kann dieſer natürlich auch Die Bedingungen ftellen oder gegen Die Ausübung 
einer ihm mißftilligen Gerichtebarkeit interveniren, indem er augenblidliche Ent- 
fernung fordert. 

5) Gefangennehmungen und verbrießliche Behandlungen fremder Fürften waren 
im Mittelalter ſelbſt ohne erflärten Krieg nichts feltenes. Ward, Enquiry I, 279. 
Putter, Beitr. 3. Völkerr.⸗“Geſch. S. 115, 

4% 2.8. ſelbſt Cocceji, de fundata in territorio et plur. concurr. po- 
testate II, $ 12. Leibnitz, de inre supremat. cap. XXV. Aber |. Io. Tesmar, 
Tribunal prineipis peregrinantis. Marp. 1675. Stephan. Cassius, de iure et 
ind. legator. II, 18. Bynckershoek, de iud. comp. leg. II, 3 sq. $ranz 
Joach. Chriſt. v. Grape, Unterſ., ob der Souverän eines Staates der Souverä- 
netät deffen unterworfen fei, wo er fich befindet? Frankf. Leinz. 1752. und fo bie 
Reueren, Unbeftimmt noch Günther I, 480, 
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mahlin desfelben bei vollgiltiger Ehe Rang und Zitel! und behält 
fie auch als Wittwe, wiewohl fie der Gemahlin des alsdann Regie⸗ 
renden in ceremonieller Hinficht nachfteht”. Welche Rechte Dem Ge— 
mahl einer Souveränin zuftehen follen, tft Dagegen PVerfafjungsfache 
eines jedes Staates", fofern jener nicht felbft ſchon eine völferrecht- 
liche Stellung bat. Alle übrigen Mitglieder einer fouveränen Familie 
führen durchgängig gewilfe Titel und Prädicate, welche dieſer Stel« 
Iung entjprechen, gewöhnlich aber, wentgftens in Katferlichen und 
Königlichen Häuſern, etwas geringer find als Die des Regierenden 
felbit, nämlich: Die Prinzen und Prinzeffinnen in Katferhäufern das 
Prädicat: Katferlide Hoheit; die Prinzen und Prinzeffinnen in 
Köntghäufern: Königliche Hoheit, fo weit fie feldft fchon von 
Kaiſern und Königen abftammen, oder jene Prädicate befonders er- 
worben haben; in Großherzoglichen Häufern und im Heffifchen Kur- 
hauſe: Hoheit, mit der Modalität, daß in jenen dem präfumtiven 
Erbfolger aus Der Defcendenz des regierenden Großherzogs als Erb- 
großherzog häufig ſchon Das väterliche Prädicat: „Königliche Hoheit," 
gegeben wird und gegeben werben darf — Alle. Ölieder herzoglicher 
und fürftlicher Familien von bereits fürftlicher Abkunft führen das 
Prädicat: Durchlaucht, obgleih nunmehr (feit 1844) auch die 
Glieder herzoglicher Familien, wenigftens die directen Nachkommen 
und präfumtiven Negierungsnachfolger, in den Befit des Prädtcates 
„Hoheit“ gefegt worden find”. — Es erleidet auch die Führung 
diefer Prädtcate dadurch Teinen Abbruch, wenn fchon den einzelnen 
Familtengliedern noch befondere, felbft geringere Titel beigelegt fein 
follten, als die auf ihre Abftammung unmittelbar bezüglichen‘. Die 


1) Mofer, Berf. I, 316. Staatsr. XX, 352, 

2) Klüber, öffentl. R. d. t. B. $ 248, de Neum. in Wolffsfeld J. Princ. 
priv. t. I, tit. 29, $ 361. 

8) Verſchiedenes barliber bei Schwertner, de matrimonio feminae impe- 
rantis cum subdito. Lips. 1686. Pathenius, Diss. II. de marito reginae. 
Gryphisw. 1707. Mofer, Ber. I, 314. 3.3. Surland, vom Gemahl einer Königin. 
Halle 1777. v. Sted, vom Gemahl einer Königin. Berl, 1777. 

4) ©, das Hachener Eongreßprotofoll vom 11. October 1818 in den Anlagen. 

5) Sp in den Herzogl, Sächſiſchen Häufern vermöge Hausbeichluffes vom 
10. April 1844. Und dann ferner in anderen Herzoglichen Häufern. Bon britten 
Mächten ift dieſes nicht, wenigftens nicht allgemein anerkannt. Vgl. wegen Preußen 
PMinifterialverfügung vom 9. Ian. 1845, in v. Kamptz, Iahrb. LXV, ©. 126. 

6) Die Sitte des Franzöfifchen und Britiſchen Königshauſes ift befannt. Auch 


angeflammten Titel und Prädicate und vereinigen fie mit Denen bes 
Gemahles, die höheren voranftellend', 

Alle Mitglieder fouveräner Familien, fo weit fie fucceffionsfähig 
find oder wenigftens mit Diefen gleiche Herkunft haben, find einander 
dem Stande nach gleich oder ebenbürtig, ohne Daß jeboch hierdurch 
den einzelnen Staaten und fouveränen Häufern ein Zwang auferlegt 
if, bei diefer allgemeinen Grenze fürftlicher Ebenbürtigfeit in Betreff 
der Davon abhängigen Nechtsverhältniffe ftehen zu bleiben”; vielmehr 
entfcheidet hierüber allen Das befondere Staats⸗ und Familienrecht. — 
Saͤmmtliche Familienglieder', feldft Die Gemahlin‘ des Negierenden, 
find andererfeits Unterthanen des Staats- und Famtlienhauptes. Die 
nähere Beftimmung ihrer Rechtsverhältniffe ift Demnach auch nur von 
der verfaffungsmäßigen Staatsgewalt oder Der Daneben beftehenden 
Tamiltenverfaffung und Autonomie abhängig, und jeder fremden Ein- 
mifhung, außer im Wege der Interceffion oder wegen verlegter eigener 
Rechte, entzogen®. 

Das Recht der Erterritortalität in fremden Staaten ftebt, wenn 


in Deutſchland ift es nichts Unerhörtes, nachgeborenen Prinzen höhere Adelstitel 
zu geben. Eichhorn, R.⸗Geſch. II, 8 301, not.c. Lünig, thes. iur. Comitum. 
p. 390. Huld. ab Eyben. de tit. nobilis. Giess. 1677. $ 7. Pfeffinger, ad 
Vitriar. I, 17, 3, 6. p. 575. t. IL 

!) Ludolf, de i. feminar. illustr. p. 28. Mofer, Staatsr. XX, 353, Schmid, 
Beitr, z. Gejch. d. Adels 42, 43. Cocceji, de L. morganat. III, 12. Genaueres 
noch bei C. F. v. Mofer, Hofrecht I, 593. 

2) Am ftrengften hält die Linie der Ebenbürtigkeit der K. Ruſſiſche Manifeft 
vom 20, März 1820. Ueber die Sitte der einzelnen Europäifchen regierenven 
Häufer vgl. die Hall. Allg. Lit. Zeit, von 1829, Mai Nr. 96 ff. 

3) Bol. Mofer, Famil.-Staater. II, 338. 471. Klüber, öffentl. R. 8 249, 

9) Bormals jehr beftritten, Mofer, Staatsr. XX, 388 ff. Struv., Ipr. heroic. 
I, 438. Hauptſächlich jedoch nur aus dem Standpunkte der Deutfchen Reichs⸗ 
verfaffung. Suriftifch wird fich nach allgemeinen Grundſätzen nicht leicht das Gegen- 
tbeil des obigen Sates erweifen laffen. Sogar der Gemahl einer regierenden Dame 
wird, nach Verlegung feines Domiciles in das eich berfelben, ein Staatsunters 
tban, wenn ihm nicht fonft eine unabhängige Stellung zukommt. 

5) Da das Familienband ein natürliches und fittliches ift, welches durch aus⸗ 
wärtige Verheirathungen nicht verändert wirb und worin zugleich Recht und Pflicht 
zu gegenfeitiger Hilfe begründet ift, fo kann ein vegierendes Haus allerdings and) 
feinen auswärts verheiratheten Gliedern bei ungerechter Behanblung im Auslande 
thätigen Beiftand leiſten. Vgl. v. Martens, Völkerr. $ 170, Gunther II, 491. 
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ein allgemeines Herkommen berücfichtiget wird, den Mitgliedern fou= 
veräner Familien als folchen nicht zu, wiewohl fie fich eines befon- 
deren Gaftceremontelld zu erfreuen haben und gewöhnlich auch den 
Thronfolgern eine befondere Aufmerkſamkeit erwiefen, ja felbft Exr- 
territortalität zugefchrieben und bewilliget wird‘, 

Einem wirklichen Mitregenten oder fouveränen Reichsverweſer 
gebühren mit Ausnahme der Titel gleiche Rechte wie dem eigentlichen 
Souverän felbft. 


Privatrehtliches Verhältniß der ſouveränen Familien. 


56. In privatrechtlicher Beziehung find zunächft die Mitglieder 
der fonveränen Familie, außer dem regierenden Haupte felbft, dem 
allgemeinen Recht des Landes, fo wie den einfchlagenden Localrechten 
gleich anderen Unterthanen unterworfen, wofern nicht befondere Aus- 
nahmen zu ihren Gunften in den Gefegen gemacht find, oder ein 
eigenthümliches Familienrecht, wie Diefes in Deutfchland hergebracht 
tft, zu ihren Gunften befteht?. Hinfichtlich des Souveräns iſt zwar 
eine Unabhängigkeit von privatrechtlichen Gefegnormen inſofern zu 
behaupten, al8 gegen feine Perfon niemals ein rechtlicher Zwang aus- 
geübt werden darf; nichts deſto weniger aber ift”, wenn es fich um 
Ertheilung oder Erwerbung und Verfolgung reiner Privatrechte han⸗ 
delt, auch der Souverän an die unter Privatperfonen anwendbaren 
Rechtsnormen gebunden; er Tann fich jelbft Davon nur Dispenfiren, 


2) Allgemein zugeftanden ift dies nicht! Schmeling 8 211. 

2) Es eriftiet hier fogar ein gemeinfames Privatfürftenrecht, allerdings nun 
vielfach verſchmolzen mit dem Landes-Staatsredht. Seine Literatur ſ. in Mauren- 
brecher, Groſſ. des D. Staatsr. vor 8 227, 

8) Schon das Römiſche Recht, obgleich es ven Sat an bie Spike ſtellt: 
Princeps legibus solutus est, erfennt Doch an, daß es würdiger fei, fich im Privat- 
verkehr den Geſetzen unterzuorbnen. L.23. D. de legat. 3. 1.4. C. de legib. 
5 fin. J. quemadm. testam infirm. Und fo wird es durchgängig auch in ber 
neueren Staatspraris gehalten, wo nicht Der augenblicliche Wille des Souveräng 
Geſetz iſt. Denn e8 giebt in ben neneren Staaten kein anderes Recht als das ge- 
ſetzliche. Dahin hat es felbft in Großbritannien die Praris gebracht, ungeachtet 
fonft die Marime befteht: the King is not bound by any statute unless ex- 
pressiy named therein; und auch in unbeſchränkt monarchiſchen germanijchen 
Staaten ift e8 nicht anders, Die Unverlegbarfeit des Regierenden ftellt ſich allein 
jeder Zwangsmaßregel wider die Perfon entgegen, 
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jo weit er einen Untertban davon bispenfiren könnte, nicht aber, wo 
dies Der Rechtsfitte des Staates fchlechthin widerfprechen würde". 


Berluft der perfönliden Souveränetät. 


57. Die perfönlide Souveränetät hört auf mit dem Erlöfchen 
der Berfon? und mit dem DVerluft der Staatsgewalt, letzteres für 
immer, fobald Der Verluft auf einem legitimen Staats- oder wölfer- 
rechtlichen Wege eingetreten tft; oder aber vorübergehend, mit Dem 
Vorbehalt des Boftlimintum, wenn jener durch einen illegalen Zwang 
herbeigeführt wird, z. B. Durch Ufurpation‘. Ob einem zurücigetretenen 
Sonverän noch die früheren internationalen Rechte und Ehren ver- 
bleiben follen, hängt lediglich von der Eonventenz der anderen Mächte 
ab*; einem blos gehinderten Tann fie wenigftens Derjenige Staat 
nicht verfagen, welcher ein Recht desfelben auf Wiederherftellung ans- 
drädlich anerfennt, wofern nur noch eine Möglichkeit dazu in Aus⸗ 
fiht geftellt werden Tann. 

Daß Übrigens die Acte der Staatsgewalt eines früheren Herr- 
ſchers, welche der Verfafjung des regierten Staates entfprechen, regel- 
mäßig auch für den Nachfolger verbindlich find und von Diefem nur 
widerrufen werden Tönnen, fo weit fie für den Vorfahren felbft wider- 
ruflich wären, oder fo weit fie einem erft Der Regierungsperiode feines 
Nachfolgers angehörigen Act anticipirten, kann gewiß nach internatio- 
nalem Hecht in Leinen Zweifel gezogen werden". 


1) Die Gefege eines Staates find feine Sitte; das fchlechthin Unfittliche kann 
aber durch einfeitigen Willen nicht fittlich, alfo auch fein Recht werben. 

2) Ein Berftorbener bat keine Rechte mehr, wohl aber haben bie Lebenden, 
deren Angehöriger er war, ein Recht, jein Andenken in Ehren zu halten und zu 
vertheidigen. L. 1. $ 4. 6. D. de iniur. 

3) Sedes impedita. Hiervon Bud U, 8 185 f. 

4) Beifpiele abgetretener Negenten, denen man noch Königliche Ehren erwies, 
waren Ehriftine von Schweben 1654—1689, welche fogar noch das Recht ber 
Erterritorialität mit eigener Gerichtsbarkeit in Frankreich in Anfpruch nahm (Byn- 
ckershoek, de iud. legat. c. DI, 4 u, 16 und de Martens, N. Causes 
eelöbr. t. U. Append. No. IV.), Stanisfaus Lescinsky 1709 — 1766; mehr 
oder weniger König Carl IV. von Spanien feit 1808, König Guftav IV. von 
Schweden, König Ludwig von Holland. 

6), Die Literatur der Frage im weiteften Umfange ſ. bei Maurenbrecher, 
Staatsr. 8 243 b. und Zachariä, Staats⸗ u, Bundesr. 8 58. 
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Dierte Adtheilung. 
Die internationalen Rechtsverhältnifie der Stantsangehörigen. 


Kategorien. 


58. Die der Staatsgewalt eines beftimmten Staates unter- 
worfenen Perfonen find es entweder in jeder Beziehung (eigentliche 
Staatsangehörige oder Unterthanen), oder nur in gewiſſer Hinficht. 

Eigentliche Staatsangehörtge oder Unterthanen find nach 
völkerrechtlichen Grundfäßen: 

die in einem Lande Domtcilirten, d. b. jeder, der darin eine fefte 

häusliche Einrichtung für fich getroffen bat (Xandfaffen im 

weiteften Sinne des Wortes), es felen nun Eingeborene oder 

Eingewanderte; 

die in Milttär-, Civil» oder Schiffsdienfte eines Landes anbedingt 
eingetretenen Perſonen; 

die Ehefrauen der Vorgenannten; 

die Ehekinder eines inlandiſchen Vaters oder Die unehelichen Kinder 
einer folchen Mutter und deren fernere Defcendenz, auch Die 

im Auslande Geborenen‘, fo lange file nicht anderwärts mit 

Bewilligung ihrer Privatoorgefegten ein Domicil genommen 

haben”; 

die Findlinge im Lande, wenn Tein anderes Vaterland ermittelt 
wird. 

Dem inneren Staatsrecht füllt die Beftimmung anheim, was für 
politifche und ftaatSbürgerliche Unterfchiede unter den vorbemerkten 
Klaſſen ftattfinden und ob auch noch anderen außerdem Die Rechte 
der Unterthanen zuftehen follen. Aber den Rechten der übrigen 
Staaten kann damit nicht präjudicirt werden. 

Nur in einzelnen Beziehungen find außerdem der Zerritortal- 
gemalt eines Staates unterworfen (subditi secundum quid): 

auswärtige Untertbanen, welche im Diesfeitigen Staatsgebiet Grund⸗ 
befigungen oder andere Berechtigungen haben, rüdfichtlich deren 


1) Vattel I, 19. $ 215. Wegen der auf Seeſchiffen Geborenen vgl. 8 78. 

2) Wenigſtens Tann fie der elterliche Staat noch als feine Unterthanen be⸗ 
handeln, Freilich wird aber auch der Staat ihrer Nieberlaffung nicht gehindert, 
ohne Rüdficht anf ihr Familienverhältniß ein Gleiches zu thun. 
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fie den inländifchen Unterthanen gleich geachtet werden (Forenſe! 
oder sujets mixtes & l’&gard de proprietes); 

Fremde, welche das biesfeitige Staatsgebiet auf längere ober Tür- 
zere Zeit betreten, ehemals Ellendige (Ausländige) Albini (von 
Albani, d. i. Schotten oder Engländer), franzöfifch Aubains? 
genannt”. 


Völkerrechtliche Natur des Unterthan⸗Verhältniſſes. 


59. Das Unterthan-PVerbältnig kann in Staaten, welche ihre 
Beſtimmung in der Weltordnung und demnach für die Entwidelung 
des Menfchengefchlechtes in feiner Freiheit nicht verfennen, nur ein 
freiwilliges fein, welches durch Auswanderung wieder aufzuheben Ift‘. 
Ste find nur nicht verbunden, den Austritt früher zu geftatten, be- 
vor nicht allen bisher ſchon eingetretenen verfaffungsmäßigen Ver⸗ 
pflihtungen genügt if, und Dürfen daher vorherige Anzeige des Ent- 
ſchluſſes Behufs Ermittelung der noch zu erfüllenden Verbindlich- 
feiten und deren Sicherftellung fordern, ingleichen Die Unterlaffung 
mit Strafen ahnden“. 

Untertban mehrerer Staaten zugleich (sujet mixte) kann man 
nur durch Duldung derfelben ſein“. Jeder Staat Tann eine Derartige 
Duplicität verbieten und Die Aufgebung des ausländifchen Unterthan- 
Verhältnifies fordern oder in Wahl ftellen. 


1) Forenses, foranei, eives qui foras habitant. 
2) Jordan, im Staats⸗Ler. VI, 361. 
5) Eine ausführlichere Darftellung ber einzelnen obigen Kategorien f. bei 
Schilter, de iure peregrinor. in ei. Exereitatt. ad Digesta. Gaschon, Code 
| des Aubains. Par. 1818. 
4) S. fchon oben $ 15. Merlin, Repert. m. souverainet6 $ 14 und Zachariä 
40 8. IV, 1, 258. 
5) In Älterer Zeit mußte der Auswanbernbe regelmäßig einen Theil feines 
Bermögens opfern. Noch find nicht alle Reſte biefer Gewohnheit durch Freizügigkeits⸗ 
| Eonventionen unter den Einzelftanten getilgt. 
Ä 6) Zouch, de i. fecial. II, 2, 13 leugnete diefe Wahrheit ganz und gar. Je⸗ 
doch ift Dies zum weit gegangen. Alles hängt von dem Willen der Einzelftaaten ab. 
Schon das Staatsredht ber alten Welt war hierin verſchieden. Cic. pro Balb. 12. 
„Sed nos (Romani) non possumus et huius esse civitatis et cuiusvis prae- 
tere; celeris omnibus concessum est.“ Weber bie neuere Praris ſ. ſchon Moſer, 
Verſ. VI, 52 und Günther II, 326. Gaschon (Disc. pr6l.) p. 73. 
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So lange num das Unterthan⸗Verhältniß nicht Durch Aus- 
bürgerung aufgehoben tft, ftiehen der heimathlichen Staatsgewalt 
folgende Befugniffe in internationaler Beziehung zu: 

a. Die Befugniß, ja Verpflichtung, felbft den einzelnen Unterthan 
bei gerechten Anſprüchen an ausländifche Staaten oder gegen Deren 
Angehörige, fo wie in feiner rechtmäßigen Vertheidigung gegen aus- 
laͤndiſche Angriffe auf völkerrechtlichem Wege zu unterftügen, auch 
feine Vertretung zu übernehmen und eine etivaige Nechtsverlegung 
zu befeitigen'. 

b. Jeder Staat kann feine im Auslande befindlichen Unterthanen 
nach feinem Ermefjen zurückrufen (ius avocandi), ohne Daß er jedoch 
zur Bewirkung der Rüdfehr ein Vindicationsrecht gegen Den aus⸗ 
ländifchen Staat oder in demjelben hat, oder auf fonftige Unter: 
ftüßung desſelben hierbei Anfpruch machen darf”. 

c. Ein Untertban bleibt auch noch im Auslande Der Hoheits⸗ 
gewalt des heimathlichen Staates, insbefondere der Gerichtsbarkeit 
und allen gefeglichen Verpflichtungen unterworfen, von deren Erfül- 
lung Die unverfümmerte Erhaltung der ftantsbürgerlichen Rechte, fo 
‚wie die Erwerbung und Erhaltung von PBrivatrechten im Vaterlande 
abhängig. ift. 

Nur über ausländifche Rechtsverhältniffe der Unterthanen Tann 
fih die Hoheitsgewalt des heimathlichen Staates felbft nicht er- 
ftreden®, ausgenommen, infofern diefelben für die inländifchen Ver⸗ 


!) Ius protectionis civilis, in sp. ius repraesentationis omnimodae. 
Anerkannt ift wenigftens ein Verwendungsrecht im obigen Fall Durch die Deutiche 
Bundes - Eonftitution, Prov. Compet. Beſtimm. vom 12. Juni 1817. 8 5. 3, c. 
Schlußacte Art. 37. 50% Vgl. Klüber, öffentl, R. S 173 a. Phillimore D, 3. 

2) Folgt aus dem allgemeinen Weltblirgerrecht. Daher braucht nicht einmal 
die Bekanntmachung der Aoocatorien in einem fremden Lande geftattet zu werben. 
J. 3. Moſer, Nachbarl. Staatsr, 118. 687, Vgl. Übrigens Desfelden Verſuch des 
Bölferr. VI, Cap, 4 u. 6. Im älterer Zeit bat man nicht felten ein Vindications⸗ 
vecht behauptet! 3.8. noch Mofer, Grdf. in Friedens; V, 1, 8 27. ©. aber 
Günther IL, 309 ff. | 

3) So fünnen 3. B. die auswärtigen Immobilien eines Unterthans von feinem 
beimathlihen Staat nicht befteuert werden. In der älteren Zeit wurbe bei Ver⸗ 
mögensſteuern dies nicht immer beachtet. Man f. den Deutſchen R. X. von 1544 
8 45. Mymsinger, Cent. obss. V, 22. Klock, de contribution. ec. XII. Na- 
türlich könnte durch Verträge und Obfervanz unter einzelnen Staaten jenes Ältere 
Syſtem noch Fortbeftand gehabt haben. 
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häftniffe praͤjudiciell find, oder bie daraus entflandenen Verbindlich 
keiten in ihm realifict werden follen (8 35 ff.). 

d. Rein Unterthan Tann ſich unter den Schuß einer fremden 
Macht begeben oder diefelbe als Richter gegen feinen vaterländifchen 
Staat anrufen, wofern nicht ein folches Recht verfafiungsmäßtg be- 
ſteht. Blos Freundfchaftliche Interceffionen dürfen fich fremde Mächte 
für den auswärtigen Unterthan einer anderen erlauben!. 


Nechtöverhältnifie der Ausländer überhaupt?. 


60, Unterthanen eines Staates ftehen an und für fich in kei⸗ 
ner Abhängigkeit von fremder Staatsgewalt und Tönnen auch durch 
diefelbe Teine politifchen oder ftantShürgerlichen Rechte In ihrem eige- 
nen oder einem dritten Staat ohne deren Zuftimmung erwerben”. 

Eine Abhängigkeit von fremden Staaten tritt nur ein: wenn 
ein Ausländer In dem Bereiche berfelben Rechte erwerben oder ge- 
nießen will; insbeſondere wegen feines dortigen Grundbeſitzes ($ 61); 
endlich wenn er ein fremdes Staatsgebiet betritt (8 62). 

In Betreff des erften Punktes fteht e8 zwar in der Macht 
jedes Staates, die Bedingungen zu beftimmen, unter welchen den 
Ausländern ein rechtlicher Verkehr In feinem Bereich geftattet fein 
folle, vornehmlich auch fie von politifchen und ftaatsbürgerlichen Be⸗ 
fugniffen auszufchließen; es follte jedoch, wenn fich ein Staat einmal 
dem Berfehr mit fremden Nationen öffnet, nie den Angehörigen der- 
felden der Genuß des Privatrechtes ($ 15) auf gleichem Fuße mit 
den eigenen Unterthanen, bei völliger Gleichheit der Verhältniffe, ver- 
fagt werden* und eine Zurüdfegung derfelben gegen Die einheimifchen 


ı) Bol. hierüber Die ſchon zuvor angeführte Abh. Fr. C. v. Mofers, in |. 
HL. Schriften VI, 287. Günther, Bölferr. I, 280. Ehemals konnte man Belchwerben 
über die Staatsgewalten durch eine denuneiatio evangelica bei dem Papft anbringen. 
Ale Staaten haben indeß diefen Recurs als formelles Rechtsmittel befeitigt. 

2) Bol. Jordan, im Staats-Ler. VI, 360 f. Pütter, Fremdenr. Leipz. 1845, 

3) Folgt aus der Unabhängigkeit der Staatsgewalten. ©. ſchon oben 8 35. 
&.69. Not. 1. Bol. Günther, Volkerr. II, 262. 315. 323, v. Martens, Völkerr. 
8 80.87. Schmelzing 8 142. Daher haben auch Erfindungspatente eines Staates 
in einem anderen feine ausfchließende Kraft. Foelix, Dr. internat. II, 9, 6. 

4) Ueber den Grundſatz ift man gewiß Yängft im Allgemeinen einverftanden. 
Bol. v. Martens, Völkerr. $ 79. 93. Schmelzing 8 132. 146. Es kann auch 

8 
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Bürger nur dann Pla greifen, wenn die auswärtige Nation felbft 
ein Syſtem der Ungleichheit befolgt. 

Völlig von allem Grunde entblößt erfcheint eine Gerichtsbarkeit 
über Ausländer, welche ſich gar nicht einmal in dem Gebiete Des 
fremden Staates befinden oder kein Vermögen Dafelbft befigen, woran 
die dasfelbe betreffenden Anfprüce in Vollzug gefet werden könn⸗ 
ten‘, während fein Staat fein richterliches Amt einem Fremden wider 
einen anderen Fremden verfagen follte, wenn ein Anfpruch des er- 
fteren an den Ießteren dadurch auf Demfelben Wege realifirt werben 
fönnte, als es gegen den eigenen Unterthan zuläffig fein würde?. 

Andererfeits können Verträge, welche die Regierung eines Staa⸗ 
tes felbft als Partei mit auswärtigen Unterthanen gefchloffen bat, 


nach den heutigen Verhältniſſen ein Unterſchied zwiſchen nationalen und allgemeinen 
Civilrechten nicht mehr gemacht werben, wie zwifchen ius civile unb ius gentium 
der Römer, ausgenommen infofern verfaffungsmäßig der Erwerb gewilfer Rechte 
an eine beftimmte ftantsbürgerliche Eigenfchaft geknüpft iſt. Die neuere Geſetz⸗ 
gebung ift durchgängig auf diefem Wege und nur in einzelnen Punkten noch be⸗ 
denklich. Daß Fremde als Kläger Caution leiften müſſen, ift eine durch die Ver⸗ 
bältniffe gerechtfertigte Regel; Daher auch bie allgemeine Praxis berfelben. Vgl. 
Foelix II, 2, 2,1. Wenn dagegen Erbichaften und Vermächtniffe einem Fremden 
entweder ganz vorenthalten ober einem Abzugsgeld (ius defractus, traite foraine) 
unterworfen werben, fo ift Dies noch ein Reſt vormaliger Befangenheit, deſſen Bei- 
behaltung dem Princip eines freien Verkehres der Nationen nicht mehr entipricht, 
daher auch ſchon die häufige, wiewohl noch nicht durchgängige Abichaffung jener 
Sitte durch ausdrückliche Verträge. S. wegen Frankreich: Gaschon, Code dipl. 
des Aubains. 1818. 

1) Gleichwohl ift in Frankreich dies Syſtem aboptirt durch Art. 14 des C. N. 
Es verftößt gegen das Princip: daß Niemand feinem natürlichen Richter entzogen 
werben fol; gegen das Princip: actor rei forum sequitur, und extra territo- 
rium ius dicenti impune non paretur. ©. darüber und über das Syitem 
anberer Staaten Foelix II, 2, 2, 3. Ueber das Berbalten der Deutfchen Staaten 
dem Franzöfiihen bürgerlichen Geſetzb. Art, 14 gegenüber vgl. Kappler, juriſt. 
Promtuar., W.: Ausländer ©. 88 f. Ausg. 2. 

2) Auch hier befolgt Frankreich ein fehr abweichendes Princip von dem anderer 
Staaten. ©. Foelix U, 2, 2, 2. Gerechtfertigt wird das Obige durch die welt- 
bürgerliche Stellung des Individuums, welche zu feiner Zeit vechtlos gelaffen 
werben kann. Statusflagen unter Ausländern find natürlich auszuſchließen, weil 
ber Status eines Menjchen lediglich von dem vaterlänbifchen Recht abhängig ift 
und fih nur dort in Ausführung bringen läßt. Alle anderen Anſprüche an bie 
Perſon hingegen find beweglich und vollziehbar mit ver Perfon. Wegen Immobiliar- 
Hagen ift fein Zweifel. 
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nicht ihrer eigenen Willfür unterworfen werden; vielmehr ftehen Diefe 
unter dem Schuge des Dölferrechtes'; es kann endlich in Privat- 
Angelegenheiten ausländifcher Unterthanen alsdann Tein unbedingtes 
Entſcheidungsrecht ausgeübt werden, wenn Dabei ein internationales 
Nechtsverhältniß ihres heimathlichen Staates felbft in Frage kommt 
und dDiefer auf politifchem Wege intervenirt, der Streit folglich auf- 
hört ein prinatrechtlicher zu fein?. 


Rechtsverhältniß der Forenfen®. 


61. Forenfe Befiger von Grundftüden oder denfelben gleich- 
geachteten Real Berechtigungen in einem anderen Staate werden Die- 
ſem lediglich nur in Bezug auf jene Befigungen unterworfen, ins⸗ 
befondere alfo 

dem Gerichtsftand der gelegenen Sache, oder wenn e8 ein Lehn 
ift, auch der Lehnsgerichtsbarkeit; 

der Befteuerung‘; 

der Polizei. 

Blos zu den Eigenthümlichkeiten einzelner Staaten gehört es, 
daß an Die Erwerbung gewiſſer Befigungen oder eines Anrechtes 
daran die Bedingung der vollftändigen perfönlichen Unterwerfung, 
mittelft Leiſtung eines Untertban-Eides, geknüpft ift (ein f. g. voller 
Zandfaffiat), fo daß der Erwerber nunmehr auch für feine Per- 
fon, verftebt fi ohne feine im Auslande befindliche Familte und 
BVermögensbeftandtheile, in ein vollfommenes Unterthan- Verhältniß 
eintreten fol’. Weder der Heimathftant eines folchen Forenfen, noch 

1) Wichtig bei Staatsihulden. Davon bei den Verträgen. 

2) Zuerſt kam dies in Frage zwifchen Großbritannien und Preußen wegen 
der von Englifhen Capern gegen Preußiiche Unterthanen gemachten Prifen. ©. 
darüber Ch. de Martens, Causes c£lebres. t. I, p. 1—88. Martens, Völlerr. 
& 95. Klüber, Droit des gens. $ 58. 

8) Joh. Chr. Limbach, de forensib. Giess. 1669. 

4) Nach neuerem Staatsrecht (vgl. $ 59 c.) entichieven. S. Martens, Völkerr. 
8 88. Klüber, öffentl. R. $S 407 h. und die Schriften in v. Kamptz, Kit. 8 113. 

5) C.H. Geisler, de landsassiatu. Marp. 1781 und Klüber a. a. O. 8 269. 
466 a. Unzweifelhaft äußert fich Dasfelbe in einer Unterwerfung des auswärtigen 
Landſaſſen ımter die bürgerliche Rechtspflege in allen perjönlichen Anſprüchen. Eich- 
born, Deutiches Privatr. $ 75. Wegen der Obfervanz in Sächftichen Ländern vgl. 
Emmingbaus, Pandelten. S. 97. 

8* 
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auch ein Dritter Staat, find Indeffen verpflichtet, dieſem Berhältniß 
eine gleiche Bedeutung mit dem wahren perfünlichen Unterthau⸗ 
Verhältniffe zuzugefteben, namentlich kann jener wegen Unverträglich- 
feit die Aufhebung einer folchen Duplicität in Wahl ftellen‘. Es ift 
eine vertrodnete Reliquie des Lehnsweſens. 


Nechhtsverhältniffe der Fremden in einem auswärtigen Staatögebiet. 


62. In Bezug auf Fremde, welche ein anderes Staatsgebiet 
betreten wollen oder wirklich fchon betreten, hängt e8 zuvörderſt von 
der dortigen Staatsgewalt ab, ob und wie lange ihnen ein Aufent- 
halt geftattet werden fol. Ste können aus Rüdfichten des äffent- 
lichen Wohles einzeln oder in Maſſe zurückgewieſen werden”, jo weit 
man nicht durch Verträge gebunden tft, und fein Staat Tann fich 
weigern, feine Staatsgenoffen wieder bet fich aufzunehmen’ Nur 
die gänzliche Ausfchliegung einer Nation vom perfönlichen Verkehr, 
oder die Zurüdweifung Einzelner ohne allen Grund oder in Tränfen- 
der Form würde in der Europäifchen Staatengefellfchaft als eine 
Beleidigung aufzufaffen fein (8 33)‘. 

Während des Aufenthaltes im fremden Territorium, er fel aus⸗ 
drüdlich geftattet oder erfchlichen, treten, nächft den fchon in $ 60 
bemerften, folgende Grundfäge in Anwendung: 

I. Alle Ausländer ſtehen unter dem Schutze der Stantsgewalt", 


ı) Günther II, 426, 

2) ©, ſchon oben $ 33. Schmelzing $ 168. Günther II, 219. 223. 314. 
Martens 8 74, Schilter 1. c. 852. Phillimore I, 407. Dem Altertbum waren 
allgemeine Sremdenvertreibungen (Ferylacies) nicht fremd. In neuerer Zeit kommen 
fie meift nur in Verbindung mit Triegerifchen Mafßregeln vor. Eine Bertheidigung 
der fonftigen Britifchen Sremdenbill gab Canning am 3. April 1824. Jetzt befteht 
auch dort ein einfacheres, milderes Syſtem, ein bloßes Einregiftriven von 6 — 6 Mo⸗ 
naten. ©. Geo. 4, c. 54. 

3) Nur fie förmlich zu Übernehmen ift er nicht verpflichtet, Jedoch finden 
ſich dieſerhalb zahllofe Berträge wegen der Bagabunden in gegenfeitigem Interefje. 
©, bejonder8 de Martens, Suppl. VIII, 282 u. f. ff. Ueber den Begriff eines 
Bagabunden Chr. Thomasius, de vagab. Lips. 1681. van Haesten, de vaga- 
bundis. Vltraj. 1773. Günther II, 259, 

9 Auf beftimmte Regeln bat das Ausweilungsrecht aus dem Standpunkte 
principieller Verbindlichkeit zur Aufnahme jedes Fremden zurüdzuführen gejucht 
Alex. Contostaulos, de iure expellendi peregrinos diss. Berol. 1849. 

5) Nach dem Staatsrecht des Alterthums nicht unbebingt; nach dem des Mittel» 
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find aber auch in Betreff ihres perfönlichen Verhaltens an die Beob⸗ 
achtung der Eriminal- und Bolizeigefege des Landes gebunden und 
der dortigen Strafgerichtsbarkeit unterworfen (8 36); ebenfo den 
Civilgeſetzen des Landes, infofern fie darin Rechte erwerben oder er⸗ 
theilen wollen, und der Civilgerichtsbarteit, infofern dafelbft dje Er⸗ 
füllung fchon beftehender Rechtsanfprüche von ihnen gefordert werden 
kann ($ 37. 39). GErterritorialität, Verträge und Herkommen begrün- 
den eine Ausnahme‘; auch können den Fremden befondere Begünftt- 
gungen in Anfehung des Gerichtsftandes und der Procedur zuge- 
ftanden werden?. 

HM. Weder der Finanz- noch Militärhohelt des fremden Staates 
wird der Ausländer gleich einem Inländer unterworfen. Sein dor⸗ 
tiges bewegliches Vermögen und feine Perſon dürfen nur im Falle 
der böchften Staatenoth für Die öffentlichen Bedürfniſſe augenblicklich 
mit Vorbehalt fünftiger Entfchädigung mitbenugt werden; auch muß 
er die auf einzelne zu feinem Bedarfe dienende Sachen oder auf ge= 
ftattete ftaatsbürgerliche Befugniffe gelegten Abgaben entrichten”. 

II. Der Ausländer behält feinen heimathlichen Eivilftand 
(8 37 f.). Sein öffentlicher Stand hat in dem fremden Stante feine 
rechtliche Geltung, weder zu feinem Vortheil noch zu feinem Nach- 
theil‘, wofern er nicht für den vaterländifchen Staat handelt 
($ 34 1.); jedoch wird in ceremonteller Hinficht nach der Staaten- 


alters waren ſie fogar regelmäßig rechtlos. Pütter, Beitr. 115. Wilde, Strafr. 
der Germanen 672. Neuere Geſetze entzogen wenigftens noch einzelnen Kategorien 
der Fremden ihren Schuß, 3. B. den Zigeunern. Abegg, Unterf. a. d. Strafrechts⸗ 
wiſſenſchaft. S. 369. Erſt die meuefte Zeit hat die weltbürgerliche Richtung unbe- 
dingt verfolgt. ©. ſchon Real, Sc. du gouv. IV, 7, 1,1. Vattel II, 1,19 f. 6, 17. 
&üntber II, 344. 

1) Wegen der fremben Kriegsfchiffe vgl. Das Seerecht im nächften Abſchnitt. 

2) Beilpiele: die Confulargerichtsbarkeit (Buch III.), das Gaftrecht im Deut- 
ſchen Mittelalter (Pütter, Beitr. S. 148), der Britifche Grundfag, daß ein Fremder 
nur durch ein Gefchtworengericht, welches zur Hälfte aus Fremden (de medietate 
linguae) befteht, gerichtet werben fol. 

3) Chauffeegeld, Eonceifionsgeld, Patentfteuer, Wohnungsftener, Stempel fr 
die auslänbifchen Rechtsverhältnifie u. vergl. Martens, Völkerr. 8 88. Schmelzing 
8 187. 188. Ueber ben casus necessitatis |. Schilter 1. c. 8 46. 

4% 3. E. leidet eine anberwärts verwirfte Chrlofigfeit feine Uebertragung. 
©&. darüber Christ. Thomasius, de existimatione, fama et infamia extra remp. 
Hal. 1709. 


118 Erſtes Bud, 8 63. 


praxis nicht Teicht auswärtigen Rangverhältniffen die Anerkennung 
unter den eigenen, ohne Beeinträchtigung der legteren, verfagt'. 

IV. Weder der Perfon des Ausländers darf nach Erfüllung 
aller Verbindlichkeiten der Wegzug verfagt”, noch fein Vermögen ihm 
ober feinen Erben vorenthalten werden. Alle entgegenftehenden Ge⸗ 
bräuche, wie das ehemalige Pfälziſche Wildfangsrecht? und das Heim⸗ 
fallsrecht bei Berlaffenfchaften der Fremden‘, find allmälig verfchwun- 
den oder wenigftens ihrem Verfchwinden nahe. 


Aſylrecht und Recht der Auslieferungen. 


63. Jeder Staat gewährt vermöge feiner Unabhängigkeit mit 
feinem Territorium nicht blos den eigenen Unterthanen, fondern auch 
dem Fremden, der es betritt, ein natürliches Aſyl gegen ausländifche 
Verfolgungen. Ob die Staatsgewalt aber auch befugt und ver- 
pflichtet ſei, e8 jederzeit zu gewähren, ob fie e8 nicht verweigern oder 
wieder aufheben, namentlich anderen Staaten flüchtige Verbrecher 
ausliefern dürfe, ja müfje, ift von jeher eine nicht ganz ftreitlofe 
Trage geweſen?. 

Nach älteſtem Völkerrecht lieferte man den bei den Göttern 
des Landes um Schuß flehenden Yremdling niemals ans, wenn er- 


1) Vgl. Günther II, 315. v. Martens $ 85. Schmeling 8 141. Klüber 
$ 84. ©. auch ſchon Vitriar. ill. Pfeff. II, 112. Pütter, Erört. des d. Stant$- 
u, Fürſtenr. I, ©. 10. 

2) Bol. Martens 8 78. Schmeßing 8 179. 

3) Mofer, nachb. Staatsr. 406. Günther IL, 361. Iorban, im St.-2, VI, 368. 

*) Das ſ. g. ius albinagii, droit d’Aubaine. ©. die fit. bei vo. Kamptz 8 121. 
Pütter, Beitr. 128, Schilter, Exerc. 8 32.39. Mittermeier, Grdf, des gen. 
Deutichen Privatr. 6. Ausg. S 106. Gebrandmarkt warb es in Frankreich, wo es 
allein beftehend geblieben war, ſchon durch Decret der Nationalverfammlung vom 
6. (18.) Aug. 1790; völlig aufgehoben gegen andere Staaten, fofern diefe e8 nur 
jelhft nicht ausüben, durch Gejeg vom 14. Juli 1819. 

5) Die neueften Unterfuchungen darüber ſ. in Provö-Kluit, de deditione pro- 
fugor. Lugd. Bat. 1829. Nun aber ganz bejonders Berner, Wirkungskr. d. Straf- 
gefetges. 1853. 8 40-45. uud Rob. v. Mohl, Reviſion der völferrechtl. Lehre vom 
Alyle. Tüb. 1855. Dazu A. Bulmerincq, das Aſylrecht. Dorpat 1854. Die nenefte 
Staatenpraris |. bei Foelix, Dr. intern. p. 578 (8 608 8.) und dazu den Aufſatz 
von F. Helie in der Revüe de legislat. et de jurisprud. par Welowski, t. I, 2. 
p. 220. Phillimore I, p. 408 8. Die ältere Literatur bei v. Kamp $ 111. 
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anderwärtsher mit Schuld beladen kam; höchſtens den Fremdling, 
welcher ſich im Lande feines Aufenthaltes felbft an Fremden vers 
gangen hatte’; den eigenen Mitbürger wohl nur dann, wenn fein 
Berfchulden gegen einen fremden Staat fo groß war, Daß er deſſen 
Rache geopfert werden mußte”. Später ſchuf das Kirchenthum des 
Mittelalters zahllofe Zufluchtftätten, übte Dann aber felbft ein Gericht 
aus”; unter den weltlichen Mächten beftand feine Regel, als der Wille 
des Stärferen. 

Die nenere Staatenpraris ift vermöge der felbfländigen Ab- 
fchlleßung der Staaten zu folgenden Ergebnifjen gelangt: 

I. Sein Staat ift fchuldig, flüchtige Fremde bei ſich aufzu- 
nehmen‘. Aber er darf ihnen aus Menfchlichfeit Schu und Aufent- 
halt gewähren, unter Beobachtung der im nachfolgenden 8 63* ber- 
vorzuhebenden Beichränfungen. 

IL Sein Staat Liefert der Regel nach feine eigenen Unterthanen 
aus’; auch ift Fein Bedürfniß dazu vorhanden, wenn er felbft die 
Berbrechen feiner Untertbanen, welche fie im Auslande begehen, nicht 
ftraflos läßt (8 34), es müßte denn das PVerbrechen fchon vor der 
Naturalifirung eines Fremden zum Unterthan von ihm begangen fein. 
Defterer würden fi Die Staaten, welche ein anderes Syſtem be- 
folgen, in einzelnen Yällen zur Auslieferung eines Unterthbans beivo- 
gen finden Tönnen, um feiner fchreienden Straflofigfeit in ihrer Mitte 
Raum zu geben“. 


2) Hierzu hielt man wenigftens Reprefialien erlaubt. SHeffter, Athen. Ger. 
Berf. ©. 428, 

2) Abegg, Unterfuchungen der Strafrechtsw. S. 133, 

8) Bgl. Walter, Kirchenr. $ 270. 345. Grimm, D. Rechts⸗Alterth. S. 886. 

4) Folgt ſchon aus 8 62, Die entgegengefette Thefis, infonberheit bei poli- 
tifchen Flüchtlingen, ift bis jetzt nicht erwieſen und felhft vom Schwetzerifchen 
Bunbesregiment wieder aufgegeben (25. Febr. 1851), nachbem es zwei Sabre früber 
die Aufnahme politifcher Flüchtlinge den Cantons als Verpflichtung auferlegt hatte. 

5) Ausdrücklich ift Dies ausgefprochen in Preußen, Baiern, Wirtemberg, Ba- 
den, Großherzogthum Hefjen, Oldenburg, Braunſchweig, Altenburg. Indirect auch 
im Belgien, durch Gefek vom 30, December 1836, 

% So iſt 3.2. in Frankreich die Auslieferung eines Franzofen durch ein 
Raiferliches Decret vom 23, Det. 1811 nicht völlig ausgefchloffen. Aber die neuere 
Staatenpraris ift Dagegen. Sie berubet auf bem Circular bes Juſtizminiſters vom 
5, April 1841 mit mehreren ſehr bemerkenswerthen Beftimmungen. Vgl. Foelix 
no. 573 8. (no. 611 u, 613 8.). 
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IH. Ob ein Ausländer ausgeliefert werden folle, ift lediglich 
eine Sache der Staaten-Conventionen, außerdem aber von dem Ge- 
willen und dem politifchen Ermeifen des Zufluchtsftantes abhängig. 
Er wird ausliefern, wenn ihm oder der ganzen menfchlichen Gefell- 
Schaft an der Beltrafung eines Verbrechers gelegen fein muß und 
ſich feine Ungerechtigkeit des Staates, von welchem Die Auslieferung 
verlangt wird, befürchten läßt. Aber e8 giebt feine unbedingte Rechts⸗ 
verpflichtung zur Auslieferung'; fo wenig als die Art des Verbrechens 
eine Ausnahme für oder gegen die Auslieferung begründet”. 


1) Aeltere Publiciften haben öfters eine foldhe Verbindlichkeit behauptet, 3. 8. 
Groot, Battel, Aber bie neuere Doctrin ift Überwiegend dagegen, wie die Praris. 
Die andere extreme Anficht, daß nie ausgeliefert werben dürfe, fo z. B. von Pin⸗ 
heiro Ferreira, hat ſich bisher feinen Eingang verſchaffen können. 

2) Bei politiſchen Verbrechen wollte man in neuerer Zeit ſolche Ausnahmen 
in ganz entgegengejegten Richtungen behaupten. Vgl, die Allgem. Augsb. Zeitung 
1824. Beil. Nr. 32 und andererjeitS das Journ. des debats vom 20. Febr. 1824 
(Guizot), desgl. das angeführte Franz. Circular Nr. 2, Die neuefte Bertragsprarts 
ift vorherrſchend gegen die Auslieferung in ſolchen Fällen, da ſich bier nicht felten 
die VBeforgniß einer inabäquaten Beftrafung geltend macht. Zittmann, Straf- 
rechtspfl. in völkerrechtl. Beziehung. S. 27. Kuit S. 79 f. Unter den Deutichen 
Bunbesgliedern ift allerdings die Auslieferung politifher Verbrecher Bundespflicht. 
Beihluß vom 18. Aug. 1836. Dazu fam eine allgemeine Vereinbarung bes Bundes 
von 1853 in zehn Artikeln. Sie lautet: „Individuen, welche wegen gemeiner 
Berbredhen von einem Staate verurtheilt oder zur Unterfuchung gezogen find, 
müſſen in der Regel von dem anderen Staate, fofern das Vergehen auch dort ftrafbar 
ift, auf Verlangen ausgeliefert werden (Art. I). — Steht ver Auszuliefernde bereits 
in Unterjuchung oder befindet er fih in Haft, fo erfolgt die Auslieferung an den 
reclamivenden Staat erft nach Beendigung jener (Art. II.). — Mit ver Berfon er⸗ 
folgt zugleich die Auslieferung der Effecten derjelben (Art. III), — Die Ausliefe- 
rung erfolgt auf Anfuchen der zuftändigen Behörden unter Angabe des Verbrechens 
(Art. IV.). — Berlangen mehrere Staaten die Auslieferung, jo erfolgt diefelbe an 
den Staat, welcher zuerft auf Auslieferung angetragen hat (Art. V.). — Die 
Koften der Ergreifung und des Unterhaftes des Ausgelieferten werden bem aus⸗ 
Yiefernden Staate von dem Tage der Berhaftung an erftattet (Art. VL). — Der 
Transport von Ausgelieferten wird in jedem als Zwifchengebiet berührten Bundes» 
flaate ungehindert geftattet (Art. VIL). — Die Transportirten erhalten während 
des Transportes bie in dem außliefernden ober in dem Zwifchenftaate vorgeſchriebene 
Berpflegung (Art. VI). — Die ausliefernde Behörde übergiebt mit dem Ber- 
bafteten einen Transportausweis, Die Koften werden gegenfeitig verrechnet (Art. IX.). 
— Bisher zwijchen den Deutihen Staaten beftandene Nuslieferungsverträge wer⸗ 
den fo meit außer Wirkſamkeit gefegt, als fie mit ber neuen Vereinbarung im 
Widerſpruch ftehen (Art. X.).“ 
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IV. Der ordentliche Weg, um zu einer Auslieferung zu ge⸗ 
langen, iſt der Weg der Requiſition, worin Recht und Intereſſe an 
der Beſtrafung dargelegt wird. Verlangen mehrere Staaten die Aus⸗ 
lieferung desſelben Individuums, fo hat der Zufluchtsſtaat Die freie 
Wahl unter ihnen, welche fich Dafür entfcheiden wird, wo das meifte 
allgemeine Interefje und die größefte Sicherheit für gerechte Behand- 
lung gegeben tft; außerdem beachtet man auch wohl die Priorität 
der Requiſition. 

V. Iſt der Auszuliefernde dem Zufluchtsſtaat ſelbſt noch mit 
öffentlichen Verbindlichkeiten verhaftet, fo braucht er ihn nicht eher 
zu entlaffen, bevor jenen genügt tft. Es Tann aber auch die Aus- 
lieferung mit Vorbehalt der Wiederablieferung oder unter fonftigen 
Bedingungen gefchehen. 

VI Die Entfcheidung über Auslieferungen ift ein Gegenftandb 
der hohen Polizei und gehört daher in ber Regel der höchſten Ver⸗ 
woltungsinftanz an, wofern nicht ein⸗ für allemal für gewiſſe Kate⸗ 
gorien fchon untergeordneten Behörden ein Auftrag ertheilt ift?. 

VO. Die Auslieferung erfolgt gewöhnlich an den Grenzen des 
Stantsgebietes an die auswärtige Behörde, gegen Erftattung der 
Koften, wenn nicht ein Anderes vereinbart if. Man nimmt darüber 
eine Verhandlung auf und läßt fich Gegenfeitigfeit verfprechen, wo⸗ 
fern dieſe nicht ſchon tractatengemäß feftfteht. Zur Durchführung 
durch ein drittes fremdes Gebiet gehört die Einwilligung der dor⸗ 
tigen Staatsgewalt. 

VII. Der Ausgelteferte darf nur derjenigen Behandlung unter- 
worfen werden, welche der Zwed der Requifition war oder von dem 
Ausliefernden zur Bedingung gemacht if. Eine Ausdehnung auf 
andere Punkte würde das gegenfeitige Aſylrecht der Staaten und Die 
bei jeder Auslieferung zu unterftellende völferrechtliche Convention 
verlegen ®. | 

IX. Hat fih ein Individuum in den Schuß einer erterritorialen 
Berfon geflüchtet, z.B. in deren Wohnung oder Caroſſe, fo fann, 


ı) Kluit p. 65. 

2) Derjelbe p. 113 f. 

8) Derfelbe p. 87. Foelix p. 580. 586 (no. 609. 613,° ed. 2). Contra 
eine Preußifche Ober⸗Trib.⸗Entſcheidung vom 10. Noobr. 1855 raagti eines 
an den Heimathſtaat ausgelieferten Inländers. 
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weil in jenem Verhältniß Tein Aſylrecht begründet tft (8 42), Die 
Ausfieferung nicht verweigert werden; jedoch ift auf eine den völfer- 
rechtlichen Charakter des Exterritortalen fchonende Weiſe zu verfahren". 

X. Sein Staat ift verbunden, eine angebotene Auslieferung 
anzunehmen, wenn er fi nicht Dazu verpflichtet Hat. Will der 
Zufluchtsftant fich eines ihm Läftigen Fremden entledigen, fo muß er 
denfelben in das Gebiet feines Heimathftantes herüberverfegen, ohne 
daß ihm die Wiederannahme aufgedrungen werden Tann. 

Einige Staaten liefern niemals aus, wenn fie fich nicht Durch 
Berträge gebunden haben, und gewähren in einzelnen Fällen Höch- 
ſtens einer fremden Regierung die Möglichkeit, fich der Berfon eines 
Berbrechers zu bemächtigen”. 

63 Will ein Staat Flüchtlingen und infonderheit politifchen 
Flüchtlingen eine Freiſtätte gewähren, fo Tann folches gemäß den 
allgemeinen gefellfchaftlichen Verpflichtungen wider andere befreundete 
Staaten nur unter der Bedingung gefchehen, daß die Wlüchtlinge 
ihren Aufenthalt nicht etwa zu feindlichen oder verbrecherifchen Unter- 
nehmungen gegen ihren zeitherigen oder auch gegen einen dritten 
Staat benugen. Die betreffende Regierung tft deshalb fo berechtiget 
als verpflichtet, Maßregeln zu treffen, welche einer derartigen Gefahr 
vorbeugen. Ste kann Insbefondere den Flüchtlingen den Aufenthalt 
in Grenzorten unterfagen und ihnen vielmehr einen folchen im In⸗ 
neren des Landes anweifen (Anternirung). Ste darf nah Um- 
ftänden, bet gefährlichen Symptomen, eine polizeiliche Ueberwachung 
einzelner Individuen anordnen; fie Tann endlich gegen einzelne Sub- 
jecte zur Auswetfung fchreiten. Kleinere Staaten, denen e8 an ſon⸗ 
fligen Mitteln gebricht, werden allerdings nur das Lettere anwenden 
fönnen. Andererfeit8 muß es aber auch jeder Staatsregierung zu⸗ 


!) Kluit p. 94, wo aud die ſchon vorgekommenen Beifpiele angeführt find. 
®gl. de Martens, Manuel. diplom. $ 31. Deſſen Causes célèbres. 1827. I, 
p. 326. Nur der Römiſche Stuhl geftattet den fremden Gejandten ein Afylrecht 
bei geringeren Vergehen, nach einer Declaration vom September 1815, 

2) Kluit p. 91. Ein Vertrag der Art befteht zwiſchen Rußland und Preußen, 
vom 25. Mai 1816, 

8) Sp ift die Britiiche Praris. Foelix p. 605 (no. 641 ed. 2). Die Ver⸗ 
träge gehen nur auf wenige Arten von Verbrechen. Den neueften mit Frankreich 
vom 13, Sebr. 1843 f. in Gazette des trib. vom 21. Mir; d. J. und N.R.S. 
V, 20. gl. auch Phillimore I, 426. 
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ſtehen, bei einzelnen Subjecten mildere Maßregeln eintreten und 
fich an materiellen und moraliſchen Sicherheitsleiſtungen genügen zu 
laffen. Ste darf ihnen fogar das Bürgerrecht oder Naturalifirung 
zn Theil: werden laffen und fie Dadurch ganz unter den Schuß, wie 
unter Das Schwert ihrer Gefege ftellen. Ueberhaupt kann hier ganz 
pofitio von einem anderen Staate nichts verlangt werden. Der 
Schutzſtaat hat jedenfalls nur den billigen Reclamationen auswär⸗ 
tiger Regierungen Gehör zu geben, fie zu prüfen und darnach feine 
Mafregeln zu ergreifen. Verantwortlich macht er fich erft Dann, 
wenn er zu feindlichen Unternehmungen, Agitattonen und Friedens⸗ 
förungen der Flüchtlinge commioirt oder wohl gar Diefelben begünftiget 
und Dadurch befreundete Staaten in Unruhe bringt oder unterhält". 


Zweiter Abfchnitt. 
NRecht der Sachen. 


Arten derſelben. 


64. Auch in völkerrechtlicher Hinſicht ſind Die Sachen, d. i. 
die Gegenftände der Rechte entweder körperliche oder unköorperliche, 
und jene theils unbeweglich, theils beweglich. Werner find fie ent- 
weder im Eigenthum eines beftimmten Staates, oder fie find Diefes 
nicht (res nullius), und dann bald eigentbumsfähig, nur für jekt 
berrenlo8 (adespota), bald folche, Die fich In Niemandes Eigenthum 


- befinden, wohl aber zum gemeinfamen Gebrauch oder Nuten vorüber- 


gehend dienen (res communes). Alles fommt hierbei auf den rich- 


!) Vgl. Über dieſen Gegenftand den fehr Iehrreichen Aufſatz in G. Kühne, 
Europa. 1853. No. 95. 96. von Prof. Dr. v. B(uchholz). Er dient zur Rechtferti⸗ 
gung obiger Säge. Wenn Großbritannien und Nordamerika bierin ſich zur Zeit 
von dem Übrigen Europa emancipirt haben, fo beweijet ſolches noch nicht gegen bie 
Richtigkeit der aufgeftellten Theſen. Es hat Zeiten gegeben, wo die Englifche Re⸗ 
gierung ebenfalls wohl gegen das Verfahren anderer Staaten in Aufehung politi- 
ſcher Flüchtlinge reclamirt hat; und fie können einmal wiederkehren. 
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tigen Begriff des internationalen Staats - Eigenthumes' an. 
Wir verftehen Darunter diejenige Herrfchaft, welche eine Staatsgewalt 
über beftimmte Sachen? in ihrem Bereiche mit Ausfchließung jeder 
auswärtigen Gewalt ausüben und vermöge deren fie unabhängig 
nach eigener Macht dem inneren Staatsrecht gemäß verfügen Tann. 
Ein folches völferrechtliches Kigenthum Hat nur im Verhältniß zu 
anderen Staaten denfelben Charakter, wie das PrivateigenthHum, näm- 
lich den Charakter der Ausschließlichkeit und freien Verfligung. Unter 
feinem Schuge fteht in den einzelnen Staaten das Privateigenthum, 
nicht aber zur unbedingten Dispofition der Staatsgewalten, wofern 
es nicht von letzteren mit diefem Vorbehalt übertragen iſt, oder die 
Nothwendigkeit es erheifcht. Omnia rex imperio possidet, singuli 
dominio’. Ja, der Staat felbft fo wie der Souverän kann Privat- 
eigenthum haben und erwerben, und zwar nicht blos inlaͤndiſches, 
fondern auch ausländifches in fremden Staatsgebieten, welches. fich 
aber dann der Herrfchaft der auswärtigen Gefetgebung und Gerichts- 
barkeit nicht entziehen läßt, wofern nicht in Diefer Hinficht befondere 
Berechtigungen, z. B. Staatsfervituten, erworben werden. Dergleichen 
ausländifches Eigenthum ift, falls es nicht zum Familiengut der 
Iandesherrlichen Familie gehört‘, ein wirkliches Bertinenzftüd des 
eigenthumsberechtigten Staates. Kein Staat iſt indeffen die Erwer- 
bung von Grundeigenthum in feinem Gebtet anderen Staaten oder 
deren Souveränen zu geftatten fchuldig, ja e8 kann auf Veräußerung 
des etwa fchon von ihnen Erworbenen gedrungen werben, wenn 
dadurch Die Unabhängigkeit gefährdet oder -Die Verfaffung des Landes 
zerſtört werden könnte“. 

1). S. darüber auch Ortolan, du domaine international in Welowski Revüe 
de legislation. 1849. U, 289. TU, 5. IV, 61. 

2) Perſonen können in freien Staaten wenigftens in keinerlei Eigenthum fein. 
8 14 a. E. Groot D, 9, 1. 

8) Seneca, orat. 31. Die Dispoſitionsrechte der Staatsgewalt über das Privat⸗ 
eigenthbum haben die Publiciften ein dominium eminens genannt. Schriften in 
Struve, biblioth. jur. imp. II, 11 und in Pütter, Lit. des Staatsr. III, 378. 
S. auch Pattel I, 20, 235. 244, II, 7, 81. Rutherford, Instit. IL, 9, 6. 

*) Hierauf bezieht fih vorzüglich: Schmelzer, in der ſchon angef. Schrift, 
das Verhältniß ausmwärtiger Kammergüter. Halle 1819. S. 48 f. 179 f. 

5) Beſchränkende Verordnungen und Mafregeln beftehen in einzelnen Staaten, 
3. 2. im Großherzogthum Medlenburg- Schwerin. S. übrigens Günther IL, 216. 
Klüber, Dr. d. g. $ 124. 128. 


— — — - 
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Das Staatsgebiet. 


65. Ein Hauptgegenſtand des völlerrechtlichen Staats⸗Eigen⸗ 
thumes iſt das Territorium oder das ausſchließliche Gebiet jedes 
Einzelſtaates, innerhalb derjenigen Grenzen, welche ihn von anderen 
Staaten fcheiden‘. Ob dasſelbe ein in ſich völlig zuſammenhängendes 
oder zerftüdeltes, vielleicht von anderen Staaten ganz umfchloffenes 
it, ändert nichts an der Unabhängigfeit und an den Nechten der 
Staatsgewalt. Auch Tann ein Staat ein oder mehrere von ihm 
abhängige Staatsgebiete (territoria subordinata), felbft mit eigenen 
Unterlandesherren oder beuorrechteten Grundberren, in fich fchließen, 
welche dann aber auswärtigen Mächten gegenüber nur als helle 
des Hauptgebietes (territorium principale) anzufehen find’. Cinzelne 
Gebiete Können überdies der Hoheit mehrerer Staatsgewalten unter- 
worfen fein? (Condominate). Endlich Tannte man in der älteren 
Zeit gefchloffene und ungefchloffene Territorien (t. clausa et non 
clausa), in Deren Erfteren eine Einzige in ſich zufammenhängende 
und compacte Staatsgewalt Die Herrfchaft übte, während in den Letz⸗ 
teren das durchgehende Walten der Einen Durch entgegenftehende 
Rechte und Erceptionen von der Territorialgewalt Ducchbrochen war“, 

Alle Stantsgebiete find in ihrer Ausdehnung etwas Tünftliches, 
natürlich. nur in ihrem Kern. Wie weit fich jene naturgemäß für 
jede gefchloffene Nattonalität erſtrecke, ift bisher noch nicht gelungen 
zu beftimmen. Ein fremdes Klima, eine fremde Tellus kann ein Volt 
denationalifiren. Auch find Uebergangsftanten unter fcharf gefchnittenen 

1) Mofer, Grdſ. in Friedensz. 361. Deffen Berjuh V, 58. 164. 

2) In Deutichland finden fich deren mehrere. S. Heffter, Beitr. 3. d. Staats⸗ 
u. Fürſtenr. I, S. 289 f. Bgl. auch Mich. Henr. Griebner, s. Chn. Henr. Drewer, 
de iure territorü subordinati. Diss. L et II. Lips. 1727. In Frankreich gehörte 
vormals das Fürſtenthum Bar in diefe Kategorie, Vgl. Merlin, Rep. univ. m. Bar. 

8) Und zwar bald pro indiviso, bald pro partibus divisis. Beifpiele fanden 
fih ſonſt mehrere als jetst, da folche Verhältniffe ftets ihren Nachtheil haben. Ein 
getheiltes Miteigentbum batte z. B. Preußen und Lippe an Lippſtadt. S. übrigens 
Jo. Andr. Frommann, de condominio territorii. Tub. 1682. Ge. Jos. Wagner, 
diss. 8. eod. tit. Mogunt. 1719. 

4 Nur Deutihland Tannte diefen Unterfchieb, der überdies mehr theoretiſch 
als praftiih war. Die Ummwälzungen diefes Jahrhnuderts, beſonders die Rheinb.⸗ 
Acte Art. 34 haben ihn bejeitigt. ©. übrigens Henr. Hildebrand, de territorio 
clauso et non clauso. Altorf. 1715. Kliber, öffentl. Hecht des t, Bundes, $ 277, 
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Nationalitäten natürlich und Indichrt, wie Belgten und Die Schweiz 
zwifchen Deutfchen und Franzofen, die Nord» Niederlande zwifchen 
Deutfchland und Britannien. Dies find natürliche Barrieren‘. 


Grenzen der Staatögebiete. 


66. Die Grenzen eines Territoriums oder die Staat$- 
grenzen? find theils phnfifche, theils intellectuelle. Zu jenen ge⸗ 
bören allein freie Meere, unüberfteigbare Berge, Steppen, Sand- 
bänte, fofern ſie nicht ringe von demfelben Gebtet umfchloffen find”; 
die intellectuellen Grenzen beftehen in blos gedachten Linien, welche 
aber meift Durch äußere Zeichen, wenigftens punktweiſe, Tenntlich ges 
macht werden, 3. B. durch Pfähle, Erdhaufen, Graben, befeftigte 
Tonnen, Dämme u. dergl. Ste beruhen theils auf ausdrücklichen 
Berträgen mit den Örenznachbarn, theils auf unvordenklichem unan- 
gefochtenen Beſitz. Zweifelhafte Grenzen geben Veranlaffung zu 
Grenz Commiffionen und Grenzverträgen*; ift Die wahre Grenze 
nicht mehr zu ermitteln, fo muß das zweifelhafte Gebiet entweder 
getheilt oder in gemeinfchaftlichem Beftt behalten werden, oder man 
erflärt es für neutral bis zur ferneren Entfcheldung‘. Bel Grenz- 
flüffen ift Die Mittellinie derſelben die eigentliche Grenze, wofern 
nicht andere Beftimmungen dieſerhalb getroffen find? Veräaͤndert 


1) Erörterungen über das Verhältniß der Nationalität zum Stantegebiet haben 
mit Montesquien vorzüglich begonnen. Unter den Neneren vgl. Ideen über Das 
politiiche Gleichgewicht, Leipz. 1814, C. IV. 

3) Die Literatur ſ. bei v. Kamptz $ 106. Günther II, 170, 

8, Flüuſſe find feine natürlichen Grenzen. Sie find vielmehr recht eigentlich 
die inneren Adern eines jeben Landes. Iſt ein Flußufer zur Grenze gemacht, 
fo Tann fehwerlih der Fluß felbft noch zur Hälfte dazn gerechnet werben. Und 
eben fo wenig, wenn ein Fluß ganz dem Lande zugeftanden ift, auch noch Das jen- 
feitige Ufer. Dennoch ift Das Gegentheil behauptet worden. Günther II, 20. 21. 

4) Günther II, 176. 184 f, Bielefeld, institutions politiques. II, 6, $ 22. 23. 

5) So ift e8 der Fall mit dem an der Grenze Rheinpreußens und Belgiens 
gelegenen Grubenbiftriet Moresnet. S. Archiv. f. Preuß. Landeskunde Bd. V, 
auch Moſer, Verf. V, 25. 354. Günther II, 17. 181. Desgl. ein vormals Gräfl. 
Maltanfches Gut an der Pommer⸗Mecklenburgiſchen Grenze. 

% Groot II, 3, 18. Vattel I, 22.266. v. Martens 8 121. Gunther II, 20, 
Schmeling $ 220. Klüber $ 133. Zuweilen ift der Thalweg zur Grenze ge 
nommen, wie auf dem Rhein und 1809 zwifchen Rußland nnd Schweben. 
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der Fluß von felbft feinen Lauf, fo bleibt es Dennoch bei der bis- 
berigen Grenzlinie in dem alten Fluß. Wegen der Rechte, welche 
der nun von dem neuen Flußbett ausgefchloffene Nachbarftaat auf 
die Benugung des Fluſſes, namentlih in Betreff der Schifffahrt 
batte, werden wegen Veränderung der Umftände nach Befchaffenheit 
derfelben neue Regulirungen nöthig!. Bon Landfeen an den Staats⸗ 
grenzen gilt Achnliches, ganz wie nach Civilrecht?. Grenzt ein Staat 
an das offene Meer, fo finden die weiterhin ($ 73) folgenden Srund- 
füte Anwendung. 


Dedeutung des Staatögebietes. 


67. Bon Allem, was fich in, unter und auf dem Staatsgebiete 
befindet oder ereignet, gilt Die Vermuthung, Daß es auch der dor- 
tigen Staatsgewalt unterworfen fe. Quicquid est in territorio, est 
etiam de territorio‘. Die Staatsgrenze tft aber auch die Hobelts- 
grenze, welche Die einzelne Staatsgewalt durch ihre Reglerungsacte 
nicht überfchreiten Tann“ und In welche von auswärtigen Gewalten 
nicht herübergegriffen werden darf (8 29), follte fich darin auch 
Einiges befinden, was zur Zeit noch nie fpectell in Befit genommen 
war. Was auf der Grenzlinie felbft fich befindet oder begiebt, ge- 
hört den zufammengrenzenden Staaten gemeinfchaftlich an‘. Aus: 
nahmen von Der Ausſchließlichkeit des Territorialprincips entftehen 
nur durch die Rechte der Erterritorialität ($ 42) und in Folge von 
Staatsfervituten ($ 43). Dagegen find felbit herrenfofe aber des 

2) Groot I, 3.17. Pufendorf IV, 7.11. Battel a. a. O. 8270. Glinther 
ii, 25. 198, 

2) Günther II, 55. 203. Befondere Beftimmungen finden fich liber ben, 
Bobenfee. ©. Ion Buder, de dominio maris Suevici. Jen. 1742. Moſer, nachb, 
Staatsr. 440. 

3) Die Wahrheit des Satzes ift unleugbar; Streit kann nur in concreto 
darüber obwalten, ob ein gewifjes Territorium bereits ein abgeichloffenes ſei. In- 
fofern fonnte Thomaftus de inutilitate brocardici: Qu. i. t. e. e. e.d. t. ſchreiben. 

4) Auch Erzadern, die in einem Staatsgebiet entbedt und bebaut werben, 
dürfen nit in ein fremdes Staatsgebiet ohne dortige Eonceifton verfolgt werben. 

5) Z. B. Steppen, Gleticher u. vergl, Battel IL, 7, 86 f. 

6) Bei Grenzbäumen wird nach Chrn. Aug. Menius, diss. de finib. terri- 
torii. Lips. 1740. 8 20 das Eigenthum des Baumes zu Gunften besjenigen Landes 
beftimmt, auf deſſen Seite fich allein eine Grenzmarke vorfindet. 
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Privateigenthums empfängliche Sachen, 3. DB. frei berumfchweifende 
Thiere, fo lange fie fich in einem Zerritorium befinden, in einem 
wenngleich nur vorübergehenden Staatseigenthbume (dominium tran- 
siens), welches wieder aufhört, ſobald fie das Staatsgebiet ver- 
laffen, und eine VBindication derfelben von einem Staate zum anderen 
findet natürlich nicht Statt. Nach Groot gehören fie zum domi- 
nium generale der Menfchen, oder der einzelnen fich abjchließenden 
Staaten". 


Staatdpertinenzien und Colonien. 


.68. Auswärtige Zubehörungen? eines Staates find zu- 
nächft: auswärtige Berechtigungen der Staatsgewalt, 3. B. active 
Staatsfervituten, Grundeigenthum, Iehnsherrliche und nutzbare Rechte 
unter den fchon früher angezeigten Rechtsverhältniſſen ($ 43 u. 64). 
Die Pertinenzeigenfchaft entfteht von felbft Dadurch, Daß Die Stants- 
gewalt eines Landes als folche dergleichen Rechte eriworben hat. 
Sodann: die Zubehörungen des Landes felbft, d. 5. alle Diejenigen 
Diftriete, welche, wenn auch außerhalb des hauptjächlichen Gebiets- 
zufammenbanges gelegen, ohne eigene Selbftändigfeit unter derſelben 
Berfaffung und Regierung mit jenem ftehen, und daher auch unter 
derjelben Benennung mit begriffen werden, nicht minder die aus- 
drücklich incorporirten Lande (8 201). Sonft aber kann ein Land 
als folches, ohne ausdrückliche Eonftitutrung, Teine auswärtigen Zu- 
behörungen Haben; e8 folgt insbefondere nicht, daß, wenn einmal 
mit der Regierung eines gewiffen Landes auswärtige Rechte und 
Befigungen in Verbindung geftanden haben, fie auch Pertinenzien 
des Landes feien und auf jeden Nachfolger in Beſitz des letzteren 
übergehen müfjen, wie die Yranzöfifche Reunionspraxis im fiebzehn- 
ten Jahrhundert Durchzufegen fuchte”. — Nur was einer Staats- 


1) Vgl. z. B. do J. B. ac P. I, 3 a. E. DI, 4, 14. Weitläuftig über bie 
Eigenthumsverhältniſſe an ſolchen Gegenſtänden ift Pufendorf IV, 6, 4 ff. Die 
Gegenwart wird ſchwerlich noch ſolcher Unterfuchungen bebürfen. Ob eine zuvor 
berrenlofe Sache bereits in das Privateigenthfum übergegangen fei, und melde 
Rechte dieſerhalb Statt finden follen, bleibt allein der Gefeßgebung ber Einzel- 
flaaten oder ber vertragsmäßigen Vereinbarung liberlaffen. 

2) Sam. Stryk, de probatione pertinentiar. Fref. Viadr. 1668. Henr. 
Eingelbrecht, de reunione pertinentiarum. Helmst. 1715. Günther II, 178. 

8), Auf den Grund des Münfterifchen Friedens von 1648. XI, 70. 
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gewalt oder dem Staatsoberhaupt als ſolchem, nicht für fich als 
Privatperfon oder für feine Familie zugeftanden hat, wird auf jeden 
Succeffor in der Staatsgewalt über den ganzen bisherigen Staat 
übergehen; bei einer nur theilweifen Succeffion wird e8 von der 
Natur und dem Inhalt des Succeffionstiteld abhangen, welche Per⸗ 
tinenzien der noch theilweis fortdauernden bisherigen Staatsgewalt 
verbleiben oder der neuhbinzutretenden zu Theil werden follen. Im 
Zweifel würden fie in Gemeinfchaft verbleiben müfjen!, 

Colonten? aus einem Lande in einem fremden Lande ge- 
ftiftet, find nicht fofort Zubehörungen des Erſteren oder der dortigen 
Staatsgewalt. Werden fie durch auswandernde Untertbanen nad 
Aufgebung des Meutterlandes auf einem völlig freien, Niemandes 
Gewalt untergebenen Gebiete mit eigenen Kräften und Mitteln ge- 
gründet, fo kann dadurch ein eigener Staat entftehen. Bleiben fie 
unter der Autorität und dauernden Botmäßigkeit des Heimathſtaates, 
ſo ſtellen ſie ein Zubehör desſelben dar, welches von der heimath⸗ 
lichen Staatsgewalt ſeine eigene Verfaſſung erhält und regiert wird. 
Es kann aber auch eine Colonie unter der Botmäßigkeit eines aus⸗ 
wärtigen Staates, wo die Niederlaſſung erfolgt, entſtehen und ver- 
bleiben, während zugleich die Colontften ihr heimathliches Bürger⸗ 
vecht beibehalten und den Schuß des Mutterlandes genießen“. Die 
nähere Beftimmung Des rechtlichen Verhältniffes der Colonien macht 


% Die Beflimmungen der Ceffionsverträge haben ſchon oft Zweifel in Diefer 
Beziehung erregt. Vorfichtiger Weiſe wird man bier jeden zu generellen Ausbrud 
fieber vermeiben. 

2) Zur Gefchichte der Eolonifation bei den Alten vgl, Hegewiſch, Nachr. die 
Colonien der Griechen betr. Altona 1808. Raoul-Rockette, Histoire critique des 
colonies etc. Par. 1815. Seeren, Speen zur Geſch. der Menſchheit. — Die Ge- 
ſchichte der neueren Eolonifation Tiegt noch zerftreut in Specialmerfen. Notizen 
md Bemerkungen barliber finden ſich in Mofer, Beitr. z. neueften E. Völkerr. V, 
398 f. und bei Rofcher, Über Eolonialwefen, in Rau, Zeitichr. d. polit. Deconomie, 
N. F. VI, 1. Desfelben Eolonien und Eolonialpolitif der Auswanderung. Ausg. 2. 
Leipzig 1856. 

3) Dies war meift die Politif der Griechen. Man überließ den Colonien, 
fich ſelbſtändig zu entwideln. Viele wurden blühend. Paraguay ift ein Beilpiel 
neuerer Art. Vgl. Günther I, 132. Sonft aber hat meiftens die nenere Politik 
bie Eolonifation als Schatzkammer für den Staat ausgebeutet oder monopoliſtiſch 
ausbenten Iaffen und die Hand zu fehr darüber gehalten. 

* ©, überhaupt Groot II, 9. 10 und dazu Cocceji; Vattel I, 18, $ 210. 
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befonders in Gegenden, wo noch Teine ansgebildete Staatsgewalt 
organifirt tft, und dritten Staaten gegenüber, manche Schwierigkeit. 
Der Befitftand wird hier oft Die alleinige Entfcheidungsnorm fein. 


Erwerbsarten des Staatdeigenthumes?. 


69. Völferrechtliche Erwerbsarten eines neuen Staatseigenthumes 
können allein ſolche Handlungen und Begebenheiten fein, wodurd Die 
ausschließliche unmittelbare Verfügung über eine beftimmte Sache, ins⸗ 
befondere über ein gewiffes Gebiet, dem Willen einer Staatsgewalt 
(oder auch verfchiebenen Staatsgewalten in Gemeinfchaft) bleibend 
unterworfen wird, ohne Verlegung eines fchon vorhandenen ausfchließ- 
lichen DVerfügungsrechtes; nämlich 

I. vertragsmäßiger Eintritt in das Necht des bisherigen Eigen- 
thümers, er ſei auf frieblihem Wege oder Durch Krieg herbeigeführt 
worden. Das Eigenthbum tritt hier jedoch erft in volle Geltung auch 
"gegen dritte, fobald Die Möglichkeit und der Wille des Erwerbenden 
vorhanden ift, über die Subftanz der Sache unmittelbar und körper⸗ 
lich zu verfügen. Vorher befteht nur ein Eigenthbumsanfpruch, deſſen 
Realifirung, wenn es fonft an den rechtlichen Bedingungen des Titels 
nicht fehlt, von Niemand gehindert werden Tann, der aber felbft noch 
nicht dem Eigenthum gleichfteht, da er die Wirkungen eines Zwiſchen⸗ 
befiges Dritter nicht auszufchließen vermag’. Nur der beftimmt ver- 
Öffentlichte Wille der Intereffenten, daß ein unbeftrittenes Eigenthum 
des Einen fofort für übertragen auf den Anderen erachtet werden folle, 
würde die Stelle der Uebergabe und Befigergreifung vertreten können. 


) So 3.8. bei den Europäiſchen Colonien an der Weftfüfte von Afrika. 
) E. Ortolan, in Revüe de legislation. Par. 1849. III, p. 5 suiv. Phil- 
limore I, 240. 

3) Es bedarf alfo allerdings einer Uebergabe oder Ergreifung des leeren Be- 
figes, wenn fi der neue Eigenthümer nicht jchon auf andere Weife im Befit ber 
Sade befindet. Möglichkeit, iiber Die Subftanz einer Sache frei zu verfügen, ift 
das Weſen des Eigenthumes und ficheres Kennzeichen desſelben gegen Jedermann. 
Außer dem phyſiſchen Beſitz kann fie nur Durch gejegliche Fiction und Staatshilfe 
erlangt werben. Das internationale Recht gewährt weber die Eine noch das An- 
bere, höchſtens kann man noch den deutlich ausgeſprochenen und veröffentlichten 
Willen als Eigenthumsilbergang gelten laffen. Unter ven älteren Publiciften, zum 
Theil noch jest, ift bier Vieles ftreitig. S. darüber und wegen ber Staatenpraris 
Günther II, 86, auch Ortolan a. O. No. 120 u. 55 (III, 38). 
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DI. Jeder natürliche Zuwachs und jede natürliche Umgeſtaltung 
einer ſchon im Eigenthum befindlichen Sache, namentlich eine neu 
entſtandene Inſel in dem bisherigen Land- und Waſſergebiet einer 
Nation‘, fo wie die unmittelbare Anfegung neuen Landes an das 
bisherige Gebiet”; wogegen fih ein Fruchterwerb des bloßen zum 
Eigenthum nicht berechtigten Beſitzers nach internationalem Recht 
nicht vertheidigen läßt?. 

IM. Die Occupation einer berrenlofen Sache ($ 70). 

In wie fern überdies die Verjährung, vorzüglich ein unvordenk⸗ 
licher Befitftand die Stelle einer giltigen Erwerbung vertreten kann“, 
iſt fhon an einem anderen Ort erörtert ($ 11). Sonftige Arten 
eines rechtlichen Eigenthumserwerbes aber giebt e8 nicht. Arron- 
dirung, Anneration und dergleichen find e8 nur unter den vor⸗ und 
nachftehbenden Bedingungen. Außerdem find fie nur Diplomatifche 
Schlagworte zur VBerdedung der Willfür. 


Insbefondere: Occupation, 


70. Die Erwerbung neuen Staatseigenthumes, oder der Rechte 
der Stantsgewalt über beftimmte Sachen, iſt im Wege der Occu- 
patton von folgenden Bedingungen abhängig: 


1) Man darf bier unbedenklich die Grundſätze Des Römiſchen Rechtes als der 
Natur der Dinge und ber Billigleit am meiften entſprechend, überdies auch faft 
von allen Staaten in ihr Rechtsfyftem Übertragen, für internationales Recht erflären. 
S. ausführlich darüber v. Cancrin, Waſſerr. II, 2. Günther II, 57—62. Philli- 
more I, 255. 

2) Was darliber hinausliegt, bedarf gewiß erft einer Occupation. Sehr will- 


kürlich iſt es, neue Inſeln außerhalb ver Grenze als Abſchwemmungen des Ge 
bietes in Anſpruch zu nehmen (vgl. 3. 8. den Fall bei Wheaton, Intern. L. II, 4, 7, 


oder wie Napoleon I. Holland als Anſchwemmung bes Rheines vindiciren wollte). 
Abſchwemmungen, jo lange ſie zurüdgebracht werben können, find feine Anſchwem⸗ 
mungen ($ 72 DI, a.). 

8) Das ift auch die Anficht von root IL, 8, 23 u. 10, 4, von Pufenborf 
IV, 7, 2. 3 und von Anderen, obgleich nicht unwiderſprochen. Der Befiter Tann 
freilich iiber die Früchte factiſch disponiren und induftrielle Früchte ziehen, aber vie 
natärlichen kann er dem Eigenthümer nicht vorenthalten. S. jedoch noch 8 73 a. €. 

4) Es Tiefen ſich manche Beiipiele, unter anderen in Deutichland, nachweifen, 
wo das Recht der Staategewalt nur auf langen Beſitzſtand gegründet ift ohne er- 
weisfichen Nechtstite, S. nun auch noch Phillimore I, 265. 

9% 
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I. Ste tft nur zuläffig an ſolchen Sachen, welche fich, obwohl 
eigenthumsfähig, noch in feines Menſchen ausschließlicher Herrfchaft 
befinden, nicht auch an Menfchen für fich allein‘. Die Herrfchaft 
über Diefe muß durch freiwillige Unterwerfung oder Im Wege eines 
gerechten Krieges erlangt werden. Es findet alfo Die Dccupation 
hauptfächlich nur Anwendung auf unbewohnte, nicht ſchon vollitändig 
von Anderen in Befit genommene Gegenden und Infeln; aber es 
giebt feine Befugniß für ſchon vorhandene Staaten, ihre Herrfchaft 
anderen, wenn auch ftantenlofen und rohen Völkern oder felbft nur 
einzelnen feften Bewohnern beftimmter Erdftriche aufzubringen; fie 
können blos Verkehr mit denfelben fuchen, im Falle der Noth bei 
ihnen verweilen, Das eben Unentbehrliche fich verfchaffen und Durch 
freiwillige Abtretung Grund und Boden zur Eolontfation zu erwerben 
fih bemühen”, 

II. Jede Occupation erfordert die beftimmte Abficht, eine herren⸗ 
loſe Sache feiner eigenen Herrfchaft bleibend zu unterwerfen. Ohne 
Wiſſen und Willen wird fein Eigenthum erlangt. 

II. Es muß eine wirkliche Befigergreifung vor fich gehen, wo- 
durch Die Abficht einer dauernden Aneignung dargelegt wird und womit 
Anftalten zur Ausübung einer ausfchließlichen Herrfchaft zu verbinden 
find. Iſt diefes einmal gefchehen, fo hebt die blos einftweilige und 
al8 vorübergehend gefennzeichnete Unterbrechung der Herrichaft das 
ihon erlangte Eigenthum nicht wieder auf. Blos wörtliche Aneig- 
nung Dagegen und vergängliche lebloſe Zeichen einer erft beabfichtigten 
Aneignung find rechtlich ungenügend, weil der Thatfache widerfpre- 
chend und die Abficht in Zweifel ftellend, obgleich man in der frü- 
heren Staatsprarts auch derartige Mittel geltend gemacht hat”. 


1) Groot II, 9, 1. E. Ortolan, du dom. internat. 75 suiv. 

2) Daß der Staat Überhaupt feine Herrichaft Über die Erde ausbehne, kann 
als naturgemäß zugegeben werben. Daß aber gerade ein gewiſſer Einzelftaat feine 
Herrſchaft hier und da conftituire, ift feine Nothwenbigfeit. Zwecke, wie bie ber 
Eulturverbreitung, der Beförderung der Handels- und Inbuftrie- Intereffen, ber 
Benugung eines tobten Capitales, geben noch kein Recht dazu. Nur wenn irgendwo 
duch Ausſchließung Die Erhaltung und Fortentwidelung des Menſchengeſchlechtes 
geftört würde, könnte mit gemeinfamer Zuftimmung das Hinderniß befeitigt werben. 
Bol. Übrigens Battel I, 18, $ 205 f. Günther II, 9. Wildman I, 70, Z. 

8) Hiermit flimmen bie Meiften liberein, namentlich Groot. S. auch Battel 
I, 18, 207. 208. Günther IL, 11. Ortolan No. 68 ss. Wildman I, 69. Phil- 
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Eine Beſitzergreifung kann übrigens durch Bevollmächtigte, ſo⸗ 
wohl auf Grund allgemeiner! wie ſpecieller Vollmachten vollzogen 
werden und giebt dann vom Augenblide der VBollziehung dem Macht- 
geber das Eigenthum. Ste kann felbft vermöge einer Gefchäftsfüh- 
rung für einen Anderen mit hinzulommender Ratihabition desfelben 
vor fich geben, in welchem alle Befit und Eigentum für Diefen 
jedoch erſt mit der Genehmigung, alfo erſt nach erlangter Kenntniß 
beginnt”. Haben mehrere zugleich für fich Eigenthumsbefig von der- 
felben Sache ohne Beſchränkung auf einzelne Theile ergriffen, fo 
entfteht dadurch ein MiteigenthHum’. Wie weit fich endlich das Recht 
der Occupation erftrede, hängt wefentlih von der Ausdehnung des 
thatfächlichen Befigftandes ab. Jedoch wird Die Beſitzergreifung der 
Hauptfache auch die der Pertinenzien begreifen, fofern fich diefelben 
in feinem entgegenftehenden Sonberbefige befanden“. 


Berfügungen über dad Staateneigenthum., 


71. Die rechtlich möglichen Verfügungen über einzelne Gegen- 
fände des Staatseigenthumes find im Allgemeinen Diefelben, wie über 
Privateigentbum und Vermögensrechte. Zu den bemerfenswertheren 
gehört, nächſt den eigentlichen Veräußerungen (8 72): 

I. Die Conftttuirung einer bleibenden Rente zu Gunften eines 
auswärtigen Staates oder fonftigen wölferrechtlichen Subjectes“. Eine 


limore I, 245. Ueber ven Streit, welchen Bynckershoek, de domin. mar. c.1 
erregte, |. die ausführliche Anmerkung von Klüber, Dr. d. g. $ 126. 

1) Beifpiele davon bei Wheaton, Intern. L. II, 4, 5. Eine ſtillſchweigende 
Bollmacht für alle Unterthanen eines Staates eriftirt nicht. Nur der Sclave einer 
Staatögewalt würde für fie unmittelbar erwerben. 

2) L.24. D. de negot. gest. und bie Regel: ignoranti possessio non 
acquiritur, alfo auch nicht das Recht, welches fte ferner gewährt. Vgl. v. Savigny, 
Befig S. 365. | 

3) Streitigkeiten fchlichtete bei neuen Entdeckungen in älterer Zeit der Papft. 
Die Theilung der Indien zwilchen Portugal und Spanien durch ihn ift befannt. 
©. die Bullen von 1454, 1481, 1493 in Du Mont, Corps univ. III, 1, 200. 
III, 2, 302. Schmauss, C. i. gent. I, 112. 130. gl. Günther II, 7. Walter, 
Kirchen. 8 342. 

4) Folgt aus ber Natur des Befiges. Vgl. auch Martens, Dr. d. g. U, 1, 38. 
Phillimore I, 247. 

5, Bielfache Renten-Eonftituirungen enthielt der Reichsdeputations⸗Hauptſchluß 
von 1803, beftätigt in dieſer Hinficht durch die Rheiniiche und Dentiche Bunbesacte, 
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derartige Rente haftet in Ermangelung anderer Beſtimmungen an der 
ganzen Subftanz der belafteten fruchttragenden! Sache und erlifcht 
nur mit dem gänzlichen Untergange oder mit der Unmöglichkeit, eine 
Rente daraus ferner zu gewinnen; bei theilweifem Untergange ver» 
hältnißmäßig? bis zur Wiederherftellung des Ganzen. 

II. Die Beftellung eines Lehnes zu Gunften Auswärtiger”. In 
wie weit dergleichen zuläffig ſei, beftimmt die Verfaſſung jedes 
Staates; ebenfo entfcheidet fein eigenes Lehnrecht über die durch Die 
Verleihung entftehenden NRechtsverhältniffe, ausgenommen bei Lehnen 
in fremden Territorien (feuda extra curtem), wo. das lehnsherrliche 
Recht den dortigen Gefegen und Obfervanzen unterworfen ift“. 

IN. Die Beftellung eines Pfand» oder Hhpothefrechtes, jelbft 
einer Antichrefe an einem Theile, ja an dem Ganzen des Staats- 
gebietes zur Selbftausübung der Hoheitögewalt von Seiten des Gläu⸗ 
bigers. Pfandfchaften Diefer Art waren vormals nicht felten und dem 
gemeinen Necht unterworfen‘; noch jet dauern einige derfelben fort“. 
Ueblicher find indefjen gegenwärtig fpecielle Hypothekbeſtellungen an 


1) Nur an einer ſolchen ift eine Rentenbeftellung zuläffig. gl. Multz, de 
censib. Altdorf. 1659. th. 11 u.13. Martini, de j. censuum. Colon. 1660. 
IV, n.1. Grusemann, de censu reserv. Rinteln. 1705. $ 12. 

2) Dafür bat fih vorzüglich Pius V. in der Bulle von 1569 entſchieden: 
„Census omnes in futurum creandos re in totum vel pro parte peremta, 
aut infructuosa in totum vel pro parte effecta, volumus ad ratam perire.“ 
Magn. Bullar. Rom. t. U, p. 295. ®2gl. Ge. Franzke var. resolut. IV, n. 9. 
Multz I, c. th. 69. Jedoch ift dieſer, wiewohl in der Billigfeit gegründete Sat 
keinesweges allgemein zugeftanden ober ein allgemeines Recht geworben. ©. felbft 
Censius, S. Rotae Rom. decision. ad tract. de censib. Lugd. 1658. dec. I. 
Martini l. c. cap. VII, n. 224 s. Zoll, de censu reserv. Rint. 1705. $ 21. 

3) Bgl. Günther II, 152. 159. 

4) gl. Griebner, de domino directo in territorio alieno. (Jenichen, 
thes. jur. feud. II, 206.) de Cramer, Obs. jur. univ. 741, $ 14. Du Moulin 
3. Cout. de Paris $ 12. No. 4 und zu Chassaneul, de feudis. III, $ 7. Cuiac. 
lib. I. feud. cap. 2. 

5) Man vgl. J. P.O. V, 26. 27. de Senkenberg, de reluitione territorii 
oppignor. Hal. 1740. N. H. Gundling, de j. oppignorati territorii. Hal. 1706. 
rec. 1741. de Neumann in Wolffsf. Jus reale princip. (t. IV.) III, 3, 400 f. 

6) 3.8. die merkwürdige Verpfändung von Wismar aus Schwediſch⸗Pom⸗ 
merjchem Gebiet an Meklenburg im 3.1803, Martens, Rec. VIII, 54. — Scheinbar 
warb auch 1768 Corfica von Genua an Frankreich pfanbweife gegeben. Martens, 
Rec. VII, 1, 229. 
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einzelnen Staatsgütern, Renten und Einkünften zu Gunften der 
Staatsgläubiger, wobei, wenn fie privatrechtliche Wirkſamkeit haben 
follen, die Gefeße des Landes zu beobachten find. Außerdem wird 
jedoch überhaupt jede Schuld, die für ein gewiſſes Land oder einen 
heil Desfelben ausdrüdlich oder durch eine nüßliche Verwendung 
contrahirt ‚worden ift, als auf dem Ganzen oder beziehungsmweife auf 
dem helle hypothekariſch Haftend (dette hypothequee) im diplo⸗ 
matifchen Sprachgebrauch behandelt, obwohl dadurch nur Die bleibende 
Verbindlichkeit des Staates in feiner Gefammtheit oder feinem Theile, 
nicht aber. eine privatrechtliche Hypothek ausgedrüdt werden foll'. 

Db die Staatsregierung für die Schulden des Staates auch 
das BPrivatvermögen der Untertbanen giltig verpfänden könne, ift 
eine Yrage des inneren Staatsrechtes, der Negel nach aber nur im 
Fall Der Noth zu bejahen?. 


Berluft des Staatdeigenthumes. 


72. Das völferrechtliche Eigenthum an Sachen Hört auf 

I. an folchen Sachen, die fich blos vorübergehend darin befanden 
(8 67) und nicht occupirt oder doch Ihrer natürlichen Freiheit 
wieder überlaffen worden find, mit dem Heraustreten aus dem 
Territorium; 

II. in Anfehung des Stantsgebietes oder einzelner Theile davon 
a. durch eine nicht vindicirte Abſchwemmung, fo lange die Zu» 

rüdbringung noch möglich war ($ 69 IL); 

b. dur Dereliction und unvordenklichen Befigverluft ($ 11); 
e. duch freiwillige, verfaffungsmäßig erlaubte‘, oder im Wege 


1) Unwiderleglich bewiefen von D. Haas, über das Repartitions-Princip der 
Staatsſchulden. Bonn 1831. von $ 24 an. Ob aber der Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß von 1803, beſonders 8 80, darnach zu erklären fei, ift eine andere Frage. 
©. darüber Leonharbi, Aufträgalverf. II, 161. 314, 405. Zur Beantwortung ber 
Frage: ob eine Schuld auf ein gewiſſes Land contrahirt fei? vgl. v. Leonharbi 
0.0. I, S. 640 und Emminghaus, Corp. iur. germ. acad. p. 930. 

3) Groot IH, 20, 7. Simon, quomodo iure gent. bona subditor. pro 
debitis princip. obligari possunt. Jen. 1675. (Praesid. acad.I,n. 20.) de Neu- 
mann in Wolfisf., de pact. et contract. Princ. I, 3, 86. 

s) Hierüber beftimmt das Völkerrecht nichts. Für das innere Staatsrecht 
aber beſteht ein Conflict zwilchen dem hiſtoriſchen Verfaſſungsrecht und dem Princip 
der Bolfsjonveränetät. 
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des Krieges herbeigeführte Abtretung des bisherigen Herrfcher- 
oder Eigenthumsrechtes an einen Anderen. 

Solcher Veränderungen ungeachtet beftehen regelmäßig alle auf 
dem. abgetretenen Staatseigenthum haftenden Verbindlichkeiten unter 
dem neuen Erwerber fort (8 25), da Niemand mehr Rechte an einer 
Sache auf einen Anderen zu übertragen vermag, als ihm felbft daran 
gebühren, und fein wohlerworbenes Recht Dritter Durch einfeltigen 
Willen aufgehoben werden kann'. Erftredt fich die Veräußerung nur 
auf einen Theil, fo werden die Laſten des Ganzen in Ermangelung 
anderer Beftimmungen verhältnigmäßig auf Den einzelnen Theilen ver- 
bleiben?, mit Ausnahme der objectiv untheilbaren, wozu indeß Hy⸗ 
pothefen im diplomatifchen Sinn des Wortes nicht gerechnet werben 
können. 

So lange übrigens das Staatseigenthumsrecht nicht verloren 
iſt, kann es gegen jeden, ſelbſt in gutem Glauben befindlichen Beſitzer 
verfolgt werden, ohne daß dieſem wiedererſtattet zu werden braucht, 
was er für die Erwerbung der Sache gegeben hat’. Dagegen find 
ihm die nüglichen Verwendungen, welche nicht aus der Sache felbft 
genommen find, zu vergäten und auch Die vor der Nüdforderung 
bezogenen Früchte zu belaffen, wenn e8 an dem eigentlich Berechtigten 
gelegen hat, fein Recht an der Sache fehon früher zu vindiciren“. 


EigentHumsunfähige Sachen; insbefondere dad Meer. 


73. Zu den des Privateigenthumes unfähigen Sachen gehört 
anerfanntermaßen der Luftzug und das frei fließende Waffer, nament- 
lih das Meer, indem eine ausfchliegliche dauernde Befitergreifung 


) L. 31. 8 1. D. de V. S. L. 11. D. de j. fisc.: „id enim bonorum 
eujusque esse intelligitur, quod aeri alieno superest.“ 

2) Bol. das Aufträgalurtheil des Oberappellationsgerichtes zu Eelle wegen ber 
Rheinpfälzer Staatsobligationen in v. Leonbardi, Aufträgalverf. S. 550. Ferner 
das Urtheil des Oberappellationsgerichtes zu Jena ebendaſ. ©. 888. 897. 

3) Die Publiciften find rückſichtlich dieſer Principien noch nicht einverftanden 
(ogl. Günther II, 214); die Praris hat zu wenig Gelegenheit gehabt, darüber zu 
enticheiden. Wir vereinigen uns im Allgemeinen mit Groot II, 10, 1. PBufenborf 
IV, 15. Gewiß im Sinn aller rechtlichen Nationen. Recht muß Recht bleiben. 
Bei giebt ein folches noch nicht in ausſchließender Weife, 

9) Denn hier hat das Stillſchweigen des Berechtigten ven Beftsftand des An- 
deren gut geheißen; er kann die demgemäß wollzogenen Handlungen nicht anfechten. 
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wenigſtens für Einzelne unter die Unmöglichkeiten zu rechnen iſt. 
Wegen gleichmäßiger Wichtigkeit für alle Menſchen ſchreibt man 
daher auch Allen ein gleichmäßiges Recht der freien Benutzung daran 
zu, ſo daß nur der augenblicklich ſie Nutzende für jetzt jeden Anderen 
von dem Genuſſe desſelben Theiles ausſchließt'. Minder ausgemacht 
iſt, ob nicht ein Staatseigenthum an jenen Sachen, vorzüglich am 
Meere oder an einzelnen Theilen desſelben zuläſſig und je zuweilen 
begründet worden fei”. Das romaniſirende Mittelalter ſchrieb ein ſol⸗ 
ches, wenn auch nur theoretifch, dem Römiſchen Kaifer zu’. Venedig 
betrachtete fich als Herrin des Adriatifchen, Genua als Herrin des 
Ligurifhen Meeres‘. Spanten und Portugal reclamirten ein Eigen- 
thum an den von ihnen entdeckten Meeren’; Dänemark an dem Balti⸗ 
fhen Meere und an der Nordfee‘; Großbritannien die Souveränetät 
über die vier, Die Britifchen Infeln umfchließenden Meere (the narrow- 
seas), ohne Daß jedoch Die Grenzen diefer Prätenfion jemals nach 
allen Seiten genau beftimmt worden find’. Alle diefe Anfprüche find 


1) Ulpian bemerkte bereits (1.13. $ 7. D. de iniur.) „et quidem mare 
commune omnium est et litora sicuti aör. — Usurpatum tamen et hoc est, 
iametsi nullo iure, ut quis prohiberi possit ante aedes meas vel praetorium 
meum piscari; quare si quis prohibeatur, adhuc iniuriarum agi potest.“ 
Gegen Seven findet eine Imjurienflage, d. 5. im Allgemeinen wegen Unrechtes 
Statt, ver ven Anderen an einem fchon angefangenen Gebraudhe einer foldden res 
communis hindert. Qui prior venit, potior iure. Vgl. Klüber, Dr. d. g. $ 47. 

2) Die zahlreichen Schriften hierüber, aufer den das Völkerrecht überhaupt 
betreffenben ſ. bei v. Ompteda 8 218 f. v. Kamptz 8 172 f.; vorzüglich v. Kancrin, 
Abhdl. von dem Waflerrechte. Halle 1789. Die Hauptpunfte finden fich bei Günther 
II, 25. Klüber $ 130, Wheaton, Intern. L. I, 4, $ 10 und Histoire des progres 
p. 99 s. (I, p. 198.2). M. Pöls, Seer. IV, $ 495. Ortolan I, 109 3. Haute- 
feuille, des droits des nations neutres. Par. 1848. t. I, p. 175 8. Das Befle 
bei B. D. H. Tellegen, disp. de iure in mare, inpr. proximum. Groning. 1847. 

8, Vermöge des: Ego quidem mundi dominus in 1. 9. D. de lege Rhodia. 
Die Römer feldft hatten dieſe Anficht ſchwerlich. Vgl. Fr. Guil. Pestel, de dominio 
maris mediterr. Rinteln. 1764. 

9 Bgl. Tellegen p. 9. 

5) Hiergegen war die Schrift von H. Groot, mare liberum (zuerſt Leyden 
1609) gerichtet, womit die publiciftiiche Erörterung der Frage beganın. 

6) Martens, Causes cölebres. I, 359 8. 

7) Wheaton, progr. p. 101 (I, 200). Phillimore I, 194. Das Hauptwert 
über die Älteren Prätenfionen ift: Jo. Borough, Imperium maris Britannici. 
London 1686. Wie e8 Dazu gelommen? barüber vgl. Tellegen p. 36 as. 
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beftritten und in neuerer Zeit nicht mehr ernftlich behauptet. Nur 
das Recht auf Flaggengruß ift von Großbritannien noch in feinen 
fogenannten Engmeeren bis in die neuere Zeit veclamirt worden", 
was jedoch nicht als Zeichen des Eigenthumes unbedingt gelten fann?. 


Das Meeres» Eigenthum überhaupt. 


74. Bleibt man bei den natürlichen Verhältniffen der Men⸗ 
Shen unter einander und zu den Kräften der Ieblofen Schöpfung 
fteben, fo ift wohl nicht zu leugnen, daß ein einzelnes mächtiges 
Bolt oder mehrere in Gemeinfhaft im Stande fein würden, allen 
übrigen die Mitbenugung eines beftimmten Meeres, ja felbft des 
f. g. großen Weltmeeres zu verfchließen, ober Doch Diefelben bei der 
Mitbenugung von dem Willen des herrſchenden Theiles abhängig 
zu machen. Allein abgefehen von den endlofen Schwierigfeiten, wo» 
mit eine alleinige oder Oberherrfchaft zu kämpfen haben würde, Die 
zu befiegen wohl bisher noch fein einziges Volk der Erde bei ernftem 
Gegenftreben der Webrigen vermocht Hätte, müßte jene Herrfchaft 
gewiß allezeit als eine rechtlofe erfcheinen, da fie der Freiheit und Be⸗ 
ftimmung des Menjchengefchlechtes zumider läuft, mit welcher Milde 
fie auch Immer ausgeübt werden möchte. Das Geſetz des Meeres 
und feiner Benugung wäre nämlich ein allen übrigen Menfchen außer 
der herrſchenden Nation wider Willen aufgedrungenes, rüdfichtlich 
eines Clementes, welches den einzigen möglichen Verbindungsweg 
unter den dadurch ganz getrennten, bewohnten und bewohnbaren Erd- 
theilen darbietet, folglich auch nicht der freien Begegnung verfchloffen 
werden darf; welches ferner in feiner fich ftetS bewegenden Subftanz 
und in dem Inhalt derfelden an Fiſchen, Foffilten und dergl. einen 
reihen Naturfchat zu einer gleichartigen Benugung für alle Men- 
fchen enthält, woran faum für gewilfe Diftricte durch Zitanenarbeit 
eine ausfchließende Verfügung erlangt werden könnte. Da nun an 
und für fich Fein Menfch in der natürlichen Herrfchaft -eines an- 
deren ftehet, jo bald er fich zur fittlichen Selbftändigfeit des Willens 


) Wheaton, Intern. L. 1.c. $9. Edinburg Review XI, p. 17. 

2) Hautefeuille I, 212. 

3) Sehr gut darüber: Ortolan, Regl. internat. de la Mer. I, p. 116 ». 
Hautefeuille I, 190. Wildman I], 72. 
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erhoben Hat, fo wird auch Das Geſetz eines einzelnen Volles über 
eine gemeinfame Sache Aller Tein verbindliches Gefet für Die Uebrigen 
ohne deren freie Annahme fein, vielmehr zu jeder Zeit und mit allen 
Mitteln befämpft werden Dürfen. Zu allen Zeiten bat fich auch ein 
Widerfpruch Dagegen erhoben, und es giebt Daher nach dem pofitiven 
Europätfchen Völferrecht durchaus Feine gefetliche Oberherrfchaft über 
das Weltmeer oder deffen einzelne Theile, jo fern fie nur irgend ein- 
zelnen Völkern und Individuen zugänglich und nicht entgegenftebenbe 
Zugeftändniffe" ausdrücklich oder ftillfchweigend gemacht find, wozu 
im Befonderen bei einzelnen Wafjergebieten der gemeinfame Nuten 
führen kann, indem man die Schifffahrts- und Handels» Intereffen - 
unter den regulatorifchen Schu des nächftgelegenen Küftenftantes 
ftelft und ihm eine gewiffe Gefeßgebung und Polizeigewalt, oder auch 
noch größere Rechte, fo wie gewiffe Nutzungen, geftattet, dafür aber 
den Vortheil einer defto ungehinderteren Benugung der Gewäffer ge- 
nießt. Außerdem fließen gewiffe Staatenrechte über beftimmte Theile 
des Waſſergebietes ganz von felbft aus der Befugniß der Selbft- 
erbaltung (8 75. 76). 

Dagegen ift die privative Erwerbung eines auch noch fo Heinen 
Theile des großen gemeinfamen Meergebietes für einen Staat oder 
deffen Angehörige im Wege der Occupation al8 rechtlich unmöglich 
anzufeben. Selbft die Einpferchung eines beftimmten Meergebietes 
durch Schug- und Abwehr-Anftalten aller Art würde immer nur 
einen factifchen Zuftand begründen, der ohne deutliches Zugeftändniß 
anderer Nationen fein Eigenthum geben, vielmehr mit dem Verfalle 
jener Anftalten von felbft wieder aufhören würde. Sogar ein un⸗ 
vordenklicher Befikftand, wenn er nicht als ein freiwilliges Zuge- 
ſtändniß anderer Nationen deutlich zu erkennen ift, vermag feine aus- 
ichließlichen Befugniffe bet folchen res merae facultatis zu ertheilen?. 
Immer bleibt auch auf den gefchloffenen oder Souveränetätsgewäffern 
einzelner Staaten ein Anfpruch der anderen auf einen unfchädlichen 
Gebrauch zu erlaubten Verkehr ($ 33) vorbehalten. 


1) Für unverbindlich erflärt jeden Vertrag wiber bie Freiheit ber Deere 
Hautefeuille p. 222. 

2) Battel I, 23, $ 285. 286. Nicht ganz übereinſtimmend ſcheint Mr. Wheaton, 
Intern. L. U, 4, 8 10 a. €. in Betreff eines bier zuläffigen tacitus consensus, 
S. inveffen auch Hautefeuille I, 222 und Phillimore I, 189, 
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Das herkömmlich nach allgemeinem Einverftändnig Feſtſtehende 
wird im Folgenden vermerkt werben. 


Küftengewäfier!. 


75. Ein unmittelbares Intereffe und Recht haben. unbeftreitbar 
alfe Küftenftaaten, zur Sicherftellung ihres Landgebietes gegen uner- 
wartete Ueberfälle, fo wie zur Aufrechthaltung ihres Handels-, Steuer- 
und Verkehrſyſtemes nicht nur jede Annäherung von der Seefette ber 
zu beobachten, fondern auch Anftalten zu treffen’, daß Das Staats- 
gebiet von Niemand betreten werde, dem die Aufnahme Darin ver- 
weigert werden fann, fo wie daß die hierzu erforderlichen Bedinguns 
gen erfüllt werden. Jeder Staat darf daher au, wenn er nicht 
Durch entgegenftehende Verträge gebunden tft, eine eigene Küften- 
bewachung und Küftenpolizei einrichten und nach den befonderen Ver⸗ 
hältniffen der Küfte jo wie der Gewäſſer die erforderliche Ausdeh⸗ 
nung beftimmen, wobel Ranonenfchußweite” vom Uferrande aus‘ als 
allgemein zugeftandene Linie gelten Darf, Deren Ueberfchreitung Durch 
befondere Umftände gerechtfertigt werden muß’. Jeder Fremde, der 


1) Hautefeuille I, 234. 

3) Nam quod quisque propter defensionem sui fecerit, iure fecisse 
videtur. L.3. D.de J. et J. Bgl. Sattel I, 23, 8 288, 

5) Groot, Bynckershoek, Galiani und Klüber, fo wie die Reglemente und 
Geſetze vieler Staaten ftimmen darin überein. ©. die Nachweilungen bei Tellegen 
p. 46. Ortolan, Regl. intern, I, 176. Hautefeuille I, 239, auch Wildman I, 70, b. 
Bertrag zwilchen Franfreih und Rußland vom 11. Jan. 1787 Art. 28, zwiſchen 
England und Nordamerika von 1794 Art. 25. Ueber die Entftehung dieſer Lehre 
und Praris vgl. Tellegen p. 11. 35. Bon Italienifchen Rechtslehrern warb zuerft 
eine Entfernung von_100 (Stal.) Meilen angenommen. Tellegen p. 13. So aud 
von Don Abreu, Tratado sopra las prisas maritimas. Cadix 1746. Bei Bo- 
dinus, de republ. I, 9 ift von 60 Meilen die Rede, wenn bier fein Drudfehler 
zum Grunde liegt. Tellegen p. 15. Der Sat der Neueren ift: terrae dominium 
finitur, ubi finitur armorum vis, ober quousque mari e terra imperari 
potest. 

4, Tellegen p. 49. Nach Jacobſen, Seerecht S. 580 wäre Dabei auf Ebbe 
und Fluth zur Zeit der jebesmaligen Thatfache zu ſehen; ber Uferrand alſo ein 
immer wechjelnder. Ein Vertrag zwifchen England und Frankreich vom 2. Augufl 
1839 wegen der Canalfifcherei nimmt die Ebbezeit als Norm. 

5) Battel I, 23, $ 289 läßt bier geradezu Alles von den Umſtänden abhängig 
fein und nach Rayneval, Inst. du dr.d.g. II, 9, 8 10 wäre ber von der Küfte 
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In den Bereich diefer Seegrenze kommt, iſt demnächft verbunden, fich 
den vom Uferftant getroffenen Einrichtungen zu fügen, er mag durch 
Zufall oder abfichtlih dahin gelangt fein. Zu den unzweifelhaften 
Befugnifjen gehört Hierbei auf Seiten des Küftenftantes: 
das Recht, Über den Zwed der Annäherung Auskunft zu ver- 
langen und im Fall ihrer Verweigerung oder bei entftehendem 
Verdacht einer Unrichtigfeit fich unmittelbar Kenntniß von dem 
Zweck zu verfchaffen, auch einftweilige Maßregeln gegen Gefahren 
zu ergreifen; 
das Recht, Friedensſtörungen in dieſen Gewäſſern zu verhindern 
und dagegen factiſch zu interveniren; 
das Recht, die Benutzung der Küftengewäffer, 3. B. in Betreff der 
verfchiedenen Arten der Fifcherei zu reguliren, oder diefelbe allein 
auszuüben‘; 
das Recht des Embargo ($ 112) und die Aufftellung von Kreu⸗ 
zern gegen den Schleihhandel?; 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit”. 
Dagegen Tann ein bloßes Hereinlommen in Diefe Pollzeigrenze noch 


kein Beftenerungsrecht von Seiten des Küftenftaates begründen, fon- 


dern höchſtens eine Abgabenpflicht für Die Benukung von Anftalten 
zum Vortheil der Schifffahrt oder der Dafelbft geftatteten Fiſcherei. 


aus ſtrirbare Horizont bie weitefte Grenze für die Auffichtsanftalten. Als Regel 
muß indeß die Kanonenfchußweite gelten, wiewohl auch dieſe feine in fich ſelbſt 
umd allgemein beftimmte ift, daher von jedem Uferſtaat wenigftens proviſoriſch firirt 
werben darf. Das Gewöhnliche war fonft 2 Lieues. Jacobſen, Seer. 586. 590. 
So auch Palin. Jetzt rechnet man fie gewöhnlich auf 3 geographiiche Meilen 
(60 auf den Breitegrad) = 3 Heinen Seemeilen, fo viel wie 1 große Seemeile. 
So Engliih-Norbamerilanifcher Bertrag vom 20. Oct. 1818 Art. 1 und Englifch- 
Franzöfticher Vertrag vom 2. Aug. 1839 Art. 9.10. So auch ein Belgifches Geſetz 
dom 7. Zuni 1832 wegen der Zollauffiht. Vgl. Tellegen p. 50. Spanien nimmt 
6 Millas an, Riquelme I, 253. England und Norbamerila im Zollintereſſe 
4 Leagues. Phillimore I, 211 e. 

1) Letzteres verſteht fich nicht von ſelbſt. England hatte 3.3. Die Härings- 
fiiherei an feinen Küften freigelaffen. Battel L, 8 287, 

2) Mofer, Verf. VIL, 801 f. 

3) In den beiden erften Ausgaben dieſes Werkes warb Lettteres beftritten. 
Allein die Conſequenz der anderen Befugnifjfe führt dahin. Auch ift dieſes bie 
Anficht der Publiciften von Fach, jo wie der wirkliche Gebrauch. Vgl. Ortolan, 
Regl. intern. 1, 175. Tellegen p. 54. 


142 Erſtes Bud. 8 76. 


Fernere gefchloffene Meereögewäffer!. 


16. Aus der Souveränetät über das Küftenwaffer folgt ohne 
Weiteres auch die Souveränetät über Die Dadurch gededten oder aus- 
gefüllten Meereseinbrüche, Meerbufen, Buchten, Rheden und Häfen, 
fie feien Tünftliche oder natürliche. Auf alle Fälle können dergleichen 
Meerestheile von dem Küftenftaat als Zugang des Landes mit glei⸗ 
chem, ja felbft noch beiferem Recht als das Küftenwafjer überhaupt 
in ausfchließfihe Obhut genommen, durch Vertheidigungsanftalten 
gefichert und gegen nachtbeiligen Gebrauch abgefchloffen werden”. 
Dafür ftreitet auch eine unangefochtene Praxis, Noch weniger tft 
die Souveränetät des NKüftenftantes über Die vom Meere aus land- 
einwärts geleiteten Canäle beftritten‘. 

Bon der Ausdehnung des Küftenwaffers hängt ferner Die Aus- 
übung der Souveränetätsrechte über die Meerengen ab, durch welche 
ein Meerestheil mit einem anderen in Verbindung gefett tft’. Liegt 
eine folche völlig unter den Kanonen eines Landes, fo gehört fie 
auch zu dem Waffergebiet desfelben. Liegt fie unter den Kanonen 
verfchiedener Territorien, ohne freibleibende Fahrftraße, jo würde Die 
Mittellinie die Hoheltögrenze bilden. Die Rechte des oder der Ufer- 
ftaaten über die gefchloffene Meerenge find an und für fich Diefelben 
wie über die Küftenwaffer im Allgemeinen, wenn ihm feine größeren 
durch die Zugeftändniffe anderer Nationen gewährt und verfichert 
find, wie bis unlängft mit dem Sundzoll an die Krone Dänemark 
der Fall war®. 

1) Hautefeuille, Dr. des nations neutres. I, 241. 

2) Battel I, 8 290. 

3) Die Häfen rvechnete ſchon Das Römiſche Hecht zum Lande, L. 15. D. de 
publican. In Großbritannien betrachtet man bie Meereseinfchnitte zwiſchen zwei 
Borgebirgen als Eigentbumsgemwäfler unter dem Namen ber Kings (Queens) 
Chambers. Wheaton, Elem. I, 1, 4, 7. Phillimore I, 213. Ebenſo foheint man 
in Frankreich die Buchten, mit Ausfchluß größerer Golfe, zu behandeln. Haute- 
feuille I, 240. Und in dem Britiſch⸗Franzöſiſchen Tractat von 1839 über bie 
Canalfiſcherei u. |. w. ftehen die Baien mit Deffnung von höchftens 10 Meilen Breite 
noch Hinter dem Küftenwafler. Art. 9. 

4) Groot I, 3, 10. n. 1. 2. 

5) Vgl. Battel I, 292. Desgl. Nau, Völkerſeer. $ 92 fi. Phillimore I, 200. 

6) Derjelbe ift gegenwärtig durch die im 3. 1857 von den Seemächten mit 
Dänemark geſchloſſenen Verträge befeitigt. Vgl. die Anlagen. Die frühere Literatur 
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Fortſetzung. Gefchloffene und Eigenthumsmeere. 


76* Als Eigenthumsmeere eines oder mehrerer Staaten find 
nur Diejenigen anzufehen, welche, wie das Caspiſche Meer’, von Einem 
Zerritorium oder von mehreren ganz umfchloffen find, fo daß ein Zu- 
fammenbang mit dem Weltmeere durch eine natürliche Wafferftraße 
nit Statt findet. Solche Meerestheile hingegen, welche Durch eine 
fabrbare, wenn auch unter den Kanonen eines Landes liegende Meer- 
enge von dem großen Ocean getrennt find, können ohne Weiteres 
nicht als Eigentbumsmeere der fie umgebenden Staaten angefehen 
werden, fondern auch hier macht fich der Grundſatz der Freiheit des 
Meeres geltend, wiewohl mit Vorbehalt der Sonveränetätsrechte der 
Uferſtaaten. Diefem Grundfag iſt in neuefter Zeit vorherrſchend 
Rechnung getragen. Im Befonderen ift damit das Schwarze Meer, 
welches in älterer Zeit als ein Türkiſches angefehen ward, dann ein 
gemeinfames für Rußland war, der friedlichen Schifffahrt der Euro- 
pölfchen Nationen geöffnet worden?. 

Als eine auf Obfervanz und vereinzelten Zugeftändniffen oder 
Bereinbarungen beruhende Ausdehnung der Rechte über die Küften- 
gewäſſer iſt es fchließlich anzufehen, wenn hier und da eine Nation 
fih im ausfchlieglichen Beſitz gewiffer größerer Meerestheile für ihre 
eigenthümlichen Bebürfniffe zu behaupten vermocht hat, wie 3. B. der 
Bothniſche Meerbufen früher als Schwedifches Eigenthumsmeer ge- 
golten” hat und noch jetzt als ein gemeinfames zwifchen Schweden 
und Rußland erfcheint*‘; wie dann ferner Dänemark 15 Meilen weit 


über diefen Zoll ift daher für jest von feinem Intereſſe. S. indeß Lemonius, 
Berhältniffe des Sundzolles. Stettin 1841. H. Scherer, der Sundzoll. Berlin 
1845. 

1) Nach einem Vertrage mit Perfien bat Rußland das alleinige Recht, dasſelbe 
mit Kriegsichiffen zu befahren. 

3) ©. jetzt Art. 11 des Parifer Vertrages vom 13. März 1856 nebft Anneren 
(f. Anlagen). Ueber vie früheren Verhältniſſe vgl. Hoorn, diss. de navigatione 
et mercatura in mari nigro. Amstelod. 1834. Desgl. die Convention der Groß- 
mächte mit der Pforte vom 30. Juli 1841. 

s) Günther II, 53. Nau 8 9. 

4) Seit Abtretung Finnlands an Rußland, durch den Friedrihshammer Frieden 
vom 5/17. Febr. 1809 und den Grenzvertrag vom 8. Novbr. 1810. Martens, 
N. R. I, 19. IV, 33. | 
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um Island herum und an der Grönländifchen Küfte die Fifcheret 
ausfchließlich für ſich und feine Unterthanen fefthält'. 


Nationale Flußgebiete. 


77. Blüffe, welche fich in das Meer ergießen, gehören bis 
zu ihrer Ausmündung, d. h. wo fie die äußerſte Tinte zwifchen den 
legten Uferpunften verlafien?, zum Gebiete des oder derjenigen Staa⸗ 
ten, welche fie durchftrömen, und zwar, wenn fie Die Grenze zweier 
Länder bilden, in dem bereits oben 8 66 angegebenen Verhältniſſe; 
außerdem zu dem Gebiete jedes Einzelftantes, welchen und fo weit 
fie ihn durchſtrömen. Ste find Zubehör des Landes, da fie Diefem 
unmittelbar entquellen und der elementarifchen Selbitändigfeit des 
Weltmeeres ermangeln, follte auch gegen den Ausflug bin Meeres- 
waffer fich beimifchen und die Mündung eine größere Ausdehnung 
gleich einem Binnenmeere haben”. Jeder Staat kann alfo von feinem 
Stromgebiete bis zur Grenzfchelde mit anderen Stantögebieten — 
welche unverändert bleiben muß ($ 29 IT. IV.) — alle Vortheile fich 
und den Seinigen allein zueignen und davon andere Nationen aus- 
Schließen. Nur wenn ein Fluß eine unentbehrliche Verkehrftraße für 
die Subfiftenz einer anderen Nation wäre ($ 30 IIL), dürfte fie der- 
felben nicht ganz verfchloffen werden und bei fehiffbaren Strömen 
fann wenigſtens nicht jeder unfchädliche Mitgebrauch im DVerfehre mit 
anderen befreundeten Perſonen verfagt werden (8 33). In der That 
hat dieſe Rüdficht und die größere Annäherung der Nationen des 
Europäiſchen Staatentreifes zu großartigen Conceffionen geführt‘. 

I) Allerdings nicht ohne Streit. Phillimore I, 204 s. Weber die Streitigfeiten 
der Rorbamerilanifchen Union und Großbritanniens mit Rußland wegen der nord⸗ 
weftlihen Meeres» und Küftengewäfler vgl. Wheaton, Intern. L. I, 2, 4,85. 

2) Jacobjon, Seerecht 583. 

8) Dies gilt 3.3. von dem alten, friichen und curifchen Haff unter Preu- 
ßiſcher Hoheit; auch wohl von der Jahde und dem Jahdebuſen. Ob und wie weit 
bon ber Zuyderſee, von dem Texel u. |. w. muß bier dahin geftellt bleiben. Weber 


ben Streit, ob der St. Lawrence eine Meerenge oder ein Fluß fei, ſ. Phillimore 
LI, 182. II, p. 4. 

% S. Barifer Friede von 1814 Art. 5. Schlußacte des Wiener Eongr. 
Art. 108— 117 u. 118. Die Gefchichte der Verhandlungen |. in Klüber, Acten 
des Wiener Congr. Bd. III. Wilhelm v. Homboldt's großes Verdienſt. Bol. 
Wheaton, Histoire des progr&ös p. 388 s. (UI, 184). Cremer van den Bergh, 
Historia novar. legum de fluminum communium navigatione. Lugd. Bat.1835. 
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Durch Verträge, welchen faſt alle Europäiſchen Mächte beigetreten 
find‘, hat man fich verſtändigt: 
daß die Schifffahrt auf Strömen, weldhe das Gebiet mehrerer 
Staaten durchfließen, mit allen Nebenftrömen vom Anfangs» 
punfte ihrer Schiffbarfeit bis zu ihrer Ausmündung in Das 
Meer? durchaus frei und in Beziehung auf den Handel (fo 
weit Diefer felbft nämlich frei ift) Niemand unterfagt fein foll’; 
daß zwar jebem Uferftaate feine Hoheitsgewalt über das Flußgebiet 
innerhalb feiner Grenzen verbleibt, die Schifffahrt felbft aber 
jo wenig als möglich in ihrer Freiheit gehemmt werden foll; 
daher insbeſondere Teine Stapelpläte und geziwungener Umfchlag 
ferner eingerichtet und nur da beibehalten werben Dürfen, wo 
fie fih für den Schifffahrtsverkehr oder Handel felbft als nüß- 
lih ergeben; 
daß die Schifffahrtsabgaben unabhängig von dem Werthe und 
der Befchaffenheit der Waaren beftimmt werben follen, jedoch 
niemals über den Betrag vom Juni 1815; 
daß eine und dieſelbe Schifffahrtspofizei für Die ganze gemeinfame 
Schifffahrtsftrede durch gemeinfames Einverftändnig hergeftelft 
werden foll; jeder Uferftaat aber für Die Unterhaltung der Lein- 
pfabe, Treppelwege und Die nothwendige Vertiefung des Strom- 
bettes zu forgen bat. " 
Diefe Grundfäge find bei mehreren Europäifchen Hauptflüffen 
demnächft durch befondere Conventionen in mehr oder weniger ftricte 
Anwendung gebracht worden‘. 


1) Namentlich die Deutſchen Bundesgenofien durch Beſchluß vom 3. Auguft 
20, 


2) Weber die Bedeutung ber Phrafe jusqu’& la mer und bie darüber ent- 
fandenen Streitigkeiten |. Klüber, dffentl. Recht des t. Bundes. $ 571, not.d. 
Wheaton, Histoire II, 189. Darliber enblih Vertrag vom 31. März 1831. 
Martens, N. Rec. IX, 252. Phillimore I, 109. 177. 

3) Diefer Artikel ift in feiner vollen Wortbedeutung ſchwer in Ausführung 
zu bringen, ohne Beengung und Gefährbung ber Territorialherren. Auch ift er in 
den zunächft liegenden Eonventionen zu feiner vollen Aufnahme gelangt. ©. Darüber 
C. F. Wurm, fünf Briefe über die Freiheit der Flußſchifffahrt. Leipz. 1858. 

4) Ein Berzeihnif der Conventionen über die Flußichifffahrt auf gemeinfamen 
oder gewilfen anderen Strömen f. bei Wurm a. O. S. 39 und darnach unten in 
den Anlagen. 

10 
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78. Die Schiffe, welche die Nationen aus ihren Gewäfjern in 
das freie Meer entfenden, find gewiffermaßen ihre wandelnden Ge- 
bietstheile‘, welche felbft in fremden Gewäfjern ihre Nationalität nicht - 
verlieren, fo lange das Eigenthum des Schiffes feinem Fremden über- 
tragen iſt. Die darauf befindlihe Mannſchaft bildet für fich eine 
nationale Genoffenfchaft unter dem Schuße des Staates, von welchem 
fie ausgeht, gleichtwie fie feinen Gefegen auch außerhalb Des eigenen 
Waſſergebietes unterworfen bleibt. Iedes von einem Unterthanen auf 
dem Schiffe geborene Kind ift Daher auch Untertban des fchiffsherr- 
lichen Staates”. Natürlich aber ift Die nähere Beftimmung der Natio- 
nalität eines Schiffes und ihrer Merkmale Sache jedes Landes, fo weit 
dadurch feinem anderen ein Präjubiz für feinen Nechtsftand erwächfet”. 
Sichere Grundlage ift das wahre Domich! des rechten Eigenthümers. 

Die befonderen Rechte, welcher jeder Staatsgewalt in Betreff 
der Schifffahrt zuftehen, find: 

I. die Benugung der freien Wafferftragen für Die National- 
Schifffahrt und den Handel‘; 

I. das Recht der Gefetgebung und Gerichtsbarkeit über das 
Verhalten feiner Staatsgenoffen, fowohl in Eigen» Waffern, wie auf 
freien Gewäfjern‘; 


1) La continuation ou la prorogation du territoire, wie bie Sranzöftichen 
Juriſten e8 ausprüden. Die Folgerungen und Grenzen diefer Anfiht kamen vor- 
zügfich in der Angelegenheit des Carlo Alberto zur Sprade. Vgl. den folgenden 
8 79 V. Britifche Publiciften befämpften fonft die Anficht als eine willkürliche 
Fiction, im Intereffe der Britiichen Neutralitätspraris; jedoch bat dieſelbe nichts 
deſto weniger feften Fuß gefaßt. 

2) Battel I, 19, 216. Günther II, 258. Nach Britiihem Stantsrecht gelten 
nur die auf Britiichen Meeren Geborenen als fofort Eingeborene. Mofer, Berf. VI, 8. 

8, Eine Ueberficht folcher Beftimmungen ſ. bei Ortolan I, 193 ff., v. Kalten⸗ 
born, Seerecht I, $ 44. 45 und wegen der Britifchen Praris auch noch Murhard, 
N.R.G. IV, 624. Wildman I, 83. Phillimore III, 606. 

*) Jouffroy, Droit maritime. p. 29 8. Specielle Schriften über die Freiheit 
der Schifffahrt ſ. bei v. Kamptz 8 190. 

5) ®gl. Wheaton, Intern. L. I, 2, $11. Entſcheidung des Ober-Tribunals 
zu Berlin in Soltbammer, Arch. II, 651. Selbft in fremden Gewäflern wird bie 
Gerichtsbarkeit des Heimathſtaates über feine dortigen Nationalſchiffe nicht jchlechter- 
dings ausgeichloffen, jondern höchſtens nur juspenbirt. 
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III. das Recht, zum Schuge der Nattonalfchifffahrt Anftalten 
und Maßregeln zu treffen, insbefondere auch in fremden Hafen- und 
Handelsplägen Confuln mit Genehmigung der dortigen Stantsgewalt 
zu unterhalten‘; 

IV. das Recht, den Nationalfchiffen eine eigene Flagge vorzu⸗ 


| fhreiben, Diefelbe zu fchügen und in Friebenszeiten deren Gebrauch 


auch den Schiffen anderer Nationen zu geftatten, wodurch Diefe Des 
nämlichen Schuges und derfelben Freiheiten theilhaftig werben. Je⸗ 
doch können dadurch Teine Vortheile Übertragen werden, welche ber» 
kömmlich oder vertragsmäßig nur den Nationalfchiffen zugeftanden 
find, und überhaupt darf die Geftattung der Flagge nie zum Präjubiz 
eines Dritten gereichen. 

Jeder unerlaubte Gebrauch einer fremden Flagge ift ahndungs⸗ 
werth, fowohl in Anfehung des Staates, deſſen Flagge gemißbraucht 
ift, wie der Drittbetheiligten?. Jedoch kann nach der jegigen Obſer⸗ 
vanz Das Aufiteden einer fremden Flagge für fich allein noch nicht 
als eine Webertretung gelten?. 

79. In Hinfiht auf das Verhältnig der Einzelftaaten zu frem- 
den Schiffen, Deren Bemannung und Zwecke, neigt fich das heutige 
Völkerrecht, wiewohl noch mit einigen Schwankungen, im Allgemeinen 
zu folgenden Grundfägen, außer den die Flußſchifffahrt (S 77) be- 
treffenden: 

I. &8 Hängt von jeder Nation ab, Die Bedingungen zu beftim- 
men, unter welchen fie auswärtigen Nationen einen Schifffahrts- 
verkehr mit ihrem Lande und In ihren eigenen Gewäſſern geftatten 
wolle‘. Nur darf der Verkehr befreundeter Nationen durch die Laft 


1) Derſ. $ 12. Das Fernere Über die Confular- Inftitutionen fiehe unten 
Bud) IH, S 223. 

2) Moſer, Verſ. V, 303. Enschede, Diss. de tutelis et insignib. navium. 
Lugd. Bat. 1770. \ 

8) Vgl., was Hautefeuille, Nat. neutr. III, 433 über die Mißbräuche, bie 
bierin eingetreten find, bemerkt. 

*, Jouffroy 1. c. p. 41. Je mächtiger eine Nation zur See, befto feinbjeliger 
nnd zurichaltender oft gegen Andere, Ueber das vormalige Navigationsſyſtem 
Großbritanniens vgl. Alexandre de Miltitz, Manuel des Consula. I, p.182, 331 s., 
wozu aber noch das Statut 3u. 4. Will. 4, c. 54 u. 56 zu ſetzen if. Siehe auch 
v. Rotte und Welfer, Stante-Lericon unter Navigationsacte, und Ortolan a. O. 
Seit 1850 bat fi) Bieles darin geändert. 

10* 
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der Bedingungen nicht unmöglich gemacht werden, niemals auch 
einem in Seegefahr befindlichen Schiffe und deſſen Mannfchaft Die 
Rettung nach dem Lande und die Benugung der dortigen Hilfs- 
anftalten verſagt werden! ($ 32). 

II. Keine Nation, fein Individuum Derfelben hat das Necht, 
fih ein von der Mannfchaft verlaffenes Schiff einer fremden Nation 
anzueignen, fofern nicht eine Eigenthumsdereliction dem Eigen- 
thümer gegenüber erweislich oder derſelbe durch Klageverjährung 
ausgefchloffen tft”. Im Falle der Wiedererlangung ift er dem Retter 
einen Findungs⸗- und Rettungslohn ſchuldig?. 

II. Es ftreitet gegen die Sitte chriftlicher Nationen, fih an 
Perfonen und Gütern der Schiffbrüchigen zu vergreifen. Das f. g. 
Strandredt ift ein Schandreddt. Nur ein Anfpruch für Rettung 
und Bergung ift begründet‘, ein Eigentbum an den geftranbeten 
Sachen erft durch Ablauf der Verjährung zu gewinnen. ‘Dennoch 
wird hierin den Küftenbewohnern noch manche Immoralität nach⸗ 


gejagt”. Ä 


12) Jouffroy p. 47. 

2) So richtig Mittermaier, d. Privater, $ 162 a. E. Jouffroy 1. c. p. 55. 
Ein Erkenntniß von 1747 wird angeführt in v. Kamptz, Jahrb. LXVI 27. O6 
Stovin, Analyse on the Law on abandonment of ships. Lond. 1801. hierher 
gehört, kann in Ermangelung der Schrift felbft nicht angegeben werben. Vgl. 
übrigens v. Kaltenborn, Seerecht IL, 8 144 f. 

3) Die Seegefeße und Seegebräuche find hierüber noch nicht im Einklang. 
Die Britifhen Seerichter nehmen ein Derelict an, wenn das Schiff ohne Hoffnung 
einer Rückkehr ganz verlaffen if. Sacobjen, Seereht S. 774. Manche Landes⸗ 
gefege nehmen bier größere Rüdficht auf den Eigenthümer. Biele laſſen bie Frage 
unentjchieden und unterwerfen fie nur den allgemeinen Grunbfäßen von Aufgebung 
(abandon) des Eigenthumes. 

4) Das Römische Recht ſchützte bereits die Schiffbrlichigen und ficherte ihnen 
ſchleunige Juſtiz tit. C. de naufrag. Ebenſo das Weftgothifche Gefetsbuch und 
Theodorich d. Gr. Im Mittelalter galt e8 aber troß allen päpftlichen, kaiſerlichen, 
Eöniglihen und vielen anderen Verboten noch als ein wirkliches Recht. Pütter, 
Beitr. 118—128, Setzt giebt e8 kein Europäifches Land mehr, wo es durch das 
Geſetz unterftüßt würde ©. ſchon Jouffroy p. 51. Klüber, Dr. d. g. 8 77. 
de Miltitz, Man. I, p. 144 8. Nur binfichtlich des Bergelohnes und Verfahrens 
bifferiren die Gejee und Gebräude. S. vorzüglich Jacobſen, Seereht S. 745 ff. 
M. Pöhls, Seerecht TH. III, S. 968 f. v. Kaltenborn, Seereht IL 8 145 f. 

5) So noch von einer Britiihen Parlaments» Commiffion von 1843. Auch 
aus Frankreich hat man noch Aehnliches vernommen. 
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IV. Iedes in das Waſſergebiet eines fremden Staates zugelaffene 
Schiff darf fih auch der Anftalten und Mittel bedienen, welche zur 
Sicherheit der Schifffahrt und zur Verbindung mit dem Lande für 
einen erlaubten Verkehr beftimmt find‘, 

V. Jedes fremde Schiff, welches in Häfen oder andere eigen- 
thümliche Gewäffer eines Staates fommt, wird der dortigen Schiff- 
fahrtspoltzet, den Schiffsabgaben und der Gerichtsbarkeit des Landes 
unterworfen’. Cine Ausnahme machen allein in beiderlei letzter 


Hinſicht 

die Schiffe, worauf ſich fremde Souveräne oder deren Vertreter 
befinden, wenn fie zu deren Beförderung ausſchließlich be- 
ftimmt find; u 

die Kriegsfchiffe fremder Nationen”, fofern man ihnen überhaupt 
eine Annäherung geftatten will, was aber auch in Friedens- 
zeiten nur mit Vorficht zu gefchehen pflegt‘; 

die Schiffe, welche nur vworüberfahren® oder deren Führer wider 
Willen genöthigt werden, in einem Xerritorium anzulanden, fo 
otel nämlich Die Schiffe felbft betrifft‘. 


) Jouffroy p. 47. Wheaton, Intern. L.1,4.$ 13.818. Groot II, 2, 15, 
Bufendorf II, 3, 8. Beſonders gehört eine unjhäbliche vorübergehende Benutzung 
ber Ufer zu den Naturalien ver Schifffahrt. Phillimore I, 169. 

2), Beftritten warb dies in ber Gazette des tribunaux vom 28. Janv. 1843 
und zwar ausbrüdlic in Betreff der Kauffahrteiichiffe. Die bisherige publiciftifche 
Ueberzeugung und Praris ift jedoch meift eine entgegengeſetzte geweſen. S. ins⸗ 
befondere Wheaton, Histoire I, 2, $ 10. Jouffroy p. 28. gl. Ortolan, Regles 
internat. I, 274. Riquelme I, 245. Der Franzöfiiche Staatsrath felbft hat am 
22. November 1806 entichieden: que la protection accordee aux vaisseaux 
neutres ne saurait dessaisir la juridietion territoriale pour tout ce qui 
touche aux interöts de l’Etat. Weiter ausgeführt warb Dies in einem trefflichen 
Requifitoire Dupins in der Sache des Carlo Alberto. S. dieſes und die Erfennt- 
niffe der Franzöfiichen Gerichtshöfe in Sirey, Rec. gen. des Lois et des Arr. 
82, 1. 577 ff. 33, 2. 238. gl. auch Phillimore I, 373. 

s) Ortolan, R. internat. I, 213. Ein älteres Zeugniß gewährt Casaregi, 
Discursus legales de commercio. Florent. 1719. (disc. 136.) Vgl. Wheaton, 
Histoire, II. periode, $ 16. p. 293. ed. 2. 

4) über, Völkerr. $ 136 nennt Note e. verſchiedene Berträge wegen be- 
ſchränkter Zulaffung von Kriegsſchiffen. Ausführlich handelt Davon Ortolan, R. 
internat. I, 156. ©. auch Riquelme I, 205. 

5) ©. fon 1.19. $2. D. de iudic. 

6) Was die Mannſchaft betrifft, jo kann vie Nationalehre gebieten, auch dieſe 
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Endlich geftattet man auch fremden Schiffen Die Ausübung Der 
Schiffsdisciplin, fofern fie nicht gegen alle Sitte und Recht de 
Landes ftreitet‘. 

80. Gegen fremde Schiffe auf offenem freien Baffer 
hat fein Staat irgend ein Recht in friedlichen Zeiten, außer dem 
Recht der Selbfthilfe wider einen unrechtmäßigen Angriff und wegen 
zugefügter rechtswidriger Befchädigungen; denn es befteht Dort Tein 
gemeinfames Gefeg und Feine Autorität zur Handhabung desſelben?. 
Indeſſen wird der hiermit verbundene Mebelftand Dadurch möglichft 
befeitigt, 

daß jede Nation ihren Angehörigen das Verhalten zur See felbft 
gegen Auswärtige gefeglich vorzeichnet und Die daraus ent⸗ 
ftehenden Rechte und Verbindlichkeiten anerkennt; 
daß man ebenermaßen auch Fremde wenigftens Den eigenen Staats- 
genofjen gegenüber nach gleichen Grundſätzen beurtheilt; 
daß Die meiften Staaten fogar unter Fremden, wenn fie darum 
angerufen werben, Necht ertheilen; 
daß endlich unter den Seerechten der verfchtebenen Länder ftets 
eine große Webereinftimmung von Altersher beftanden hat, 
fo Daß ein Recht der Selbfthilfe, außer dem alle unabwendbarer 
Noth oder einer vorherigen Rechtsverweigerung, auf offener See von 
den Staaten nicht mehr anerkannt wird, Diejenigen aber, welche fich 
jedem Gefege und Rechte entziehen, wie 3. B. die Piraten, von allen 
Nationen als vechtlofe (outlaws) behandelt werden”, 

Dagegen hat Tein Staat außerhalb feiner Eigenthumsgewäffer 

und Polizeigrenze gegen fremde Nationalfchiffe ein Recht, fie anzu⸗ 


unangefochten wieder fortzulaflen. So entſchieden die Franzöftfchen Gerichte in 
der Sache der Schiffbrüdigen von Calais. Diefelbe Frage warb zwar in ber 
Sache des Carlo Alberto berührt, jedoch aus anderen Rüdfichten befeitigt. Näher 
trat dem Obigen der Fall des Sardiniſchen Schiffes Tagliari, deſſen Capitän von 
den darauf befindlichen 27 aufftändigen Neapolitanern im Juni 1857 gezwungen 
fein follte, in Bonza zu landen. 

1) Vgl. Phillimore a. ©. 

2) Jeder Richter bringt das Gefets feines Landes in Anwendung. Entſch. 
des Oberappellationsgerichtes zu Kübel vom 30. Januar 1849. ©. die Auswahl 
handelsr. Streitfälle. Bremen 1851. ©. 37f. Senffert, Archiv der Entfch. ver 
oberften Gerichtshöfe. IV, ©. 60 f. 

3) Davon ſ. Abſchnitt III. dieſes Buches 8 104, 
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halten, zu durchſuchen und in Befchlag zu nehmen, wenn Diefes 
auch zu einem an fich erlaubten Zwecke gefchehen follte, wofern nicht 
ausdrücklich und beftimmt ein Derartiges Zugeftändniß von einer 
Nation der anderen gemacht if. Aufgetaucht ift Diefe Frage in Be⸗ 
ziehung auf Die Unterdrüdung des Sclavenhandels, und erwartet 
bier ihre fernere Löſung!. Erlaubt ift aber jedenfalls die Verfolgung 
eines fremden Schiffes in die offene See, wenn fich die Mannfchaft 
eined Verbrechens in den Eigenthumsgrenzen eines Staates ſchuldig 
gemacht Hat’; auch kann ein Staat, wenn ber Urheber eines DVer- 
brechens auf offener See nachher im fein Territorium gelangt, Die 
Strafgefege gegen ihn in Anwendung bringen, fofern er überhaupt 
Derbrechen, die im Auslande begangen find, ftrafen mag ($ 36). 

Ein freies und gleiches See- und Handelsrecht würde erft Dann 
fih entwideln, wenn die Nationen fich entjchließen könnten, von 
ihren Entſcheidungen in ftreitigen Yällen mit anderen Staaten eine 
Berufung auf das unparteiifche Urtheil eines dritten Staates nach 
dem Borbild der Alten zuzulaffen. 


Zufat. Bis jetzt iſt das See- und Handelsrecht ver civilifirten 
Völker nur ein einfeitige® particulares Recht mit Ausnahme weniger all» 


gemein zugeftandener Punkte, deren Zufammenftellung in dem Obigen ver» 


fucht worden iſt. Es gehört daher auch eine umfaſſendere Vorlage keines⸗ 
weges ſchon in das Syſtem des internationalen Rechtes, fondern in das 
Staatd- und Privatrecht der einzelnen felbftändigen Länder. Als gemein- 
fame Hiftorifche Grundlage diefer Rechtsentwidelung haben aus dem Mittel- 
alter her verſchiedene Localgeſetze gevient, die fich zu einer anerkannten 
Auctorität erhoben; insbeſondere 


1) Die Vertheidigung des an fich unbeftreitbaren obigen Sates f. in Whea- 
ton, Enquiry into the validity of the British claim to a right of visitation 
and search of American vessels. Lond. 1842. Sein Unterſchied zwijchen droit 
de visite und droit de perquisition (right of search) Tann bier zur Löſung 
führen. Einen Finger bier geben, heißt Die Hand in eine Kette ſchmieden. Aber 
freilich follte die Humanität endlich zu allfeitigen Conceſſionen gegen verbächtige 
Schiffe unter ftrenger Berantwortlichkeit für Mißbrauch berjelben in Anfehung des 
Selavenhandels führen. Der nenefte Britiſch⸗Franzöſiſche Vertrag von 1845 Art. 8 
ertheilt darüber zweckmäßige Inftructionen gegen die prima facie wegen ihrer 
Rationalität verbächtigen Schiffe. S. übrigens auch Hautefeuille, Nat. neutr. 
II, 471. 477. 

2) Norbamerifanifche Praris. Wheaton, Enquiry p. 148. 


® 
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die Affifen des bourgeois für das Königreich Jeruſalem, 
das Seerecht von Dleron, 
die Jugemens von Damme und Gefete von Weitlapelle, 
die Coutümes von Amſterdam, 
das Seeredht von Wisby (jet mit dem Stadtrecht herausgegeben 
von C. J. Schlyter, Corp. J. Wisbyensi, notici et marit. Lond. 
1853.), Ä 
der Confolato del Mare, 
der Guidon de In Mer, 
das hanſeatiſche Seeredt, 
endlich das Seerecht von Amalfi (fir Neapel ꝛc. S. Carlo Troya, 
Capitula et ordinationes maritimae civitatis Amalphitae. Wien 1844. 
Bol. Holtius, Abth. civiliſt Inhaltes von Sutro. 1852.) nebſt anderen, 
weniger beveutenderen, welche ſämmtlich mit ven vorigen und unter ein- 
ander in einer gewiſſen Verwandtſchaft ftanden. 

Zur näheren Kenntniß dieſer und der neueren Seerechte dient vor⸗ 
züglich das trefflihe Werk von Pardessus, Collection des lois maritimes 
antörieures au XVII siöcle. Par. 1828. ff. 5 Bve. 4. Ferner zum Hand⸗ 
gebrauch für Die neueften See- und Handelsgeſetze im internationalen Ber: 
fehr: Alex. de Miltitz, Manuel des Consuls. t. I. U. 

In eben diefen Werken, ferner in v. Kampg, Lit. $ 160—171. 
252—255 finden fih auch vie hauptfählichften Schriften über das See— 
und Handeldrecht der einzelnen Nationen; eine zwedmäßige Auswahl und 
Ergänzung der Literatur |. in Mittermaier, Grundf. des Deutſchen Privat⸗ 
rechtes. 8 26 und 8 44 a. E. Dazu nunmehr v. Kaltenborn, Seerecht. 
Berl. 1851. 2 Bde. Nizze, d. allgem. Seerecht der civil. Nationen. Roft. 
1857. 1859. 2 Bde. 

ALS periodische Schriften wären endlich anzuführen: Henrichs, Ar- 
chives du commerce. II. &d. Paris 1833. 1839. 21 Bde. und Nouvelles 
archives du commerce p. Ternante et Colombel. Paris feit 1838. 
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Dritter Abfchnitt. 
Das Necht der Verbindlichkeiten. 


Erfie Abtheilung. 
Die internationalen Verträge". 


Bölkerrechtlihe Verbindlichkeit der Verträge überhaupt. 


81. Zu allen Zeiten find Verträge fowohl unter rohen wie 
unter gebildeten Völkern auch ohne gemeinfames Geſetz als rechtliche 
Bindemittel benugt worden, und Dennoch bat man ihnen nicht 
Immer allein vertraut; vielmehr hat man in älterer Zeit Die Macht 
der Religion und die Furcht vor dem Weberfinnlichen zu Hilfe ge⸗ 
nommen, um ihnen größere Haltbarkeit zu verleihen; feitbem aber 
auch jenes Mittel fich oft als unzureichend für Diefen Zweck ergeben 
bat, ift wohl der nadte Glaube an eine Selbftgiltigfeit der Verträge 
übrig geblieben und Durch Das Chriftenthum, wie durch das pofitive 
Recht, endlich auch Durch die Philoſophie gefräftigt worden; aber 
nicht felten bat ihm die Praxis Hohn gefprochen und noch immer 
bat man fich nicht Darüber verftändigt, ob, warum und wie weit 
ein Vertrag „Etwas fei”, d. t. durch fich felbft verpflichte?. 

Schwerlich wird man Darüber eine andere Anficht vertheidigen 
Innen, als die, daß ein Vertrag (duorum vel plurium in idem 
consensus) an fih nur durch die Einheit des Willens ein Necht 
jege, folglich auch nur fo lange diefe Einheit dauert; und daß im 
Falle der Willensänderung eines Theiles der Andere nur berechtigt 
ift, die Wiederberftellung des vorigen Zuftandes zu fordern mit Ein- 
ſchluß des Schadens, den er durch redliches Eingehen in den Willen 
des Mitcontrahenten in feinen bisherigen Rechten erduldet hat. Nur 
der allgemeine Wille, geftügt auf gleiches Intereſſe und gleiche fittliche 


ı) Die beſondere Fiteratur dieſes Gegenftanbes |. in v. Ompteda 8 269 f. 
v. Kamptz 8 239 ff. Unter ven Syuftemen find beſonders beachtenswerth: Moſer, 
Verſ. VIII. de Neumann in Wolffsf., de pact. et contractib. Princip. 1752. 
Sattel IL, ec. 12. Phillimore II, 79 s. 

2) Man jehe die verſchiedenen Erklärungen in Warnkönig, Rechtsphiloſophie 
$ 176. 
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GSefinnung, Tann außerdem noch dem Bertrage Einzelner eine Ver⸗ 
pflihtung zur directen dauernden Erfüllung Ddesjenigen hinzufügen, 
was verfprochen worden tft. Dazu befitt indeſſen blos der Staat 
tn fich felbft für Die Individuen Die Mittel; für das internationale 
Necht fehlt e8 an einer ſolchen Zwingmacht; der Vertrag hat dem⸗ 
nach bier nur die angegebene natürliche Kraft und Bedeutung; eine 
befondere Stüße findet er blos im gegenfeitigen Intereffe, Durch feine 
Bermittelung fortdauernd im Verkehre mit anderen Staaten zu bleiben 
und neue Rechte zu erwerben; eine noch größere Garantie erhält er 
in einem Staatenfufleme, wie Das Europätfche ift, welches an fich 
auf Gegenfeitigfeit und Willensübereinftimmung berubet, dem man 
folglich nur angehören kann, wenn man diejenigen Grundfäte von 
der verpflichtenden Kraft der Verträge anerkennt, welche den In⸗ 
tereffen Aller entfprechen, ohne welche überhaupt fein Vertrauen und 
Verkehr denkbar tft. Allerdings find Daher Die Völferverträge Etwas, 
wenn ihnen auch die Sanctionen des Privatrechtes abgehen. Pacta 
sunt servanda bleibt dennoch ein oberfter Grundfat des Völker⸗ 
rechtes’; nur die Gegenftände geben dem internationalen Vertrags⸗ 
rechte eine gewiſſe Befonderhett, auch beſteht in ihm eine größere Un- 
gebundenbeit der Erfüllung, wie nun näher Darzuftellen tft. 


Bereich des internationalen Bertragsrechtes. 


82. Die alte Welt erkannte nicht nur in den wechfelfeitigen 
Beziehungen der einzelnen Staaten Religion und Verträge als bin- 
dend an, fondern fie nahm auch für alle Menfchen, mit denen ein 
Verkehr Statt fand, ein ungefchriebenes PVertragsreht an, ohne 
welches ein Verkehr überhaupt nicht Statt finden konnte; jedenfalls 
unterwarf fich hierin felbft Rom einem ius gentium. Die Grundſätze 
dieſes Völferrechtes, als eines allgemeinen Verlehrsrechtes, find zum 
größeften Theile ihrer natürlichen Durchfichtigfeit und Zweckmäßigkeit 
wegen durch das Mittelalter in Die heutige Welt übergegangen; freilich 
aber erjcheinen fie feit der fouveränen territorialen Abfchließung der 


1) Die älteren Publiciften bedienen fich auch des Gemeinplates: Das Wort 
eines Fürften babe bie Geltung eines Eidſchwures. So z. B. v. Neumann |. c. 
883. Es iſt nicht nöthig, Hierzu feine Zuflucht zu nehmen, da vor dem fittlichen 
Recht ein Unterſchied zwifchen hoben und nieberen Perjonen nicht zu machen ifl. 
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Staaten lediglich noch als vecipirte Beftandtheile des inneren Ter⸗ 
ritortafrechtes der Einzelftaaten. 

Dem heutigen Völfer- oder internationalen Recht find alfo nur 
diejenigen Verträge verblieben, welche weder in fubjectiver noch ob- 
jectiver Hinficht nach dem inneren Staats- oder Civilrecht eines ober 
des anderen Landes zu normiren und zu beurtheilen find, mithin im 
Wefentlichen Die Verträge fouveräner — feiner höheren Gewalt unter» 
worfenen — BPerfönlichkeiten in Beziehung auf Diefelben und ver» 

möge Derfelben. Es gehören dahin alfo 
| I. die Verträge fouveräner Machthaber unter einander über 
ihre gegenfettigen Beziehungen won Staat zu Staat, oder Die eigent- 
fichen Staatöverträge; 

II. Verträge fouveräner Fürften umter einander in Bezug auf 
diefe ihre perſönliche Stellung und fürftlichen Rechte, z. B. wegen 
gegenfeitiger Unterftügung und Garantirung ihrer Rechte‘; oder auch 
wegen ihrer etwaigen Beſitzungen außerhalb jedes territorialen Staats» 
verbandes. 

Veberdies wird mwentgftens eine einfeltige — relative — Anwen 
dung der völferrechtlichen Vertragsgrundfäge bei demjenigen Souverän 
Statt zu finden haben, welcher mit einem fremden Unterthan über 
einen Gegenftand contrabirt, hinfichtlich deſſen Exfterer feinem Staats⸗ 
gefeß oder Gerichtsitand feines Landes verfafjungsmäßig unterworfen 
it, während der fremde Unterthan wegen feiner Verbindlichkeiten 
nach dem ihn verpflichtenden Landesrecht zu beurtbeilen tft; ein Fall, 
der 3.2. bei Contrahirung einer Staatsanleihe vorfommen Tann”. 

Umfaßt ein Vertrag unter Souveränen zugleich ftaatliche und 
privatrechtliche Intereffen, wie 3. B. eine Eheberedung und eine poli- 
tifche Alliance, oder Ceffion, fo wird auf jeden Theil des Vertrages 


1) Bol. Battel II, 12, $ 195. 196. Auch die Eontrahirung eines perjönlichen 
Darlehns Tann bierunter fallen. 

2) Aeltere Publiciften haben zwar bie Souveräne von ber Anwendbarkeit ber 
territorialen Civilrechte iiberhaupt erimiren und bei ihnen immer nur das natlir- 
liche oder Völkerrecht anwenden wollen (vgl, die bei 3. 3. Mofer, Staatsr. XXIV, 
194 angeführten), namentlich noch Hellfelb in ver diss. de fontib. juris quo 
illustres utuntur, $ 37 (vor t. I. Jurispr. heroic.); allein die neuere Rechts⸗ 
entwidelung ift eine andere, wie bereit8 $ 56 bemerkt if. Im Allgemeinen ver- 
mißt man jedoch in den meiften Syftemen fchärfere Beftimmungen über biefen 
Gegenftand. S. inzwiichen Battel II, 12, 214. Riquelme I, 176, 
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das denfelben normirende Recht anzuwenden fein, fofern nicht Kraft 
der fouveränen Gewalt des oder der Contrahenten auch über einen 
Gegenftand des Privatrechtes giltig zu verfügen ift ($ 84). 


Wefentlide Bedingungen internationaler Verträge. 


I. Eine zuläſſige causa. 


83. Das erfte weſentliche Erforberniß eines völlerrechtlichen 
Vertrages iſt eine zuläffige causa. Wir verftehen bierunter Die Mög⸗ 
Yichfeit einer übernommenen Verbindlichkeit an fi‘. Nur das phy⸗ 
ſiſch und ſittlich Mögliche kann Gegenftand eines Vertrages fein”. 
Unmöglich ift 3. B. jede Verbindlichkeit, Die der fittlichen Weltordnung 
widerfpricht, namentlich auch der Beſtimmung der Einzelftaaten zur 
Entwidelung der menfchlichen Freiheit, fo Daß alfo Einführung oder 
Aufrechthaltung von Sclaverei niemals giltig verfprochen werden 
kann, fo wentg als eine Verfchließung des Verkehres der Nationen 
für ihre gegenfeitigen fittlichen oder phyſiſchen Bebürfniffe. Niemals 
kann auch ein Treubruch wider noch beftehende Verbindfichketten gegen 
Dritte zur Pflicht gemacht werden, wiewohl derjenige Theil, welcher 
eine folche Pflicht gegen einen anderen von dem Widerfpruch nicht 
Unterrichteten übernimmt, für das Intereffe des nicht in Ausführung 
zu feenden Vertrages haftet. Niemals kann ferner eine Handlung 
oder Unterlafjung wider unbeftreitbare echte eines Dritten, ober 
dasjenige, was man bereits einem Dritten ausjchließlich bewilligt 
bat’, Gegenftand einer Vertragsverbindlichkeit fein, fo wenig als eine 
Handlung oder das Recht eines Dritten, worüber man feine Bot- 
mäßigfeit oder Verfügungsgewalt hat‘. Jedoch darf man fich zu 


1) ©. wegen ber verichiedenen Bedeutungen bes Wortes causa bei Verträgen 
v. Neumann 1.c. 8 217 8. Cocceji zu H. Groot IL, 610, 

3) 9, Neumann 8 177 8. Pufenborf II, 7, 2, Der Letztere ($ 9 ebenbaf.) 
und Schmal im Volkerr. S. 64 will bier nicht einmal eine Rückforderung des 
ſchon Geleifteten zulaffen, und Schmeling 8 383 flimmt ihnen bei. Schwerlich 
wird indeß dieſer Sat als ein allgemein anerlannter ober nothwendiger nachzu⸗ 
weilen fein. Auch ver Empfänger hat in diefem Fall fein Recht auf das Gegebene. 
Alles muß in den früheren Stand zurlidtreten. 

8), Bol, Mofer, Berj. VI, 420 f. Battel 8 165—167,. Klüber, Bölkerr. 8 144, 
Pufendorf III, 7. 11. Mably, Droit des gene. I, p. 27. 

% Bgl. 1.83. pr. D. de V. O. v. Neumann $ 187, 


$ 83. Bölkerrecht in Friedenszeit. 157 


einer thätigen Verwendung (Interceſſion im weiteren Sinne) bet einer 
dritten Perfon verpflichten, Daß Diefelbe in ein gewiſſes Rechtsver⸗ 
haͤltniß eintrete, und zwar entweder Durh Anwendung freund- 
liher Dienfte (bona officia), indem man den Dritten im Wege 
der Unterhandlung für den beabfichtigten Zwed zu gewinnen und zu 
entiprechenden Gewährungen zu veranlaffen fucht, oder Durch eigent⸗ 
lihe Intercefjion mit Anwendung aller den Umftänden ent: 
fprechenden erlaubten Mittel, jedoch mit Ausfchluß der Waffengewalt, 
wofern man nicht auch hierzu ein Recht hat und eine f. g. bewaffnete 
Interceffion ausdrüdlih übernommen iſt. Für Die wirkliche Erreis 
hung des Zweckes haftet man jedoch nur dann bis zum Betrage 
des Intereffe, wenn man in Diefer Ausdehnung ſich verbindlich ge- 
macht hat!. — Man fanın außerdem fich Darüber verftändigen, welche 
Mafregeln einem Dritten gegenüber ergriffen werden follen. Sonft 
aber kann ein Vertrag nur ein Nechtsverhältniß unter den Contra⸗ 
benten zum Gegenftand haben und bervorbringen, nicht auch einem 
Dritten ein Recht oder eine Verbindlichkeit erzeugen”; ausgenommen 
vermöge eine8 vorherigen Auftrages; 
bei einer unbedingten oder doch beziehungsweife Statt findenden 
Abhängigkeit des Dritten von dem Willen eines oder aller Con⸗ 
trabenten; 
fodann 
indem ein Contrahent im eigenen Intereffe dem anderen die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt, einer dritten Perfon etwas zu leiften, was 
diefelbe ohnehin ſchon zu fordern berechtigt if, um Dadurch Die 
Verpflichtung zu verftärten; 
endlich 
indem man dem Dritten feinen Beitritt worbehält und dadurch 
die Giltigkeit der Stipulation oder des Verſprechens für ihn 
bedingt, was ſich bei jeder directen Vertragsbeſtimmung für 
einen Dritten von ſelbſt verſteht. 
Bis zur Erklärung des Dritten bleibt im · letzteren Falle das Rechts⸗ 
verhältniß desfelben zu den anderen aufgefchoben; e8 Tann auf den 
ihm beftimmten Vortheil von dem Stipulanten verzichtet werden, 


1) Pufendorf a. O. $ 10. v. Neumann 8 146 =. 187 =. 
2) Bgl. Frid. Lang, de nonnullis fundamentis obligationum ex paeto 
tertii quaesitarum. Goetting. 1798. 
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wenn er fich nicht gegen den anderen Eontrahenten gebunden bat, 
die Erklärung abzuwarten". 

Im Vebrigen kennt das Internationale Recht Teine Beſchraänkung 
der Vertragsfreibeit auf beftimmte Arten von Verträgen, wie etwa 
das Privatrecht; Teinen Unterfchted von Hagbaren und nicht klag⸗ 
baren Conventionen. Ohne Grund behauptete man auch, ed gehöre 
zu allen wölferrechtlichen Verträgen eine befondere causa debendi, 
mit anderen Worten, fie könnten nur auf Leiftung und Gegenleiftung 
beruhen; jede Bewilligung fette ein Aequivalent voraus. Wem in- 
deß eine freie Verfügung über fein Vermögen zufteht, dem Tann 
auch Die Befugniß zu rein freigebigen Verfügungen nicht abgefprochen 
werden, da fie nur in einer an fich erlaubten Aufgebung von Eigen- 
thum beftehen, wovon zu Gunften eines Anderen Gebrauch gemacht 
wird? Eben fo wenig Tann Die Nichterkennbarkeit eines Nutzens 
für den ftipulivenden Theil die Giltigfeit einer Paction aufheben”, 
oder die Behauptung einer enormen Läfton, wenn nicht anbere 
Refeiffionsgründe damit in Verbindung treten‘. 

Unverbindlich würde jedoch vorzüglich im Zuftande des Friedens 
eine bleibende vertraggmäßige Unterwerfung unter den Willen eines 
Anderen oder Dritten fein, wodurch die Fortexiſtenz einer freien Per- 
fönlichfeit für immer unmöglich gemacht und nicht vielmehr ein 
Schuß derfelben erlangt würde‘. 


1) Unter den älteren Publiciften befteht in Betreff dieſes Punktes eine große 
Berichiedenheit der Anfichten, hervorgebracht durch den Conflict des Römijchen 
Rechtes mit naturrechtlihen Theorien. Vgl. 3.8. Groot II, 11, 18 und dazu 
Cocceji; Pufenborf IH, 9, 4 f, v. Neumann $ 151. Runde, Beitr. 1799, 1, 137. 
Die neueren Eobificationen des Privatrechtes haben fich den obigen Sätzen als 
den einfachften und natürlichften zugemwenbet. Vgl. Allg. Preuß. Sandr. I, 5. 8 74. 
Code Nap. Art. 1121. 1165. 

2) Groot II, 14, 4 et 12. de Neumann, de Pact. princip. 1, 3, 90. I, 5, 219. 
Günther, Voͤlkerr. II, 95. 

8) 9, Neumann 1. c. I, 5, 220. 

9) Battel 8 158. Martens, E. Völlerr. $ 45 a. E. Schmelzing 8 381. 

5) Darauf muß wohl reducirt werben, was von früheren Publiciſten über bie 
Gleichheit und Ungleichheit der Völkerverträge gejagt worden if. ©. 3.8. Battel 
8 172 fj. Groot bat die Theorie zuerft mit darauf geflihrt, beftimmt durch Arifto- 
teles. Dagegen bat fih mit Recht ſchon Eocceji zu Groot II, 12, 8 f. erklärt. 
S. auch Martens, E. Völkerr. $ 46 a. E. und $ 55. 
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OD. Dispofitionsfähigleit der Contrahenten. 


84. Die zweite wefentliche Vorausſetzung zu einem giltigen 
Bertrage iſt Dispofitionsfähigleit der Contrahenten. Diefe haben 

I. für eigentliche Staatenverträge (8 82 L) die machtvollkom⸗ 
menen actuellen (felbft ufurpatorifchen) Repräfentanten der contrahi⸗ 
renden Stantsgewalten ($ 49), fo weit deren Befugniffe in aus- 
wärtigen Beziehungen nicht Durch ein Abhängigkeitsverhältniß zu 
anderen Staaten" oder Durch die dermalige außer Streit befindliche 
Verfaffung des Staates? befchränft werden, während der nicht im 
Beſitz befindliche, obwohl rechtmäßige Souverän nur für den Fall 
der effectiven Wiedererlangung feiner Rechte Verträge für Den Staat 
eingeben Tann. — Sogar Rechte der Unterthanen unterliegen der 
Dispofition des Souveräns?, wofern fie nicht Durch Die Verfaffung 
und Sitte des befonderen Staates für unverlegbar erklärt find‘. 
Wie weit der einzelne Bürger oder fein Eigentbum dem Staatswohle 
mit ober ohne Entfchädigung geopfert werden könne, ift Gegenftand 
des Inneren Staatsrechtes. 

I. &ür Verträge der Souveräne über ihre eigenthümlichen vom 
Staate unabhängigen Rechte find fie allein Dispofitionsberechtigt. 
Jedoch erſtreckt fich ihre Fähigkeit Teinesweges auch auf Die eigen- 
thümlichen Rechte der ganzen Familie, deren Haupt fie find; ihre 
Handlungen können ohne ein hierzu berechtigendes Familiengeſetz den 
übrigen Familiengliedern nicht präjudiciren“, wiewohl folche tim Falle 
der Noth ebenfo wie die Rechte der Unterthanen Durch einen Staats- 
vertrag geopfert werden können. - 


1) gl. oben $ 19 f. Wheaton, Intern. L. II, 2, 1. 

2) „Außer Streit befindliche.” Denn anderen Nationen gegenüber kann hier 
nur der Befisftand entſcheiden. Vgl. ſchon oben 8 12. 23 u. 49. Wegen ver in 
der Britifchen und Norbamerilaniihen Berfafjung liegenden Beſchränkungen vgl. 
Wheaton 1.c. 8 5.6. Auch andere neuere Eonftitutionen bieten dergleichen bar. 
Allein die Präfumtion ift für Die Staatsgewalt. Die Verfaſſung ſelbſt jedoch kann 
fie nicht für fich allein zum Opfer bringen, 

8) Groot III, 20, 7, v. Neumann 8 86. 159. 467. 

*) Z. B. Beſchränkung der Gewiſſensfreiheit. S: auch Battel $ 161. 

5) Nach der Familienverfaffung der Deutſchen Fürftenhäufer ift Dies nicht zu 
bezweifeln. Vgl. Mofer, Samilienflaater. 910. 1065. Henr. Hersemeyer, de pact. 
gentilit. Mog. 1781. p. 109. 
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Statt der vorgenannten Perfonen können nur ausdrüdlich auto⸗ 
rifirte Stellvertreter giltig für Diefelben contrahiren; was Dagegen ein 
unbefugter Stellvertreter oder freiwilliger Gefchäftsführer contrahirt 
hat, kann erft Durch nachherige Natificatton des Berechtigten Giltig⸗ 
feit erlangen. Insbefondere gilt Dies von den f.g. Sponftonen 
oder VBerfprechungen, welche der Unterthan eines Staates einem an⸗ 
deren Staat ohne Autortfation des erfteren macht‘. Hieraus Tann 
weder für den ungebörig vertretenen Staat irgend eine Verbindlich- 
feit entftehen, noch auch für den Spondirenden feldft, wofern er nicht 
ganz beftimmt für feine Perfon übernommen bat, die Genehmigung 
oder Vollztehung der Sponfion zu bewirken, in welchem Falle er für 
das Intereffe haftet”; auch muß im Zuftande des Friedens der un- 
gehörig vertretene Staat die Vortbeile wieder herausgeben, welche 
ihm durch die Sponfion bereit zugefloffen find. Alles Uebrige tft 
den Gefegen der Ehre und Stantsflugheit namentlich im Kriege an- 
heimgegeben. — Eine ftillfehweigende Vollmacht kann nur denjenigen 
Staatsdienern zugefchrieben werden, welche vermöge ihres Amtes 
gewiffe Zwede nach eigenem Ermeffen zu verfolgen haben, wobet fie 
mit auswärtigen Mächten in Berührung Tommen, jedoch verfteht fich 
von felbft, Tediglich zu Abfchließung von Verträgen über folche Gegen- 
fände, welche zur Dispofition des Staatsdieners vermöge feines 
Amtes geftellt find, fo daß jebe weiter gehende Verfügung einer 
Ratiftcation der Staatsgewalt bedarf, außerdem aber Hinfällig wird. 
Anwendung von Diefen Grundfägen wird befonders im Kriegsrechte 
gemacht werben. 


II. Willensfreiheit. 


85. Eine dritte wefentliche Vorausſetzung giltiger Verträge iſt 
Greiheit des Willens der Contrahenten und fomtt Abweſenheit folcher 
Zuftände, wodurch jene aufgehoben wird. Irrthum, Hinterlift und 
Zwang haben demnach denfelben Einfluß auf den Nechtsbeftand der 
Verträge, wie derſelbe fchon Längft in allen Privatrechten feftgeftellt 


1) Eine große Menge von Schriften nnd Anftchten über dieſen Gegenftand 
f. in v. Ompteda, Lit. II, 585 und v. Kamptz, N. Lit. $ 244. Am einfachften 
und der Wahrheit am nächften enticheivet Battel II, 8 209 8. 

2) Eine perjönliche Addietion des Sponfor wollte noch Groot II, 15, 3 u. 16, 
wozu ihn bie bei den Alten übliche Debitio verleitete. 
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iſt. Als wahres Hinderniß der Willensfreiheit kann inzwiſchen nicht 
jede Art von preßhaften Zuſtänden gelten, welche die Wahl eines 
Euntſchluſſes nur erſchweren, vielmehr iſt ein Zwang erforderlich, wo⸗ 
durch ſelbſt ein kräftiger beharrlicher Muth erſchüttert werden kann, 
welches allemal der Fall fein wird, wo Gefahr für Die phyſiſche oder 
moralifche Eriftenz eintritt, mithin Die Pflicht der Selbfterhaltung ein 
Nachgeben anrathet und nicht etwa Das Beftehen der Gefahr durch 
höhere Pflichten geboten wird. Für einen Staat wird eine folche 
Gefahr vorhanden fein, wenn feine eigene Eriftenz als felbftändiger 
Staat auf dem Spiele fteht; für den Souverän oder Unterhändler, 
wenn fein Leben, feine Gefundheit, Ehre oder Freiheit ernftlich be= 
droht wird, und die Ausführung der Drohung wirklich in der Macht 
des Drohenden fteht. Nur Tann ein fchon vorhandener rechtmäßiger 
- Zuftand des Zwanges oder der Unfreiheit den zur Beſeitigung des⸗ 
felben gefchloffenen Vertrag nicht witliren, 3. B. eine rvechtmäßige 
Krtegsgefangenfchaft oder die bereits erfolgte Eroberung eines ganzen 
Staates, wovon der Vertrag eine Befreiung gewähren foll'. 


Entftehung der Verträge. 


86. Zu jedem PVertrage gehört feinem Weſen nach, alfo auch 
völferrechtlich, zunächlt eine Willenseinigung Durch Promiffion und 
Acceptation mit deutlicher Erklärung deſſen, wozu der Eine dem 
Anderen gebunden und dieſem ein beftimmtes Recht auf Erfüllung 
gegen Ienen gegeben fein fol. Blos einfeitige Verſprechungen (Pollt- 
eitationen) geben daher vor erfolgter Annahme dem anderen Theile 
noch Fein Forberungsrecht, ſelbſt wenn mit ihrer Erfüllung bereits 
der Anfang gemacht wäre, fofern nicht in der Annahme der Erfül- 
fung eine Acceptation des Ganzen zu erfennen tft; ferner felbft dann 
nicht, wenn fie in Form religiöfer Gelübde (vota) gegeben oder Durch 
Eid befräftiget wären? Eben fo wenig ift fchon ein Vertrag vor- 
handen, fo lange nur f. g. Tractaten Statt gefunden haben, d.h. 
vorläufige Verabredungen über einen demnächft abzufchließenden Ver— 
trag, auch wenn man bereits über einzelne Punkte einverftanden tft, 


I) Berhanbelt find dieſe Fragen in den bei v. Kamp 8 249 angeführten 
Schriften, womit zu vgl. Pufenborf IH, 6. v. Neumann 8192 ff, Schmelzing 8 382. 
2) Socceji zu Groot I, 11, 3. 
11 
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die jedoch nur Theile des Ganzen fein follen, fo lange nicht Die 
beftimmte Abficht gegenfeitig erklärt tft, fich Durch das fchon Verein⸗ 
barte gebunden halten zu wollen, was der Fall fein Tann bei f. g. 
pactis de contrahendo, welche bereits Alles zum Gefchäft gehörige 
enthalten und nur noch den vollftändigeren formellen Ausdrud des 
Bertragswillens vorbehalten”. 

In feinem Falle wird man die bloße Beruhigung eines Theiles 
bei Handlungen des Anderen fchon als vertragsmäßige Genehmigung 
anfehen können. Sie zeigt höchftens die Geneigtbeit Dazu, nicht aber 
fofort Die beftimmte Abficht, ein Recht aufgeben oder dem Anderen 
zugeftehben zu wollen. — Wahre und fichere Willens - Einheit fehlt 
auch den f. g. präfumirten Eonventionen (vgl. $S 11), wenn 
im Völkerverkehre ein Theil nach einer gewiljen Regel verfährt, ledig- 
lich in der Borausfegung, daß der andere Theil nach der nämlichen 
Regel oder nach Analogie derſelben verfahren werbe, letzterer auch Die 
Anwendung der Regel im Bewußtfein von jener Vorausfegung gejche- 
ben läßt, wie in der Geremontalpraris der Staaten vielfach gefchteht. 
Eine bleibende Verbindlichkeit wird Dadurch fchwerlich auf irgend einer 
Seite contrahirt. Anders verhält e8 fich Dagegen mit ftillfch wei- 
genden Verträgen oder Vertragsbeftimmungen, welche in einem 
fchon beftehenden Vertragsverhältniß als nothwendige Vorausfegun- 
gen oder Folgen mitenthalten find — wovon weiterhin bei den Wir- 
fungen der Verträge Das Genauere, —” oder welche daraus zu ent- 
nehmen find, Daß man von einer Seite fchwieg, wo man eine Er- 
Härung zu geben ſchuldig war”. 


Subftanzielle Form. 


87. Eine beftimmte Äußere Form der Willengerfärung ift bei 
völferrechtlichen Verträgen nicht wefentlich zur Perfection, vielmehr 
ift diefe als vorhanden anzunehmen, fobald Ein Theil eine beftimmte 


1) Ein beftimmterer Grundfat kann hierliber nicht aufgeftellt werben. ©. auch 
Eocceji, ebenbaf. UI, 11, 8 1. p. 600 f. 

2) Man vgl. wegen der gemachten Unterſcheidungen: Ab. Fr. Reinhard, 
Samml. jurift. philof. u. crit. Aufſ. 1775. 1,5, N. 1. ©. 307 f. Klüber, Dr. d.g. 
83 und v. Neumann $ 52, ‚ 

3) Bol. das Aufträgalurtbeil bei v. Leonhardi II, 449. 
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Zufage gemacht Hat, mit dem Willen, ſich durch Die Acceptation 
des anderen gebunden zu halten und fobald dieſe Acceptation eben 
fo beftimmt erfolgt ift!. Vorficht und Gewöhnung bringt allerdings 
ſchriftliche Abfaſſung mit fich; fie tft vornehmlich eine natürliche Vor- 
ausſetzung bei Verträgen, welche Durch Bevollmächtigte gefchloffen 
werben; Dennoch würde fich Teine Nichtigkeit des Vertrages behaup- 
ten laſſen, wenn nichtsdeftoweniger von den Betheiligten eine andere 
Form der Abfchliegung beliebt worden wäre’. In demfelben Falle 
einer Abfchliegung durch Bevollmächtigte ift außerdem unter Staats- 
gewalten, fogar ohne ausdrüdlichen Vorbehalt, Die gegenfeitige Ra- 
tification des abgefchloffenen Vertrages und Die Auswechfelung der⸗ 
jelben als Erklärung der Bündigfeit des Vertrages hergebracht”. Sie 


2) Bemerkenswerth ift fchon, was der Römiſche Juriſt Gains in feinen wieber- 
gefundenen Inſtit. Comment. III, $ 94 fagt: „dicitur. uno casu hoc verbo 
(Spondesne? Spondeo) peregrinum quoque obligari posse, velut si Impe- 
rator noster Principem alicujus peregrini populi de pace ita interroget: 
Pacem futuram spondes? vel ipse eodem modo interrogetur: quod nimium 
subtiliter dietum est; quia si quid adversus pactionem fiat, non ex stipulatu 
agitur, sed jure belli vindicatur.* Alſo völlige Freiheit der Form. Ueblich 
aber waren im Römiſchen Staatsverkehr allerdings drei verfchiedene Formen; 
nämlich einfache pactiones, sponsiones und feierliche foedera. Liv. 34, 57. Cic. 
pro Balbo 12. pro Rabir. 16. Sigon. de ant. jur. Hal. p. 465 a. 

3) Daß nur fchriftliche Staatswerträge verbindlich feien, behauptet Neyron, 
de vi foederum inter gentes. Goett. 1778. 8 23 und Schmalz, Europ, Völkerr. 
6.52 f. Allein warum follte das ernftliche Verſprechen und deſſen Annahme, 
wo man bie fchriftliche Form nicht gebrauchen will, vorausgefett, daß jene auch 
vollkommen erweislich find, weniger Kraft haben? Beſonnener urtheilt Martens, 
Europ. Völkerr. 8 45. Schmeling 8 377. Klüber 8 141. 143 und fo auch bie 
Aelteren, 3. B. v. Neumann $ 226. 238. Ob Übrigens ber Vertrag in Einem In⸗ 
firument enthalten ift ober in gegenfeitigen Erklärungen, wie 3.2. die neueren 
Bereinbarungen des Papftes mit alatholiihen Mächten zu Stande gefommen find, 
ift gleichgültig, wenn dabei wirklich die Abficht, fich gegenfeitig zu verpflichten, vor⸗ 
gewaltet bat. Es kanun auch nur ein Theil fich fchriftlich erklärt, der andere dieſe 
Erflärung duch unzweibentige Zeichen und Handlungen angenommen haben. Bol, 
Martens a. DO. und Battel 8 234. Wheaton III, 2, 3. Für die Moslemin, 
namentlich für die Türken gilt nur ein in Arabiicher Sprache abgefaßter Tractat 
als obligatoriſch. 

3) Der Gebrauch ift ſchon fehr alt. So ſchon zwiſchen Yuftinian und Chos⸗ 
roes. Barbeyrac, Suppl. au Corps univ. de Du Mont U, p. 197. Aeltere 
Schriften über dieſen Gegenftand |. bei v. Kamp 8 249 und dazu Überhaupt 
Klüber, Dr. d. g. $142. Das Neuefte: (Wurm) in der Bierteljahrsfchrift von 

11 * 


N 
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tft die Beglaubigung, daß der Bevollmächtigte Die Grenzen feines 


Auftrages nicht Überfchritten habe, worüber es an einem fonftigen 
Richterftuhl fehlt; bis dahin bleibt Daher auch nur Die Execution des 
gefchloffenen Vertrages fuspendirt, und ihre Ertheilung fegt ihn rüd- 
wärts in volle Kraft, fofern nicht Anderes verabredet if. Moralifch 
kann fie freilich nicht verweigert werden, wenn ber Vertrag der dem 
anderen Theile vorgezeigten ausdrüdlichen Vollmacht entfpricht; allein 
ein Zwangsrecht tft dem Herkommen nad nicht anzunehmen, felbft 
wenn fchon Ein Theil feine Ratification erflärt hat”. Die grundlofe 
Verweigerung ift nur eine AIncorrectheit, welche das Vertrouen des 
anderen Theiles verlegt und eine Mißſtimmung desfelben rechtfertigt, 
fo wie unter Umftänden eine Entjehädigungsforderung für die im 
Vertrauen auf den Umfang der Vollmacht getroffenen Maßregeln 
und für den gemachten vergeblichen: Aufwand. Unentbehrlich ift die 
Ratificatton, wenn fie ausdrücklich vorbehalten ift, oder eine Sponfion 
(8 84) Rechtsverbindlichkeit für den Betheiligten erlangen foll, ob- 
wohl auch in diefen Fällen der Anfangspunft der Giltigfeit in den 
Zeitpunkt der Abfchließung zu verfegen tft, fobald Die Ratification 
wirklich erfolgt. Endlich giebt bei blos Impliciten Vollmachten (8 84 
a. €.) die Ratification des Vertretenen exft Die volle Gewißheit über 
den Umfang der ertheilten Berechtigung. Gewiß kann fie aber auch 
in allen Fällen durch conchudente Handlungen, namentlich Durch ſtill⸗ 
ſchweigende Vollziehung der getroffenen Vereinbarung erflärt werden”. 


1845, I, 168. Ueber ven Fall einer bebingten Ratification vgl, Martens, N. Rec. 
gen. XII, 391. 

I) 9, Neumann $ 213. Klüber a. O. Not..e. und Martens $ 42, 

2) Neuere und ältere Vorgänge beftätigen dies, Im Wefentlichen ift es auch 
bie Anficht der ausgezeichneteren Publiciſten. Bgl. Vattel II, 12, 156. Byn- 
ckershoek, Quaest. iur. publ. I, 7. Klüber a. O. Wheaton l.c. 84. Wild- 
man I, 172. Riquelme I, 176. Die Anſichten früherer Zeit finden ſich bei 
Wiequefort, ’Ambassad. I, 15. — Martens $ 42 weicht nur darin ab, daß 
er die Ratification des Einen Theiles die des Anderen nachziehend denkt. (Eine 
Ähnliche faft noch weiter gehende, rein Privatrechtliche Anſicht findet fih in einem 
[Celliihen] Aufträgalurtheil bei v. Leonhardi, Aufträgalverf, S. 319 f.) Biele Bei- 
Iptele unratificirt gebliebener Verträge ſ. bei demſelben und bei Klüber a. O. Pölitz, 
Völkerr. S. 158. Das conftitutionelle Staatsrecht macht es beſonders wichtig, bei 
jebem Bertrage die Ratification vorzubehalten. 

®) Groot I, 15, 17. Wheaton $3 «€. 
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Mitwirkung Dritter bei der Vertragsſchließung. 


88. Zu den Zufälligfeiten bei der Abfchliegung völferrechtlicher 
Berträge gehört 

I. die gütlide Verwendung (bona officia) einer dritten 
Perfon oder Macht, e8 fei nun blos zur erften Einleitung der Unter⸗ 
bandlungen unter den eigentlichen Intereffenten oder zu ihrer Wieder- 
anfnahme, wenn fie in Stoden gerathen find. Sie kann ſowohl aus 
freiem Antriebe, wie auch auf Anfuchen oder vermöge vertragsmäßiger 
Berpflihtung eintreten ($ 83), jedoch wird dadurch Fein befonderes 
Nechtsverhältnig hervorgerufen, es müßte denn für eine beftimmte 
Rathsertheilung (consilium) eine Verantwortlichkeit ausdrücklich über⸗ 
nommen worden fein; 

I. die eigentlihe Vermittelung (mediatio), wenn ein 
Dritter mit Genehmigung der Intereffenten an den Verhandlungen 
fortgefegten Antheil bis zu Ende nimmt und Die gegenjeitigen Er- 
Härungen nur in feinem Beiſein gemacht werden oder Durch feine 
Hände gehen‘. Von felbit Tann fich Niemand zum Vermittler auf- 
dringen; wird er aber angenommen, fo tft es an ihm, billige Vor⸗ 
ichläge zu tbun, oder Die von einer Partei gemachten mit feinem 
Öutachten zu begleiten oder unbilfige Borfchläge ſofort zurückzuweiſen. 
Gewalt darf er nicht anwenden; eine f. g. bewaffnete Vermittelung 
widerfpricht dem freien Vertragsrechte, fie ift die Eröffnung eines 
Kriegszuftandes’. Sein Amt erlifcht mit dem Abdfchluffe des Ver⸗ 
trages, ohne Daß er deſſen Gewährleiftung (8 97) zu übernehmen von 
felbft berechtiget oder verpflichtet tft; Desgleichen mit Dem gänzlichen 
Abbruche der Verhandlungen von Seiten eines Hauptinterefjenten. 

Zu einem bereits abgefchloffenen Vertrage kann überdies noch 
der Beitritt eines dritten Intereffenten Durch ausdrüdliche Acceffions- 
erflärung", entweder auf vorausgegangene Einladung der Haupt» 


1) Ausführlich darüber ift Bielfeld, Institutions politiques. II, 8, $ 17. 
Battel $ 328. de Steck, Essais sur plusieurs matidres. n.1. Martens, Bölferr, 
8172. Klüber, Dr. d. g. $ 160. Wheaton, Intern. L. III, 2, $ 16. Viele Bel- 
fpiele von Vermittelungen f. in Wicquefort, ’Ambassadeur. I, 11. Mofer, Verf. 
VII, 421 f. 

3) Bol. Vogt, Europ. Staatsrelationen. V, n.1. 

») Mofer, Berf. VIII, 306 f. 314. v. Sted, Ausführung politiſcher und rechtl. 
Mater. n.2. S.49, Klüber 8 161, 
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parteten oder ohne folche hinzukommen. Die einzelnen Arten da⸗ 
von find: 

a. Beitritt als Hauptpartei, infofern der Vertrag für Den 
Dritten Stipulattonen enthält oder Veränderungen in feinen Rechts» 
verbältniffen bezweckt. Hierdurch wird der Dritte unmittelbarer Ver- 
tragstbeilhaber. 

b. Beitritt zur Genehmbaltung derjenigen Beitimmungen, welche 
dem Dritten nachtheilig fein könnten, wodurch insbefondere auf Die 
etwaigen Einwendungen Dagegen verzichtet wird. 

c. Ein ceremonteller Beitritt aus Höflichkeit, infofern Dadurch 
dem Bertrage blos eine gewiſſe Teierlichkeit oder ein Zeugniß feines 
Beftandes gegeben werden foll, was befonders dann der Fall ift, wo 
man ihn durch eine höhere dritte Perfon, ober welcher man eine 
gewiffe Pietät fchuldig tft, beftätigen läßt. Hieraus entfteht fchlechter- 
dings Leine Verbindlichkeit für den Dritten; nur kann er fich nicht 
auf Unwiſſenheit über den Inhalt des Vertrages berufen. 


Aeußere Einrichtung, Modalitäten und Arten der Verträge. 


89. Bei der fchriftlichen Abfaſſung der internationalen Ver⸗ 
träge pflegt außer dem Eingangs-Anrufe „Der göttlichen Dreteinig- 
feit", oder in Verträgen mit der Pforte „des allmächtigen Gottes", 
durchgängig die Artikelsform beobachtet zu werden, wobei fich zu⸗ 
weilen Haupt- und Neben-Artifel unterfcheiden laffen; auch werden 
dem Tenor des eigentlichen Vertrages nicht felten noch Zufat- und 
Separat-Artikel beigefügt, bald offen, bald mit vorläufiger Geheim- 
haltung, ohne daß diefes von Einfluß auf die Giltigkeit folcher 
Beftimmungen für die Contrahenten felbft if. 

Bisweilen geht einem Definitiv-Vertrage ein Prältminar -Ver- 
trag voraus, welcher entiveder nur ein’pactum de contrahendo iſt, 
oder einen proviſoriſchen Zuftand feftfeit, oder auch fchon den Haupt- 
vertrag im Hauptwerfe enthält und Diefem nur die Beftätigung oder 
die Ausführung einzelner Punkte überläßt!. 

Daß fodann völlerrechtliche Stipulationen in gleicher Wetfe wie 
Privatverpflichtungen von möglichen Bedingungen, Zeit und Zweck⸗ 
beftimmungen abhängig gemacht werben Tönnen, bedarf kaum der 
Anführung. 

1) Bgl. Mofer, Verf. VIII, 55, X; 2, 356. 
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Steht man endlich auf den Gegenftand der internationalen Ver⸗ 
träge, fo haben fie entweder nur Die beftimmte Leiftung einer Sache 
oder eines Rechtes, fo wie Die Teftftellung eines folchen zum Zweck; 
oder fie find Vereinbarungen über Marimen und Inftitutionen für 
den politifchen oder foctalen Verkehr; oder es find Gefellfchafts- 
verträge won fehr verfchiedener Tragweite. Selbftverftändlichermaßen 
fönnen aber auch mehrere dieſer Zwecke und Richtungen in der Form 
Eines Vertrages mit einander vermifcht, es fet in wefentlicher oder 
außerwefentlicher Verbindung, vorfommen'. Von eigenthümlicher recht- 
licher Befchaffenheit find Die Friedensverträge (Buch I, 
Adfchnitt 4). 


Gonititutiv » Berträge. 


90. Die erfte und einfachfte Klaffe internationaler Verträge 
bilden Diejenigen, wodurch von Einem Theile dem Anderen ein ge= 
wiſſes einzelnes Recht auf ähnliche Weife, wie im privatrechtlichen 
Verkehr, fei e8 einfeitig oder gegenfeitig, mit oder ohne entfprechen- 
den Aequivalent bewilligt, oder ein ſchon beftehendes Rechtsver⸗ 
hältniß der Art beftätigt, genauer beftimmt oder aufgelöft wird; 
vornehmlich 

Abtretungs- und Verzichtsverträge mittelft Raufes, Tauſches oder 
ſchenkungsweiſe vollzogen; 

Örenzverträge; 

Theilungsverträge; 

Schuldverträge; 

Beftellung von Staatsbienftbarteiten; 

Lehnsverträge, bei Denen fein ius curiae eingreift; 

Erbverträge und dergleichen. 
Bei allen dieſen dürfen im Weſentlichen wohl dieſelben Grund⸗ 


1) v. Martens hat in ähnlicher Weiſe die Staatenverträge in tranſitoriſche 
Verträge, Bündniſſe und aus beiden gemiſchte Verträge eingetheilt. Eben ſo Klüber 
und Audere. Hierbei läßt ſich höchſtens wegen der Benennungen ſtreiten. Verfehlt 
erſcheint dagegen die Polemik von Pölitz, Völkerr. 8 50 ff., welcher an bie Stelle 
dieſer Eintheilung eine andere in rein politiſche und privatrechtliche Staatenverträge 
ſetzen wollte. Das (Römiſche) Völkerrecht der alten Welt unterſchied hauptſächlich 
amicitia, hospitium, foedus. L.5. $ 2. D. de captiv. et postlim. Nur un- 
vollkommen werben die verſchiedenen gangbaren Klafien der Staatenverträge durch 
die Granzöfiichen Worte: Accords, Cartels, Alliances bezeichnet. 
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füge in Anwendung gebracht werben, welche fich, zumelft auf Der 
Grundlage des Nömifchen Rechtes, in dem Rechtsſyſtem aller civi⸗ 
liſirten chriftlichen Europäifchen Staaten gleihförmig entwidelt und 
behauptet Haben, jeboch freilich mit Abfonderung aller derjenigen 
Grundfäge, welche dem Privatrechte Durch das innere Stantsintereffe 
eingepflanzt find und 3. DB. die Formen der Nechtsgefchäfte betreffen, 
oder wodurch mit Hinficht auf Die befondere Volksgeſittung gewiffe 
Geſchäfte ganz verboten find’. So tft ohne Zweifel bei denjenigen 
Berträgen, wo Ein Theil dem Anderen eine Sache oder ein Recht 
gegen ein beftimmtes Aequiwalent abtritt, auch eine Evictionsverpflich⸗ 
tung gegen Anfprüche Dritter und eine Vertretung der Mängel, 
deren Abwefenheit bei dem Vertrage Vorausfegung war, begründet”; 
nicht aber ein Widerruf des Vertrages, wenn höhere Gewalt und Zu- 
fall den Verluft oder die Mängel erft nachmals herbeigeführt haben”. 

Eine genauere Erörterung, wie fich in allen folchen Vertrags⸗ 
verhältnifien das Völkerrecht zum Privatrecht der Einzelitanten ver- 
halte, erjcheint theils wegen der heutigen Seltenheit der meiften 
‚völferrechtlichen Acte der obigen Art, theils wegen der Vorficht, wo⸗ 
mit fie in den Verträgen jelbft behandelt werden, unnöthig. 


Regulatorifche Verträge. 


91. Keine wahren Gefellfchaftsverträge‘, ſondern wefentlich von 
reglementärifcher Natur find Diejenigen Verträge, welche ſich auf den 
politifchen oder focialen Verkehr zweier oder mehrerer Staaten, es 
ſei mit oder ohne vollfommene Gegenfeitigleit, beziehen, und zum 
Theil wentgftens als Cartels (von Cartellus, Cartula) in der diplo⸗ 


1) So fünnen z.B. Erbverträge Über bie Staatögewalt eines noch lebenden 
Herrichers ſchwerlich in Die Reihe der verbotenen geftellt werben, weil das Römiſche 
Recht und auch noch einige neuere dergleichen als unmoraliſch verwerfen. 

2) Oft ift fle ausdrücklich verſprochen. Vgl. Günther, Völkerr. II, 135. 

8) Sp auch bei Theilungen gemeinfchaftliher Sachen. L. 11. pr. D. de 
eviction. Am ftreitigften find die Naturrechtslehrer immer wegen der Gefahr der 
veräußerten, aber noch nicht libergebenen Sache geweien. Vgl. 3.8. Groot II, 
12, 15. Pufendorf V, 5,3 

4, In den früheren Ausgaben dieſes Werkes waren bie hier erwähnten Ver⸗ 
träge unter bie Gefellichaftsverträge und Alliancen in einem etwas zu weiten Sim 
mit Püttmann, de obligatione foederum. Lips. 1753. geftellt. 
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matifchen Sprache bezeichnet zu werden pflegen. Es gehören unter 
diefe Kategorie im Allgemeinen 

1. Berträge fouveräner Mächte, welche lediglich ein friedliches 
und freundfchaftliches Verfahren gegen einander zum Zwecke haben, 
womit ſtillſchweigend ein gegenfeitiger Verkehr und eine Dikäodoſie 
eröffnet wird, aber auch noch ausdrädlih und genauer ſtipulirt wer- 
den Tann. Zwar Tommen ‚dergleichen unter Europälfchen Mächten 
laum noch wor’, gewiflermaßen laſſen fich jedoch die Anerfennungs- 
verträge dahin rechnen, wodurch man neue oder veränderte Staats⸗ 
geftaltungen und Titel als zu Recht beftändig annimmt und für Die 
Zukunft im gegenfeitigen Verhalten als Norm gelten Täßt. 

DI. Verträge, wodurch man fich einen beftimmten foctalen Ver⸗ 
fehr oder gewifje Begänfttgungen Dabei, oder eine Gemeinſamkeit ge- 
wiſſer Rechte einräumt. — Von diefer Art waren in der alten Welt 
die Zugeftändnifje des Bürgerthums und Connublum unter befreun- 
deten Völkern?, fobann in alter wie in neuer Zeit Die Hanbels- und 
Schifffahrtsverträge der Nationen (f. unten $ 243), welche fich fogar 
auf den Fall einer gegenfeitigen Belriegung ausdehnen und während- 
dem giltig bleiben können ($ 122); 

II. Berträge, wodurch man fich wegen gewiſſer politifcher An⸗ 
ordnungen, Einrichtungen und Maßregeln verftändiget und beziehentlich 
verpflichtet. In Diefen Bereich fallen beifptelsweife Die Vereinbarungen 
gemeinfamer Competenzbeftimmungen für Die Gerichte; Die Cartels 
wegen Auslieferung der Flüchtlinge und der Landftreicher; Die Münz-, 
Maß⸗ und Gewichtsconventionen; die Verträge zur Unterbrüdung des 
Negerfelavenhandels ohne gemeinfchaftliche Anftalten u. dergl. 


Gefellfchaftsverträge, im Befonderen Alliancen. 


92. Als eigentliche Geſellſchaftsverträge find im Internationalen. 
Rechte Diejenigen anzufehen, wodurch fich mehrere Mächte für ein — 


1) Wie ehebem bie Griechiſchen auupole reg: 1oö un ddızeiv. Bol. des 
Berfaflers Athen. Gerichts⸗Verf. S. 89 und die Zuſätze dazu; auch Prolusio acad. 
de antiquo i. gent. p. 78. Solche Verträge waren ber erfte Schritt zu einem 
völferrechtlichen Verhältniß, und find in biefer Hinficht allerdings fein Bedürfniß 
mehr. Vgl. Battel II, 12, $ 171, 

2) Beifpiele aus dem Griedhifchen und Römiſchen Stantenverkehre |. in Bar- 
beyrac, Suppl. au Corps univ. I, p. 282. 286. 288. 300. 855 und in bes Ver⸗ 
faſſers Prol. acad. p. 8. 9. 
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mebr oder weniger — gemeinfames politifches Intereffe zur gemein 
famen Anwendung es fei gleicher oder ungleicher Mittel verpflichten, 
alfo mit Ausschluß einer Löwengeſellſchaft, wo Ein Theil allen Vor⸗ 
theil, der Andere alle Laft ohne den mindeften gemeinfamen Vor⸗ 
theil nach dem Zwede und der Natur der übernommenen Verpflich- 
tung hätte, es müßte denn bei deutlicher Erkenntniß einer folchen 
ungleihen Stellung dem anderen Theile jede Concurrenz zu den 
Laften ſchenkungsweiſe erlaffen worden fein‘. 

Wir unterfcheiden bei dieſer Art von Verträgen einfade 
Bündniffe (Alliances) für zeitweilige Intereffen und Fälle und 
Bereinsverträge (Confederations) für dauernde Intereſſen mit 
gemeinfamen bleibenden Anftalten (8 93). Ä 

Die erfteren können fowohl auf friedliche wie auf Triegertfche 
Zwecke und Erfolge gerichtet fein, auf Sicherung und Förderung 
Außerer wie innerer Staatsintereffen, oft in Verbindung mit regus 
latoriſchen Vereinbarungen, wie z. B. der Bourbonifche Familienver⸗ 
trag? von 1761 enthielt, desgleichen die heilige Alltance mit einer 
faft unbemeßbaren Tragweite?. Meiftens bat jedoch ein Bündniß 
engere Grenzen und ein gewiſſes politiſches Verhalten gegen Dritte 
zum Zweck“, namentlich 

Belämpfung eines inneren Feindes; 


1) Weber das Princip find alle Eivilgefeßgebungen einverftanben; eben jo bie 
älteren Publiciften. Groot II, 12, 24. Pufendorf V, 8,3. Jedoch auch die oben 
beigefügte Modification ift bei vispofitionsfähigen Parteien unbeftreitbar (Stryk, 
de diversis socior. pactis. Hal. 1708. p. 26. v. Neumann 1. c. $ 731), daher 
auch 3. B. das Allgem. Land-R. für die Preuß. Staaten I, 17, 245 dieſe Aus- 
nahme im Privatrechte zugelaffen hat. S. auch ſchon oben $ 83 a. €. 

2) Martens, R£c. I, p. 16. Ed. 2. 

8) Art. I. „Les trois monarques contractans d6&meureront unis par les 
liens d’une fraternit6 veritable et indissolubile et se considerant comme 
compatriotes, ils se preieront en toute occasion et en tout lieu assistance, aide 
et secours; se regardant envers leurs sujets et armées comme peres de 
famille, ils les dirigeront dans le möme esprit de fraternitö pour proteger 
la religion, la paix et la justice.“ Art. II. „En cons&quence le seul principe 
en vigueur soit enire les dits gouvernements soit entre leurs sujets sera celui 
de se rendre reciproquement service, de se t&moigner par une bienveillance 
inalterable l’affection mutuelle dont ils doivent' ötre animes, de ne se con- 
siderer que comme membres d’une möme nation chrötienne etc.“ 

9) ©, bierliber vornehmlich Vattel IH, ch. 6, auch Klüber $ 149. 
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Erhaltung eines Friedensſtandes gegen Dritte oder unter denſelben; 

Erhaltung der Neutralität in Beziehung auf anderweite Kriegs⸗ 
zuſtände; 

Bewachung einer gewiſſen Grenze (Barrioͤre⸗Verträge); 

Abwehr ungerechter Angriffe (Defenſiv⸗Alliancen); 

Durchſetzung gerechter Anſprüche Im Wege des Krieges (Offenſiv⸗ 

Alliancen). 

Die Verpflichtungen können dem Maße nach ungleich fein und ent⸗ 
weder die Anwendung aller Mittel und Kräfte erheifchen, was fich 
obne nähere Beftimmung von felbft verfteht, oder auf eine partielle 
Rraftanwendung hinausgehen. Immer beftehen fie jedoch blos für 
den Deutlich erflärten casus foederis, der fich bald nur auf eine 
gewiffe Begebenheit oder Gefahr erftredt, bald aber eine Allgemein- 
heit von Fällen begreifen Tann!. Gewinn und Verluft tbeilen fich 
zwar, wenn ein Anderes nicht ausgemacht worden, nach dem Ber- 
hältniffe der für den Zweck anzumwendenden Leiftungen?; wenn jeboch 
der Zwed der Verbindung nur ein beftimmter Vortheil des einen 
oder anderen Theiles ift, fo fällt ihm auch der Vortheil oder Der 
dabei eintretende Nachtheil allein zu; lediglich die Vortbeile, welche 
nebenbei errungen worden find, gehören bei einem gemeinfchaftlichen 
Handeln den Berbündeten verhältnißmäßig an, bei einfeitigem Han- 
deln dem Einzelnen allein, fo wie jeden ohne ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung ein erlittener Zufall allein trifft. Nie kann übrigens Der blos 
zum Beiftand Verpflichtete feine Hilfe aufbringen oder gegen den 
Willen des Haupteontrahenten fortfegen. 

Eine Art impliciter Alltancen bildet ſchließlich der freie Schuß» 
vertrag, wodurch fich ein Staat der ſchützenden Macht eines ans 
deren uhterwirft, mit Der bereits 8 22 Dargelegten Bedentung; fo- 
dann der für fich beftehende Garantievertrag, wodurch ſich Ein 
Theil gegen den Anderen für die Erhaltung oder Erlangung gewiſſer 
Sachen oder Rechte, ja eines ganzen Inbegriffes derſelben ver- 


1) Weber diefen vgl. Battel a. O. $ 88 und Wheaton, Intern. L. III, 2, 
8138. Es entſcheiden dabei allgemeine Grundfäge der Berträge und die im fpe- 
ciellen Falle anwendbaren Regeln der Auslegung. Wir werben darauf im Kriegs- 
recht (8 115 f.) zurückkommen. 

2) Groot II, 12, 24. Pufenborf V, 8, 2. Im Zweifelsfall zu gleichen Theilen. 
Bgl. Püttmann, de obligatione foederum. $ 21. 
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pflichtet", was wefentlich die Bedeutung hat, daß der Spoubent Die 
ihm zu Gebot ftehenden oder" bedungenen Mittel auf Anruf des Stt- 
pulator anwenden muß, um demfelben die verficherten Rechte gegen 
unrechtmäßige Anfechtungen und Angriffe zu erhalten oder gegen der⸗ 
artigen Widerfpruch Durchzufegen. Nicht aber ift er im Falle einer 
dennoch eintretenden Entziehung für den Schaden zu haften verbunden ?, 
ed müßte denn zugleich eine Evictionspflicht (8 90) begründet fein®. 


Bereindverträge und Conföderationen. 


93. Staatenvereinsverträge oder Conföderationen haben das 
Eigene, daß fie nicht etwa blos Die Sonderintereffen einzelner Staa- 
ten, fondern ein Allen gemeinfames, freilich meift auch wieder in 
Sonderintereffen aufzuldfendes Ziel, mit gemeinfamen bleibenden An⸗ 
ftalten zum Zwed haben. Ihre Wirkſamkeit kann fich ſowohl auf aus⸗ 
ländiſche wie auf inländifche Angelegenheiten in dem ganzen Umfange 
der fittlihen und vechtlichen Intereffen erftreden; ihre Rechtmäßig- 
feit* berubet auf der focialen Natur des Menfchengefchlechtes, auf 
der Verpflichtung des Staates, das Wohl der Einzelnen durch mög- 
lichfte Entwicelung und Vereinigung phhfifcher und fittlicher Kräfte 
zu fördern. Es bedarf alfo auch zur Giltigkeit folcher Vereine gar 
nicht erft Der Anerfennung anderer Staaten, fondern jene haben Das 
Recht, mit den einzelnen bereits anerfannten Staaten als deren Aus- 
dehnung zu beftehben, und gemeinfanie Bevollmächtigte der verbün- 
deten Staaten oder vereinigte Erflärungen derfelben können von drit- 
ten Staaten ohne Rechtskränkung nicht zurlidigewiefen oder als eines 
völferrechtlichen Charakters entbehrend bebandelt werden. 

Bon einer folchen Beichaffenheit ift nun Die Schließung eines 
eigentlihen Staatenbundes in größerer oder engerer Ausdehnung 
($ 21), ferner der deutfche Zollverein und jeder andere Verein, der 
etwa zur Einführung eines gemeinfamen Handels- und Gewerbe- 
ſyſtems mit gemeinfamen Anftalten geftiftet werden könnte. Ihr Gefek 


ı) Neyron, Essai historique et politique sur les Garanties. Goetting. 
1777. Mojer, Ber). V, 455, vorzüglich auch Günther IL, 243 f. Phillimore II, 70. 

2) Bgl. Wheaton, Intern. L. a. O. 5 10. 

8) 9, Neumann $ 259, 

*) Ubi societas ibi et ius est; ein altes Sprichwort. Vgl. Cooceji ad 
Proleg. H. Groot 8 VIII. 
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erhalten dergleichen Vereine zunächſt durch den ausdrücklichen Willen 
der ſich vereinigenden Staatsgewalten; in deſſen Ermangelung treten 
bei den ſchon beſtehenden Vereinen die allgemeinen Grundſätze des 
Bölferrechtes, insbeſondere Die aus dem oberſten Grundſatz der Ge⸗ 
rechtigfeit, d. t. Der Nechtögleichheit des Gleichartigen und der Aus- 
gleihung des Ungleichen, herfließenden Regeln menjchlicher Gefell- 
fchaften in Anwendung Es find vorzüglich dieſe: 

Die Rechte und Pflichten der Vereinsglieder find einander gleich; 
der Antheil eines jeden an den Vortheilen und Laſten des Vereines 
muß fich aber nach dem Maße der Fonds und Kräfte beftlmmen, 
womit er dem Vereine beigetreten tft. 

Keine Veränderung in der Bundesverfaffung Tann gegen den 
Widerſpruch auch nur Eines Bundesgliedes von der Mehrheit Durch- 
gefegt werden; Tein Bundesglied kann aber Die Ausführung der 
Bereinsgrundfäge auf Dem verfafjungsmäßigen Wege, fo lange der 
Berein befteht, Durch feinen Widerfpruch verhindern; auch tft e8 Feine 
Verlegung der Vereinspflichten, wenn einzelne Glieder für fich eine 
Maßregel in Ausführung bringen, welche der Grundverfaffung nicht 
widerftreitet und feinem anderen Vereinsgliede fchadet', 

Selbft wo das Princip der Stimmenmehrheit entfcheidend iſt, 
fann dennoch hiermit einem Einzelnen oder mehreren Dderfelben Teine 
Leiftung auferlegt werden, Die nicht ſchon In den grundverfaffungs- 
mäßigen Verpflichtungen enthalten tft, und noch viel weniger Tann 
eine Beftimmung getroffen werden, welche fih auf die vom Verein 
unabhängigen Nechtsverhältniffe Der Einzelnen bezieht, ohne freie Zu⸗ 
ſtimmung der Betheiligten?. 


1) Dies ift der Sinn des Sakes: in re pari potiorem esse prohibentis 
causam (L. 28. D. comm. divid.) anwendbar auch auf Staatengemeinichaften. 
gl. Ludolph. Hugo, de statu region. Germ. (Fritsch, Exereit. iur. t. II, 
p. 1q.) c. 6. 817. Doch meint derjelbe mit der gewöhnlichen Anfiht: quando 
aliquid commune est ut universis, id ratum est, quod major pars statuerit; 
quando vero commune est ut singulis tunc potior causa prohibentis est. 
Gail, de pignor. c. 20; Anton Faber, in Cod. IH, 26, def.1, n.7. 

2) Dies find die f.g. iura singulorum. Eine nähere Beftimmung berjelben 
bat von jeher Schwierigkeiten gemacht, namentlih in Folge bes Weftphältich- 
Dsnabrlüder Friedens V, 52, Darliter ſ. ab Ickstadt, Opusc. t. I, 1—5. Eine, 
das Obige ausiprechende, Feſtſetzung enthält für ven Deutichen Bund die Wiener 
Schiußacte von 1820. Art. 15. Vgl. Klüber, Öffentl, Recht bes T. Bundes. 8 129. 
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den dabei gebrauchten Worten als verfprochen, bei veblicher und ver- 
ftändiger Gefinnung vorausgefegt werden darf. So Tann denn 
vorab weder als bewilligt gelten, worüber der forbernde Theil fich 
gar Fein beftimmtes DVerfprechen Hat ertbeilen laffen‘, noch bei un- 
Harer Faſſung Die dem Nechtsitande des Promittenten, feinem und 
feines Volkes Wohl nachtheiligere Deutung entfcheiden; tft ein Recht 
verfchiedener Abftufungen fähig, fo Darf zunächit nur die geringfte 
Stufe als zugeftanden angenommen werden”; tft eine Sache im All⸗ 
gemeinen verfprochen (im genus),: fo wird im Zweifel die gewöhn- 
liche, insbefondere eine mittlere Dualität gemeint fein’. Nur was 
nothwendig und untrennbar mit der ausdrücklich bewilligten Leiftung 
verbunden tft, darf als ftillfehiweigend In dieſer mitenthalten gefordert 
werden. Selbft Die analoge Anwendung eines Vertrages auf an- 
dere, obſchon nene, jedoch wefentlich identifche Verhältniffe Tann in 
Anfpruch genommen werden, wenn weber die Betheiligten nur Die 
Abſicht gehabt Haben, über die früheren ihnen worfchwebenden Zu— 
ftände allein eine Vereinbarung zu treffen, noch auch Die Veränderung 
derjelben dem Vertrage die rechtliche oder phyſiſche Möglichkeit feine 
Wirkſamkeit entzogen hat‘, — Eine volllommen verbindliche Aus- 
legung Tönnen nach internationalem Rechte natürlich nur Die Inter- 
efjenten fich felbft geben ober durch einen Schtedsrichter geben laffen; 
alle Interpretationsregeln der Verträge dienen außerdem blos zur 
einjeitigen Unterftügung von Anfprüchen oder Einwendungen. 


Verſtärkung der Vertragöverbindlichkeiten®. 


96. Zur Bekräftigung und PVerftärkung giltiger Vertragsverbind- 
lichkeiten haben im internationalen Verkehre alter und neuerer Zeit, 


N) Vgl. Mably, Droit publ. I, p. 59. 

2) 9, Neumann 8 225. Battel 8 277. 

8) Wie diefes auch im Privatrechte nach dem Vorgange des Römischen Rechtes 
(1. 37. D. de legat. I.) ohne Zweifel allentbalben angenommen wird, 

“4 ®root I, 16, $ 20.25. Pufenborf V, 12, 17.20, Battel II, 17, $ 290, 
296. 304. 305. Heinr. Cocceji, de elausula: rebus sic stantibus. Phillimore 
II, 107 (ce. 98). Eine privatrechtliche Anlehnung bietet hier vorzüglich L. 40. fin. 
D. de pactis. 

5) F.L. Waldner de Freundstein, de firmamentis conventionum publicar. 
Giess. 1709 u. 1753. C. F. Woller, de modis qui pactionib. publicis firmandis 
proprii sunt. Vindob. 1775. Battel II, 16, 235 f. v. Neumann J, tit. VO. 
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außer den jetzt nicht mehr üblichen religiöſen Feierlichkeiten bet Schlie- 
ßung der Verträge felbft' und außer den Anerfennungsacten, wo- 
durch dieſelben Eontrahenten oder deren Nachfolger die noch fort- 
dauernde Giltigfeit eines Vertrages erflären, bauptjächlich folgende 
Mittel gedient: 

1. Der Eid der Contrahenten oder eines einzelnen Promittenten, 
wodurch einer übernommenen Berbindlichkeit zugleich noch eine relt- 
giöſe Verpflichtung hinzugefügt werden ſoll'. Diefe tft jedoch am fich 
nur etwas Subjectives, das Gewilfen des Verfprechenden allein 
Bindendes, woraus dem Promiffar Tein größeres Recht erwächft, als 
was ihm ohnehin ſchon zufteht, und wodurch ihm fein Recht ertheilt 
wird, wenn ihm folches überhaupt nicht zufteht. Auch Tann auf die⸗ 
fem Wege weder ein rechtlich unmögliches Nechtsverhältnig begründet, 
noch das beftehende Recht eines Dritten befeitigt werden. | 

I. Die Beftellung von Unterpfändern ($ 71), gewöhnlich aber 
nur mit wirklicher Befigeinräumung”. 

II. Die Verpflichtung zu einer Conventionalftrafe im Falle der 
Nichterfüllung, ohne alle pofitive DBefchränkung‘. 

IV. Das in alten Zeiten übliche Einlager oder Einreiten des 
Schuldners, ius obstagii‘. | 

V. Die Beftellung von Privatbürgen für eine Geldjchuld‘. 

VI. Die Ueberlieferung von Gelfeln, d. h. einzelner Perfonen, 
welche der Gläubiger bis zu feiner völligen Befriedigung zurüd- 


1) Bol, v. Neumann $ 241. 242, 

2) MWeitläuftig handeln davon Groot II, 13. Pufenborf IV, 2. v. Neumann 
L c. tit. VIII. Ueber Die oben vorgetragenen Grundjäge, welche großentheils jogar 
dem die Kraft des Eides am meiften in Schutz nehmenden canonifchen Recht eigen 
find, wird unter den heutigen Nechtslehrern und bei dem Conſens ber neueren 
pofitiven Rechte kaum ein Streit fein. S. auch Vattel $ 225 f. Ueber den wirk⸗ 
fihen Gebrauch des Eides bei einzelnen Staatsverträgen (wovon das frühefte der 
Bertrag von Berdun 843, das letzte Beiſpiel 1777 zwilchen Frankreich und der 


Schweiz) vgl. Klüber, Dr. d. g. $ 158. 


3) Fälle der Anwenbung bei Glinther, Völkerr. II, 153. Klüber 8 156. 

4) Die Grenze des Erlaubten wird nur durch die allgemeinen Grundſätze ber 
Bertragsfreiheit gezogen. Die ältere Zeit kannte auch Verpflichtungen zu Schimpf 
und Schande, zur Ehr⸗ und Rechtlofigfeit u. derg. S. Überhaupt v. Neumann 
8 256 f. 

5) 9, Neumann 8 770, 

0) Derſelbe 8 779 f. 

12 
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bebalten kann. Sie find entweder freiwillige oder von einer recht⸗ 
mäßigen Gewalt gezwungene Geifeln; fie haften nicht für Die Schuld 
felbft, fondern der Gläubiger erhält nur das Recht, ihre Förperliche 
freiheit bis zu jenem Zeitpunfte zu bejchränfen; fogar der eingetre= 
tene Verfalltermin der Schuld giebt ihm nach gefittetem Völkerrechte 
feine größere Befugniß gegen ihre Berfon. Für den Unterhalt müſſen 
freiwillige Geifeln felbft, für unfreiwillige der Schuldner forgen. Ent- 
fliehen fie, fo fann der Gläubiger ihre NRüdlieferung von dem, der 
fie vertragsweife gegeben hat, oder einen Erſatz für Die verlorenen 
fordern. Der Tod einer Geifel bringt aber die Verbindlichkeit zur 
Stellung eines Subftituten nicht von felbft mit fih. Ift die Haupt- 
verbindlichfeit getilgt, fo tft eine weitere Zurückbehaltung der Geifeln, 
ausgenommen wegen ihrer perfünlichen Handlungen und contrahirten 
Verpflichtungen, nicht zuläffig'. 
VI. Die Beftellung von DVertragsgewähren ($ IT). 


Garantieverträge?. 


97. Als ein befonders wirffames, obwohl der That nach Immer 
fehr unficheres Mittel hat man oft im Internationalen Verkehre die 
Stellung von Gewährsmännern für übernommene Verbindlichkeiten 
benugt. In der Älteren Zeit ließ der Promittent Vafallen oder Unter- 
thanen als Gewähren (warrandi, garants, conservatores pacis) 
dafür einftehen und fich verpflichten, Daß dem Vertrage Folge ge- 
geben werben folle*; in der neueren Zeit ift Die Abſchließung accef- 


1) Der Gebrauch hat fich allgemein jeit dem 16. Jahrhundert verloren. Zuletzt 
finden wir ihn no im Aachner Trieben 1748. Wend II, 352. Nur im Kriege 
fommen meift noch gezwungene Geifeln vor (Buch II, Abjchn. 2). Ueber das Rechts» 
verhältniß der Geiſeln |. vorzüglid Groot III, 20, 52 f. Mofer, Berf. IX, 2, 457. 
v. Neumann 8 751 f. Vattel II, 16, $ 311 f. v. Ste, Berl. liber verfchiebene 
Gegenft. 1772. S. 48. Pando p. 227. Riquelme I, 185 und die bei v. Ompteda 
8 276 und v. Kamptz 8 250 angezeigten Schriften. 

2) Specialfehriften bei v. Ompteba $ 276 und v. Kamp $ 250, ©. vorzüglich 
Henr. Cocceji, Diss. de guarantia pacis. Fref. V. 1702. Mofer, Verf. VIII, 
335 f. dv. Neumann 8 774 f. v. Sted, Verſuche. 1772, Nr. 5. Neyron, Essai 
sur les garanties. Goett. 1777. Scheidemantel, Repertorium I, 156 f. Vattel 
II, 16, 8 235 f. Klüber $ 157. Pando 224. Wildman I, 168. Phillimore IL, 70. 

8) Beiſpiele finden ſich Bis in das fechzehnte Jahrhundert. Vgl. Leibnitz, 
Cod. iur. gent. I, p. 8. Recueil des traites I, p. 471. Klüber 8 155. not. c. 
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forifcher Garantieverträge mit dritten Mächten üblicher geworben, 
wodurch diefe Die Verbindlichkeit übernehmen, für die Aufrechthaltung 
eines gefchloffenen Hauptvertrages jowohl unter den Contrahenten 
jelbft, wie gegen die Eingriffe Anderer mit den ihnen zu Gebot 
ftehbenden Mitteln thätig fein zu wollen; eine Anwendung des fehon 
8 92 IV. erwähnten Garantievertrages auf das obligatorifche Band, 
welches unter zweien oder mehreren Hauptparteten befteht. 

Dergleihen Garantien können nicht aufgedrungen werben, fon- 
dern nur mit freiwilliger Annahme der Hanptintereffenten vorkommen". 

Die Annahme muß eine beftimmte fein und von allen, unter 
denen die Gewährfchaft gelten foll, zugeftanden werden; fie fließt 
nicht von felbft ans einem bloßen Acceffionsvertrage, fo wenig wie 
ans dem Amte des Vermittlers?, auch tft bei einem, unter mehr als 
zwei Parteien gefchloffenen Vertrage nicht etwa jeder Theilnehmer 
in Anfehung der die Anderen individuell betreffenden Stipulationen 
als Gewährsmann zu betrachten”, wenn nicht auch Diefes verabredet 
worden“. 

Die Uebernahme der Gewährfchaft gefchteht entweder bei ber 
Schließung des Hauptvertrages felbft, oder in einem accefjorifchen 
Bertrage, oder Durch Abgabe der dem Dritten vorbehaltenen Garantie⸗ 
erlärung. Sie ift entweder eine allgemeine, ſämmtliche Vertrags- 
verbinblichkeiten umfaffende, oder eine fpecielle für gewiffe Stipula- 
tionen und geht bald auf Die ganze Dauer der Hanptverbindlichkeit, 
bald nur auf eine beftimmte Zeitdauer. 

Die Wirkung der accefforifchen Garantie befteht im Wefent- 
lichen darin, daß der Gewähre, wenn er dazu von einem der Haupts 
interefjenten aufgefordert wird‘, und der Fall der Garantie wirklich 


Letztes Beilpiel: Aachener Friede von 1748, wo England den Herzog von Buckinham 
nah Paris ſchickte, um bis zur Uebergabe des Cap Breton zu bleiben. 

1) Die Annahme eines Garant von Seiten Eines Eontrahenten giebt gegen 
ben Anderen nur die Befugniffe einer einfeitigen Garantie. Vgl. v. Nenmann 
8 792. 796. ' 

2) Cocceji I. c. IV, 13. v. Neumann S 79. 

3) Man bat dies aus dem gewöhnlichen Inhalte der Ratificationsurkunden 
herleiten wollen. Allein diejes find einfeitige Erflärungen. 

4) Cocceit II, 8. Klüber S 158 b. c. 

6) Allgemeines Einverſtändniß. ©. 3.8. Eocceji IV, 12, v. Neumann 8 796 
a. E. Vattel 8 236, 

12 * 
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vorhanden ift, dem Vertrage diejenige Wirkſamkeit zu werfchaffen be⸗ 
müht fein muß, welche ihm nach vwölferrechtlichen Grundſätzen zu= 
fommt. Unaufgefordert darf er fich nicht einmifchen; auch Darf er 
dem Vertrage Teine andere Auslegung und Bedeutung geben, als 
worüber Die Hauptparteien einig find, und wenn fie dies nicht find, 
wenigftens in feinem anderen Sinne, als welchen der ihn allein an- 
rufende Theil damit verbunden haben will. Ift der Gewährsmann 
hierüber anderer Meinung, fo muß er feinen Beiſtand verfagen. 
Wird er von beiden Theilen angerufen, fo hat er das Recht der 
Auslegung, nur nicht über Die beiderfeitige, wenn auch verjchtedene 
Auffafjung hinaus. 

Eine Abänderung des Vertrages, fo wie eine Entlaffung des 
Gewähren von feiner Verbindlichkeit durch Einverftändniß der Haupt- _ 
parteien Tann er niemals verhindern, wenn er nicht felbft auch als 
ein Intereffent an dem Hamptvertrage Theil genommen bat oder 
darin begriffen ft’. Eben fo wenig wird der Gewähre eines Ver⸗ 
trages, worin ein anderer früherer Vertrag als noch fortdauernd 
unter den Hauptparteien anerfannt und beftätiget wird, fofort Der 
Gewähre Diefes früheren Vertrages In feinen einzelnen Beftimmun- 
gen, fondern er wird es im Wefentlichen nur für Die Giltigfeit der 
Anerkennung, wenn nicht ein Mehreres unter den VBertragfchließenden 
beabfichtigt worden tft, wobei aber auch keine Rechte Dritter ent- 
gegenftehen dürfen”. 


Anfechtung der Verträge und Befeitigung der Einreden?. 


98 Ein Vertrag kann nach Völkerrecht als nichtig angefochten 
werden, wenn ihm die ſchon oben $ 83 u. f. angezeigten wefentlichen 
Borausfegungen und Erforderniffe abgehen; insbeſondere 


ı) Wildman I, 169. 

2) Eine Frage dieſer Art ift durch den Tefchener Frieden angeregt worben. 
©. die Streitfchriften in v. Kamptz, Lit. S. 81, Nr. 5 f. 

8) Chr. Otto van Boeckelen, de exceptionib. tacitis in pactis publ. 
Groen. 1730. van Bynckershoek, Quaest. iur. publ. II, 10. Frid. Platner, 
de exceptionib. necessariis iur. publ. Lips. 1764. Roßmann, in Siebentees, 
jurift. Mag. I, n.4. Chr. Henr. Breuning, de causis iuste soluti foederis. 
Lips. 1762. C. E. Wächter, de modis tollendi pacta inter gentes. Stuttg. 
1779. 
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wegen einer abfoluten, oder doch beiden Theilen befannten rela- 
tiven Unmöglichkeit der eingegangenen Verpflichtung zur Zeit 
ihrer Entftehung; 
wegen eines thatfächlichen Irrthumes, wodurch ein wirkliches Ein⸗ 
verſtändniß unter den Contrabenten unmöglich gemacht war, fo 
daß entweder eine Verwechfelung Hinfichts der Natur des Ge- 
ihäftes, oder hinfichts der Berfon eines Contrahenten, oder 
hinſichts des Gegenftandes Statt gefunden hat’. 
In Fällen folcher Art eriftirt ganz eigentlich gar fein Vertrag — 
Eine einfeitige Anfechtung tft überdies zuläffig 
wegen mangelnder Dispofitionsfähigkeit; 
wegen eines rechtswidrigen, perfönlichen, trgendivoher ausgeübten, 
zur Eingehung des DVertrages beftimmenden Zwanges?; 
wegen eines, von dem anderen Contrahenten verübten, zur Abs 
ſchließung des Vertrages beftimmenden Betruges; 
jedoh nur von Selten desjenigen Theiles, in Deifen Perfon der 
Mangel eines freien Eonfenfes Statt fand. or 
Nicht minder Tann fich der Promittent der übernommenen Ver⸗ 
bindlichfelt entziehen: 
wegen einer erft fpäter eingetretenen, aber noch andauernden, ob- 
wohl nur relativen, ihn betreffenden Unmöglichkeit der Erfüllung, 
insbefondere wegen eines Conflictes mit Pflichten gegen fich felbft, 
mit den Nechten und dem Wohle des Volkes, oder mit den Rechten 
Dritter, wenn 3. B. das frühere ſchon zur Zeit des Vertrages vor- 
bandene Recht eines Dritten verlegt werben würde — obgleich hier 
der Bromtttent, welchem die Unmöglichkeit bereits zur Zeit des Ver⸗ 
trages bekannt war, für das Intereſſe haftet”; ferner: 
wegen einer Veränderung derjenigen Umftände, welche zur Zeit 
> des gejchloffenen Vertrages fchon vorhanden oder vorherzufehen, 


i) Bol. die Erörterungen bei v. Savigny, im Syſtem bes heutigen Römifchen 
Rechtes III, $ 115. 135 ff. und S. 354. ©. auch v. Neumann 8 183. 

2%) Nicol. Hieron. Gundling, de efficientia metus in promissionibus libe- 
rarum gent. etc. Hal. 1711. und Exereit. acad. I, n.2. Ein Beifpiel von 
erzwungenem Bertrage war der, welchen Die Britiſche Flotte am 19. Anguft 1742 
von Neapel bewirkte! 

d) Bol. v. Neumann 8 177. Klüber 8 144. 164, Not,e. Breuning I. c. 
84. 10. 
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und nach der erkennbaren Abficht des DVerpflichteten die ftill- 

ichweigende Bedingung des Vertrages waren! 

Als eine folche Veränderung iſt diejenige zu betrachten, wobei der 
Berpflichtete feine bisherige politifche Stellung nicht behaupten Tönnte 
und fich namentlich In eine Ungleichheit gegen andere Staaten ver- 
ſetzen würde, die zur Zeit des Vertrages nicht exiftirte, auch nicht 
beabfichtigt war”; ferner wenn ein gewifjes Ereigniß oder Verhält⸗ 
niß das Motiv des eingegangenen Vertrages war, jelbige® aber ent- 
weder gar nicht eingetreten ift oder wieder aufgehört hat, 3.2. eine 
Familienverbindung als Veranlaſſung einer Staatenalllance, wo jene 
die ftillfchweigende Bedingung der legteren war. 

Steht die Unmöglichkeit der Erfüllung oder Die eingetretene 
Veränderung der Umftände nur einem Theile der übernommenen 
Bertragsverpflichtungen entgegen, fo Tann auch nur eine Modifica- 
tion berfelben, nicht die Auflöfung des ganzen Vertrages gefordert 
werden‘. 

Unbedenklich ift endlich, Daß, wenn Ein Eontrahent die Erfül- 
fung des Vertrages beftimmt verweigert und nicht blog ein Grund, 
wie vorftehend, zu einer Vertragsmodification vorliegt, auch der an- 
dere Theil ſich davon fchlechthin Iosfagen Tann, follte gleich Die Ver⸗ 
weigerung der Erfüllung fich nur auf einen vwereinzelten Punkt oder 
Artikel des Vertrages beziehen. Denn die Grundlage jeder Vertrags- 
verbindlichkeit tft vollfommene Willenseinheit über- Alles, worüber 
man fich erflärt bat, deren Verlegung in Einem Stüde auch eine 
Berlegung der übrigen befürchten Täßt und einen Zuftand der Un- 
gleichheit mit fich führt‘. 


1) Die Völker oder Staatsgewalten find nicht jo Meifter ihrer Schickſale, ale 
fie die ihrer Angehörigen leiten und ordnen können. Die Annahme der ftill- 
ihweigenden Bedingung: Rebus sic stantibus, ift daher in obiger Weife unver- 
meibfih. ©. vorzügli Sam. Cocceji, de clausula R. sic st. Die Übrige Lite- 
ratur der Frage bei Klüber $ 165, not.a. Phillimore I, 99. 

2) S. auch Schmeling $ 403, 

8) Fälle, worauf dieſes Anwendung leidet, können fein: die Realverbinbung 
eines bisher unabhängigen Staates mit einem anderen; Eintritt in ein Schub» 
verhältniß zu einem anderen; Berluft eines Theiles des Territoriums und bergl. 
Vgl. auch Vattel II, 8 204, 

) Der obigen Anſicht find nach Groot II, 15, 15 auch Mably, Dr. d. g. 
I, p. 164. Vattel II, 200 f. Klüber 8 165, Not. c., wo die wichtigſten Schriften 
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Alle vorſtehend bemerkten Einreden können übrigens beſeitigt 
werden theils durch vorherigen Verzicht, theils durch ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Beſtätigung des an ſich möglichen Vertrages, 
insbefondere durch Bollziehung desfelben, nachdem das Hindernif 
der Giltigkeit gehoben tft. 


Erlöfhung der Bertragsverbindlichkeiten!. 


99. Bertragsverbindlichkeiten erlöfchen von Rechtswegen 

durch Die wirkliche Erfüllung, wenn fie nur auf gewiffe, Einmal zu 
vollziehende, nicht fortdauernde Leiftungen gehen?; 

durch Eintritt einer Reſolutivbedingung und durch Ablauf der vor⸗ 
beftimmten Zelt; 

durch einfeltige, gehörtg befannt gemachte Auffündigung, wenn folche 
vorbehalten war; 

durch einen gehörig erflärten Verzicht des allein Berechtigten"; 

durch mwechfelfeitige Aufhebung eines Bilateralvertrages, welche felbft 
fein Dritter zu hindern vermag‘; 

durch gänzlichen Untergang des Gegenftandes, worüber contrahirt 
war, fofern Dabei keinem Theile ein Verſchulden zur Laſt fällt; 


angemerkt find, ſodann Schmelzing $ 403. Wildman I, 174. Martens wollte 
Prineipalartifel und Nebenartifel unterfcheiven. Völkerr. 8 59. Ein folder Unter- 
ſchied ift aber fehr jchwierig umb immer wieder von dem individuellen Ermefjen 
abhängig. Dagegen wird bie Berlegung Eines Bertrages noch nicht zur Auf⸗ 
bebung aller Übrigen Verträge mit demſelben Kontrahenten berechtigen. S. Vattel 
a. O. Zuweilen ift in Berträgen ausbrüdlich vorbehalten, daß bei dem Eintritte 
von Bertragsverlegungen zuerft gütliche Verſtändigung verjucht werden ſoll. Osnabr.» 
Weſtphäl. Friede Art, 17, 8 5. Frieden von Oliva Art. 35, $ 2, und zwiſchen 
Dänemark und Genna von 1756. Wenck III, p. 103; zwiſchen Frankreich und 
Ecuador von 1843. N. R. R. V,415. ©. nun auch den Parifer Vertrag von 
1856 Art. 8. 

1) Schriften, außer ven ſchon zu $ 98 angeführten: Leonh. v. Drei, über 
bie Dauer der Bölfernerträge. Landsh. 1808. E. W. v. Tröltich, Verſ. einer Entw. 
der Grundſätze, nach welchen die Fortdauer der Völferverträge zu beurtheilen. 
Ebenbaf. 1809. Mably, Dr. publ. I, p. 165 =. 

32) Nur wenn der Vertrag ein am fich nicht verpflichtender war und auch bie 
Erfüllung in einem unfreien Zuftanve erfolgt ift, kann ein Rüdforberungsrecht be⸗ 
gründet fein. Vgl. Vattel II, 192. 

3) Nicht jeder Bertragichließende bat auch das Hecht, die Verbindlichkeit wieber 
zu erlaffen. Wichtig bemerkt von v. Neumann 8 895. 

*) Battel II, 205, 
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durch Erlöfchen des berechtigten oder verpflichteten Subjectes, ohne 
daß ein anderes von Rechtswegen oder nach Vertragsanalogte an 
deſſen Stelle tritt”. 
Endlich entfteht, wenn auch Feine völlige Aufhebung, doch Suspenſion 
aller Vertragsverbindlichkeiten durch den Eintritt eines allgemeinen, 
nicht blos partiellen Krtegszuftandes unter den Eontrahenten, wofern 
nicht der Vertrag ausdrücklich auch für Die Dauer des erfteren ge⸗ 
ichloffen tft; eine Confequenz, die fid aus der näheren Betrachtung 
der rechtlichen Bedeutung des Krieges im folgenden Buche recht- 
fertigen wird”, 

Jeder an fich erlofchene Vertrag kann Übrigens Durch eine aus- 
drücliche oder ftilffchweigende Erneuerung® wieder ins Xeben gerufen 
werden; nur die Erneuerung felbft aber wird hier das Geſetz für Die 
Zukunft und tft daher an die Vorausfegungen und Bedingungen 
giltiger Verträge allenthalben gebunden. Eine ftillfchweigende Er- 
neuerung muß demnach auch vollfommen erfennbare und unzwei⸗ 
deutige Merkmale für fich haben, woraus die Abficht der Barteten 
berporgeht, den früheren Vertrag überhaupt und in allen feinen Be⸗ 
ſtimmungen fortleben zu laſſen. Sonft wird eine fortgefegte Leiftung 
und Annahme deſſen, was aus dem früheren Vertrage gefordert 
werden konnte, nur wie ein einzelnes für fich beftehendes Factum 
zu betrachten fein. 


Sweite Abtheilung. 
Berbindlichkeiten ohne Vertrag. 


A. Aus erlaubten Thatſachen. 


100. Ohne Vertrag, aber nach Art der Vertragsverbindlic- 
feiten (quasi ex contractu) entftehen* in ähnlicher Weife wie nach 


1) Hier greift der Unterjchieb von Real» und Perfonalverträgen ein. ©. auch 
oben 8 24. 25. 53, 

2) Borläufig ift hier auf bie bei Klüber $ 165, Not, a. gegen Ende ange- 
zeigten Schriften zu verweilen. S. auch Wheaton, Intern. L. III, 2, 88 (10), 
Wildman I, 176 und dann unten $ 122, 181, 

3) ©. F. v. Martens, Über die Erneuerung der Verträge in ben Friedens⸗ 
ſchlüſſen der Europäiſchen Mächte. Gött. 1797. 

9 In vielen völkerrechtlichen Syſtemen wird ein gänzliches Schweigen hier⸗ 
über beobachtet. Einige ältere Schriftſteller und Lehrer des Naturrechtes wollten 
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Civilrecht, fo auch nach öͤffentlichem Rechte vertragsartige Wirkungen 
aus folgenden erlaubten Handlungen und PVerhältniffen: 
Ä I Mit nur einfeitiger Verpflichtung zur Erftattung: 

aus der freiwilligen Annahme einer Zahlung oder Leiftung zu 
einem beftimmten rechtlichen Zwecke, deſſen Eriftenz jedoch ent- 
weder eine trrihümliche auf Seiten des Leiftenden war, oder 
defien Erreichung demnächft unterblieben tft, überhaupt in ben 
Fallen der cioilvechtlichen Condictto sine causa und deren 
Unterarten'; 

D. Mit gegenfeltiger Verpflichtung zur Rechenfchaft und Schab- 
lo8baltung: 

a. aus jeder nütlichen Gefchäftsführung für einen Anderen, wel- 
her derfelben nicht beftimmt wiberfprochen hat”; 

b. aus der UVebernahme und Führung einer Vormundfchaft für 
einen Anderen, dergleichen auch unter völlig unabhängigen Per⸗ 
fonen vorfommen Yan’, z.B. wenn einem Souverän ober 
einer republifantfchen Stantsgewalt eine Regierungsvormund⸗ 
ſchaft über einen minderjährigen oder regierungsunfähig gewor⸗ 
denen Souverän Übertragen worden wäre; 

c. aus einer zufällig entftandenen Gemeinfchaft (communio rei. 
vel iuris), 3. B. wenn mehreren Staaten oder Souveränen 


andy dergleichen Berbinblichleiten geradezu leugnen. Was indeſſen alle Gejeh- 
gebungen und Rechtsverwaltungen civilifirter Völfer unter Privatperfonen als ein 
fih von ſelbſt verſtehendes Recht angenommen haben, kann unmöglich unter den 
Staatsgewalten ſelbſt eine Chimäre fein. Siehe Übrigens auch v. Neumann, Jus 
Princ. priv. de pact. et contract. $ 824 f. Nur wenn und foweit die Civil 
geſetze der Völker in einzelnen Punkten auseinander gehen, Tann eine Conteftation 
Statt finden; nicht Über die Principien, Wahr ift, daß in der Völlerpraris höchſt 
felten Fälle der Auwendung vorkommen. 

ı) Eine Entwickelung der Grundſätze des Römiſchen Rechtes, woran ſich Die 
der neueren Staatenpraris anfnüpfen läßt, |. in v. Savigny, Syſtem 8 218 f. 

2) Nicht ans jeder ſ. g. nützlichen Verwendung, bie den Anderen bereichert 
und das Vermögen des Verwendenden vermindert hat, wie zuweilen nad) L. 206 
D. de R. J. Jure naturali aequum est, neminem cum alterius detrimento 
! locupletiorem fieri, angenommen ift, 3. B. von Toullier zu L. II, tit. 4. Chap. 1. 
| $ 20. 112. 
8) Die gegenfeitigen Rechte und Berbinblichleiten werben fich bier allerbings 
' nach dem Staatsrechte desjenigen Stantes, auf welchen bie Regierungsvormundſchaft 
geht, beflinmen. | 
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eine Erbfchaft zugefallen ift, oder fie eine Sache gemeinfchaftlich 
erworben haben, ohne Daß das Privatrecht eines Staates darauf 
anwendbar tft. Hier werden die Grundfäge, welche wir ſchon 
oben bei dem Gefellfchaftönertrage als leitend erfannten, ihre 
Anwendung finden müſſen, nämlich gleiches Recht und gleiche 
Laſt, oder nach den vorherbeftimmten Verhältniffen; ungehin- 
derter Genuß der Sache für jeden Tcheilhaber, fobald er dem 
Anderen nicht fehadet; Feine einfeltige Dispofition über Das 
Ganze, wenn der Andere widerspricht, wohl aber über den 
eigenen Rechtsantbeil. Eine Auflöfung der Gemeinfchaft wird 
nur im Wege des Vertrages, eines Compromiffes, ober Durch 
Zufall erfolgen können. 


B. Aus unerlaubten Handlungen ?, 


101. Kennt auch das Völlerrecht keine Verbrechen in dem 
Sinne des Inneren Staatsrechtes, d. 5. mit der Bedeutung rechts- 
widriger Handlungen oder Unterlaffungen, wofür man von einer ge- 
wiffen Autorität zur Rechenſchaft und Strafe gezogen werben Tann: 
jo giebt es doch auch nach Völkerrecht unerlaubte Handlungen ober 
Berlegungen des Völkerrechtes felbft, wenn eine unter feinem Schute 
ftehende Perfönlichkeit an diefer oder an den Damit zuſammenhängen⸗ 
den wefentlichen Rechten, welche überall Diefelbe Bedeutung haben, 
namentlich an Freiheit, Ehre und Eigentum gekränkt wird, ohne 
daß dem Verlegenden felbft ein Rechtsgrund Hierzu zur Seite fteht. 
Jede ſolche Verlegung verpflichtet Den rechtswidrig Handelnden zu 
einer Genugthuung des Gefränften; denn überall, wo durch Willkür 
eine Ungleichheit hernorgebracht tft, muß e8 auch eine Wiederaus⸗ 
gleichung geben; dies ift das Geſetz der Gerechtigkeit. 

Die Genugthuung befteht in der Zufriedenftellung des Verletzten 
in den Schranfen der Sittlichleit. Zunächſt alfo in der Erftattung 
des zugefügten materiellen, d. 1. äußerlich erkennbaren und ſchätzbaren 


1) Zn den meiften Syſtemen des Völlerrechtes ift dieſer wichtige Gegenftand 
übergangen und nur beiläufig gewürdigt. root nimmt bier einen ganz allge- 
meinen Standpunft II, 20. 21, Eben jo Pufendorf IH, 1. Specialichriften find 
von Io. Petr. de Ludewig, de iur. gent. laesionibus. Hal. 1741. (Obss, sel. 
Halens. VII, obs. 6. 7.) de Neumann i. W., de delictis et poenis principum. 
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Schadens oder angerichteten Nachtheiles', ferner aber auch des in⸗ 
teflectuellen Schadens, welcher der Würde des Gefränften in feinem 
eigenen oder der Anderen Bewußtfein zugefügt wird. Die Verminde- 
rung dieſes NRechtsbeftandes iſt wentgftens immer Durch entfprechende 
Handlungen oder Leiftungen des Beleidigers wieder auszugleichen 
und Das Sntereffe, welches der Beleidigte an der Integrität feines 
Kechtsftandes hat, zu gewähren”; fonft ift dieſer befugt, Die Genug- 
thuung zu erzwingen ober felbft zu nehmen, und zwar in einer Der 
zugefügten Kränkuug analogen, nicht an fich umfittlichen Weife?. Mit 
Ausnahme einiger Handlungen, welche den Rechten. aller Nationen 
gleichmäßig zumider find und Daher auch von allen vindicirt werden 
fönnen (8 104), bat der Regel nach nur der Beleidigte oder fein 
Rechtsnachfolger in der gefränkten Perſönlichkeit ein Recht auf Genug- 
thuung wider den Beleidiger, wobei ſich aus der Subjectivität und 
den allgemeinen Rechtsverhältniffen die nachfolgenden Unterſcheidungen 
ergeben. Ä 

102. Wird ein Staat oder deſſen Souverän Durch eine aus- 
wärtige Staatsgewalt in feiner vwölferrechtlichen Perſönlichkeit und 
den davon abhängigen Rechten verlegt und befindet fich das ver- 
legende Organ nicht in dem Bereiche des beleidigten Theiles, fo 
bleibt nichts übrig, als im Wege der Reclamation eine Genugthuung 
zu fordern oder, wenn fie verweigert wird, durch Selbithilfe zu 
ſuchen. Auch mächtige Staaten pflegen bei wirflichem Unrecht eine 


Fref. a. M. 1753 (beinahe unbrandhbar, weil fich dieſe Schrift hauptſächlich nur 
auf den vormaligen Deutſchen Reichsſtaat bezieht). Einzelnes findet ſich bei Wild- 
man I, 199. 

) Was für ein Sachwerth, ob der Einfaufspreis oder der Verlaufspreis als 
Intereſſe zu gewähren fei, unterfucht Phillimore I, 65 ff. 

2) Hierzu dienen beruhigende Erklärungen, Rechtsanerlennungen und Garan- 
tien file die Zukunft. Beiſpiele f. im folgenden Paragraphen. 

3) Eine rein äufßerliche Wiedervergeltung ber Beleibigung mit einer gleichen 
darf zwar als äußerſte Grenze ber Gerechtigkeit angejehen werben, aber fie kann 
e8 nicht nach der Sittlichkeit. Es verhält fih damit genau fo, wie im Strafrecht, 
©. jhon Augustin. Exposit. Psalm. 108 (und in c.1. C. 23. qu. 1) „reddere 
mala pro malis-propingquum malis; convenit tamen et bonis. Unde et lex 
modum ultionis statuit: Oculum pro oculo. Quae, si dici potest, injustorum 
justitia est, non quia iniqua est ultio quam lex statuit, sed quia vitiosa 
est libido uleiscendi.“ Desgl. Battel II, 51. 52. 339. Nur gegen völlig rohe 
oder wilde Völker kann eine derartige Talion als Repreffalte ſich nothwendig machen, 
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Genugthuung dem minder mächtigen nicht zu verfagen. Man giebt 
fie außer dem Erfate eines etwa materiellen Schadens durch folenne 
Geſandtſchaften und Erklärungen”. 

Sollte ein auswärtiger Souverän in einem fremden Staate 
wider dieſen felbft oder Die darin beftehende Rechtsordnung eine Vers 
letzung unternehmen oder begehen, fo fällt zwar nach dem Grundfage 
der Erterritorialität ($ 42. 54) die Ausübung einer förmlichen Straf- 
gerichtöbarfeit weg; wohl aber iſt der angegriffene Staat berechtiget, 
nicht nur der erft unternommenen, aber noch nicht ausgeführten 
Nechtöverlegung mit Gewalt entgegenzutreten, fondern auch, wenn 
fie bereit vollendet ift, fich der Perſon des BVerlegenden zu be- 
mächtigen und fie bis zu erlangter Genugthuung zurüdzubebalten, 
ja bet einem fohlechthin feindfeligen Attentat wider die Eriftenz und 
Integrität des angegriffenen Staates fogar das Recht des Krieges 
auszuüben?! 

Dasfelbe gilt von bevollmächtigten NRepräfentanten einer aus- 
wärtigen Staatsgewalt, ungehindert Durch ihren erterritorialen Cha- 
ralter, wenn fie im Gebiete des fremden Staates, wo fie beglaubigt 


!) Beilpiele von gegebenen Genugthuungen für zugefügte Kränfungen, Belei- 
digungen und Berlegungen finden ſich in der neueren Gejchichte: 
-1662 zwilchen Spanien und Frankreich, wegen verlegter Präcebenz. Ch. de 
Martens, Causes elebres II, 391. Schmauss, Corp. I. G. I, 760. Güutber 
I, 233. 235. 
1685- zwifchen Genua und Frankreich. de Martens 1. c. II, 399. 
1687 zwiſchen England und Spanien. de Martens, Nouv: C. cel. II, 497. 
1702 zwilchen Venedig und Frankreich. de Martens, Causes cel. II, 405. 
1709 zwiſchen England und Rußland, wegen Verlegung des Gefandten der letz⸗ 
teren Macht. Ebendaſ. I, 47. 
1752 zwilchen Schweden und Rußland, Ebendaſ. II, 414, 
1785 zwiſchen den Nieberlanden und dem Kaifer, wegen Verlekung ber Kaiſer⸗ 
lichen Flagge auf der Schelde. Ebendaſ. I, 271. 
Aus denjelben Schriften laſſen fih noch andere Beilpiele von Verletzungen aus- 
wärtiger Geſandten und dafür gegebenen Genugthuungen nachweifen. Vgl. auch 
Wiequefort, ’Ambassadeur I, sect. XXVII. In ber neueften Zeit haben befon- 
ders Berleßungen bes Völler-Seerechtes im gegenfeitigen Verkehre Anlaß zu Recla⸗ 
mationen und zu Gewährung von Entſchädigungen gegeben. 
2) Die Haupterörterung biefer Frage f. in Bynekershoek, de iud. comp. 
leg. cap. III. Huber, de iure eivitatis I, 3, 3,1. Thomasius, iurisprud. divina 
Il, 9, 76. Ward, Enquiry II, p. 485. 
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find, ein Verbrechen verüben', fie mögen Diefes nun für fih allein 
ans eigenem Antriebe oder auf Befehl ihrer Regterung unternommen 
haben”. 

Beſteht unter den betheifigten Staaten ein Lehnsverhältniß, fo 
kann überdies die Felontefrage eintreten; im Allgemeinen aber 
bat die Verfeinerung der Sitte und der Einfluß der öffentlichen Met- 
nung in unferer Zeit an Fragen der vworftehenden Art nur noch 
ein geringes praftifches Bedürfniß übrig gelafjen. 

103. Auch bei Verlegungen, welche ein Privatmann oder irgend 
ein Agent der Regierung ohne deren Autorifatton? einem fremden 
Staate, es fet direct oder indirect an deſſen Angehörigen, zufügt, 
fommt es Daranf an, ob Diefes im Gebiete des Lekteren felbft ge- 
ihteht oder außerhalb desfelben. Im erfteren Falle macht er fich 
nah den Strafgefeten des fremden Staates felbit verantwortlich 
(536) und verfällt auch der dortigen Strafgerichtsharfeit, dafern 
er ſich im Bereiche derſelben fortdauernd befindet oder wiederbetreten 
ht. In allen übrigen Fällen hingegen läßt ſich nur ein Anfpruch 
de8 verlegten Staates an denjenigen denken, deſſen Botmäßigkeit der 
Beleidiger dermalen unterworfen ift, nämlich darauf hinzuwirken, daß 
dem Beleidigten die gebührende Genugthuung gegeben werde, fet es 
auf dem geeigneten Eivil- oder Eriminalwege, ober durch Ausliefe- 


2) Hierzu bietet die Gedichte der vergangenen Jahrhunderte Beifpiele in ziem⸗ 
fiher Anzahl. S. Wicquefort, ’Ambassadeur I, sect. XXVI— XXIX und 
Ward. Befonders Iehrreich find die Fälle, welche Merlin, Repertoire m. Ministre 
publie V, $4. n. XII. XII. anführt, Vgl. anch wegen der Angelegenheit des 
Grafen Ghillenborg und Görk, und des Grafen Eellamare (1717. 1718) Ch. de 
Martens, Causes c&l&bres I, 75 u. 179. Wegen ber Grundſatze I im Einzelnen: 
Bynekershoek 1. c. cap. XVII - XX. 

2) Thomasius 1. c. „illud autem absurdum, quod quidam arbitrantur 
impune licere legato exequi quidquid sibi a principe est mandatum“ etc. 
Der Erterritoriale wird allerdings der Gerichtsbarkeit des fremden Staates nicht 
unterworfen. Wer aber feine Exterritorialität bat, kann auch gerichtet werden. In 
diefer Hinficht rechtfertigt ſich das Verfahren des Nordamerikaniſchen Staates New⸗ 
York gegen Mr. Leod 1841 (Phillimore III, 50). 

8% Sonft gehörte der Fall unter $ 102, Die Regierung wirb bier jedenfalls 
ihre Mißbilligung ausdrücklich erklären müſſen. Ein Beifpiel zwifchen Frankreich 
und Sardinien |. bei Vattel II, 338. 
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rung, ober endlich in einer fonftigen, dem rechtlichen Interefie des 
Berlegten entfprechenden Welje‘. Denn unmöglich Tann unter befreun⸗ 
deten, im Verhältniß der Dikäodofie zu einander ftehenden Staaten 
eine Genugthuung für Beeinträchtigung wefentlicher Staaten oder 
Menfhenrechte verfagt werden, indem, wenn bet zugefügten Befchä- 
Digungen an wohlbegründeten Rechten der Anfpruch auf Schadens- 
erfag geleugnet oder willfürlich abgelehnt werden dürfte, Das Recht 
felbft ein Unding, d. i. ohne Realität fein würde. Allerdings Tann 
jedoch von einer Verpflichtung der anderen Staaten, eine Genug- 
thuung dem Verlegten zu gewähren oder zu vermitteln, nur, wie 
fhon wiederhofentlich bemerkt warb, bei Rechten, die überall eine 
Nothwendigkeit und denſelben Werth haben, Die Rebe fein, nicht 
auch bet folchen Nechtsverhältniffen, welche erft Durch den bejon- 
deren Willen der Staaten ihre Entftehung und Geftaltung empfangen, 
felbft wenn dabei eine zufällige Gleichheit unter mehreren Staaten 
Statt finden follte?. 


Allgemein ahndungswäürdige Verlegungen des Bölkerrechtes. 


104. Zu den Berlegungen des Völlerrechtes, welche alle Na- 
tionen unter der Herrfchaft eines gleichen fittlichen Nechtes gleichmäßig 
betreffen und fie fümmtlich zu einer Unterdrüdung oder Befeitigung 
gleichmäßig berechtigen, gehört überhaupt jede thatfächliche abfolute 
Verleugnung der Rechte aller Menfchen und Nationen, eine Rechtlos⸗ 
ftellung derfelben überhaupt oder in gewiſſen Beziehungen, welche 
fih wenigſtens ſchon in Einer Handlung als beftimmte Tendenz mit 
dazu geeigneten Mitteln fund gegeben hat; In&befondere 

ein planmäßiges Streben zur Gründung einer Univerfalherrfchaft 
mittelft Vernichtung der einzelnen Staaten, oder auch über ein 
allen Nationen gemeinfames Gebiet, dergleichen das Weltmeer 

ift (8 16, 29 a, E., 74); 


1) Webereinftimmenb im Allgemeinen, obwohl ohne genauere Unterfcheibung 
der verlegten Rechte ift Vattel II, 7178. Bol. auch Groot II, 17, 20. Wild- 
man |. c. 

2) S. ſchon oben $ 32. Chen darauf gründet fih auch ver $ 39, Rote 6 
behauptete Sa. 
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Berlegungen der Rechte der Staatenrepräfentanten, deren Heilig- 
haltung eine wefentliche Stüte des Völkerverkehres ift'; 
Rechtsverweigerung bei allgemein giltigen Anfprüchen?; oder Auf- 
ftellung rechtswidriger Principien gegen Alle und Durchfegung 
derfelben gegen Einen”; 
Beunruhigung und Störung des gemeinfamen Verfehres auf offenen 
Land» und Seeftraßen. 
Eine Art hiervon iſt die Seeräuberet (Piraterie), beftehend in 
gewaltfamer Anhaltung und Wegnahme von Nationalſchiffen oder 
des darauf befindlichen Eigenthumes, um fich Damit zu bereichern, 
ohne dazu den Auftrag einer fich dafür verantwortlich machenden 
Staatsgewalt nachweifen zu können‘“. Dergleichen Beginnen gilt 
als eine Feindfeligkett gegen alle Menſchen, wenn e8 entmeder ſchon 
ein habituelles geworden ift, oder Doch als wirklich beabfichtigt 
erfannt werden Tann. Werden Seeräuber in der That felbft be 
griffen und machen fie von Waffen Gebrauch, fo hat der Sieger 
Recht auf Leben und Tod (e8 geht mit ihnen an die Raa); jeder 
Staat, der fich ihrer bemächtigt, ift befugt, fie nach feinen Geſetzen 
zu richten ®, 
Nicht in Diefelbe Kategorie bat man aber bisher die Schiffe 
und Angehörigen der Barbaresfenftaaten, fo wie anderer osmanifcher 


1) Daber nehmen auch bei vorfallenden Verleßungen des Völkerrechtes in dieſem 
Stüd augenblicklich meift alle Glieder des diplomatiſchen Corps Antheil an den 
Erdrterungen, sder man fordert fie dazu auf. Beifpiele f. in Ch. de Martens, 
Causes celebres I, 83. 220. 

3) Bol. Battel II, S 70, 

8) Derfelbe $ 53. _ 

4) Meber den Begriff der Piraterie vgl. Wheaton, Intern. L. I, 2, $ 16 (15). 
Wildman I, 201. Riquelme I, 237. Gejege von Einzelftaaten (f. z. B. franz. 
Geſetz vom 10, April 1825) können dieſen Begriff in Betreff ihrer Unterthanen 
noch anders beftimmen oder erweitern; allein fie können dies nicht zum Präjudiz 
anderer Staaten thun. Im Allgemeinen |. darüber Ortolan, Regl. internat. I, 250 s. 
Phillimore I, 379. 

5) Die regelmäßige Strafe war ſchon im Altertbum der Tod. Cic. in Verrem 
V, 26. Im Altertfum Erträntung. Leibnit., Cod. iur. gent. Url. 124. Einzefne 
Untertbanen haben jedoch das Tödtungsrecht außer dem alle eines Piratenangriffes 
nicht mehr. — Loccenius, de j. marit. II, 3.9. Palin 3. Orbonnanz von 1681. 
II, 9, 3. p. 236. Ortolan I, 254. 
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Ufervölfer geftellt, fondern fich wegen der Verbältniffe mit der Pforte 
nur auf einen PVertheidigungsfuß gegen ſie gefegt, oder Durch Ver⸗ 
träge und Geſchenke Sicherung verfchafft (8 7). 

Wäre bereitS von allen Europälfchen Välferrechtsgenoffen Die 
Sclaverei der Neger aufgegeben und aller Schuß ihr entzogen, fo 
würde auch Die Zufuhr derfelben auf offener See von jedem Staate 
als ein Verbrechen gegen die allgemeinen Meenfchenrechte behandelt 
werden dürfen. Für jest Tann jede Nation nur, wenn fte felbft Die 
Sclaveret verwirft, den, wenn auch nur Durch Zufall in ihr Gebiet 
gelommenen Sclaven eine Zuflucht gewähren und die Auslieferung 
ihren unnatürlichen Herren verfagen, thatfächlich alfo jenen Das geben, 
was fie nie verlieren Tonnten. 


weites Bud). 
Das Völkerrecht im Zuftande des Unfriedens, 


oder: 
Mie Actionenrechte der Staaten. 


Erfter Abfchnitt. 


Bon den völkerrechtlichen Streitigkeiten und deren 
Erledigung überhaupt. 





Beranlaffungen derfelben, 


105. Volkerrechtliche Streitigkeiten entſtehen im Allgemeinen über 
Anſprüche, deren Erledigung dem verfaſſungsmäßigen Rechtsgange 
eines beſtimmten Staates nicht angehört, oder wegen willlürlicher 
von Seiten der dortigen Staatsgewalt entgegengeſtellter Hinderniſſe 
daſelbſt nicht erreicht werden kann; folglich nicht allein über An⸗ 
fprüche der Staatsgewalten und Souveräne an einander, ſondern 
auch über Privatanſprüche eines Unterthans an einen auswärtigen 
Staat oder deſſen Unterthanen, wenn jenem das Recht von dem 
fremden Staate verweigert wird und ſich der Staat des in ſeinem 
Rechte gekränkten Unterthans vermöge des ihm zuſtehenden Repräfen⸗ 
tationsrechtes (3 53) gegen den fremden Staat annimmt. Eine Ein⸗ 
mifchung dritter Mächte tft allein unter den Bedingungen des $ 45 f. 
zuläffig. 

Mittel zur Befeitigung überhaupt, 
106. Bölferrechtliche Anfprüche haben der Negel nach Feine 
andere Garantie für fich, als Die Macht der Wahrheit und den that- 


fräftigen Willen der Betheiligten; Tein anderes Forum, als die eigne 
Gewifjenhaftigfeit und die öffentliche Meinung. Es gebührt daher 
13 | 
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Ufervölfer geftellt, fondern fich wegen der Verhältniffe mit der Pforte 
nur auf einen Vertbeidigungsfuß gegen fie gefett, ober Durch Ver- 
träge und Geſchenke Sicherung verfchafft (87). 

Wäre bereits von allen Europätfchen Völferrechtsgenofjen Die 
Sclaveret der Neger aufgegeben und aller Schuß ihr entzogen, fo 
würde auch Die Zufuhr derfelben auf offener See von jedem Staate 
als ein Verbrechen gegen die allgemeinen Meenfchenrechte behandelt 
werden bürfen. Für jest Tann jede Nation nur, wenn fie felbft Die 
Sclaveret verivirft, den, wenn auch nur durch Zufall In ihr Gebtet 
gefommenen Sclaven eine Zuflucht gewähren und die Auslieferung 
ihren unnatürlichen Herren verfagen, thatfächlich aljo jenen das geben, 
was fie nie verlieren Tonnten. 


weites Bud). 
Das Völkerrecht im Zuftande des Unfriedens, 


oder: 
Mie Actionenrechte der Staaten. 





Erfter Abſchnitt. 


Bon den völkerrechtlichen Streitigkeiten und deren 
Erledigung überhaupt. 





Beranlaffungen derfelben, 


105. Volterrechtliche Streitigkeiten entſtehen im Allgemeinen über 
Anſprüche, deren Erledigung dem verfaſſungsmäßigen Rechtsgange 
eines beſtimmten Staates nicht angehört, oder wegen willkürlicher 
von Seiten der dortigen Staatsgewalt entgegengeſtellter Hinderniſſe 
daſelbſt nicht erreicht werden kann; folglich nicht allein über An- 
fprüdhe der Stantsgemwalten und Souveräne an einander, fondern 
auch über Brivatanfprüche eines Unterthbans an einen auswärtigen 
Staat oder deſſen Untertbanen, wenn jenem das Necht von dem 
fremden Staate verweigert wird und ſich der Staat des in feinem 
Rechte gekränkten Unterthans vermöge des ihm zuftehenden Repräfen- 
tationsrechtes (8 53) gegen den fremden Staat annimmt. Eine Ein- 
mifhung dritter Mächte tft allein unter den Bedingungen des 8 45 f. 
zuläffig. 

Mittel zur Befeitigung überhaupt, 
106. Bölferrechtliche Anſprüche haben der Pegel nach feine 
andere Garantie für fich, als die Macht der Wahrheit und den that- 


Träftigen Willen der Betheiligten; Fein anderes Forum, als die eigne 
Gewifjenhaftigfeit und die dffentlihe Meinung. Es gebührt Daher 
13 
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hängt bier begreiflich von der Vereinigung der Betheiligten ab. Auch 
der Zweikampf ift als ein Waffenloos zumeilen in Antrag gebracht, 
felten aber angenommen worden oder zu einem Ausfchlage gelangt" 
und gewiß nicht zu bevorworten. Das billigfte, wiewohl auch nicht 
immer entjprechende Mittel ift Die Unterwerfung unter einen Schted 8 - 


fprud. 
Eompromiß.? 


109. Soll vermöge Auftragsertbeilung von Einem oder mehreren 
Dritten ein völferrechtlicher Streit entfchteben werden, fo bedarf es 
dazu einer ausdrüdlichen Convention der Betheiligten mit den aus- 
erfehenen Schtebsperfonen ganz nach den Grundſätzen der völferrecht- 
lihen Berträge. Ein ſolches Compromiß geht dann entweder nur 
dahin, ein fchon durch Vereinbarung feftftehendes Princip in Bezie⸗ 
hung auf einen gewilfen Gegenftand unter den Parteien in Aus- 
führung zu bringen (arbitratio), z. B. eine Grenzberichtigung oder 
Theilung nach gewilfen Maßen oder Proportionen zu vollziehen?, 
oder dahin, eine Streitfrage felbft erft zu erörtern. und nach Recht 
und Billigkeit zu entfcheiden (eigentliches arbitrium). Das Com- 
promiß muß Die näheren Modalitäten beftimmen, an welche Die Aus- 
führung des Schiedsauftrages gebunden fein foll, aber e8 bedarf 
feiner Bönalftipulation. Sowohl Privatperfonen* wie auch Souveräne 


1) Beilpiele aus Älterer Zeit f. in Pet. Müller, de duellis Prineipum. Jen. 
1702. Ward, Enquiry II, p. 2168. Dithmar S. 251 angef. im Rechtsler. III, 516. 
Die neuefte Provocation erließ König Guftav IV. an Napoleon J. Früher Karl IX. 
von Schweden 1611 an Ehriftian IV. von Dänemark. Die Sache jelbft bebarf 
feiner Erörterung für das heutige Völkerrecht. Das Mittel ift ein an fih unzu⸗ 
läſſiges Entjheidungsmittel, weil e8 die Entſcheidung auch zu Gunften des im 
Unrecht befindlichen Theiles wenden kann. Wegen Franz I. und Karl V. im Jahre 
1528 ſ. Vehſe, Geſch. des Oeſterr. Hofes I, 1852. ©. 168 f. 

2) Bol. im Allgemeinen Abr. Gerh. Sam. Haldimund, de modo compo- 
nendi controversias inter aequales et potissimum de arbitris compromis- 
sariis. Lugd. B. 1738. Welder, im Staats⸗Lex. XI, 778. 

2) Die Unterſcheidung diefes Falles von dem eigentfihen Arbitrium ift vor- 
fängft von den Proceffualiften al8 eine natürliche erfannt und jeder Anfechtung 
entzogen. Vgl. im Allgemeinen v. Neumann, J. prine. priv. t. VIII, $1 sqq. 

9 Im älterer Zeit, jelbft in Staats- und Fürften- Angelegenheiten ſehr ge- 
wöhnlich. Vgl. Hellfeld zu Struv., Jurispr. heroic. Cap. I, $ 21 u. ſ. w. 77, 
v. Neumann 1. c. 12.13. 
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fönnen zu Schtedsrichtern gewählt werden; Exftere können nur in 


Perſon handeln, Letztere können fich bei der Erörterung durch Dele- 


girte vertreten laſſen oder fich Dabei ihrer Räthe bedienen, wenn fie 
nur den endlichen Ausfpruch felbft thun!, Sind mehrere Schieds⸗ 
richter ohne nähere Beitimmung erwählt, fo Tann Feiner obne den 
Anderen giltig verfahren oder ein Urtheil fprechen?. Bei Meinungs» 
verfchiedenheiten iſt unftreitig Die Stimmenmehrheit als entfcheidend 
zu betrachten”; im Falle einer Stimmengleichheit oder völligen Diffo- 
nanz würde nur nach dem Willen der Betheillgten ein fernerer Auss 
weg zu gewinnen fein‘ Iſt wegen des Verfahrens nichts beftimmt, 
fo fteht dem Schiedsrichter zu, eine Zeit feftzuftellen, bis wohin Die 
gegenfeitigen Ausführungen und Bewelfe vorgelegt werden follen, 
worauf er dann ohne weiteren Aufenthalt zur Vollendung feines Auf- 
trages fchreiten Tann. Zwangsrechte ftehen ihm gegen feinen Theil 
zu®. Sein Amt erlifcht Durch neue Conventionen der Hauptparteten, 
durch Ablauf der ihm gefetten Zeit, Durch den Tod oder eingetretene 
Unfähigfett des Schiedsmannes, endlich mit dem Entſcheide felbft. 
Diefer hat für Die Intereffenten Die Bedeutung eines giltigen Ver—⸗ 
gleihes°. Ex Tann jedoch angefochten werben wegen Ungiltigleit des 
Compromifjes; wegen abfoluter Unfähigkeit Des Schiedsmannes; megen 
Unredlichleit desfelben oder der Gegenpartet; wegen mangelhaften .oder 
gänzlich vermweigerten Gehörs; wegen Meberfchreitung der Grenzen des 
Compromifjes; wegen abfoluter Rechtswidrigfeit der in dem Entfcheide 
getroffenen Verordnungen, welche daher auch Feine zuläffige Cauſa 


1) 9, Neumann, J. Prineip. Priv. t. VIII, 8 18. 

2) Berfteht ſich als ſtillſchweigende Abficht der Intereffenten von ſelbſt. ©. 
auch 1.17 a. E. und 1.18.D. de recept. Die davon abweichende Vorſchrift in cap.2 
de arbitr. in VI. ift fehwerlich als Hegel des Völkerrechtes anzuſehen. 

3) Iſt auch allgemeine ciwilrechtlihe Praris gemäß 1.27. 8 3. D. J. c. 

4) Daß die Schiedsrichter ſich felbft einen Obmann wählen, wie das Römiſche 
Civilrecht geftattet, beruhet auf einer pofitiven Vorſchrift, welche jedoch nicht einmal 
in allen Civilrechten beibehalten ift. 

6) Bgl. 1.27 pr. 1.49. 81. D. eit. und fo überall! 

6) Die beichränktere Kraft des Schiedsſpruches im Römilchen Recht ift für 
das neuere Europa durch andere Meberzeugungen von der Kraft der Verträge jeber 
Giltigkeit entbunden. Vgl. Groot III, 20. 46. Unrichtig ift gewiß auch die Vor⸗ 
ftellung,, daß wenn in dem Compromiffe eine Conventionalftrafe bebungen worden, 
ber Schulbigerflärte fich durch Erlegung der Strafe von der Erfüllung des Schieds⸗ 
Ipruches befreien koönne! ' 
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eines Vertrages ($ 83) abgeben könnten, wogegen bloße Verftöße in 
der Beurtheilung des befonderen Falles, fofern ihnen nicht etwa 
Parteilichkeit zum Grunde Liegt, Teinen Grund zur Anfechtung dar⸗ 
bieten‘. Nur bet der eigentlichen Arbitratio tft der Nachweis einer 
thatfächlichen Unrichtigkeit und darauf beruhenden Unbilligfeit ftets 
vorbebalten?. 

Zu allen Zeiten ift der fchiedsrichterliche Weg in verjchtebenen 
Formen benugt worden. Bet den Griechen durch Berufung auf eine 
dritte befreunbete Stadt’; bet den Römern in Älterer Zeit durch Die 
Reciperatio‘. Einen fefteren, faft ftaatsrichterlichen Charakter haben 
die Bundesgerichte in Bundesftanten und Staatenvereinen; fo ſchon 
in den Griechifchen Staatenvereinen® und gegenwärtig Die Aufträgal« 
Inftitution des Deutfchen Bundes für Die fouveränen Glieder des⸗ 
felben‘, oder ftatt deren das Bundesfchiedsgericht”. Hier tritt Die 
vollziehbende Macht des Bundes felbft hinzu. 


| Anwendung von Gewaltmaßregeln; insbefondere NRepreffalien. 


| 110, Sind gütliche Verfuche vergebens angewandt, oder ge= 
ftattet Das Dringende der Gefahr überhaupt keinen folchen Verfuch, 
fo beginnt Das Necht der Selbfthilfe und zwar bei Forderungen be- 
ftimmter Gegenftände durch Wegnahme derfelben, wo man fie findet, 
oder Durch Aneignung eines Aequivalentes aus den Gütern des 
fchuldigen Theiles, welche man in feiner Gewalt bat, außerdem aber 


1) Bgl. Groot a. O. Vattel II, 18, 329. Wildmann I, 186. 

2) Die ſ. g. reductio ad arbitrium viri boni, worauf fich auch 1. 76. 78. 79. 
D. pro soc. u. 1.9. D. qui satisd. cog. bezieht. 

8) Die nolss Exrximros. M. |. des Berf. Athen. Gerichtsverf. S. 340. 

*) Gallus Aelius bei Feſtus: „Reciperatio est, cum inter populum et 
reges nationesque ac civitates peregrinas lex convenit, quomodo per reci- 
peratorem reddantur res reciperenturque, resque privatas inter se perse- 
quantur.“ ©. Karl Sell, die Necuperatio der Römer. Braunſchw. 1837. 

5) 3,8. im Achäiſchen Bundesverhältniß. Polyb. II, 37, 10. Fr. W. Titt- 
mann, Griech. Staatsverf, S. 687, Die Verfammlung der Amphictyonen hatte 
ſchwerlich eine derartige Bedeutung, wie man ihr oft beigelegt hat. 

6) Das Neuefte hierüber: v. Leonharbi, das Aufträgalverfahren des D. Bundes. 
Frkf. 1838. ©. Yordan in Weiske, Rechts⸗Lexicon I, 474. Zachariä, Deutfches 
Staatsr. II, 719. Zöpfl, allgem. u. Deutiches Staater. I, 359. 

7) Nah dem Bunbesbeichluß vom 30. Det. 1834. Art. XII 
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duch Anwendung von Repreffiumitteln gegen Das Unrecht des anderen 
Theiles, es fet num mit Eröffnung eines eigentlichen Kriegszuftandes 
(Abſchnitt 2) oder vorerft mit Anwendung von einzelnen Repreffa- 
lien' (von reprendere, altfächfifch witbernam), d. h. von Gewalt⸗ 
maßregeln gegen eine andere Bartel, um fie Dadurch zu Gewährung 
des Rechtes, im Beſonderen zur Leiftung fehuldiger Genugthuung zu 
veranlaffen, äußerften Falles fich eine folche felbft zu verfchaffen. In 
älterer Zeit? beftanden fie hauptfächlich in der Geftattung der Fehde 
(des Heinen Krieges) und bei Seeftaaten in der Conceffionirung eines 
Unterthanen oder Fremden zum Seeraub mittelft f.g. Markebriefe, 
oder in ähnlichen Vergewaltigungen gegen eine gewiſſe Nation’, was 
allmählih aus der Staatenpraxis verfchwunden‘ und nur noch in 
Geftalt der Eaperet bei förmlichem Kriegszuftande benußt worden tft 
($ 137). Dagegen üben die Staatsgewalten felbft noch für ihre und 
ihrer Unterthanen Intereffen |. g. fpecielle Nepreffalien® aus 
durch Retaliation derfelben rechtswidrigen Handlung oder Unters 
laffung, deren fich eine andere Macht fchuldig gemacht bat, und 
zwar an Perfonen oder Objecten, welche derfelben angehören, 


1) Schriften ohne Zahl über biefen Gegenſtand ſ. bei v. Ompteda 8 288. 
v. Kamptz 8 270. 

2) S. namentlich den Guidon de la mer cap. X, art. 1 und darnach bie 
Franzöſtſche Ordonn. de la marine von 1681. 

3) Weber bie ältere Form der Anwendung vgl. Hüllmann, Stäptewefen I, 197. 
Martens, Caperei I, 8 4. Pütter, Beitr. 3. Völkerr.⸗Geſch. I, 49, dann auch P. Fri- 
derus, de Process. I, cap. 46 sq. Valin III, 10. p. 414. Wernher, Obs. univ. 
II, 115. 

%) Durch Verträge warb der Gebrauch fchon fehr beſchränkt. Oke Manning 
p. 108. Weber fein allmähliches Verſchwinden: Ortolan I, p. 396. Wildman 
I, 192. 

5) Weber den neueren völferrechtlichen Gebrauch: Groot III, 2. Vattel II, 
8 342 f. de Neumann, Ius Princ. priv. t. VIII, $ 35. de Steck, Essais p. 42. 
Wheaton IV, 1, 82.3. Wurm, im St.-ter. XII, 124. Sogenannte allgemeine 
Reprefialien, als Verhängung oder Erlaubniß aller und jeber Gewaltmaßregeln wiber 
Perjonen und Sachen eines fremden Staates, wären, wie fchon der Großpenflonar 
Witt bemerkt bat, nichts anderes als die Eröffnung eines Kriegszuftandes. Die 
Britifche Staatspraris gebraucht Übrigens Die Bezeichnung General Reprisal vor- 
nehmlich für die Autorifation der gefammten 8. Schiffsmacht zur Wegnahme 
feindlicher Güter und Schiffe. Vgl. Phillimore II, 13.20. Das ift Kriegsanfang. 
Bol, ebend, 98, 
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fo weit ein folche® Verfahren mit ben Anforderungen ber 
Menfchlichleit zufammen beftehen Tann; 
durch Sperrung des DVerfehres, z. B. mitielſt Blocade (8 112); 
durch Wegnahme, Innebehaltung und Beichlagnahme von Perfonen, 
Sachen und Forderungen des anderen Theiles”, welche fich im 
Bereiche des verlegten Theiles befinden; eine Art von Arreft 
oder Pfändung, wodurch jedoch weder ein Recht auf Leben und 
Zod der gepfändeten Perfonen, noch auf Appropiation der ge= 
pfändeten Sachen begründet wird. Erſt wenn das Mittel bei 
dem Gegner feinen Zwed nicht erreicht, können jene Sachen 
zur Genugthuung für Die verlegten Intereffen verwendet werden. 
Die Berfonen aber find als Gelfeln zu behandeln®. 
Einen zureihenden Grund zu derartigen Repreſſalien gewährt jede 
wölferrechtlich anfechtbare Verzögerung oder Verweigerung des Rechtes 
durch Eigenmächtigfeit der zum Recht verpflichteten Partei, es ſei 
nun im legislativen, gerichtlichen oder Verwaltungswege‘. Nur un- 
abhängige Mächte können von jenen Mitteln Gebrauch machen, oder 
auch Einzelnen ihrer Angehörigen die Ausübung überlaffen‘; dritte 
Mächte find Hingegen weder fchuldig, auf etwaige Requifitton fich der 
Ausübung zu unterziehen, noch auch berechtiget, Repreflalten im In- 
terefje einer anderen Macht anzuwenden, wofern fein legitimer Fall 


1) 3.8. wenn Gefanbte eines Staates von einer fremben Staatsgewalt völler⸗ 
rechtswidrig behandelt find und feine Genugthuung gegeben wird. Hier find die Re⸗ 
preilalien die Genugthuung und zugleih ein Zwang zu correcterem Handeln für 
die Zukunft. 

2) Dazu Finnen auch im Falle der Noth, d. h. in Ermangelung jedes anderen 
Dbjectes, Forderungen feiner Unterthbanen benutt werben, wie König Friedrich 
d. Gr, in Betreff des Oefterr.-Schleftfhen Anlehens that, trotz ber vielgerühmten 
Englifhen Reponse sans replique. Ob es politifch fei, gegen auswärtige Staats» 
gläubiger jo zu verfahren, iſt Sache für ſich. 

8) Schon Schilter, de iure obsidum, ftellt Repreffalien gegen Perfonen mit 
ben Geifeln zufammen. S. auch Battel $ 351. Selbft wen nächſtdem ber Krieg 
ansbricht, ift noch Fein Necht auf Leben und Tod begründet, obgleich dies von älteren 
Publiciſten, 3. B. ſelbſt von Eocceji zu Groot noch behauptet if. 

4) Beißpiele und Verhandlungen barliber f. in Ch. de Martens, Causes c&- 
lebres II, p. 1 und p. 151 s. Wegen des Princips: Groot III, 2, 8 4.5. 
Bynckershoek, Quaest. i. p. I,24. Oke Manning, Law of nations p. 107. 
Wurm a. O. S.125. Wildman 195. Phillimore III, 13. 33. 

5) Durch Patent oder Marlebriefe, wiewohl biefer Gebrauch aufgehört hat. 
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einer Intervention vorliegt, wie bei Stantenvereinen insbefondere 
eintreten Tann’, ober eine allgemeine Verlegung des Völferrechtes, 
um einem unmenfchlichen, abfolut rechtswidrigen Verfahren ein Ziel 
zu ſetzen. 


Retorfion? unbilliger Rechtsgrundſätze und Maßregeln. 


111. Erlaubt ſich eine unabhängige Macht gegen andere Mächte 
oder deren Angehörige zwar keine Ungerechtigkeit, wohl aber eine 
Unbilligkeit, d. h. eine ungleiche Behandlung fremder Staaten oder 
ihrer Angehörigen innerhalb des eigenen Rechtskreiſes, indem ſie die⸗ 
ſelben von gewiſſen Vortheilen entweder ganz ausſchließt, welche fie 
ihren eigenen Untertbanen bewilligt, oder fie doch zu Gunften der 
legteren, oder auch gegen andere bevorzugtere Nationen zurlckftellt, 
oder Indem fte auswärtige Nationen bei der Einräumung gewiſſer 
Bortheile auf ungewöhnliche Weiſe belaftet, oder endlich felbft dann, 
wenn fie im Allgemeinen, fogar in Betreff der eigenen Untertbanen, 
Grundfäge aufftellt oder befolgt, welche den von anderen Nationen 
befolgten Regeln zumiderlaufen und mit materiellen Nachtbeilen für 
diefelben verbunden find*, fo finden feine Repreſſalien Statt, fondern 
es tritt blos das Recht der Retorſion in Kraft, d. 5. die Rück⸗ 
anwendung desſelben Princips gegen Die folchergeftalt handelnde 
Macht, um fich in Gleichheit: mit derfelben zu ftellen oder zu er- 
halten, bis die Unbilligfeit gehoben tft, eine retorsio iuris, gebeifigt 
in dem Rechtsſatz: quod quisque in alterum statuerit ut ipse 
eodem iure utatur, um den Egoismus oder die Einfeitigfeit des 
Anderen ihm felbft fühlbar zu machen‘. 


1) Vgl. wegen des Deutſchen Bundes die Wiener Schlußacte Art. 37, Im 
der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft warb es ansdrücklich als Grundſatz angejehen, 
daß einzelne Cantons für die anderen Repreſſalien üben dürfen. Martens, Völkerr. 
8 256 (261). Für Repreſſalien zu Gunſten Anderer iſt im Allgemeinen auch Byn- 
ckershoek, de foro legator. cap. 22, freilich aber ohne alles beſchränkende Princip ; 
ganz dagegen Oke Manning p. 111 und Wildman I, 19. 

2) Schriften bei v. Ompteda $ 287. v. Kamptz 8 269. S. auch Mofer Berl. 
VII, 485. Vattel II, $ 341. v. Martens, Völkerr. $ 250 und Mittermaier, 
Dentiches Privatr. 8 110. Wurm a. O. S. 111.116, 

8) Auf dieſe letztere Anwendung der Retorſion hat Wurm a. O. mit Recht 
aufmerkſam gemacht. 

) Die Retorſion iſt eine Reaction gegen eine Iniquität (ius iniquum), bie 
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Einer Anwendung dieſer Martme tft nicht allein Dann erft Raum 
gegeben, wenn eine Macht von dem für eine andere Nation befchiwer- 
lichen Grundfaß bereitS im einen oder anderen Falle Gebrauch ge- 
macht hat, fondern e8 genügt dazu fchon die Aufftellung des Grund- 
fates als eines fortan giltig fein follenden. Ungenügend tft bin- 
gegen eine bloße Verſchiedenheit der Gefege verſchiedener Länder, 
wonach zufällig bei einzelnen Ereigniffen der Ausländer nicht Dasfelbe 
Recht erlangen Tann, welches er in feinem eigenen Baterlande unter 
gleichen factifchen Borausfegungen haben würde, ohne Daß aber das 
von dem einheimifchen abweichende ausländtfche Geſetz gegen die Frem— 
den berechnet tft; 3.98. wenn ein Staat bei der Inteftaterbfolge andere 
Erbqualificationen oder Elaffificationen aufftellt, al8 ein anderer Staat. 

Niemals verfteht fich ſodann die Ausübung der Retorfion gegen 
fremde Staaten ganz von felbit als ein Recht der einzelnen Staats- 
genoffen, fondern e8 bedarf Dazu eines Tegislativen Befchluffes der 
Staatsgewalt und einer Autorifatton für die Behörden oder die Ein- 
zelnen‘. Iene allein hat auch zu beftimmen, in welcher Form und 
in welchen Grenzen die Retorfion beftehen, wem endlich der Vortheil 
davon zumwachfen fol. Dies ift Sache des inneren Stantsrechtes. 

Kann nad der Natur des Falles nicht genau an denfelben 
Gegenftänden oder in derſelben Form eine KRetaltation desjenigen 
gefchehen, was der andere Staat gegen das Ausland ftatuirt, fo tft 
eine analoge Anwendung des Principe nach den diesſeits gegebenen 
BVerhältniffen durchaus unverfänglich und gerecht”. 


Recht der Embargo und der Blocade. 


112. Als eine bald conferwatortfche bald präparatorifche Maß⸗ 
regel erfcheint unter den Staatenactionen das Embargo (fpan. 
embargar, anhalten), ein vorläufiger Arreft auf die in den Häfen 
oder Zerritorialmeeren eines Staates eben befindlichen Schiffe einer 


Kepreflalien reagiren gegen eine ‚Ungerechtigfeit (iniustitia). ©. beſonders Jo. 
Gothofr. Bauer, in Opusc. t. I, p: 157 s. 
1) Bol. Dav. Gr. Struben, Rechtl. Bedenken V, n. 47. (Ausg. v. Spangen- 
berg Bd. II, ©. 321.) | 
2) 3,8, wenn ein Staat gewiſſe Artifel des Nachbarftaates mit außergewöhn- 
lichen Steuern belegt und den Verkehr damit hemmt, jo kann ber Nachbarftaat 
jeinerfeitS andere Artifel des Exfteren auf ähnliche Weife behandeln. 
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oder mehrerer Nationen, um das Anslaufen Derfelben zu verhindern; 
eine Britifche Erfindung, dann aber auch von anderen Nationen 
übernommen. 

Eine derartige Maßregel ift entweder Die unmittelbare Beglei⸗ 
terin eines eintretenden Kriegszuftandes, oder eine vorforgliche in Der 
Erwartung eines folchen Zuftandes, die fich bei dem Eintritt desſelben 
in eine definitive mit allen Wirkungen verwandelt”, welchen feindliche 
Güter und Perfonen rechtmäßig unterworfen werden können, wovon 
im nächften Abjchnitt; oder fie tft auch nur eine ſtaatspolizeiliche 
für Die inneren Intereflen des fie verhängenden Staates, insbeſon⸗ 
dere: um zu verhindern, daß gewilfe Nachrichten von inneren Zu- 
ftänden anderswohln gebracht werden; um eine polizeiliche oder 
gerichtliche Nachforfehung anftellen zu können, ober auch felbft um 
Im alle dringender Noth von den Schiffen, ihrer Bemannung und 
Ladung einen für den Nationalftant derfelben nicht feindfeligen Ge- 
brauch gegen eine Dafür zu leiſtende volle Entfchädigung zu machen 
($ 150 a. E.). Endlich Tann das Embargo ein Mittel oder eine Vor⸗ 
bereitung fpecteller Repreffalien fein. Kommt es zu feinem Kriege, fo 
muß für die Nachtheile der Sperre Entſchädigung gegeben werden?. 

In ähnlicher Welfe Tann ein Blocadezuftand, d. 5. die 
effective Abfperrung einer fremden Küfte, eines oder mehrerer Häfen, 
gegen allen Verkehr von Außen durch bewaffnete Macht zu verfchie- 
denen Zweden angewandt werben. Nämlich entweder bei Eröffnung 
eines wirklichen Krieges wider den fremden Staat, wovon in dem 
nächftfolgenden Abfchnitte das Nähere (8 121); oder auch fchon 
vorher und ohne eine vollftändige Kriegseröffnung, fei e8 um Re- 
preffalten zu üben, fei e8 um eine beworftehende Nechtöverlegung zu 
hindern, 3. B. das Auslaufen eines Gefchwaders oder Die Zuführung 


1) Schriften bei v. Kampt 8 276. Vornehmlich |. de Real, Science du 
Gouv. V, 630. Jouffroy, Droit marit. p. 31. Nau's Völkerſeerecht (1802), $ 258 f. 
M. Poehls, Seeredht IV, 8 526. Karseboom, de navium detentione, quae 
v. d. Embargo. Amst. 1840. 

2) Wheaton IV, 1. $ 4. 

8) de Steck, Essais 1794. p. 7. Sacobfen, Seereht 531. M. Poehls a. a. O. 
8.1170. Einzelne Verträge haben die jpeciellen Embargo's unter den betheiligten 
Nationen ausgeichloffen und nur die allgemeinen gegen alle Nationen vorbehalten. 
Handelsvertrag zwilchen Preußen und Nord⸗Amerika vom 11. Juli 1799. Art. 16, 
Zwiſchen Rußland und Schweden vom 30. Mai (11. Juni) 1801, Art. 32, 
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eines Succurfes für einen Feind, ehe der fremde Staat fich über 
feine Abfichten beftimmt erflärt hat, Die Inzwifchen Verdacht erregen 
fünnen. Zwar erft die neueſte Gefchichte Liefert Beiſpiele der letzteren 
Art von Blocaden, als einer Art von Nepreffallen ohne förmlichen 
Krieg (blocus pacifique)'; e8 kann jedoch Tein Bedenken haben, daß 
Diefe Anwendung eine volllommen rechtmäßige fei, und daß jelbft 
neutrale Mächte, unter den im dritten Abfchnitte Diefes Buches dar= 
zulegenden Bedingungen, daran gebunden find. Nur findet Teine 
Eonfiscation außer dem Falle eines Krieges Statt”. 


Zweiter Abſchnitt. 
Der Krieg und fein Hecht’. 


Rechtsbegriff des Krieges. 


113. Krieg iſt feiner äußeren Erfchelnung nach ein feindfeliges 
Verhältniß unter verfchtedenen Barteien, worin man felbft die Außer- 
ften Gewaltthätigfeiten gegen einander erlaubt hält. Dies ift jedoch 


1) Wir erinmern bier an die von England, Frankreich und Rußland 1827 
verhängte Blocade gegen Die damals noch Türkiſchen Küften Griechenlands; von 
Frankreich gegen Portugal 1831, von England gegen Neu- Granada 1836 und 
wiederum” an die von Frankreich gegen Merico im Jahre 1838 eingeleitete Blocade, 
welche letztere nachmals Durch bie Mericaniiche Kriegserlärung ſich in eine voll⸗ 
fommen friegerifche verwandelte. N. Suppl. au Rec. DI, 570, und N. Recueil 
t. XVI, p. 803 f. Diefe Mafregeln konnten, weil bis dahin weniger im Gebrauch, 
einige® Bedenken verurfachen, find aber dennoch von anderen Mächten, jo viel be- 
fannt, nicht entjchieden angefochten. Anderer Meinung fcheint hierüber Wurm im 
Staats⸗Lex. XU, S. 128 zu fein. Ganz dagegen ift auch Hautefeuille, Droits 
des nat. neutres III, 176, weil Blocade eine Friegerifche Maßregel feil Die Hu- 
manität kann das neue völferrechtliche Inftitut nur billigen. 

2) Bol. Franz. Prifen-Urtheil des Staatsrathes vom 1. März 1848. Gazette 
des Trib. vom 28. März 1848. S. 54. Eine andere Praris hat allerdings Eng- 
land befolgt. Soll aber Die Blocade noch fein Krieg fein, jo hat Frankreich Recht. 

3) Befondere Schriften über viefen Theil des Völkerrechtes, namentlich von 
Alberic. Gentile, Joh. Gottl. Fror. Koch und Joach. E. v. Beuſt f. bei v. Ompteba 
8290. 291. v. Kamptz $ 271. 272. Eine allgemeine Geſchichte des Krieges ſ. bei 
v. Elaufewig, vom Kriege. Berl, 1832. I, S. 108, 
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blos eine thatfächliche Erklärung. Ein NRechtsbegriff wird der Krieg 
erft, wenn man fich ihn als Anwendung des Außerften felbft ver- 
nichtenden Zwanges wider einen Anderen denkt, zur Nealifirung vecht- 
licher Zwede bis zur Erreichung derjelben. Ex iſt mit anderen Worten 
die äußerſte Selbithilfe. Wie dieſe ift er daher entweder ein Ver- 
tbeinigungsfrieg zur Abwehrung eines ungerechten Angriffes, womit 
man bedroht wird, ohne daß man felbft den Angriff erſt abzuwarten 
bat, wenn nur eine wirkliche Kriegsgefahr won Seiten des Anderen 
droht', oder er iſt ein Angriffskrieg wegen fchon erlittener Rechts⸗ 
verlegung und zum Zwecke der Genugthuung. Eben dadurch wird 
fofort auch die Gerechtigkeit eines Krieges beftimmt. Ex tft nur 
gerecht, wann und fo weit Selbfthilfe erlaubt tft”, wiewohl auch der 
ungerechte Krieg in feinen Wirkungen dem gerechten thatfächlich gleich- 
fteht?. Denn es giebt feinen irdiſchen Nichter, von welchem ein Aus- 
fpruch über Gerechtigkeit oder Ungerechtigfeit eines Krieges mit Un- 
fehlbarkeit zu erwarten wäre; Zufälligleiten würfeln ihn oft zufammen 
und machen ihn meift zu einem Spiele, deifen Schwankungen nie 
zuvor zu berechnen find; er fett ein Chaos an die Stelle der Ord- 
nung, aus welchem diefe erſt wieder nen erftehen muß. Gewiß aber 
werden Die moralifchen Nachwirkungen des ungerechten Krieges andere 
fein, als Die des gerechten; und niemals werden bloße Gründe des 
politifchen Nutens oder moralifch gute Zwede ohne das Daſein einer 
bevorftehenden oder fchon zugefügten Nechtsverlegung Die Ungerechtig- 
feit eines Krieges befeitigen Können. Alle abftracten Tragen, ob Re⸗ 
ligionsfriege, ob Straffriege, ob Kriege zur Erhaltung des politifchen 


1) ©. ſchon oben S.58, Not.3 und Gulel. Schooten, de iure hostem im- 
minentem praeveniendi. Specim. iurid. L. Bat. 

2) ©. jchon oben 8 106. Friedrich der Große erklärte in |. Antimacchiavell, 
Cap. 26: toutes les guerres qui n’auront pour but que de repousser des 
usurpateurs, de maintenir des droits l&gitimes, de garantir la liberte de 
Punivers et d’eviter les violences et les oppressions des ambitieux, als 
conformes à la justice. 

3) Dies wird von Allen auerlannt, auch von denen, welche mit Aengftlichkeit 


die Gründe gerechter Kriege zu beſtimmen geſucht haben und eiue rechtliche Verant⸗ 


wortlichkeit deſſen behaupten, der einen ungerechten Krieg führt, wie z. B. von Groot 
und von Vattel III, 8 183 f. 190. Wie unbegründet gerade hier die Unterſchei⸗ 
dung eines natlicfichen unb willkürlichen Rechtes ſei, erkannte ſchon Greceft zu 
Groot IH, 10, 3 f. 
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Gleichgewichtes gerecht ſeien? find daneben überflüffig und beant- 
worten fih aus den worangefchidten Erörterungen der völkerrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe ganz von felbit'. 


Kriegführende Theile. Ius belli subiectivum. 


114. Ein Kriegsftand kann rechtmäßiger Weife nur unter Par- 
teilen eintreten, unter welchen der äußerſte Grad der Selbfthilfe er- 
laubt und möglich tft, hauptfächlich alfo unter völlig freien, von 
einander unabhängigen, Teiner gemeinfamen höheren Gewalt unter- 
worfenen Partelen?; insbefondere ein Staatenkrieg unter fouveränen 
Staaten, fo wie gegen ftantenlos Lebende: z. B. Freibeuter, Flibuftier, 
Seeräuber und dergl. Ein innerer Krieg politifcher Parteien des- 
jelben Staates Tann höchitens nur als ein Nothkrieg Anſpruch auf 
Rechtmäßigkeit haben; er kann auch nie einen eigentlichen Kriegs- 
ftand, wie unter fremden Staatsgewalten, bervorbringen”. Private 
Fehden oder Kriege auf eigene Fauſt unter Perfonen desſelben oder 
verfehtedener Staaten hat die neuere Entwidelung des Europätfchen 
Staatslebens völlig unterdrüdt‘. Selbſt Affoctationen vieler Privaten, 
wie 3. DB. kaufmännifche Genofjenfchaften, würden ohne Zulaffung 
ihrer Staatsgewalten feinen Krieg zu führen berechtigt fein, fo lange 
fie fih nicht, wie einft Die Hana’, mit fteinernen und bölzernen 
Mauern zu einer nicht blos gehorchenden Macht erhoben haben follten®. 

Unter den Triegführenden Theilen find nun zu unterfcheiden Die 
Hauptparteien und Nebenparteten, welche jenen Kriegshilfe leiften. 


1) Schriften Über diefe Fragen findet man bei v. Ompteda $ 294, 298. 299. 
v. Kamptz 8 274. 280. 281. 

2) Schriften bei v. Kamptz 8 273. 

3) So ſchon Ulpian, 1.21. $1.D. de captiv. „In civilibus dissensionibus, 
quamvis saepe per eas respublica laedatur, non tamen in exitium reipu- 
blicae contenditur: qui in alterutras partes discedent, vice hostium non 
sunt eorum, inter quos jura captivitatum aut postliminiorum fuerint.“ 

4) Die Sitten des Mittelalters oder ver Feudalzeit ſ. bei Ward, Enquiry I, 
p. 344. II, 209 f, Ein mertwilrdiges Beifpiel einer Kriegführung auf eigene Hand 
gaben noch Mannsfeld und Bernhard von Weimar im 3Ojährigen Kriege. S. auch 
Ward II, 312. Schill's Zug warb reprobirt. 

5) Deren merkwürdige völkerrechtliche Stellung: Ward II, 276 f. Bütter, 
Beitr. 3. Völkerr.⸗Geſch. 141. 

Ä 6) Erörterung des Kriegsrechtes von Handels⸗Compagnien |. bei Car. Fr. 
Pauli, de iure belli societatum mercatoriar. Hal. 1751. 
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Verbündete Mächte. 


115. Zu den Nebenparteien gehören Im Allgemeinen diejenigen, 
welche der einen oder anderen in Krieg gerathenden Macht Hilfe leiſten. 
Eine folche Kriegshilfe ift entweder eine allgemeine, ungemeffene, mit 
alfen der Hilfsmacht zu Gebote ftehenden Kräften und Mitteln; oder 
eine particuläre, gemeffene, welche nur in qualitativ und quantitativ 
beftimmten Leiftungen oder Bergünftigungen befteht; namentlich in 
Stellung eines beftimmten Hilfscorps, in der Zahlung von Sub- 
fidien, Einräumung eines Waffenplages, Hafens; überhaupt in der 
Gewährung beftimmter Vortheile, wodurch das Angriffs- oder DVer- 
tbeidigungsfoften einer Triegführenden Macht gegen bie andere ver- 
färft wird, mit dauernder Verbindlichkeit dafür bis zur Erreichung 
eine® gewiffen feindfeligen Endzweds. Dieſes ift der entjcheidende 
Punkt. Nur dadurch tritt man aus der firengen Neutralität heraus. 
(Bol. Abfchn. II.) 

Die Leiftung der Kriegshilfe tft felten eine ganz aus einfeitigem 
Antriebe im Wege der Intervention Äbernommene; gewöhnlich eine 
aunsdrädlich verabredete und ftipulirte; Der casus foederis bald ein 
Angriffs- bald ein Vertheidigungsfrieg”; entweder mit Gegenſeitigkeit 
oder auch ohne ſolche. Es gelten dabei Die allgemeinen Grundfäge 
und Auslegungsregeln der Verträge, Deren Anwendung jedoch bier 
oft Schwierigkeiten und Conflicte erzeugt. Gebieteriſche Rüdfichten 
auf Das eigene Wohl, ältere Verpflichtungen gegen den zu befämpfen- 
den Feind fegen der verfprochenen Hilfeleiftung oft unabweisbare 
Hinderniffe entgegen’; in jedem alle bleibt auch dem Verbündeten 
die Prüfung vorbehalten, ob der Krieg, an welchem er Theil nehmen 


1) Schriften bei v. Ompteba $ 318. v. Kamptz 8 287. Bon den Syſtemen 
find zu beachten 3. 3. Mofer, Verſuche X, 1. Vattel III, 8 75 f. Martens, Völkerr. 
8292 5. Klüber 8 268 f. Schmalz S. 269. Wheaton IH, 2,11 ohne erhebliche 
Meinungsverſchiedenheiten. 

2) Stillſchweigend verſteht ſich eine allgemeine Kriegshilfe bei übernommenen 
Garantien. Vattel III, 91. 

8), Weber den all, wenn man den beiden kriegführenden Hauptparteien Hilfe 
verfprochen bat, j. Groot II, 15, 13 und dazu Eocceji. Juridiſche Beftimmungen 
werben indeß hierbei fchwerlih mit Erfolg zu geben jein. 
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foll, ein gerechter Krieg fei'. Nichts trügerifcher und unficherer 
alfo, als das Vertrauen auf gefchloffene Alliaucen, wo nicht ein voll- 
fommen gleichartiges und bleibeudes Intereſſe vorwaltet, wie in 
Staatenvereinen! 

116. Das Berbältnig unter den Verbündeten felbft, fofern es 
nicht genau in anderer Welfe durch den Bundesvertrag beftimmt ift, 
wird fih der Natur der Sache und der Praris gemäß im Wefent- 
lichen dahin feftftellen: 

I. Bet allgemeiner Kriegshilfe treten die Grundfäge des Gefell- 
fchaftsvertrages ($ 92) iu Anwendung, welchen zufolge jeder Theil- 
haber gleiche Rechte und PVerbindlichlelten mit dem anderen über- 
nimmt, mithin auch zur Erreichung des gemeinfchaftlichen Zweckes 
in gleichem Verhältniß beitragen muß, jo weit ihm dazu Die nötbigen 
Mittel zu Gebote ftehen, alfo im Verhältniß derfelben. Fiudet Feine 
Bereinigung Statt, jo kann correcter Weife fein Verbündeter für fich 
wider den Willen des Anderen eine Kriegsunternehmung ausführen, 
Keiner thun, was dem Anderen fchänlich tft, mithin auch Keinen ein- 
feitigen Frieden oder Waffenftillftiand mit dem Feinde fchlteßen?, es 
fei denn dem Zwede des Bündniffes gemäß, oder diefer nicht mehr 
zu erreichen, oder die Fortſetzung des Bündniffes eine Unmöglichkeit 
geworden, oder Dasfelbe von dem anderen Verbündeten felbft verlegt 
worden. Keiner der Verbündeten kann ſich endlich auf Koften des 
anderen bereichern, fondern es muß vielmehr jeder dem anderen 
herausgeben, was demſelben von Rechtswegen gehört, 3. DB. auch 
das dem Feinde wieder abgenommene Eigentbum des Bunbesgenoffen, 
wobei ein Poftliminium zuläffig tft, — ihn auch an dem gemein- 
ſchaftlichen Gewinn verhältnigmäßigen Theil nehmen laſſen. Zu⸗ 
fällige Schäden, welche das Spiel des Krieges Immer mit fich bringt, 
bleiben zur Laſt deifen, den fie betroffen haben; nur was der Eine 
dem Anderen durch fein ihm fonft nicht gemöhnliches Verhalten Nach- 
theiliges zugefügt hat, muß er erftatten. 

ID. Particuläre Kriegshilfe wird ganz zur Dispofitton der krieg⸗ 
führenden Hauptpartei geftellt, wenn keine befondere Verabredung 


1) SHierüber find Alle einverftanven. Eine Menge Discuffionen über die Eri- 
ſtenz des casus foederis f. bei Moſer a. O. S. 48 f. Dazu auch bie Beifpiele 
bei Wheaton III, 2, 8 13. 

3) Die Geſchichte Tennt ſolche Separatfrieden! 


B 
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dieferhalb getroffen if. Befteht fie in Mannfchaften, fo hat der 
Hilfeleiftende ihre Ausrüftung zu beforgen, fie auch vollzählig zu 
erhalten, wie er fie bei eigenen Unternehmungen vollzählig erhalten 
würde und zu erhalten im Stande tft'; der Kriegsherr hat Dagegen 
für Unterhalt und Berpflegung zu forgen; er darf nicht unreblicher 
Weife die Hilfsmannfchaft mit Schonung feiner eigenen Truppen 
macht biosftellen. Meberhaupt muß derſelbe fo viel als möglich jeden 
Schaden von dem Hilfsverbündeten abzuwenden fuchen, worin der 
Letztere Durch die Erfüllung feiner Bundespflicht geratben Tann, ihm 
Beiftand leiften, wenn der Feind fih auf ihn wirft, vorzüglich auch 
bei Beendigung des Krieges ihn gegen alfe Anfprüche des Feindes 
ficher ftellen und ihn Daher in den Friedenszuftand einfchließen. 
Zuwiderhandlungen berechtigen den Hilfeleiftenden zur Aufhebung Des 
Bändniffes; Dagegen aber hat er fein Recht auf die errungenen 
Bortheile, mit Ausnahme der Beute, fo wie eines beſchränkten Poſt⸗ 
liminiums, wovon unten, im Abfhn. IV. 

117. Steht man auf das Verhältniß des Feindes zu den Kriegs⸗ 
verbündeten feines Gegners, fo Tann jenem unmöglich zugemuthet 
werben, fich eine derartige Verftärkung der Kriegsmacht des Lebteren 
ohne Weiteres gefallen zu Tafjen und der Verbündeten zu fchonen, 
fofern fie ihm nicht unmittelbar entgegentreten. Es ift unleugbar, 
daß auch fie an den Feindfeligkeiten gegen ihn Theil nehmen, und 
daher auch unbedenklich, daß er fich ihrer zur ungehinderten Durch» 
fegung feiner Kriegszwede zu entlebigen befugt fein muß. 

Während dieſe Befugnig nun von Allen zugegeben wird, in- 
fofern die Kriegshilfe erft nach Eintritt eines SKriegszuftandes oder 
mit Hinficht auf einen beftimmt bevorftehenden Kriegszuftand über- 
nommen wird, fo meint man amdererfeits fie beftreiten zu dürfen, 
wenn eine Macht der anderen fehon im Voraus für Die von ihr zu 
führenden Kriege, es ſei überhaupt oder wegen eines gewiſſen Gegen 
ftandes, eine particuläre Kriegshilfe ganz allgemein ohne Defignation 
eines beftimmten Feindes zugefagt hat, ja felbft eine allgemeine Kriegs- 
hilfe für einen zu führenden Vertheidigungsfrieg”. Demungeachtet 

1) Zuweilen ift dem Berblinbeten die Wahl bedungen, anftatt Mannfchaft 
Geld u. vergl. zu liefern. SHierliber ſ. 3. 3. Mofer, vermijchte Abh. I, 84. 

2) ©, hierüber de Beulwitz, de auxiliis hosti praestitis more gentium 
hodierno hostem non efficientib. Hal. Sax. 1747. und Schmidlin, de iurib. 


gent. mediar. $ 10. 
14 
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fann der Gegner hierdurch nicht gezwungen fein, folchen Hilfsmächten 
Neutralität zuzugeftehen und fie nur da feindfelig zu behandeln, wo 
fie ihm unmittelbar gegenübertreten, wenn ihm nicht Die Politik ein 
ſolches Verfahren anräth; vielmehr Darf er jede ihm nachtheilige 
Ligue zu fprengen fuchen; er darf dem Verbündeten daher die Wahl 
ftellen, entweder von ber ihm feindbfeligen Kriegshilfe abzuftehen, oder 
den Krieg felbft ganz und gar anzunehmen‘. Gerechtfertigt ift Die 
Stellung einer folchen Alternative freilich erft Dann, wenn der Ver⸗ 
bündete des Gegners fich anſchickt, Die verfprochene Kriegshilfe zu 
leiften; fo lange dieſes zweifelhaft ift, fteht nur das fchon früher 
(8 30 u.45) erwähnte Fragerecht zu; wird aber die Antwort unter 
bedenflihen Umftänden verweigert oder verzögert, fo iſt der Bedrohte 
unfehlbar befugt, fogar das Prävenire zu fpielen”. 


Das Kriegöfeld. 


118. Sein natürliches Feld findet der Krieg zu Lande In den 
Staatsgebteten der feindlichen Parteien; der Seekrieg in den feind- 
lichen ZTerritortalgewäfjern wie auf der offenen See. Neutrale Ge⸗ 
biet darf nur im Falle der Noth ohne Feindfeligfeit betreten werden; 
das nähere Verhalten Dabei zeichnet das Recht der Neutralität vor. 
Das Berhältnig einer Hilfsmacht, auch wenn ihr Neutralität zuge- 
ftanden ift, fchließt wenigftens den Feind von der Verfolgung Der 
geftellten Hilfstruppen in ihr eigenes Gebiet nicht aus; ift fie völlig 
in den Kriegsſtand eingetreten, fo theilt fie Das 2008 der Triegenden 
Hauptparteien. 

Beſchränkungen des Kriegsfeldes können nur durch Conventionen 
oder Politik herbeigeführt werden. Die Gefchichte liefert Beiſpiele 
von blos particulären Kriegsoperationen gegen einen beſtimmten Theil 
eines Gebietes, anftatt eines fonft die Regel bildenden allgemeinen 
Kriegezuftandes der feindlichen Territorien, und zwar vorzüglich bei 
Interventionen im Intereſſe des Europälfchen Friedens”. 

1) Beilpiel: das Verfahren Rußlands gegen Preußen im Anfange des Jahres 
1813 in Beziehung auf die Franzöſiſche Alliance, 

2) So verfuhr Friedrich IL. von Preußen gegen Churfachlen, bei Ausbruch des 
Tjährigen Krieges, 

3) Wir erinnern an bie Intervention Frankreichs, Großbritanniens. und Ruß⸗ 
lands in den Griechiſchen Angelegenheiten: Nouv. Recueil t. XII, 1 sqq.; an den 


J 
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Kriegsrecht im objectiven Sinne. Kriegsmanier. Kriegsraiſon. 


119. Auch der Krieg hat ſeine beſtimmten Rechte und Formen. 
Dieſes iſt das eigentliche ius belli im objectiven Sinne. Schon die 
Alten Hatten ein folches’; aber es ſetzte der ungebundenen Willkür 
nur wenige Schranken. Erſt im Mittelalter ſtreiften ſich manche 
Härten ab, theils durch den Einfluß des Chriſtenthumes, theils auch 
durch den Geift des Ritterthumes?. Die letzten Jahrhunderte haben 
nach manchen Schwankungen die Menfchlichleit, das Bewußtſein der 
Gattung, als NRegulativ angenommen. Civilifirte Völker erkennen In 
ben Kriege nur einen Notbitand, ein unvermeidliches Uebel, welches 
nicht weiter ausgebehnt werben darf, ald die Noth es erfordert; wo 


nicht der Mienich gegen den Wenſchen zu feiner Vernichtung und fo 


gegen fich felbit, fondern Staat gegen Staat mit den einem Jeden 


— — Tu 


u Gebote ſtehenden Kräſten und Mitteln kämpft und feinen Willen 
durch Angriff und Vertheidigung durchzufegen fucht*. 
porticulären Feldzug Frankreichs gegen Antwerpen 1832, auf Grund ber Berträge 
mit Großbritannien vom 22, October 1832, und mit Belgien vom 10. Nov. d. J. 
Ebendaf. XI, 39. 57: an die Intervention in den orientalifchen Angelegenheiten: 
an S. Jean d'Acre. — Im Tjährigen Kriege war von einer während bes Waffen- 
ſtillſtandes fortzufegenden Belagerung ber Feſtung Neiße die Rebe. Flassan, Dipl. 
franc. V, 146. j 

1) Bgl. Liv. 2, 12. 31, 30: „esse enim quaedam belli iura, quae ut 
facere ita pati sit fas.“ Polyb. V, 9. 11: o5 zov nolduov vouos zai Ta Tovrov 
dixası. 

2) Die einzelnen Momente find hervorgehoben bei Ward, Enquiry von chap. X 
an. S. auch oben S. 9 f. Schon Bolybius hatte Übrigens eine edlere Anſicht. V, 11. 

2) So Portalis in feiner Rede bei Inftallation des Conseil des prises am 
14, $lor. 3. VIIL: „Le droit de la guerre est fondö sur ce qu’un peuple 
pour linteröt de sa conservation ou pour le soin de sa döfense veut, peut, 
ou doit faire violence & un autre peuple. C’est le rapport des choses et 
non des personnes, qui constitue la guerre; elle est une relation d’ätat à 
etat, et non d’individu-&individy. Entre deux .ou plusieurs nations belli- 
gerantes, les particuliers dont ces nations se Composent, ne sont ennemis 
que par accident: ils ne le sont point comme hommes, ils ne le sont 
meme pas comme citoyens; ils le sont uniquement comme soldats.“ Böllig 
übereinftimmenb mit dem Obigen und dem Nachfolgenben äußerte ſich auch Talley⸗ 
rand in einer Depeiche an Napoleon vom 20. Nov. 1806: 

„Irois Siöcles de civilisation ont donné & l’Europe un droit des gens 
que, selon l’expression d’un &crivain illustre, la nature humaine ne saurait 
assez Teconnaitre. 





14* 
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Daber iſt auch fein oberfter Grundſatz, gehelligt eben fo fehr 
durch Vernunft und Menfchenliebe, wie durch den eigenen Nuten: 
füge Deinen Feinden n auch im Kriege nicht mehr U Uebel zu, als es 


— —— DL u ⸗2 


für die Durchfegung des Zweckes unvermeidlich ift; während das alte 
Kriegsrecht den Grundſatz lu füge dem Feinde, fg_viel Uebel 


et WS 


zelnen beftimmte rechte Weife des —5— tft die f. 9. Kriegsmanier, 
auf deren gleichmäßige Beobachtung jeder bei dem anderen rechnet; 
fie zeichnet die erlaubten Mittel und äußerſten Grenzen vor; fie ver- 
bannt und ächtet mit dem Fluch der Gefchichte jede Unmenfchlichkeit 
und Barbaret. Ihre Meberfchreitung berechtiget jede Nation, alle Ber- 
bindung mit der fehlenden abzubrechen. Nur außerordentliche Um⸗ 
ftände, nämlich entweder die äußerſte Noth oder die Erhaltung der 
Gleichheit des Kampfes und der Regel felbft, können als f.g. Kriegs⸗ 
raifon zu MWeberfchreitungen der gewöhnlichen Sitte berechtigen". 


Regellos iſt daher ſchon am ſich jeder Krieg wider Horden und 
Banden, welche kein Geſetz der Menſchlichkeit über ſich anerkennen. 
Strenger endlich und vernichtender als der Landkrieg iſt der See⸗ 
frieg; die Marimen desfelben haben fich bei dem Mangel eines ge- 


Ce droit est fond& sur le principe, que les nations doivent se faire: 
. dans la paix le plus de bien, et dans la guerre, le moins de mal qu’il 
est possible. 

D’apres la maxime que la guerre n’est point une relation d’homme & 
homme, mais une relation d’Etat à Etat, dans laquelle les particuliers ne 
sont ennemis qu’accidertellement, non point comme hommes, non pas 
möme comme membres ou sujets de l’Etat, mais uniquement comme ses 
defenseurs, le droit des gens ne permet pas que le droit de guerre, et le 
droit de conquäte qui en d£rive, s'étendent aux citoyens paisibles et sans 
armes, aux habitations et aux proprietes privees, aux marchandises du 
commerce, aux magasins qui les renferment, aux charriots qui les trans- 
portent, aux bätiments non armes qui les voiturent sur les rivieres ou 
sur les mers, en un mot & la personne et aux biens des particeuliers. 

Ce droit n& de 1a civilisation’ en a favoris6 les progrös. C'est & lui 
que l’Europe a &t& redevable du maintien et de l’accroissement de prosp6- 
rit6, au milieu möme des guerres fröquentes qui l’ont divisse etc.“ (Moni- 
teur univ. du 5. Debr. 1806.) 

) ©. außer ber ſchon oben S. 51 Not. 1 angeführten Schrift von Struben, 
Groot III, 1, 19. 18, 4. Pufenborf II, 3, 23. 3. 3. Mofer IX, 1, 111 f. 
"Bynckershoeck, Quaest. I, 3 und die Schriften bei v. Ompteda $ 300. v. Kamptz 
8 282 f, 
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hörigen Gfleichgewichtes der Seemächte noch bei Weiten nicht zu 
einer gleichen Parallele mit dem des Tandfrieges erhoben‘; zur Hälfte 
war er noch immer ein Raubfrigeg, wie fich weiterhin ergeben wird. 


Anfang des Strieges. 


120. Ehe zu wirklichen Feindſeligkeiten gefchritten wird, muß, 
wenn bisher ein gegenfeitiger freundfchaftlicher Verkehr beftand, dem 
Gegner, welchen man mit Krieg überziehen will, eine Kriegserflärung 
gemacht werdet. Es würde feine Treue und Glauben unter den 
Nationen Statt finden, fondern ein Shftem der Iſolirung und Furcht 
Plag greifen, wenn eine unerwartete Kriegsüberziehung in jedem 
Augenblide befürchtet werden müßte. Das Alterthum beobachtete 
dabei befonders feterliche Formen”; der ritterliche Geift des fpäteren 
Mittelalters hielt dergleichen ebenfalls für erforderlich”; Die Gewohn- 
beit feterlicher Kriegserflärung dauerte bis in Das achtzehnte Jahr⸗ 
hundert. Seit der zweiten Hälfte besfelben aber hat man fich von 
beftimmten Formen mehr und mehr entbunden. Dan begnügt fich, 
jeden Diplomatifchen Berfehr mit Dem Gegner abzubrechen‘ und auf 
einem der Publichtät nicht entzogenen Wege, z. B. Durch f. g. Kriegs⸗ 
manifefte, die Abficht einer Kriegsunternehmung zu erflären, oder 
jofort zu einer folchen factifch zu fchreiten, ohne. eine unmittelbare 
Benachrichtigung des Gegners noch für nöthig zu halten, wiewohl 
fie immer etwas geziemendes fein wird‘, Gewiß bedarf es nach der 
Natur der Sache feiner näheren Erklärung bei Vertheidigungsfriegen 
wider einen beftimmt fchon erklärten oder Doch wahrfcheinlichen An- 


!) gl. Hautefeuille, Droits des nat. neutres. I, p. 318. 

3) Die Römische Sage leitete fie von ven Aequicolern ab. Liv. I, 32. 

3) Bei Privatfehden wie bei öffentlichen Kriegen. Ward, Enquiry II, 207 f. 

9) Daß die Zurücdberufung der Gefandten den Anfang des Krieges an fih 
darftefle, Tann nicht behauptet werben. In Berträgen ift jedoch dieſer Moment 
mehrmals für entſcheidend erflärt worden. v. Martens, Völkerr. $ 262. Not. g. 
Martens, Supplem. VII, 213. X, 870. XI, 471. 483. 613. 

5) S. beſonders Bynckershoeck, Quaest. iur. publ. 1, 2 und baneben die 
Schriften bei v. Ompteba 8 295 vgl. mit v. Kamptz $ 275, fobann Battel III, 8 51. 
Emerigon, Trait& des assurances I, 12. 35. v. Martens 8 262. Schmalz S. 223, 
Klüber 8 238. Wildman II, 5. Phillimore III, 75. Sehr vagegen iſt Haute- 
feuille, Droits des nations neutres. I, 2%. 
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griff Des Gegners. Recht und Billigkeit fordern nur, Daß eine plöß- 
liche Schilderhebung nicht etwa gegen Privatperfonen und deren Eigen- 
thum, fo wie gegen Dritte, namentlich gegen Neutrale, gemißbraucht 
werde, um ſich dadurch Vortheile anzueignen, welche das Beftehen 
eines legalen Kriegszuftandes dem Kriegführenden darbietet. In dieſer 
Hinfiht Tann fih, ohne Treue und Glauben zu verlegen, fein Staat 
entbrechen, beftimmte Erklärungen, Bekanntmachungen und. Friften 
Statt finden zu Iaffen und dadurch den Betheiligten Gelegenheit zu 
geben, ſich und das Ihrige gegen einen unvorhergejehenen Berluft 
zu fichern. Die Staatenpraris hat fich freilich nicht immer auf diefem 
Wege gehalten, und mit wenigem Erfolge hat man fchon öfter Die 
Aneignung folcher Vortheile bei dem plöglichen Anfange der Feind⸗ 
feligletten ohne vorherige Ankündigung derſelben als illegal ange- 
fochten!. In der That ift fie Raub”. Specielle Anwendungen dieſes 
Princips werden weiterhin vorfommen ($ 139). 

Nachdem Übrigens unter den Hauptparteien der Kriegszuſtand 
eingetreten ift, fo tritt er auch für die Bundesgenoffen mit Den 
8 117 gemachten Unterfcheidungen ein, fobald Diefelben anfangen, 
ihrer Bunbespflicht zu genügen”. 


Mapregeln vor oder bei Anfang des Krieges. 


121. Maßregeln, welche der Eröffnung eines vollftändigen 
Krtegszuftandes, d. h. eines folchen Zuftandes, wo die Integrität und 
Selbftftändigfeit eines Staates mit Waffengewalt bebroht wird, noch 
porangeben Tönnen, ohne felbit ſchon einen Kriegsanfang nothiwendig 
barzuftellen, find ein Embargo und die Verhängung einer Blocade 
(8 112). Beide beftehen vorerft nur in einer Befchlagnahme, welche 
-aber, wofern die Maßregel felbit Durch fchon zuvor exiftirende Gründe 
gerechtfertigt war, nach wirklich eröffnetem Kriege in eine Aneignung 
der in Beichlag genommenen und ihr nach Kriegsrecht unterworfenen 
Sachen verwandelt werben fanıı“. 

1) Battel II, $ 56. v. Martens l.c. Ortolan II, 17. Phillimore III, 84. 

3 Daß die Fälle, wo man fich jeber Anzeige enthoben hat, noch kein Recht 
aller oder einzelner Bölfer begründen können, ift begreiflich. Auch Oke Manning 
läßt fie daher nur als Exception gelten. Comment. p. 120. 

©) Bgl. Groot III, 3, 9. Sattel III, 8 102. 

*) Im diefer Weife wurden auch bei ver Blocade von Bera-Eruz 1838 bie 
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Fernere Maßregeln find: 
die Erlaſſung von Manifeſten, worin die Urſachen des Krieges öffent⸗ 
lich dargelegt werden; nebenbei auch wohl die Verbreitung beſon⸗ 
derer Rechtsausführungen, zur Beglaubigung der weſentlichen That⸗ 
ſachen und Grundſätze. Die Würde der Staaten gebietet hierbei 
gemeſſene Haltung, insbeſondere eine zurückhaltende Schonung der 
Perſönlichkeit des Feindes; die Thatſachen allein müſſen ſprechen. 
— Sodann: | 
die Erlafjung von Abbernfungspatenten an die im feindlichen Lande 
befindlichen Unterthanen'; 
die Erlaffung von Martialgefegen, Unterfagung eines jeden oder Doch 
beftimmten Verfehres mit dem Feinde; 
eine Benachrichtigung der neutralen Mächte von dem bevorftehenden 
oder ſchon eingetretenen Kriegszuftande; endlich auch wohl 
Austreibung der feindlichen Unterthanen aus dem Diesfeitigen Gebiete 
zur Vermeidung der etwantgen Nachtheile, welche aus dem ungeftör- 
ten Verweilen feindlicher Staatsangehörigen entfpringen Könnten”. 
Alle dieſe Maßregeln find jedoch dem politifchen Ermefjen der 
einzelnen Friegführenden Theile ganz allein überlaffen. 


Unmittelbare rechtliche Wirkungen der Kriegseröffnung. 


122. Die nächte Wirkung einer Kriegseröffnung iſt die that- 
fühlide Suspenfion des bisherigen friedlichen Verhältniffes und 
Verkehres unter den Frtegführenden Mächten; denn es fehlt nun an 


von dem Franzöftichen Geſchwader weggenommenen navires Mexicains zuerft als 
söequestres pendant le cours du blocus und dann als captures & la suite de 
la d&claration de guerre betrachtet. Man ftellte aber nachher in ber Convention 
vom 9. März 1839 die Frage zum fchiedsrichterlihen Ausſpruch: s’ils devaient 
etre consideres comme legalement acquis aux capteurs. de Martens, Nouv. 
Rec. XVI, 610. Bgl. übrigens Wildman II, 9. 

1) Darüber vgl. v. Kampk, Kit. 8 277. 

2) Dergleihen Xenelafien haben in älterer und neuerer Zeit Statt gefunden. 
So noch im Jahre 1755 in Frankreich gegen die. Engländer mit Trompeten und 
Pauken. 3. 3. Mojer, Verf. IX, 45. Dabei muß eine billige Frift geftattet werben. 
Battel II, 63. Man kann aber auch, und dazu wird die gegenwärtige Civilifation 
gern binneigen, einen unſchädlichen ferneren Aufenthalt den unverbächtigen Perfonen 
gern geflatten, 
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der Möglichkeit einer Dikäodoſie, auch nimmt der Krieg alle Mittel 
und Kraftanftrengungen für fih in Anſpruch. Dagegen ift kaum zu 
behaupten, wenigftens nicht nach den Principien des neueren Kriegs- 
rechtes und In einem focialen Staatenfreife, daß der Krieg jedes 
rechtliche Band unter den ftreitenden Parteien von Rechtswegen aufs 
löſe und ein folches erft durch den Frieden von Neuem entftehen 
laſſe, weil der Krieg Alles, fogar die Exiftenz jedes Darin begriffenen 
Staates auf das Spiel fee‘. Die bloße Möglichkeit eines Unter- 
ganges fteht noch nicht dem wirklichen Untergange felbft gleich. 

Eine fortdauernde Giltigkeit haben zunächft Diejenigen Verpflich- 
tungen, welche ausdrüdlich auf den Fall eines Krieges übernommen 
oder ausgebehnt find, fo lange Fein Theil fich einer Verlegung 
fhuldig macht und den anderen dadurch zur Aufhebung der Verbind- 
lichkeit oder wenigftens zur Suspenfion derſelben als Reprefialie be= 
vechtigt?; denn bis dahin befteht präfumtiv eine Einheit des Willens, 
die Grundlage der Vertragsverbindlichkeiten. Eben fo find auch die— 
jenigen Nechtsverhältniffe als rechtskräftig anzufehen, welche Durch 
frühere fchon in Vollzug gefeßte Verträge in das Leben getreten, 
folglich ſchon vollendete rechtliche Thatfachen find, vorausgefegt, Daß 
nicht Im künftigen Friedensfchluß eine ausdrückliche Aenderung damit 
vorgenommen wird‘. 

Ferner treten feldft Die allgemeinen friebensrechtlichen Verhält- 
niffe der Staaten während des Krieges nur Infoweit außer Kraft, 
ale es Abficht und Nothwendigfeit der Kriegführung erfordert. Das 
Recht auf Achtung kann felbft dem Feinde nicht abgefprochen werden 
und wird im neueren Kriegsgebrauche, befonders unter den Souve⸗ 


1) & z. B. Schmalz, Völkerr. S. 69. ©. dagegen Wheaton III, 2, 7—9 
und zum Theil auch Mably, Droit publ. I, 169. Erörterungen der Frage bei 
Frdr. Chph. Wächter, de modis tollendi pacta inter gentes. Sttgrd. 1780. 
853 f. Leopold, de effectu novi belli quoad vim obligandi pristinar. paci- 
fication. Himst. 1792. 3.3. Mofer, verm. Abb. I. Klüber 8 165. 

2) Dahin gehört namentlich die Stipulation der ſechs Monate zu Gunften ber 
Untertbanen, ihre Perfonen und Güter im Falle eines Krieges in Sicherheit zu 
bringen. Mably a.a. DO. v. Steck, Essais sur div. sujets. 1785. p. 5. Ein 
anderes Beilpiel bei Wheaton 88,3. S. auch Klüber $ 152. Martens 8 263. 
Battel III, 175. Oke Manning p. 125. Phillimore III, 117. 

3) 3.8. geichehene Ceſſionen von Ländern, Grenzbeftimmungen, Eigenthums⸗ 
titel für Unterthanen u. dergl. 
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ränen nicht bei Seite gefeßt. Treue und Glauben darf man auch 
unter den Waffen fordern. 

Bertragsverbindlichkeiten, deren Erfüllung noch nicht bewirkt 
ift, werden theils ſchon durch den Krieg, wenigftens für Die Dauer 
desfelben unmöglich gemacht, wenn ihre Vorausfegung ein Friedens⸗ 
zuftand iſt; theils können fie überhaupt nicht als fortwirtend gelten, 
weil ihr Giltigkeitsgrund, nämlich eine dauernde Willenseinheit und 
die Möglichkeit einer Verftändigung nach gleichem freien Rechte Durch 
den Krieg unterbrochen ift, außerdem auch Tein Völkergebrauch zur 
Erfüllung früherer Verträge dem Feinde gegenüber verbindet, viel⸗ 
mehr fie al8 aufgehoben oder fuspendirt betrachtet. Ob und welche 
davon mit dem künftigen Frieden wieder aufleben, wird fich im 
vierten Abfchnitte Diefes Buches berausftellen. Iſt Die Erfüllung eines 
fireitlofen Vertrages bereitS vor ober während des Krieges fällig 
geworden, fo Tann fich der glückliche Feind freilich das Object oder 
Aequivalent davon mit eigener Willkür anzueignen fuchen. Allein 
dieſe Willkuür ift noch feine rechtliche Thatfache; erft durch den Frie- 
den erlangt fie dieſen Charakter. 

Allgemeine Menjchen- und Privatrechte werden an fich durch 
den Krieg nicht aufgehoben"; fie unterliegen nur den Zufälligkeiten 
der Kriegsgeiſſel, welche ohne Wahl trifft. Allerdings aber müffen 
fich Die Unterthanen der Triegführenden Mächte denjenigen Befchrän- 
kungen? unterwerfen, welche eine jede derſelben dem Verkehre mit 
dem Yeinde oder mit Neutralen zu fegen für gut findet. So welt 
dies nicht ausdrücklich gefchieht, darf in den Privatrechten der Ein- 
zelnen, ja felbft in der Rechtsverfolgung derfelben in Feindesland 
nach neuerem Sriegsrecht Feine Veränderung vermuthet werden”. 


Einfluß des Krieges auf den Handelöverkehr feindliher Perfonen‘, 


123. Muß man e8 gleich als Recht jedes Erdenbürgers be- 
trachten, Die Verbindungswege der Völker zum Verkehre mit den- 

1) al. Pufendorf, IL. univ. IV, obs. 206, 2. 

3) Die meisten Beichränfungen treffen den Handel, Vgl. darliber den nächſt⸗ 
folgenden Paragraphen. . 

8) Zacharia 40 B. vom Staat XXVII, 7, 2 (IV. Bd. &.108) Was 
Bolitit und die Praris der Einzelflaaten mit ſich bringt, darüber vgl. Wurm in 
der Zeitichr. f. Staatswiſſenſch. VIL, 350 f. 

9) Schriften über dieſen fo wichtigen Punkt, freilich zumeift mit Ausbehnung 
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felben, folglich auch zum Handel zu benugen, und müßte diefes Recht 
an und für fich mie jedes andere Privatrecht felbft unter den Waffen 
fortbeftehen: jo darf e8 Doch nicht in Widerfpruch mit dem Interefjen 
der Staaten geübt werden, unter deren Schuße e8 fteht; der Handel 
kann fich leicht mit feinem gewaltigen Nero zu einer unabhängigen, 
die Staaten felbft bedrohenden Macht erheben, wie die Gefchichte 
bereit8 an dem -Beifpiele der Hanfe gezeigt hat; er würde in feiner 
Freiheit zulegt der Beherrfcher der Staaten werden, deſſen fpeculative 
Einfeitigfeit wiele edleren Elemente erdrücken könnte; zuverläffig aber 
würde er fchon bei einzelnen Kriegen eine große Abhängigkeit der 
kriegführenden Mächte von fich herbeiführen, eine gewiffe Zweideu⸗ 
tigfett in das ftreng gefchiebene Verhältniß derſelben bineinlegen und 
die Durchführung der Kriegsunternehmungen vielfach durchkreuzen, 
ja dem Feinde felbft oft zu Gunften dienen, wenn man fogar unter 
"den ftreitenden Nationen einen unbeſchränkten Handelsverfehr zu ge 
ftatten hätte. Denn der Handel hat feinen Feind außer demjenigen, 
welcher ihn ftört, und. fein natürliches Princip ift Eigennug ohne 
Vaterland; auch fein großartiges Verdienft um die Eivilifatton ordnet 
fich dieſer Triebfeder unter. Es liegt daher in der Natur der Sache, 
daß ein völlig freier, unüberwachter Handelsverfehr zwifchen ben 
Unterthanen der ftreitenden- Theile nicht zugelaffen werden Tann, viel- 
mehr jeder Mriegführende Staat zur Befchränfung derfelben Maß— 
regeln zu ergreifen befugt tft. Er darf alfo nicht allein feinen eigenen 
Unterthanen mit Androhung von Strafen und Confiscationen bie 
gänzliche Unterlaffung oder gewiſſe Befchränfungen worfchreiben‘, jon- 
dern er kann auch thatfächlich jeden feindlichen Unterthan von ſolchem 
Verkehre zurücweifen und Neactionen dagegen gebrauchen, wovon 
das Nähere in Betreff des Seehandels bei der Seebeute vorkommen 
wird; er kann feindlichen. Hanbelsforderungen die Klagbarkeit ver- 
fagen, 3. B. den Verficherungen feindlicher Güter”, fo wie er anderer 
auf bie erft fpäter zur Sprache zu bringenven Verhältniſſe des neutralen Handels, 
ſ. bei v. Kamptz 8 257. 

1) Dies gefchah fonft regelmäßig. Vgl. Pufendorf 1. c. obs. 207. Aber es 
bat auch Beiſpiele des Gegentheils gegeben. So becretirten die Generalftaaten 
1675 in dem Kriege gegen Schweben freien Handel unter ben Kriegflihrenden. 
Die Britiihe Praris |. bei Phillimore III, 105. 

2) de Steck, Essais sur div. sujets. p. 14 8. Degen der neneften Pr: 
Wurm a. ©. VII, 340 fi. Phillimore 1. c. 108. 
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ſeits Durch Ertheilung ſpecieller Licenzen einen beftimmten Verkehr 
erlauben mag, wodurch aber natürlich dem feindlichen Theile feine 
Berbindlichkeit zur Beachtung der Licenz auferlegt wird’. Keines- 
wegs läßt fich Abrigens behaupten, daß eine abfolute Handels- und 
Handelsgefchäftsfperre unter feindlichen Staaten die Selbitfolge der 
Kriegseröffnung fei, wenn fie gleich das Geſetz einzelner Staaten 
it. Es bedarf vielmehr deutlicher Erklärungen jeder Staatsgewalt 
über Diefen Gegenftand, wenigſtens eines ausdrüdlichen allgemeinen 
Handelsverbotes?, indem die Handelsfreiheit der Einzelnen nicht erft 
von dem Staate fommt, fondern von demfelben nur feine Befchrän- 
fungen zu empfangen bat, der Krieg aber an fich ein abfolutes natür- 
liches Hinderniß des Handelsverkehres unter Einzelnen nicht darſtellt?. 
Eben fo wenig Tann ein Alltirter dem anderen Allürten eine abfolute 
Prohibition, wenn fie nicht ſchon Durch Vertrag feitfteht, zur Pflicht 
machen wollen; nur offenbare Handelsbegünftigungen des feindlichen 
Theiles von Seiten eines Alliixten Darf der Andere unterfagen und 
thatfächlich dagegen durch Befchlagnahme einwirken‘, 


Perfönliher Kriegsftand und deffen Activ» und Paffiv»Subjecte 
im Allgemeinen. 


124. Nach der modernen Kriegsart Europätfcher Nationen tritt 
ein vollftändiger ſowohl activer al8 paffiver perfönlicher Kriegsftand 
nur unter den Nepräfentanten der feindlichen Staatsgewalten und 


I) Weber diefe umd ihre ftricte Bedeutung |. Jacobſen, Seereht ©. 423 f. 
1719—731. Wheaton, Intern. L. IV, 1,$ 22. Oke Manning p. 123. Wildman 
I, 245. 

2) Bol. Nau, Böllerfeerecht 8 263. Anderer Meinung war Bynckershoeck, 
Quaest. iur. publ. 1, 3 und ift auch noch jet: Wurm a. O. 282 ff. 

3) Die ftrenge Britifche, Norbamerilanifhe und Franzöfiihe Praris ſ. bei 
Wheaton a. a. O. 8 13 verglichen mit Balin, Commentar zur Orbonn. v. 1681. 
III, 6, 3 und Oke Manning ©. 123, der dabei richtig bemerkt, daß es fich mehr 
um einen flantsrechtlichen als völkerrechtlichen Grundſatz hanbele; auch Masse, Dr. 
commercial. t. I. 1844. No. 335. -Wildman II, 15. 

4) Auch hierüber findet man eine ſtrengere Anficht bei Bynckershoeck, Quaest. 
1,10. Wheaton a. O. 8 14. Wurm ca. DO. 294. Billig aber fragt man, wie ein 
Alliirter ſih anmaßen bürfe, dem Berbündeten Gefee feines Verhaltens vorzu⸗ 
ſchreiben und eine Jurisdiction Über feine Unterthanen auszuliben, wenn das Bünbniß 
fein Recht dazu ertbeilt? 
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ihrer Hilfsmächte, fo wie unter den von ihnen zum Land» und See- 
friege berufenen Perfonen ein. Die legitimen Beftandthelle der Wehr- 
fraft find aber nicht allein die f. g. regulären Land- und Seemann- 
ſchaften, fondern auch die irreguläre Land- und Seemacht, welche 
außerordentlich aufgeboten oder in Dispofitton genommen ift; ferner 
nicht allein Die zum unmittelbaren Waffengebrauche beftimmten Per- 
fonen und deren Führer, fondern auch die zu ihrem Dienfte ange- 
ftellten f. g. Nicht: Combattanten, Beldgeiftliche, Aerzte, Marfetender 
und Oelonomie- Beamte; mit dem Unterfchiede gleihwohl, daß die⸗ 
felben von den activen Kriegsrechten und insbefondere von den Waffen 
feinen unmittelbaren Gebrauch machen dürfen, e8 fei denn aus Noth 
zur Rettung und Erhaltung ihrer Perfon. — Alle übrigen Unter- 
tbanen eines Triegführenden Staates gerathen Daneben blos in einen 
paffiven Kriegsftand, infofern nämlich ihr Zufammenbang mit dem’ 
Kriegsheere, fo wie Art und Zweck des Krieges, ihre Mitleidenheit 
unvermeidlich macht‘. Jede active Betheiltgung an feindfeligen Hand- 
ungen ift Dagegen von der Anordnung des Kriegsheren abhängig”, 
fie beftehe in dem Aufgebote Einzelner, oder der ganzen, wentigftens 
waffenfühigen Nation. Natürlich wird, wenn der Feind felbft einen 
Vernichtungskrieg erflärt oder factifch führt, oder wein einzelne 
Glieder des friedlichen Staates fich nicht nach Kriegsfitte betragen, 
jedem Einzelnen auch das Recht des activen Widerſtandes gegeben. 
Außerdem ift jede feindfelige Handlung an PBerfonen und Eigenthbum 
der feindlichen Partei nicht blos eine Verlegung der SKriegsfitte, Die 
der Feind ahnden Tann, fondern fogar eine Uebertretung der eigenen 
Staatsgefege, wodurch Verlegungen von Perfonen und Sachen als den 
Bürgerpflichten zuwider verpönt werben, und fie verfällt entweder dem 
einheimiſchen ordentlichen Strafgefege” oder befondern Martialgefegen. 


1) Bat. ſchon Vattel III, 15, 8 226. 

2) Das Allgemeine Landredt für Preußen jagt biefes in der Einleitung $ 81 
mit den Worten: „ven Schuß gegen auswärtige Feinde erwartet der Staat lediglich 
von ber Anorbnung feines Oberhauptes.“ Eine fonft allgemeine Formel bei Kriege- 
erflärungen war zwar die Aufforderung an alle Unterthbanen de courir sus aux 
ennemis; inbefjen deutete dieſes ſchon Vattel a, O. 8 227 auf ein bloßes Feft- 
halten feindlicher Perfonen und Sachen. Jetzt möchte fie wohl überhaupt nicht 
mehr vorkommen. S. übrigens auch Pufendorf, Iur. univ. obs. IV, 206. 

3) „Der fcheinbare Grund des Gegentheils,” fagt Abegg, Unterfuhung aus 
bem Gebiete der Strafrechtswiſſenſch. 1830. S. 86, „ift, daß der Staat, ben im 
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Freibeuter. — Autorifirte Freicorpd und Corfaren (Caper). 


124*= Außerhalb des regelmäßigen Kriegsftandes befinden fich 
nach den Grundfägen des vorigen Paragraphen alle Diejenigen, welche 
einen Krieg auf eigene Hand mitmachen, fie mögen nun vereinzelt als 
Sreibeuter oder in Freicorps! oder auf Schiffen vereinigt als Cor- 
faren auftreten. Eine Ausnahme machen dagegen Diejenigen, welche ' 
fih mit Erlaubniß eines Kriegsherrn an den Feindſeligkeiten bethet- 
figen und darüber Durch fchriftliche Ordres ausweifen können, fo 
weit fie fich denfelben gemäß verhalten; insbefondere auch die von 
einem Srlegführenden mit Caper- oder Markebriefen verfehenen 
Brivat-Caper, Armateurs, Privateers”; welche dann als Theil der 
Seemacht angefehen werden und unter den Befeblen der Admiralität 


fiehen. 
Ihre Zulafjung und Benugung fammt aus dem mittelalter- 
lichen Nepreffaltenbrauche ($ 110)°. Erſt in neuerer Zeit bat man 


Kriegszuftande das Unglüd traf, in feinen Lanbestheilen feindliche Truppen auf⸗ 
nehmen zu müſſen, weber Pflicht noch Intereffe habe, jene Feinde wider Angriffe 
zu fichern, nachdem an bie Stelle des rechtlichen ein Gewaltverhältniß getreten iſt. 
Allein befauntlih wird durch den Kriegsſtand — allenfall® ein bellum interne- 
cinum abgerechnet, welches nach dem Standpunkte unferer Zeit wohl nicht vor- 
kommt, — Teineswegs der Rechtszuſtand in dem Grabe aufgehoben, daß für den 
Bürger, beflen Rechte auch vom Feinde felbft im Wefentlichen anerlannt werben, 
eine Befreiung won dem ihn verbindenden ©efeten, gegenüber wen es auch wolle, 
gerechtfertigt werben koöͤnnte. Man muß nur Die bereit8 gerligte Anficht aufgeben, 
daß das Eriterium des Strafgejeßes in dem Schute zu fuchen fei, welchen es 
Jemand gewähre. — In wie fern durch den Fall der Notbwehr oder fonflige 
Mopificationen, die durch den Einfluß des Krieges auf das Strafrecht herbeigeflihrt 
werden, Straflofigleit oder Milderung der Strafe entftehen fünnen, in wie fern 
das Gebiet der Gnade eintreten dürfe, gehört einer anderen Seite der Beurtheilung 
an.” ©. aud) Frisius Rinia van Nauta, de delictis adv. peregrinos, maxime 
adv. milites hostiles. Groning. 1825. und des Verf. Lehrb. des Crim.⸗Rechtes $ 37. 

1) Bol. darüber 3.9. Mofer, Nachtr. 3. d. Grdſſ. d. Völkerr. in Kriegszeiten. 
1750. und befien Verſuch IX, 2, 49. 

3) Darüber f. das claffiiche Werk von Ge. Fr. Martens, Verſuch über Caper. 
Gött. 1795. und Franzöſiſch ebendaſ. Vgl. auch Hautefeuille, Droits des neutres. 
I, 327. v. Raltenborn, Seerecht II, $ 217. Phillimore I, 393. 

8) Zur Geſchichte derſelben |. v. Kaltenborn in Pölitz-⸗Bülau, Jahrb. f. Geſch. 
und Pol. 1849. Bd. II. (auch beſonders abgedruckt unter dem Titel „vie Caperei 
im Seelriege. keipris 1849). 
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darin eine Unfitte erkannt’, fie vertragsmäßig befchränft und ver- 
einzelt Darauf verzichtet”, auch bereits in mehreren Fällen freiwillig 
davon abgefehen”; ja die bei den Partfer Conferenzen 1856 ver- 
tretenen Europätfchen Möchte haben jogar am 16. April Die Ab- 
Schaffung der Caperei ausdrüdlich bejchloffen und declarirt. Simmt- 
liche übrige größere und Heinere Seeftaaten Europa’s find beigetreten; 
nur die Nordamerikaniſche Staaten- Union nicht, welche noch ein 
Mebreres verlangt (f. Anlage). 

Sofern nun noch in Fünftigen Seekriegen Eaperbriefe ertheilt 
werden follten, werden auch noch die Grundfäge der Älteren Praxis 
ihre Geltung behalten. Es find im Hauptwerk Diefe: 

Das Necht zur Ausfertigung von Caperbriefen gebührt nur den 
Triegführenden Hauptparteten. Eine Auxiliarmacht bat es nicht, fo 
fern fie ihren Charakter als Hilfspartei behaupten will. ‘Die Caper- 
commiffton darf jedoch auch Fremden, insbeſondere neutralen Unter: 
thanen ertheilt werden, falls Teine Verträge entgegenftehen*; nicht 
minder bewaffneten Kauffahrern, um nebenbei Prifen zu machen‘. 
Die näheren Modalitäten der Ertheilung regelt der Triegführende 
Staat®. Auf völferrechtliche Anerkennung und Behandlung nach der 
Kriegsregel haben jedoch nur Diejenigen Caper Anfpruch, welche ſich 


ı) Franklins Verdammungsurtheil ſ. in ſ. Works. Lond. II, 448. Bgl. 
Wheaton, Histoire p. 233 (ed. 2. II, 371). Hautefeuille I, 339. 

2) Vertragsweiſe geſchah es zwilchen Preußen und Nordamerika, im Handels⸗ 
vertrag von 1785, Art. 23, Die neueren Verträge beider Staaten von 1799 und 
1828 fchweigen davon. — Nau, im Böllerfeer. 1802. 8 279 citirt auch noch den 
damals neueften Vertrag zwiſchen England und Rußland. Allein die Verträge 
von 1801 enthalten nur Mopificationen der Caperbefugniſſe. Dergleichen fanden 
ſich auch ſchon in vielen anderen Verträgen, obgleich fruchtfos. Hautefeuille p. 338. 

8 Thatſächlich unterblieb die Ausfertigung von Caperbriefen im Ruſſiſch⸗ 
Türkiſchen Kriege von 1767—1774. Bon anderen Fällen |. Wurm in d. Zeitſchr. 
f. Staatswiffenfch. VII, 344 ff. Und nun die Britiſch⸗Franzöſiſchen Refolutionen 
von 18541 

4) Hautefeuille I, p. 350. 351 citirt besfallfige Verträge. Seine Meinung 
darüber |. IV, 252, 

6) Martens $ 12, Hautefeuille I, 345... 

6) Wegen Frankreich vgl. beſonders das Prijen- Reglement vom 11/22. Mai 
1803 Martens, Rec. VIII, 9. Ortolan, Regles internat. II, 354. Ueberhaupt: 
de Pistoye et Duverdy, Tr. des prises. I, 157). Wegen ber gewöhnlich beobach⸗ 
teten Regeln: Riquelme I, 266. 267. 
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In gehöriger Form nach den Regulativen des committirenden Staates 
anszırweifen vermögen und fich felbit Dem Kriegsgebrauch gemäß ver- 
halten. Als Pirat aber gilt, wer von Den beiderfeitigen Kriegsherren 
Saperbriefe nimmt". 


Erlaubte Mittel der Kriegführung. 


125. Was die Mittel der Kriegführung betrifft, fo iſt im All— 
gemeinen nicht blos offene Gewalt, fondern auch Lift für zuläffig zu- 
halten, um den Zweck des Krieges zu erreichen. Nur die Ehre und 
Humanität fegen den Nationen gewiffe Schranken, welche entweder 
nie, oder doch nur ausnahmsweiſe aus Kriegsräfon überfchritten 

werden Dürfen. 

| Als unbedingt verboten, weil unmenfchlich, betrachten wir Ver- 
breitung von Giftftoffen und Contagionen in feindlichen Lande’, den 
Gebrauch vergifteter” und folder Waffen, wodurch unnöthige Schmer- 
zen und befonders fchwer zu heilende Wunden zugefügt werden, 5.2. 
das Schießen & la mitraille, oder mit zadigen oder von Glas und 
Kalt Durchmifchten Kugeln, oder mit doppelten oder halbirten Kugeln, 
gewiß auch mit Brandrafeten gegen Perfonen, den Gebrauch von Blut: 
bunden oder anderer wüthender Beftten gegen den Feind; endlich ein 
Abfchlachten derer, welche keinen Widerftand leiften oder dazu ganz 
unfähig find. Sogar ein erlaubter Vernichtungsfrieg gegen einen 
Staat kann dazu nicht berechtigen oder nöthigen. 

Regelmäßig unzuläffig, jedoch zur Rettung aus fonft unabwend- 
barer Gefahr oder als Repreſſalie erlaubt, iſt nach Kriegsgebrauch 
jede Verheerung des feindlichen Gebietes, Zerftörung der Ernten, 
Einäfcherung der Wohnungen, wo fie nicht ſchon die Durchführung 
einer Kriegsoperation mit fich bringt‘; 


1) Martens 8 14. Derfelbe bezweifelt fogar mit Balin, daß man von meh⸗ 
reren Alliirten Caperbriefe nehmen könne. Und in der That können daraus bie 
Neutralen eine Beſchwerde herleiten. Vgl. Übrigens Hautefeuille I, 351. 

2) Sogar der Islam verbot und verbietet dergleichen. Pütter, Beitr. S. 54. 

8 Dieje verbot ſchon das chriftliche Mittelalter c. 1. X. de sagittar. Den- 
noch finden fi) Beifpiele des Gegentheiles bis ins 16. Jahrhundert. Ward I, 
252. 258. 

9 Nach Alt-Engliihen Marimen, die man während des Nordamerilanijchen 
Freiheitsfrieges befannte und auch in neuefter Zeit in Oftindien geübt hat, wären 
Derwäftungen erlaubt: pour forcer les habitans & satisfaire aux dömandes 


. 
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fodann die Anwendung von VBertilgungsmitteln, welche mit 
Einem Act mafchinenmäßig ganze Maffen von Feinden nieder- 
fchleudern, wodurch der Menfch zu einem thatenlofen Object herab» 
gefegt und entwürdigs, auch wohl das Blutvergießen unnöthig ver 
größert wird; 3. DB. der Gebrauh von Kettenfugeln im Landfriege 
oder von glühenden Kugeln und Pechlränzen im Seegefechte, um feind- 
liche Schiffe mit ihrem ganzen Inhalte auf Einmal zu vernichten‘. 

Unter den Mitteln der Lift erfcheinen zunächft alle Diejenigen 
rechtlich unzuläffig, welche Die vom Feinde dem Feinde felbft gegebene 
Treue verlegen’; Ehre und eigenes Intereffe verbieten ſodann den 
Meuchelmord am Feinde und Aufreizung dazu, ferner Aufforderungen 
der Untertbanen zum Abfall von ihrer rechtmäßigen Staatsgewalt. 
Dagegen kann Sparung von Menfchenleben und ein fchneller zu er- 
reichendes Ziel des Krieges bei Anrelzungen Einzelner zum Verrath 
durch Beftechung und ähnliche Vortheile das Unfittliche des Mittels 
einigermaßen entfchuldigen”. 

Unverfagt ift Die Annahme und Benutung aller freiwillig von 
der feindlichen Seite her dargebotenen Vortheile, wenn fie nicht wies 
der. zu einer an fich unerlaubten oder verbammenswerthen Handlung 
binführen, 3.3. zum Meuchelmorde; fo die Annahme von Deferteurg, 
felbft von Berräthern; allgemein zugeftanden der Gebrauch von Kunds 
ſchaftern“. Jedem Theile ftehet aber zu, gegen Liften und Verrath 


de contributions ete.; pour engager l’ennemi & s’exposer en tachant de 
couvrir le pays; pour nuire & l’ennemi ou pour l’amener & la raison; en 
cas de r&volte ou de rebellion des habitans du pays! v. Martens, Böllerr. 
8 274 (280). j 

1) Weber die vorgetragenen Sätze vgl. man Battel III, 155—157. 166. 167. 
v. Martens 8 268 f. über 8 244. 2692, 263. Die Schriften bei v. Ompteda 
8 301 und v. Kamptz 8 289. Gar keine Grenze des Rechtes erfannte Byncker- 
shoeck an. Quaest. iur. publ, De reb. bell. cap. 1. Aber ſ. Ortolan II, 27. 5. 
Oke Manning p. 149. Wildman II, 24. Phillimore III, 70. Bebentliche Punfte 
und Mittel der modernſten Kriegführung beipricht R. v. Mohl, See- und Böllerr. 
I, 765 ft. 

2) ©. fogar Macchiarvelli, dei discorsi III, 40. er felbft die Treue verletzt, 
kann natürlich auf Bewahrung derſelben keinen Anipruch machen. Battel 8 176. 

8) Pufendorf VII, 6, 18. Vattel 8 180. Klüber 8 243 Not. a. Bedenklicher 
ift Groot III, 1,21. Schriften ſ. noch bei v. Ompteda 8 303 und v. Kamptz $ 291. 

*) Bon diefen wird noch im dritten Buche a. E. beſonders gehandelt werdet. 
©. Übrigens wegen des Obigen Vattel $ 181. Klüber $ 266. Phillimore II, 140. 
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kräftige Reaction zu gebrauchen'; geht die Lift zu offenem Kampfe 
über, fo muß die Verſtellung aufhören?. 

endet etwa der Feind unerlaubte Mittel der Bekämpfung an, 
fo darf er auch ohne Schonung behandelt werden. Er unterliegt dem 
Sefege der Wiedervergeltung, wenn nur eine folche möglicher Weiſe 
den wahren Schuldigen treffen Tann. 


Behandlung feindlicher Perfonen. 


126. In Hinfiht auf die Behandlung feindlicher Perfonen 
kannte das alte Kriegsrecht gar Feine oder doch nur wenige Schranfen. 
Es überließ fie der Willfür des Siegers, mit der Wahl zwifchen 
Zödtung oder Knechtung. Das neuere Kriegsrecht chriftlicher Na- 
tionen iſt auch Hierin, feinem obigen Principe gemäß, humaner; es 
beſchränkt fich auf Das Unvermeidliche und unterfcheidet Die verſchie— 
bene Beftimmung, fo wie das Verhalten der feindlichen Perfonen, 
in folgender Weiſe: | 

I. Nur gegen Perfonen des feindlichen Wehrftandes, welche 
zum Gebrauche der Waffen verpflichtet und berechtiget find (f. 9. 
Sombattanten), e8 feien reguläre oder irreguläre Truppen, gilt das 
eigentliche Kriegsrecht auf Leben und Tod, werden alle von der 
Kriegsmanter erlaubte Mittel der Vernichtung angewendet”. Scho- 
nung einzelner Menfchenleben muß nur in dem Talle Statt finden, 
wenn der Andere fich dadurch felbft in Teine Gefahr bringt oder 
die Erreihung der Kriegszwede Dadurch nicht verhindert wird. Es 
wird Daher auch unter ſolchen Umftänden der Pardon dem Einzelnen 
nicht leicht verweigert, fofern nur der Feind felbft eine gleiche menfch- 
fihe Schonung beobachtet und nicht Durch ein entgegengefettes Ver⸗ 
fahren zu Repreſſalien Anlaß giebt, um eine Gleichheit des Kampfes 

zu erhalten. — Nicht-Sombattanten, welche zum Troß oder zur Aus- 


1) &o bei den intelligences doubles (Battel $ 182); d.h. wenn man ben 
Schein annimmt, feine Partei zu verrathen, um bie Anderen in die Schlinge 
zu ziehen. 

2) So muß beim Seegefechte jeder Theil die wahre Flagge, wenigftens beim 
Anfange des Kampfes, zeigen. Bouchaud, Theorie des traites de commerce 
p. 377. Ortolan II, 33. Wildman II, 25. 

3) Bol. Zachariä vom Staat XXVII, 7, 2. (Bd. IV, 1. ©. 99.) 

15 
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rüftung der Zruppen gehören, als Feldprediger, Wundärzte, Mars 
fetender, Quartiermeifter, werden zwar vereinzelt am Leben gejchont, 
theilen aber natürlich im Gemenge die Schickſale der Combattanten 
und verfallen in Kriegsgefangenfchaft, wenn fie nicht ausdrüdlich in 
allgemeinen Verträgen oder in Capitulationen ausgenommen find", 
Verwundete, welche felbft nicht mehr die Waffen gebrauchen oder 
zu gebrauchen im Stande find, müſſen nach den Grundfägen der 
erlaubten Selbfthilfe, welche auch die Grundfäge des Krieges find, 
mit weiteren Angriffen auf ihre Perfon verfehont werden. Dem 
Loofe der Kriegsgefangenfchaft find fie nicht entzogen; Die Sorge 
für ihre Heilung ift zwar nur der Menfchlichkeit und Großmuth des 
Steger8 anheimgeſtellt, allein fie darf bei der hierin beftehenden 
Gegenfeitigfeit fogar erwartet werden, nachdem der Sieger für feine 
eigenen Berwundeten und Kranken zu forgen im Stande gewefen if. 
Tödtung der feindlichen Verwundeten und Kranken kann im All 
gemeinen nie und in Feiner Hinficht gerechtfertigt werden, höchſtens 
an denjenigen, von denen man die beftimmte Kenntniß Hat, daß fie 
felbft ſich auf folche Weife vergangen haben. — Parlamentirende 
Milttärperfonen, wenn fie mit den herkömmlichen Zeichen fich nähern, 
müſſen als unverlegbar gelten und auch zur Nüdfehr Zeit und 
Sicherheit erhalten. 

II. Berfonen, welche nicht zur feindlichen Heeresmacht gehören, 
mit Einfchluß der blos zur Erhaltung der inneren Sicherheit umd 
Ordnung dienenden, obfehon bewaffneten PVerfonen, ftehen unter dem 
Schutze des Kriegsrechtes und werden, fo lange fie felbft feine Feind- 
feltgteiten begehen, mit perfünlicher Vergewaltigung verfchont. Zur 
Schändung von Perfonen kann auch der Feind niemals ein Necht 
haben?. Natürlich find demfelben Sicherungsmaßregeln jeder Art 
zuftändig, 3. B. Abforderung oder Wegnahme von Waffen oder 
Geifeln. Befinden fich feindliche Unterthanen bei dem Ausbruce 
des Krieges in des anderen Theiles Gebiet, oder werden fie dorthin 
durch einen Zufall während des Krieges verfchlagen, fo muß ihnen 
Zeit zur Entfernung gelaffen werden. Nur eine Sequeftration Tan 


) Klüber, Völkerr. $ 247 meint, man fieht nicht mit welchem Grumbe, bie 
Richtcombattanten wilrden wider ihren Willen der Kriegsgefangenjchaft nicht unter- 
worfen. 

2) VBgl. Groot UI, 4, 19, 
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durch die Umftände gerechtfertigt fein, theils um Zuträgereten, theils 
auch um Berftärfungen der feindlichen Macht zu verhindern‘. 

II. Eine vorzügliche Schonung erweifet Die neuere Kriegsfitte 
dem feindlichen Souverän und den Gliedern feiner Familie, felbft 
wenn fie an den Kriegsoperationen unmittelbar Theil nehmen. Man 
richtet abfichtlich Kein Gefchüg auf fie; der Kriegsgefangenfchaft unter- 
Degen fie indeß ebenfalls. Frauen und Kinder werden meiftens in ihrer 
bisherigen Lage ungeftört gelaffen und fogar gegen Beunruhigung 
gefchügt; auch werden hergebrachte Höflichkeiten während des Krieges 
nicht völlig unterlaffen. Natürlich aber find auch hier Sicherungs- 
mittel gegen Mißbrauch und Repreffalten nicht ausgefchloffen. 

IV. Ganz außer dem Schute des Kriegsrechtes und der Kriegs- 
manier ftehen: 

a. diejenigen, welche auf eigene Yauft und ohne Erlaubniß des 
Sopuveräns einen Heinen Krieg führen, wovon die autorifirten 
Freicorps (8 124°) wohl zu unterfcheiden find; 

b. diejenigen Militärperfonen und Nichteombattanten, welche fh 
felbft nicht nach Kriegsfitte betragen, z.B. Maraudeurs, ohne 
zur Maraude von ihren Befehlshabern commandirt zu feln; 

c. die Ueberläufer, welche beim feindlichen Heere gefunden werben. 

Alle dieſe find der Willfür des anderen feindlichen Theiles bloßgeftellt. 


Kriegsgefangenſchaft. 


127. Dem Looſe der Kriegsgefangenſchaft waren nach altem 
Völkerrechte alle feindlichen Perſonen unterworfen, die der Sieger in 
feine Gewalt bekam. Er konnte mit ihnen nach Belieben verfahren, 
wenn er fich nicht Durch Vertrag zu einer beftimmten Schonung 
verpflichtet hatte — und auch dieſer ſchützte nicht immer; er Tonnte 


1) Nicht immer bat ſich die Staatenpraris in der Wuth des Krieges daran 
gebunden gehalten. Schlimme Beifpiele Tiefert Ward I, 356. 357. ©. Dagegen 
Ortolan II, 281. Sehr verftändig war die Magna Charta für England, Art. 41; 
auch ift Durch Verträge vielfach den Perſonen feindlicher Unterthanen auf beftimmite 
Zeit ein Schutz gewährt. Utrechter Friebe zwilchen England und Frankreich, Art. 19; 
zwiſchen England und Spanien, Art. 6. Engliich- Ruffiicher Bertrag von 1766, 
Art. 12. Vgl. oben 8 122. Sehr mild war auch die Praris der Weftmächte und 
Rußlands im Jahre 1854. 

15* 
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fie tödten, mißhandeln, oder in Knechtfchaft geben. Nur bei ein- 
zelnen Völkerſtämmen finden fich theilweis mildere Grundfäge, ob- 
gleih fie nicht immer befolgt wurden. So das Gefek der Am- 
phictponen, die in die Tempel Geflüchteten nicht zu tödten”; oder 
der angeblich allgemeine Brauch der Hellenen, folche, Die fich freiwillig 
übergaben und um ihr Leben flehten, am Leben zu fehonen”, oder, 
was bei den Römern beobachtet zu fein fcheint, das Leben der Bela- 
gerten zu fchonen, wenn fie fich, noch vor dem Berennen der Mauern 
mit dem Belagerungsgefchäß, überlieferten‘, 

Im Mittelalter trat zwar die Kirche. vermittelnd für gewiſſe 
Klaſſen durch Gottesfrieden ein‘, allein es blieb die willfürlichfte, ja 
felbft graufame Behandlung der feindlichen Unterthanen und Kriege- 
gefangenen in ungehinderter Uebung“; nur die Ausficht auf Löfegeld 
und ritterlicher Sinn führten zu Echonung, au feßte die Kirche 
allmählich jede Sclaverei chriftlicher Kriegegefangener unter chriftlichen 
Nationen außer Gebrauch”. 

128. Nach heutigem Kriegsrechte” unterliegen der Rriegegefangen- 
fchaft, wie ſchon angedeutet ward, nur der Souverän mit den waffen: 
tragenden und waffenfähigen Gliedern feiner Familie, fodann alle zur 
bewaffneten activen Macht gehörigen Berfonen. Ausnahmsweife hat 
man auch noch in einzelnen Fällen die in Feindesland befindlichen 
Unterthanen des anderen Staates als Kriegsgefangene behandelt 
($ 125 II). 

Ihren Anfang nimmt nun die SKriegsgefangenfchaft in dem 


1) Details bei Groot III, 11, 7 f. 

2) Saint-Croix gouv. federat. p. 51. 

8) Thucydid. III, 52. 

*) Caesar, bell. gall. II, 32. Cicero, de offic. I, 12. 

6) Vgl. c.2. X. de treuga. 

6) Ward liefert davon an mehreren Stellen bie gräßlichften Beweiſe. S. auch 
Pütter, Beiträge ©. 47 ff. 

7) Im Abendlande verbot das dritte Lateranifche Concil unter Alerander II. 
Chriften zu Sclaven zu machen und zu verkaufen (1179). Auch bei den orienta- 
lichen Chriften hatte man denfelben Grundfag angenommen, wie Nicephorus Greg. 
c. 1260 berichtet. gl. Pütter, Beitr. 69. 86. 

8) Schriften bei v. Ompteda $ 311 und v. Kamptz $ 305. Dazu Groot II, 
c. 7. Mofer, Berf. IX, 2, 250. 311 f. Bynckershoeck, Quaest. iur. publ. 
I, 3. Vattel I, $ 139 f. Klüber $ 249. Wheaton IV, 2, 2. Oke Man- 
ning p. 155. 
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Augenblide, wo eine feindliche dem Kriegsrechte unteriworfene Berfon 
entweder unfähig zu fortgeſetztem Widerftande in des anderen Theiles 
Gewalt geräth und ihres Lebens gefchont werden fann, ober wo 
fie fich freiwillig, fet es mit, fei e8 ohne Bedingung als Triegs- 
gefangen übergiebt. 

Weder in dem einen noch anderen Falle kann nach Nechtsregeln 
dem Gefangenen noch das Leben genommen werden; denn jede er- 
laubte Gewalt endiget, wenn der Gegner widerftandslos geworden iſt 
und berechtiget find blos etwaige Sicherungsmittel. Nur wo Diefe 
unter den vormaltenden Umftänden nicht zur Hand liegen oder er- 
griffen werden Fönnen, würde die Noth der Selbfterhaltung und der 


‚ferner zu verfolgenden Kriegszwede eine Zurückweiſung der angebo- 


tenen Uebergabe und felbft eine Vernichtung des widerftandlofen, 
jedoch noch widerfiandfählgen gefangenen Feindes entfchuldigen. Iſt 
die Uebergabe auf Treue und Glauben gefchehen und angenommen, 
jo fällt auch dieſe Entfchuldigung weg, es müßte Denn ein Treubruch 
des Gefangenen oder eine neue Durch fein Dafein verftärkte Gefahr 
binzugetreten fein. 

Sollte ſich ein Gefangener, der fich nicht auf beftimmte Be⸗ 
dingungen ergeben hat, vorher einer Verlegung der Kriegsmanier 
Ihuldig gemacht haben, fo würde zwar dem Sieger ein Necht der 
Ahndung, Innerhalb der Grenzen menfchlicher Wiedervergeltung, nicht 
beftritten werden können“; verdammungswürdig aber wäre jede Rache 
an einem Feinde, der nur feine Pflicht als Krieger gethan hat, wie 
z. B. die Tödtung eines tapferen und ansdauernden Vertheidigers 
einer Feſtung, follte man ihn auch zuvor mit Rache bedroht haben”. 
Die Annalen der Gefchichte werden dergleichen unter chriftlichen 
Mächten hoffentlich nicht reproduciren. 

129. Das Wefen der heutigen Sriegsgefangenfchaft befteht 
lediglich in einer thatfächlichen Beichränfung der natürlichen Freiheit, 
um die Rückkehr in den feindlichen Staat und eine fernere Thetl- 
nahme an den SKriegsunternehmungen zu verhindern. Mitglieder 
der fouveränen Familie werden zwar bewacht, jedoch rückſichtsvoll 
behandelt, vorzüglich auch, wenn fie ihre Treue verpfänden, von 


1) Bol. Battel III, $ 141. 
2) Der. 8143. Wildman II, 25. 26. 
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drückenden perfönlichen Beläfttgungen befreit. Ebenjo geftattet man 
gefangenen Officteren auf ihr Ehrenwort größere Freiheiten; Unter: 
offictere und Gemeine werden unter engerer Aufficht gehalten und 
zu angemefjenen Arbeiten gebraucht, um einen Theil des Unterhaltes 
abzuverdienen, welchen der Staat, in deffen Gewalt fie fich befinden, 
wenn auch mit Vorbehalt der Erftattung oder Ausgleichung, ihnen 
verabreichen muß. Unbedenklich tft der Gefangene während der Dauer 
der Gefangenfchaft der Gerichtsbarkeit des auswärtigen Staates 
unterworfen, insbefondere der Strafgerichtsbarfeit wegen der dafelbft 
von ihm begangenen Verbrechen. Eine willfürlide Behandlung 
durch Mißhandlung und Gewaltthätigfeit anderer Art Tiegt außer 
den Grenzen der Nothwendigfeit im Kriege; nur wenn die Ge- 
fangenen felbft die gefetten Beſchränkungen überjchreiten oder. den 
auswärtigen Staat auf gefährliche Weife bedrohen, finden Zuchtmittel 
und ftrengere Reactionen gegen fie Anwendung; nicht aber follten an 
ihnen, wegen der von ihnen felbft nicht verfchuldeten Thatſachen, 
Repreffalten an ihrer Perfon gebraucht werden, obgleich dies fonft 
als Kriegsraifon in Ermangelung anderer Mittel behauptet, aus⸗ 
geführt, oder wenigſtens gedroht worden tft!. Zwang zum Eintritt 
in feindliche Milttärverhältniffe ift unerlaubt. 

Geendet wird die Kriegsgefangenfchaft: 

mit dem Frieden; 

durch freiwillige Unterwerfung unter den fie annehmenden feind- 
lichen Staat; 

durch bedingte oder unbebingte Loslaffung; 

durch Selbitranziontrung. 

Geräth ein Selbftranztonirter von Neuem in Feindesgewalt, 
fo wird Dies ungeahndet gelaffen; denn der Gefangene bat nur dem 
natürlichen Triebe zur Freiheit oder zum Vaterlande Folge gegeben. 
Aber der Bruch des Chrenwortes oder einer geftellten Bedingung 
der Roslaffung, 3. B. nicht mehr gegen den anderen Staat Dienen 
zu wollen, berechtiget zu einer entfprechenden Ahndung Durch eine 
fchlimmere als Die fonft gewöhnliche Behandlung. 


1) Bgl. Battel 8 142, Merkwürdige Beflimmungen über Behandlung von 
Kriegsgefangenen finden fih im Preußiſch⸗Nordamerikaniſchen Vertrage von 179. 
Art, 24, 
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Recht auf einzelne feindlihe Sachen überhaupt!., 


130. Nach dem Geifte des älteren Kriegsrechtes, welches jeden 
Krieg als Vernichtungskrieg und jeden Feind als vechtlos behandelte, 
war e8 eine natürliche Confequenz, daß auch alles feindliche Eigen- 
thumsrecht an Sachen, welche in die Gewalt des anderen Theiles 
geriethen, binfällig und wirkungslos wurde und dem Sieger die An⸗ 
eignung dieſer Sachen mit allen Wirkungen des Eigentbums anheim⸗ 
fiel’. Ia, man bielt das dem Feinde abgenommene Gut für das 
ficherfte und gerechtefte Eigenthum“! Was man nicht behalten wollte, 
unterlag willfürlicher Zerftörung. Nichts hatte auf Schonung An- 
ſpruch; VBerwüftungen des feindlichen Landes, ‚der Städte und Woh- 
nungen, ja felbft Der Tempel waren wentgftens der Regel nach nicht 
ausgefchloffen; noch in der römifchschriftlichen Zeit wurden die fonft 
fo heilig gehaltenen Srabmäler, worin Leichen der feindlichen Staats⸗ 
angebörigen geborgen waren, nicht als guverlegbar geachtet‘. Auch 
was fich beim Ausbruche des Krieges in Feindesland befand, verfiel 
dem Feinde als Beute?. i 

Hinfichtlich der Berfon des Erwerbers beftand nicht überall ein 
gleiches Recht. Im Römerreiche beobachtete man hauptfächlich den 
Unterfchled, daß alles feindliche unbewegliche Gut durch die Weg⸗ 
nahme bes Sieger (occupatio bellica) Eigenthum des fiegenden 
Staates ward, wogegen das bewegliche Gut der Feinde als Beute 
(praeda bellica) den befitergreifenden Einzelnen anheimfiel, die in 
Gemeinschaft gemachte Beute aber in gewiffen Verhältniffen unter 
den Theilnehmern, auch wohl mit beftimmten Abzügen für den 
Staatsſchatz und Die Tempel, getheilt ward*. | 

1) Groot III, e.5 u. 6. Vattel III, 9 u. 13. Martens, Völkerr. S. 274 f. 
Einzelne Schriften bei v. Ompteba p. 308. v. Kampb p. 306. 

2) 1.1. $1.1.5.87 pr. D. de acqu. rer. domin. L.20, $1. .D. de 
captiv. et postl. Gaii Comment. II, 69. $ 17. J. de div. rer. 

8) „Omnium maxime“, fagt der Jurift Gaius a. O. IV, 16 von ben Bor- 
fahren, „sua esse credebant quae ex hostibus cepissent. Unde in centum- 
viralibus iudieiis hasta praeponitur.“ 

) L.4. D. de sepulero viol. L. 36. D. de religios. „sepulera hostium 
nobis religiosa non sunt.“ 

6) L. 51. D. de acqu. rer. dom. I. 12. pr. D. de captiv. 

6) gl. Groot IH, 6, 14 f. Cujacii Obss. XIX, 7. Vinnius zu 8 17. J. de 
rer. divis. J. J. Barthelemy, Oeuvr. div. Par. 1798. I, 1. 
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Ein ganz anderes Recht mußte fich aus der Idee Des neueren 
Kriegsrechtes ergeben, die wir bereit oben dargelegt haben. Der 
Krieg begreift nicht nothwendig, fondern nur foweit als nothwendig 
eine Vernichtung oder Auflöfung aller Nechtsverhältniffe; es ift 
fein ewiger Krieg unter fittlichen Nationen, fondern fein immer im 
Auge bebaltenes Ziel ift der Frieden. Diefer tft nur einftweilen 
juspendirt; jener, eine vorübergehende Thatfache, welche jeder Theil, 
wie ihn das Glück mehr oder weniger begünftiget, zu feinem Vortheile 
als glücklicher Beier für Die rechtlichen Zwecke des Krieges benutzen 
fann, ohne einer Difkodofie deshalb unterworfen zu fein. Immer 
findet jedoch dieſer Beſitzſtand wefentlich nur gegen Die feindliche 
Staatsgewalt Statt, wider Die Angehörigen derfelben blos in fo weit, 


- al8 fie derfelben unterworfen find und die Nothwendigfeit Dazır treibt. 


\ 


Dean fieht Diefe Idee des neueren Kriegsrechtes fett Groot immer 
entfchiedener bervortreten; fie kann gegenwärtig jede Schüchternbeit 
ablegen; denn fie findet überall in den gefitteten Völkern Europas 
einen Nachhall!. 


Fortſetzung. 

131. Als unmittelbare Folgerungen aus dem vorſtehenden 
neueren Kriegsprincipe ergeben ſich die nachſtehenden Sätze: 

J. Der eindringende Feind tritt nicht ſofort durch die bloße 
Beſitzergreifung des anderſeitigen Gebietes oder eines Theiles des⸗ 
ſelben an die Stelle der bisherigen Staatsgewalt, fo lange der letz⸗ 
teren noch eine Fortfegung des Krieges, mithin auch eine Umkehr 


1) Unter den neueften Schriftftellern nennen wir Sfambert, Annales poli- 
tiques et diplomat. Introduction Par. 1823 p. CXV. „Nous pensons avec 
Grotius qu’on acquiert par une guerre juste autant de choses qu’il en faut 
pour indemniser complötement les frais de la guerre; mais il n’est pas 
vrai que par le droit des gens on acquiere le droit de la propriet& entiöre 
des biens des sujets. On n’admet plus aujourd’hui le principe que la con- 
quöte engendre des droits. Il n’y a d’immuable, dans la pratique des na- 
tions, que les principes qui derivent immödiatement du droit de la nature.“ 
Zachariä, 40 B. vom Staate IV, 1. S.102, „Feindesgut, das Privateigenthum 
it, fteht unter dem Schute des Välferrechtes; es darf nur ausnahmsweiſe, wenn 
und inwiefern der Zwed des Kriege nach Zeit und Umftänden ‚nicht andere 
erreichbar ift, angetaftet werden. Denn das Privatvermögen der Unterthanen ift 
nur injofern ein Beftandtheil der Kriegsmacht der Staaten, als einem jeden Staate 
die Herrſchaft Über das Vermögen feiner Unterthanen zufteht.“ 
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des Kriegsglückes möglich iſt. Erſt wenn eine vollftändige Beftegung 
der befriegten Staatsgewalt (debellatio, ultima vietoria) eingetreten 
und Diejelbe zu fernerem Widerftande unfähig gemacht ift, Tann fich 
der fiegreiche Theil auch der Staatsgewalt bemächtigen und nun ein 
eigenes, wiewohl ufurpatorifches, Staatsverhältnig mit dem beftegten 
Volke beginnen, ein Verhältnig, welches weiter unten (Abfchn. IV.) 
feine nähere Erklärung erhalten wird. Dis dahin findet Tediglich 
eine thatfächliche Befchlagnahme der Nechte und des Vermögens 
der iInzwifchen fuspendirten bisherigen Staatsgewalt Statt. Der 
Steger darf zu feiner Schabloshaltung alle Vortheile benugen, welche 
das bisher beftehende Staatsverhältnig Ddarbietet, foweit fie that» 
fächlich realifirt werden können; er darf fich in den Befit der Staats⸗ 
einnahmen fegen, ja, er darf Anftalten treffen, welche Dazu dienen, 
um fich das eroberte Gebiet bei der Fünftigen Beendigung des Krie⸗ 
ge8 zu fichern; ein Mehreres aber, nämlich eine vollfommene Sub- 
rogatton des eingedrungenen Feindes in Die Staatsgewalt Des Andern, 
vermag juriftifch nicht fofort gefolgert zu werden", 

II. Brivat-Eigenthbumsrechte Einzelner erleiden Durch eine bloße 
Kriegsinvafion an und für fich Feine Veränderung; allein der Sieger 
kann Diefelben allerdings für die ihm an den feindlichen Staat zuftehen- 
den Forderungen, die er im Sriege verfolgt, zur Mitletdenheit ziehen 
und daraus feine Befriedigung fuchen. Zu jenen Forderungen gehört 
aber nicht blos der Anfpruch, welcher die Veranlaffung zum Kriege 
gegeben Hat, fondern auch eine Entfchädigung für die auf den Krieg 
verivendeten oder noch zu verwendenden Opfer. Andererfeits ift nicht 
zu bezweifeln, daß Die Unterthanen des befriegten Staates für deſſen 
Berbindlichkeiten auffommen und, wie fie von ihrer eigerfin Staats- 
gewalt dafür in Anfpruch genommen werden könnten, fo auch dem 
Seinde unmittelbar für feine Befriedigung haften. Derfelbe Tann dem⸗ 


nach Eontributionen ausfchreiben und beitreiben, Naturallieferungen 


und perfönliche Dienftleiftungen fordern, auch im Falle der Noth ober 
des Widerftandes Die erforderlichen Meittel felbft wegnehmen, indem 


1) Die Schriften Über diefe große Frage |. in v. Kamptz, Lit. 8 307. Fehler 
haft ift die Theorie der Meiften, infofern fie nämlich nicht zwifchen der bloßen 
Landesocenpation umb der völligen Beſiegung bes Feindes unterfcheiden. Auf 
rihtigem Wege war H. Cocceji, diss. de iure victoriae, und in feinem Com- 
mentar zu 9. Groot III, 6. 
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er dem Tünftig wieder geordneten Staatsverhältniß Die etwaige Aus- 
gleichung überläßt. Eine beftimmte Grenze des Nehmens kann frei- 
lich nicht vorgefchrieben werden; es giebt im Kriege feine Difäodofie; 
etwaiges Uebermaß Tann nur durch Retaltation oder bei geändertem 
Kriegsglüde durch nachtheiligere Bedingungen des Friedens com- 
penfirt werden. 

DIL Sachen feindlicher Untertbanen, Die ſich beim Ausbruche 
des Krieges im eigenen Gebiete des anderen Eriegführenden Theiles 
befanden und deſſen Schu bisher genoffen, müſſen ihren Eigen 
tbümern auch ferner verbleiben, und Dürfen ohne Verlegung von 
Trene und Glauben nicht weggenommen, fondern höchftens einer 
Beſchlagnahme unterworfen werden, wenn aus ihrer freien Ver⸗ 
abfolgung der feindlichen Staatsgewalt ein Vortheil in Betreff der 
Kriegführung erwachfen könnte, fo wie im Falle der Noth einer Bes 
nugung zum eigenen Vortheile. — Weniger Rüdficht ift man folchen 
Privatfachen fchuldig, welche erft während des Krieges dem anderen 
Theile in die Hände fallen. Letterer kann damit eben fo verfahren, 
wie wenn fie fich im occupirten feindlichen Lande befänden. 

IV. Reine Zerftörungen und Beſchädigungen feindlichen Eigen- 
thumes gehören an fich nicht zu den Befugniffen des Siegers, wenn 
fie nicht, wie fchon früher bemerkt wurde, durch die Kriegsraifon ge- 
rechtfertigt werden (8 124). Selbft Repreſſalien follten wohl unter 
gebildeten Völkern in einer folchen Weife nicht geübt werden. 


Wirkliche Staatenpraris. 


132. Muß man auch der neueren Kriegspraxis das Zeugniß 
ertheilen, daß fie auf dem Wege jet, die vorftehenden Grundfäge 
zur Richtſchnur ihres Verhaltens zu nehmen, fo bat fie fich dennoch 
bisher zu Feiner volllommenen Folgerichtigfett erhoben und noch 
manchen Neft des älteren Kriegsgebrauches beibehalten, auch in der 
Theorie, vorzüglich in der rein hiſtoriſchen Schule, ftetS einige Unter- 
flüßung gefunden, 

Was zubörderft Die Rechte und das Vermögen der befiegten 
Staatsgewalt betrifft, fo Hat man in der Praxis des Iekten Jahr⸗ 
hunderts noch immer fehr häufig das Recht der bloßen Invafion 
mit dem der völligen Debellation (ultima victoria) verwechfelt und 
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jenem zugefchrieben, was erft in dem letzteren enthalten fein Tann. 
Es war nichts Seltenes, daß der Sieger ſich fofort bei der Be⸗ 
jegung eines Gebtete8 oder Gebietstheiles von den dortigen Unter⸗ 
thanen Huldigen ließ; man fchrieb ferner dem Sieger, der vorläufig 
verdrängten Staatsgewalt gegenüber, ein Confiscationsrecht zu, 
geleitet Durch die Anficht des älteren Kriegsrechtes, welche fich auch 
noch bei vielen Publiciiten erhielt, daß die Sachen des Feindes res 
nullius feien oder als folche behandelt werden Könnten. Man bie: 
ponirte fogar zuweilen über occupirte Länder, wie über wirkliches 
Eigenthum'. Indeß ift dieſe Praxis nicht auch noch in den Kriegen 
des jeßigen Jahrhunderts bleibend befolgt worden, fondern man bat 
fie in der That nur im Falle einer Debellation und einer Damit ver- 
- bundenen totalen Befignahme von der ganz außer Kraft gefeßten bi8- 
herigen Staatsgewalt geübt, in der Zwiſchenzeit aber fich mit Der 
thatfächlichen Benugung aller Mittel und Hilfsquellen der bis dahin 
beftandenen Regierung begnügt. 

Ebenfo bat man fih im Landkriege binfichtlich des Privat- 
eigenthbumes der Angehörigen des occupirten Laudes Im Wefentlichen 
auf ein Eontributions- und Requiſitionsſyſtem befchräntt, und für 
das augenblidliche Bedürfniß eine disciplinirte Maraude in Anwen- 
dung gebracht; man bat ferner Zerftörungen von Sachen, wentgftens 
von Seiten der Kriegsvorgefetten, fo viel als möglich vermieden 
und nur als erceptionelle Maßregel zu vertheidigen gejucht. Da⸗ 
gegen bat man im Seefriege noch immer ein das Privateigenthum 
ſchwer verlegendes Syſtem befolgt (f. unten), nicht minder im Land- 
kriege das Recht der Kriegsbente (praeda bellica) binnen gewiſſer 
Grenzen beibehalten, endlich find auch noch über einzelne Gegen- 
ftände fowohl des äffentlichen wie Privatvermögens felbft von den 
Bubliciften der neueren Zeit manche Grundfäbe behauptet worden, 
welche mit den aus der rvechtlihen Natur des Krieges fließenden 


I) „Georg I. von Großbritannien kanfte das Herzogthbum Bremen, Verden 
und Stade von Dänemark, welches dieſe Beſttzungen den Schweden abgenommen 
batte, Durch Act ratificirt am 17. Juli 1715; vier Monate zuwor, ehe Großbritan⸗ 
nien den Krieg an Schweden erklärte!“ Andere Beifpiele bei Martens 8 277. Not. b. 
Britiiche Publiciften nehmen dies Syftem noch immer in Anfprud. Oke Manning 
8277. not. 6. Wildman II, 9. Allerdings baden fie Oroot und Byndershoed 
als Autorität für fich. 
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nicht vereinigt werden können. Alle dieſe Punkte find nun noch im 
Einzelnen zu erörtern. 


Recht auf unbewegliche Sachen im eigenen Lande des Feindes. 


133. In Anfehung der unbeweglihen Sachen tft man im 
Allgemeinen fchon längft einverftanden, daß Diefelben wenigftens dann, 
wenn fie feindlichen Unterthanen gehören, durch Invafton und Landes- 
befignahme von Seiten der anderen SKriegspartei, ihren Eigenthümer 
nicht verändern und nicht mehr, wie in älterer Zeit, in das Eigen- 
thum des Stegers übergeben‘. Es folgt Daraus von felbft, daß jede 
von demfelben vorgenommene Veränderung eine rechtlich unbaltbare 
tft, nur thatfächliche Wirkungen hervorbringen kann und durch das 
Poftliminium Hinfälig wird. Sollte ſich der Sieger künftighin in 
dem eroberten Lande behaupten und es zu dem Seinigen machen, fo 
wiirde er freilich auch der thatfächlichen Veräußerung einen juriftifchen 
Charakter zu geben im Stande fein. Ganz auf diefelbe Weife ver- 
hält e8 fich mit dem unbeweglichen Privateigenthum des verdrängten 
Souveräns, welches er nicht al8 Souverän befigt?; ja auch von dem 
öffentlichen unbeweglichen Staatseigenthume wird, fo lange nicht Die 
Staatsgewalt felbft wenigftens interimiftifch auf den Sieger über- 
gegangen iſt, ein Anderes nicht zu behaupten ſein“. Natürlich wird 
in beiderlei Hinficht dem Steger eine vorläufige Befchlagnahme und 
die Beziehung der Einkünfte zu feinem Vortheile freiftehen. 


1) Hierüber befteht durchaus keine Meinungsverfchienenheit unter den neueren 
Bubliciften. S. befonders Meermann, von dem Recht der Eroberung. Erf, 1774. 
Bufenborf VIII, 6, 20. Pattel III, $ 195. 196. Klüber $ 256. v. Martens 
8277. Wheaton IV, 2, 816. Alle geftehen wenigſtens zu, daß noch eine Be- 
ftätigung der Erwerbung durch den Friedensſchluß nöthig fei, wenn das Eigenthum 
ein ganz ficheres fein joll. 

2) Bgl. die Entſcheidung des Parifer Caffationshofes bei Sirey XVII, 1, 217. 
„Le droit de conquete n’a effet au pr&judice des princes que sur les biens 
qu’ils possödent en qualit& de princes et non sur les biens qu’ils possödent 
comme simple propriété.“ 

3) So entihieb derjelbe Caffationshof bei Sirey XXX, 1, 280. „La con- 
quete et l’occupation d’un Etat par un souverain n’autorisent pas ce sou- 
verain & disposer par donation ou autrement du domaine conquis ou 
occupe. S. auch A. L.⸗R. für die Preuß. Staaten I, 9, 198. 
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Unkörperliche Sachen! in Feindesland. 


134. Eine befondere Streitfrage hat ſich auch noch in neuerer 
Zeit in Betreff der unkörperlichen Sachen fortgefponnen, inwiefern 
nämlich Diefe ein Gegenftand der Kriegsoceupation feien und von dem 
Sieger als fein mit rechtlicher Wirkung behandelt werden Dürfen. 
Die meiften Publiciften? haben fich in langer Reihenfolge für ein fol- 
es Berfügungsrecht ausgefprochen, dergeftalt, Daß ein Boftliminium 
des urfprünglichen Sorderungsberechtigten ausgefchloffen ſei und der 
Schuldner durch den Sieger giltig Tiberirt werde; ja man hat be- 
Bauptet, Daß dieſes auch auf folcdhe Forderungen Anwendung leide, 
deren Schuldner fih in Dritten neutralen Staaten befinden. Zur 
Begründung diefer Anfiht hat man fich hauptfächlich auf die tra- 
ditionelle romaniftifche Lehre von der Unbedingtheit der occupatio 
bellica bezogen; auf das vermeintlich Darin begründete Eonfiscations- 
recht, unter welchem Zitel auch in vielen früheren Kriegen die Ein 
ztehung ausftehender feindlicher Forderungen betrieben worden ift. 
Man bat fich auf verfchiedene Friedensſchlüſſe berufen, worin der⸗ 
gleichen fogenannte Confiscationen beftätiget worden find’; man hat 
fogar eine vermeintliche Entfcheidung der Amphictyonen in Beziehung 
‚auf ein Schuldverhältnig der Theſſalier gegen Theben in Bezug ge= 
nommen, wonach die Schuldforderung der Thebaner an die Theſſa⸗ 
fer Durch eine Schenkung aufgehoben worden ſei, welche Alerander 
den Letzteren bei der Zerftörung Thebens mit Der Schuldverfchreibung 
gemacht habe‘. 

1) Specielle Abhandlungen Über dieſen Gegenftanb: Chr. Gottlieb Schwartz, 
de iure vietoris in res divicetor. incorporales. Alt. 1720. v. Kamptz, Beitr. 
zum St.- u. Völkerr. 2.9. B. W. Pfeiffer, das Recht der Kriegseroberung in 
Beziehung anf Staatscapitalien. 1823, Ferd. Carl Schweilart, Napoleon und bie 
Curheſſiſchen Capitaljchulpner. Königsberg 1833, Noch andere in v. Kamptz, 
Lit. 8 307. . 

2) Natürlich auch noch Wildman II, 11, blos mit der geſcheuten Ausnahme 
bon Forderungen einer Privatperjon an den Staat! 

8) Eine große Reihe von Frievensihlüffen |. bei Schweilart S. 74, beſonders 
von S.82 an. ©. auch Bynckershoeck, Quaest. iur. publ. 1,7. p. 177. v. Kamp, 
Beitr. a. DO. 85. Not. 4. Es find dies aber eben ausdrückliche conventionelle Be- 
ſtimmungen für einzelne Fälle, wodurch noch feine Regel zu begründen ift. 

*) Diele Geichichte fteht allein bei Quintilian, Inst. or. V, 10, 111 f. Die 
PBubliciftien haben mit Liebhaberei dieſelbe beſprochen. ©. die Schriften bei Schwei- 
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Dennoch aber muß dieſe Theorie und Praxis aus dem Stand- 
punfte des Rechtes fehr befiritten, wenigftens modificirt werden. 
Wird doch fchon auf allen Seiten zugegeben, daß durch Zahlung des 
Schuldners an einen Anderen außer dem wahren Gläubiger, oder 
durch eine fonftige Xiberation von Seiten eines Dritten das Recht 
des wahren Gläubigers ftreng juriftifch nicht aufgehoben werde! 

Vor allen Dingen muß man von den unkörperlichen Sachen 
diejenigen abjondern, welche in dinglichen Rechten und nicht als 
bloße Accefjorien perjönlicher Forderungen befteben; jene haben Die 
Natur des unbeweglichen Eigentbumes, mit welchen fie auch vielfach 
zufammenbängen, wie 3. B. Serpituten, und tbeilen Daher auch das 
Schickſal des unbeweglichen Eigentbumes im Kriege, wovon zuvor 
gehandelt worden ift. — Unter den perfönlichen Forderungen giebt 
es jodann einige, welche das Surrogat von Eigenthumsnutzungen 
find, wie 3. B. Pachtgelder. Bel diefen mag nicht beftritten werben, 
daß fie dem Feinde verfallen, welcher fich der fruchttragenden Sache 
bemächtiget hat, weil e8 nur allein von ihm abhängt, ob er die 
Pacht oder Miethe ferner geftatten wolle und durch Die factifche Fort- 
belaffung Derfelben ein eigener Pacht- oder Miethsvertrag zwifchen 
dem Feinde und dem bisherigen Gebrauchsberechtigten gefchloffen 
wird”. Dagegen widerftreitet e8 ber Natur aller anderen perſön⸗ 
lichen Forderungen durchaus, fich Diefelben als Gegenftand einer that- 
fächlichen Befigergreifung, wie doch die occupatio bellica an fich ift, 
zu denken; felbft der zufällige Befiß der Schuldverfchreibungen giebt, 
wie man allgemein einverftanden tft und fein muß, fein Necht auf 
Einziehung der Schuld”; eine perfönliche Forderung tft eben etwas 
unförperliches, befteht eben nur in einem rechtlichen Bande zwifchen 
Släubiger und Schuldner; das Necht des Erfteren Tann auf einen 
Dritten nur mit feinem Willen oder durch eine Tegitime rechtliche 
Gewalt übertragen werden, wofür, wentgftens fo lange der Krieg 
mit feinen wandelbaren Schidfalen fchwebt, eine feindliche Gewalt 


kart S. 53 f. Das Amphictyonenurtheil darüber iſt wahrſcheinlich nur eine Fabel, 
Saint-Croix, des anciens gouv. f6dsrat. p. 52. Fr. W. Tittmann, über ben 
Bund der Amphict. 1812. ©&.135. Man erfährt nicht einmal, wie e8 gelautet 
babe; aus Quintilian conftruirt man ſich den Inhalt nach Belieben. 

I) Ziegler, de iurib. maiestat. I, 33, $ ult. 

2) Bol. v. Kamptz 0.0.88. 
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nicht zu halten iſt. Nötbiget fie den Schuldner zu zahlen, fo tft Dies 
ein ihm treffendes Ungläd'; aber es kann ihm daraus höchftens 
eine Einrede oder eine Forderung wegen nüglicher Verwendung aus 
BDilligfeit gegen den wahren Gläubiger oder einen Dritten zufteben, 
der dadurch felbft von einer Zahlung an den Feind befreit worden 
ft. Ein Anderes wird fih nur im Falle einer Debellation oder 
vermöge ausbrädlicher friedensgefetlicher Beftimmungen behaupten 
laſſen; namentlih wenn Die Schuldner unter der Botmäßigkeit des 
oecupirenden Feindes ftehen, der jedoch dritten Mächten feine des» 
fallſige Verbindlichkeit auferlegen kann?. 

Unbedentlih darf Dagegen den Forderungen feindlicher Unter- 
tbanen an biesfeitige Unterthanen und Anftalten Die Klagbarfeit im 
Wege der Repreffalten oder Retorfion verfagt werden, wenn nicht 
etwa Hierauf vertragsmäßig verzichtet ift”. 


Beuterecht an beweglichen körperlihen Sachen, 


135. Ein allenthalben anerkanntes Anelgnungsrecht findet in 
Landkriegen bei eigentlicher Kriegsbeute Statt. Gegenftände Derfelben 
find unbeftritten alle beweglichen körperlichen Sachen, welche dem 
feindlichen Heere oder einzelnen Dazu gehörigen Individuen von recht- 
mäßigen Streitern der Gegenparteti, ober ausnahmsweiſe denjenigen 
Staatsangehörigen abgenommen werden, deren Plünderung von dem 
Befehlshaber der Gegenpartei erlaubt worden tft, 3.3. bei Erftür- 
mung einer Yeltung oder eines anderen bartnädig vertheidigten 
Platzes. Nur in erfterer Hinficht verfteht ſich das Beuterecht ohne 
weitere Erlaubniß; die friegführenden Theile geben gleichfam wechfel« 
feitig dem Spiele des Krieges dasjenige preis, was fie bei ihrem Zu⸗ 
fammentreffen bei fich führen; in Dem zweiten oder Ausnahmefall 
ericheint die Beute als eine Compenſation für dasjenige, was man 

1) Als civilrechtlicher Sag unbeſtreitbar. S. Schweilart ©. 94 f. 105. 109, 

2) Das Gegentheil wirb natürlich, wiewohl bald mehr, bald weniger bebingt, 
von den Publiciften angenommen, welche iiberhaupt eine Occupation unförperlicher 
Dinge vertheidigen. Vgl. v. Kampk a. O. 8 6.7. 

s, Ein Beiſpiel ſolchen Vertrages ift der Handelsvertrag zwiſchen Groß- 
britannien und Nordamerika von 1794. gl, Wheaton IV, 1, 12. 


* Schriften bei v. Ompteda $ 309. v. Kamptz 8 308. Grost II, 6. 
Battel III, 196. 
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bet einer fo befonberen Gelegenheit auf Das Spiel zu fegen genöthigt 
gewefen ift, wobei man die Wiederausgleichung den betroffenen feind- 
lichen Untertbanen mit ihrer eigenen Staatsgewalt überläßt. Daß es 
großartiger und edler ift, folche Ausnahmen nicht zu geftatten, Da es 
befonders mit der Wiederausgleichung des den Einzelnen zugefügten 
Schadens fehr mißlich fteht, und durch eine ſolche Gewaltmaßregel 
gewöhnlich nur Unfchuldige betroffen werden, ift in neuefter Zeit 
fogar in der Praris nur felten verfannt worden. — Sollte außer 
den obigen Fällen einem feindlichen Untertban von feiner perfönlichen 
Habe durch einen Krieger der Gegenpartei Etwas weggenommen 
werden, fo Tann diefes zwar aus dem Gefichtöpunfte der heutigen 
Militärdisciplin eine ungiltige Beute fein und ber Wegnehmende 
von feinem Vorgefegten zur Herausgabe an den bisherigen Eigen- 
thümer genötbiget werden; wird Diefe jeboch nicht erlangt, fo werden 
dergleihen Sachen nichtsdeftoweniger mit dem Friedensſchluſſe Die 
Natur giltiger Krtegsbeute annehmen. Daß fich Dagegen ein Privat- 
_ mann einem feindlichen Unterthan und fogar Krieger gegenüber, deffen 
Habjeligketten fich jener ohne befondere Autortfatton zugeeignet hat, 
auf ein Recht der Beute berufen könne, wird aus dem heutigen 
Standpunkte gewiß beftritten werben dürfen’. 

In Beziehung auf Die Perſon des Erwerbers unterfcheidet der 
allerdings durch kein Völkergefeß gebundene, aber gewöhnliche Ge- 
brauch der Staaten einerfettS diejenigen Sachen, welche zur Aus- 
rüftung eines Kriegsheeres gehören und zu Triegerifchen Operationen 
dienen, ohne dem einzelnen Krieger einen unmittelbaren Gebrauch 
oder Nugen zu gewähren; andererfeits folche Sachen, welche einen 
unmittelbaren Werth für den Einzelnen haben. Lebtere, wie 3.2. 
Geld, einzelne Armaturftüde und Koftbarkeiten, werden regelmäßig 
dem beutemachenden Krieger oder dem dabei gemeinjchaftlich con- 
currirenden Truppentheil überlafjen; erftere hingegen, 3. B. fchweres 
Gefhüg, ganze Convois, Magazine und dergl., behalten fich Die 


1) Eine entgegengefettte Anficht findet fich noch bei Struben, Rechtl. Bedenken 
II, Nr. 20. ©. aber fhon Pufendorf VIII, 6, 21. Auch das Allg. Preuß. Land⸗ 
recht I, 9, 8 193. 197 ſtellt den Grundſatz auf: das Hecht Beute zu machen, kann 
nur vom Staate ertheilt werden. Und: gegen denjenigen feindlichen Unterthan, 
der weder zur Armee gehört, noch berjelben folgt, kann nur mit ausdrücklicher 
Erlaubniß der Befehlshaber der Truppen Beute gemacht werben. 
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Kriegsherren gewöhnlich felbft vor, allenfalls gegen eine Vergütigung 
an die Beutemachenden!. Jedoch bleibt dieſes den eigenen Regu⸗ 
Iativen jedes Kriegsherrn anheimgeftellt. — Seltfam war der frühere 
Kriegsgebrauch, wonach Die Glocken eines eroberten Plates dem Chef 
der Belagerungs-Artillerie verfielen, wenigftens dann, wenn fie wäh. 
vend der Belagerung in Benutzung geblieben waren”, 

136. Bet näherer Erwägung läßt fih nun eine Appropriation 
von Bentegegenftänden nicht etiva mit der Fiction rechtfertigen, daß 
diefelben res nullius ſeien, was fie in der Wirklichleit nicht find, und 
eben fo wentg Tann der Mangel einer Diläodofte im Kriege einer 
eigenmächtigen Befigergreifung ſchon den Charakter einer Eigenthums- 
erwerbung wider Jedermann verleihen‘. Nur wenn die Difäodofie 
unter chriftlichen Staaten überhaupt noch etwas willfürliches wäre 
und fein dürfte, wie in der alten Welt, ließe fich Darauf Die Idee 
der ficherften Eigentbumserwerbung gründen; jet, wo der Srieg- 
fand ein nur vorübergehender tft, kann dieſe Vorftellungswelfe nicht 
Statt finden. Vielmehr wird man folgerichtig mit den heutigen Be- 
griffen einen Eigenthbumsübergang bei der Beute überhaupt nicht an- 
nehmen dürfen, fondern dem Beutemachenden nur die ungehinderte 
Befugniß zu allen thatfächlichen, nach den Umftänden möglichen Ver- 
fügungen über Nuten und Subftanz der Sache zufchreiben müſſen, 
ohne daß Darüber von ihm oder demjenigen, welchem er fie über- 
trägt, Rechenfchaft zu geben tft, fo lange noch der Kriegftand Dauert 
und der Befiter dem Eigenthümer feindlich gegenüberfteht. Der 
leßtere wird Dagegen fein Recht an der Sache allezeit wieder ver- 
folgen dürfen, wenn er diefelbe an einem dritten friedlichen Orte, 
3. B. in neutralem Gebiete findet, ober in eigenem Lande außerhalb 
der feindlichen Gewalt, oder endlich nach wiederhergeftelltem Frieden, 
wenn nicht Darin Aufgebung aller Anfprüche für entzogenes Privat- 
eigenthum oder in Betreff von Beutegegenftänden insbefondere ftipu- 
lirt wäre. Kurz, das von jedem Staate garantirte und unter der 
Gefammtbürgfchaft aller Staaten ftehende Civileigenthum wird nur 


1) Bol, z. B. das Allg. Landrecht für Die Preuß. Staaten I, 9, 8 195 sq. 
und ſchon die älteren Deutichen Militärgefetge, 3. B. den Artifelsbrief von 1672 
Art. 73. Die Britifche Praris ſ. bei Phillimore IH, 185. 
2) Mofer, Berjuh IX, 2, 109. 
8) Bol. dariiber auch Pando p. 389. 
16 
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einftweilen fuspendirt und feiner Gemeingiltigfeit beraubt; der Beſitz⸗ 
ftand tritt inzwiſchen an die Stelle des Rechtes, das Heute mir, 
Morgen Dir,.des Krieges. Bon jedem einzelnen Staate hängt es 
demnächſt ab, ob und wie weit er während des Krieges oder nad 
Beendigung desjelben dem früheren Eigenthümer einen Rechtsanſpruch 
auf Wiedererlangung Des weggenommenen Gutes gegen den Befiger 
zugeftehen wolle, welcher feiner Gerichtsbarkeit unteriworfen tft; aber 
es eriftirt durchaus Tein alle Staaten verpflichtender Grundfat, eine 
unter gewiffen Umftänden gemachte Beute als unmwiderrufliches Eigen- 
thum des Beutemachenden und feiner Nachfolger im Befite gelten 
zu lafjen, wenn nicht Friedens- und andere Verträge dem Beſitzſtande 
einen folchen Charakter ertheilen. 

Sp giebt e8 denn auch Fein allgemeines wölferrechtliches Gefek, 
mit welchem Zeitpunfte das Eigenthum auf den Beutemachenden 
übergeht, weil Die Statuirung des Eigenthums felbft nur auf der 
Autorität der Einzelftanten beruhet!. In älterer Zeit galt dem 
Römifchen Völferrechte gemäß für die meiften Europätfchen Völker 
al8 Zeitpunkt der vollendeten Kriegsappropriation Tein anderer als 
der der vollendeten ausschließlichen Befitergreifung felbft, welche nicht 
mebr Durch Den bisherigen Eigenthümer ober feine Hilfsgenofjen ver 
hindert wird, mithin fobald das erbeutete Gut in Sicherheit gegen 
eine unmittelbare Wiedernahme gebracht ift und Die leßtere nur durch 
eine völlig neue Kraftanftrengung ober durch unabhängige Zufällig 
feiten bewirkt werden mag. Die Beute ift Dagegen noch nicht 
gemacht, fo lange diefelbe Action wirklich fortbauert und ein ohne 
Unterbrechung fortgefekter Kampf das Verlorene wiedergeben könnte?. 
Denfelben Zeitpunkt haben auch noch manche neuere Codificationen 
beibehalten“. Wegen der Schwierigkeit feiner Feftftellung bat man 


1) Vgl. Cocceji zu Groot III, 6, 3 a. E. 

2) Wegen der bier Statt findenven Bedenken in der Auslegung des Römiſchen 
Rechtes vgl. Ziegler, de iurib. maiestat. I, 33, $ 79. Allein die Grundſätze 
iiber die Vollendung einer Befiergreifung find keinem erheblichen Zweifel unter 
worfen. Zn berüdfichtigen ift vorzüglich auch 1.3. 89. D. de vi. 

8) So das Allg. Landrecht für Die Preuß. Staaten I, 9, $ 201. „Die Beute 
ift erſt alsdann für erobert zu achten, wenn fie von ben Truppen, welche fie ge 
macht haben, bis in ihr Lager, Nachtguartier oder fonft in völlige Sicherheit 
gebracht worben. 8 202. So lange ber Feind noch verfolgt wirb, bleibt bem 
vorigen Eigenthümer der abgenommenen Sachen fein Recht darauf vorbehalten.“ 
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auch wohl eine vierundzwanzigftändige Dauer des Befites als maß- 
gebend und entfcheidend für den Eigenthbumsübergang wie bet der 
Seebente angewendet" und empfohlen”; allein es läßt fich fchlechter- 
dings nicht behaupten, daß dieſer, ohnebin auch nicht alle Schwierig- 
feiten befeitigende Termin, ein gemeiner Völfergrundfag geworben 
fei. In Ländern des Franzöfifchen Civilrechtes entjcheidet der auf 
kriegeriſche Zuftände vorzüglich paffende Grundfag: En fait de 
meubles la possession vaut titre”. 


Appropriation im Seekriege. 


137. Debnt der Krieg fein Gebtet auch auf Die See aus, fo 
find nicht allein Die Schiffe der feindlichen Staatsgewalten gegen- 
feitig dem Nechte der Eroberung und Aneignung unterworfen, wenn 
fie bi8 zum Frieden behauptet werden können, fondern man legt ſich 
auch eine unbedingte Appropriationsbefugniß gegen feindliche Privat- 
fohiffe und Güter beit, wovon man nur etwa die Fahrzeuge und 
Gerätbichaften der Fiſcher an den Küften menfchenfreundlich aus- 
nimmt?, Desgleichen fchiffbrüchige und verfchlagene Güter‘. 


1) So nad de Thou bei Eroberung und Wiedernahme der Stadt Lierre in 
Brabant, 1595. 

2) ©root II, 6, 3. 

8) Code eivil Art. 2279. 

9) Betrachtungen über diefen Gegenftand |. in Büſch, liber das Beftreben 
ber Völker neuerer Zeit, einander in ihrem Seehandel recht wehe zu thun. Ham⸗ 
burg 1800. Jouffroy, Dr. maritime p. 578. Zachariä, 40 8. IV, 1, ©. 111. 
Beil, Conftitut. Sahrb. 1845 I, 260. Hinfichtlich der Praris vgl. man N. Carlos 
Abreu, Tratado jurid. politico sobre las presas marit. Cadix 1746. $ranz. 
1758 und 1802. R. 3. Balin zur Ordonn. von 1681 und fein Trait& des prises 
ou principes de la jurispr. frang. concernant les prises; à la Rochelle et 
Par. 1782. v. Sted, Verf. über Hanbels- und Schifffahrtsvertr. Halle 1782, ©. 171. 
G. F. de Martens, Essai concernant les armateurs. 1795. Merlin, Repert. 
univ. m. » Prise maritime» Nau, Böllerfeeredht $ 265 f. Wheaton, Intern. L. 
IV, 3, 89 f Wurm in Rotted und Welder, Staats⸗sLexie. W. Prife. Pando 
p. 412. Ortolan II, p. 39. Wildman II, 118. Phillimore III, 185 und wegen 
der Franzöfiichen Praris ganz beſonders noch de Pistoye et Duverdy, Dr. des 
Prises maritimes. Par. 1855. 2 Bde. 

5) In Frankreich haben fich die Gerichte dem Herkommen gemäß (f. Ortolan 
II, 49) ſehr beftimmt dahin ausgefprochen, daß nicht einmal zur Ausübung von 
Repreflalien Filcherböte des Feindes als gute Priſe behandelt werben dürften. 
Sirey, Rec. gen. I, 2, 331. gl. Merlin a. O. 

6) Respect pour le malheur! Sirey, ebendaſ. p. 296. 

16 * 
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Wenigſtens bis zur lebten allgemeinen Pacification Europas 
(1815) war der Seefrieg, wie wir ihn fehon nannten, noch Immer 
vorzugsweiſe ein Raubkrieg gegen den Seehandel, worin auch fo 
lange keine durchgreifende Aenderung mit Sicherheit zu erwarten tft, 
als Habfucht, Geld und Krämerintereſſen den vorzäglichften Einfluß 
auf Entftehung und Führung der Kriege äußern werben. 

Der bisher noch nicht aufgehobene Grundfag war und ift: alles 
feindliche Gut zur See, e8 gehöre dem Staate oder dem Einzelnen, 
tft gute Brife der fich desſelben bemächtigenden Gegenpartei, Dafern 
nicht etwa Licenzen erlangt find, oder Nechte der Nentralen in Be— 
tracht kommen, auf deren Darftellung weiterhin einzugehen ift!. Das 
Prifenrecht beginnt mit dem Ausbruche der Yeindfeligleiten, ſogar 
gegen folche Schiffe, die Hiervon noch nicht unterrichtet fein Tonnten?, 
oder mit Ablauf der etwa vergännten Indultfriſt“. Jede Friegführende 
Seemacht übt e8 nicht allein durch Die von ihr felbft unmittelbar 
zum Seekriege ausgerüfteten Schiffe, fondern auch durch Eorfaren 
oder Privatcaper (Armateurs), denen fie zu ihrer Legitimation Caper- 
oder Marfebriefe ausfertigt ($ 124°), und zwar fowohl auf offener 
See, wie in feindlichen und eigenen Gewäffern‘. Ueberdies Tann 
Seebeute felbft Durch Landtruppen, 3.3. bei Erorberung eines Hafen- 
plages, gemacht werden, wobei dann Die Befchränfungen auf Die 
Srundfäge der Landbeute nicht Statt finden‘. Für illegitim aber 
gilt eine Prife, die in neutralen Gebieten, oder durch Mißbrauch 
eines dort genofjenen Aſyls gemacht worden iſt?. 

1) Bol. die Britifche officielle Darftellung bei Phillimore III, 351. 

2) So ift wenigften® die neuere Britiiche Praris nicht verlegen geweſen zu 
verfahren. Vgl. v. Sted, Über Handelsvertr. S. 171. Faber, N. Europ. Staats- 
canzlei VI, 426. Nau, Völkerſeer. $S 257. Wheaton, Intern. L. IV, 1,8 10. 11. 
Ueber die Franzöfiiche Praxis ſ. Pistoye et Duverdy II, 89. 

3) So hat England und Frankreih im jeßigen Kriege den Ruſſiſchen Schiffen 
einen jechswächentlichen Inbult zum Auslaufen aus den Britifhen und Franzöfl- 
hen Häfen und zur Erreihung ihrer Beftimmung ertheilt. Declaration vom 27. 
und 29. März 1854, | 

% Für illegal und verbrecheriſch hielt man ehedem Seitens einzelner Staaten 
das Eindringen und Priſenmachen der Caper in feinblihem Flußgebiet. Es Tann 
aber fchwerlich als ein gemeingiltiger Sat gelten, wenn die Commiffion fein Verbot 
enthält. Pistoye et Duverdy I, 112. gl. Wildman II, 361. 

5) Bol. Martens, Verfuch Über Eaperei $ 34. Pistoye et Duverdy I, 111. 

6) Wildman DO, 147. 2gtl. Wheaton, Elements IV, 2, $14. Oke Man- 
ning 385. Phillimore III, 451. 
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138. Hinfichtlich des Zeitpunftes, wo Die Seebeute als gemacht 
anzufehen ift, richtete man fich vormals nach demfelben Grundſatze 
des Römifchen Rechtes, Der bereit8 oben als entfcheidend bet ber 
Zandbente angezeigt ward. Noch der Confolato del Mar ift im 
Art. 287 ff. darauf gegründet. Späterhin erft wurde Durch Landes- 
gefege und Berträge vielfach eine vierundzwanzigftündige Beſitzdauer 
als maßgebend angenommen und das Necht des Eroberers, fo wie 
die Möglichkeit einer poftliminifchen Wiedereroberung für den Eigen- 
thümer davon abhängig gemacht‘. Jedoch ift auch Diefes noch zur 
Zelt fein gemeines Völkerrecht geworden’. Außerdem befteht Die Ein- 
richtung”, Daß der Nehmer des Schiffes fich bei einem competenten 
Brifengericht Über die Rechtmäßigkeit der gemachten Prife ausmweifen 
und den Eigenthumserwerb daſelbſt beftätigen laſſen muß, obgleich 
folder nicht erft Hierdurch bewirkt werben fol. Und nicht blos 
Gaper, fondern felbft Schiffe der Stantsmarine find dieſen Förm⸗ 
fichfetten unterworfen‘; auch find. beiden bis dahin willfürliche Ver⸗ 
fügungen über die genommenen Schiffe und Güter meift ausdrüdlich 
unterfagt ($ 142 c.). Insbefondere haben fie die Prife regelmäßig 
nach einem Hafen des eigenen Landes zu Dirigiren? oder in einem 
neutralen Rande, welches ihnen den Zutritt öffnet, vorläufig unter- 
zubringen. Ä 
Als competent gelten in Der Staatenpraris Die eigenen Gerichts⸗ 
höfe oder eigens dazu angeordnete Priſengerichte und Commiſſionen 
des Staates, zu deſſen Seemacht der Wegnehmende gehört. Neu⸗ 


1) ©, vorzüglich Martens von 8 55 an, Wheaton, Intern. L. IV, 2, $ 12. 
(Elöments II, p. 27.) Phillimore III, 460. 477. 

2) Sp hat noch das Allg. Landr. für die Preuß. Staaten a. DO. 8 208 
verordnet: „Güter und Schiffe, welche von Capern weggenommen werben, find 
erft fiir verloren anzujehen, wenn dieſelben in einem feindlichen ober neutralen 
Hafen aufgebracht worden,” 

8) Diefe Inftitution Hat ſich befonders in Frankreich feit Carls VI. Orbon- 
nanz von 1400 entwidelt. Vgl. Balin zur Orbonn. von 1681 II, 9, 1. Aber 
auch in allen anderen Seeftaaten, Ihre wölferrechtliche Begründung f. bei Wildman 
DO, 354 und bei Phillimore III, 533. Bergebens aber vindicirt man ihr ben 
Charakter eines völferrechtlichen Tribnnale. Prifengerichte find immer nur Organe 
ihres Landes, ausgefett allen Einfläffen der Landes-Autorität, daher durchaus von 
feiner unanfechtbaren Autorität. 

% Bol. Balin zur Ordonn. I, S. 309. 

5) Wildman II, 168. 


246 Zweites Buch. 8 138, 


trale Staaten haben die Prifengerichtsbarkeit an und für fich nicht, 
felbft wenn ihnen eine Priſe zugeführt wird!; auch find fie nicht ver- 
pflichtet, einem Trtegführenden Theile innerhalb des neutralen Ge- 
bietes eine Confulargerichtsbarkeit für Prifenangelegenheiten zu ge= 
ftatten?. Wohl aber hält man die Prife fchon für hinreichend ge⸗ 
borgen und gefichert, wenn fie ſich auch nur erft in einem neutralen 
Hafen befinden follte und dann ein Erfenntniß der beimathlichen 
Prifengerichte für zuläffig”. 

Das Verfahren bei diefen Prifengerichten, dem Yührer eines 
unbeftreitbar feindlichen Schiffes gegenüber, ift ein höchſt ſumma⸗ 
rifches, jede Vertheidigung ausfchließend und Tebiglih nur eine 
Rechtfertigung des Fanges von Seiten des Erbeuters bezielend; ein 
Reclameverfahren‘, d. i. ein Streitverfahren über die Giltigfelt der 
Prife, wird e8 nur dann, wenn der Weggenommene die feindliche 
Nationalität feines Schiffes" beftreitet ober fich auf ein befonderes 
Schutzprivileglum berufen fann und als Kläger Die Herausgabe des- 
felben fordert. Die Prijengerichte erfennen übrigens allein nach den 
Gefegen und Neglements ihres Staates*, von welchen auch die Ver- 


I) Theoretiiche Exrdrterungen dieſes Gegenftandes f. bei Jouffroy p. 282. 
Hautefeuille IV, 294. Wir fommen baranf im nächſten Abſchnitte zurück. 

2) Es folgt dies aus dem heutigen Charakter der Eonfular-Inftitution. Die 
Franzöſiſche Republif hatte fich gleichwohl 1796 durch Eonfularcommiffionen zu 
beifen gefucht. Die gegenwärtige Franzöſiſche Regierung hat fie aufgehoben, durch 
Decret vom 18. Juli 1854. Fraglich ift allerdings, ob nicht dergleichen Com⸗ 
miffionen den Charakter competenter Prijengerichte Durch Duldung neutraler Staaten 
erlangen Finnen? Darüber läßt fich ftreiten, aber wohl am meiften Dagegen. Bol. 
Phillimore III, 469, Ebenſo wenig kann die Gerichtsbarkeit ven Gefandten in 
fremden Ländern Übertragen werben. Vgl. Martens 8 37. Wheaton $ 15. Oke 
Manning 380. 

s) Wheaton, Intern. L. IV, 2,813 a. &. (ed. frang. II, p. 44). Oke Man- 
ning 382. 

*), Hierüber vgl. Jouffroy p. 86. 296 f. Die Britifche Praris erkennt man 
aus Wildman II, 352. Phillimore II, 560. Die Franzöſiſche aus dem Wert 
von Pistoye et Duverdy. Betrachtungen darüber f. bet Wurm, im Staats⸗Lex. 
XI, 145. 

5) Hierbei muß in der Regel die legitime Flaggenführung enticheiden. Bol. 
Wheaton, Intern. L. IV, 1, 21 (ed. fr. 22). 

6) Diefe Reglements ſollten freilich auf dem Boben bes gemeinfamen. Rechtes 
ftehen, wie Portalis jehr wahr bemerkt hat (Wheaton, Histoire I, 152) und es auch 
einige Britifche ehrenwerthere Prifenrichter aunsgeiprochen haben. Phillimore III, 533. 
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theilung des erbeuteten Gutes abhängt. Ungeachtet der Principien- 
Iofigfeit einer folchen Gefeggebung und Gerichtsbarkeit hat man fich 
doch in der langen Praxis der legten Kriege fchon gewöhnt, das 
Eigenthum der weggenommenen Schiffe für verloren und confiscirt 
zu halten, fobald von einem competenten Prifengerichte Die Erbeutung 
als rechtmäßig erflärt worden tft. Selbft Großbritannien refpectirt 
hierin Die gleiche Verechtigung anderer Staaten‘, freilich wohl, um 
defto weniger in der ihm felbft den meiften Vortheil bringenden 
Praris angefochten zu werden. 

139. Bei näherer Betrachtung wird man fich unmöglich ent- 
ichließen können, die vorher bemerkten Maximen der Europäifchen 
Praris in Betreff der Seebeute ſchon als ein feitgegründetes Völker⸗ 
recht anzuerkennen. Gefett auch, alle der großen Europäifchen Stanten- 
familie einverleibten Regterungen befolgten ohne die geringfte Ver⸗ 
ſchiedenheit Diefelben Maximen, fo würde jede Doch nur als für fich 
bandelnd und durch politifche Intereffen Dazu beftimmt erjcheinen, Die 
einen Durch den Befik der Macht, Die anderen Durch Das äußerliche 
Princip der NReciprocität, ohne daß es bisher zu einer allgemeinen 
freien Berftändigung über Die hier in Nede ftehenden Tragen ge- 
fommen tft. Jedenfalls fehlt e8 dabei an einer inneren Nöthigung, 
jene Maximen als wahr anzunehmen; es fehlt vornehmlich Die fitt- 
liche Zuftimmung Der Völker, welche ſich unmöglich mit einem. 
Syſteme reiner Willfür befreunden kann. Wodurch fol es gerecht- 
fertigt werden, daß Die bloße Wegnahme einer Sache oder ein mehr- 
ftündiger, beliebig 2Aftündiger Befig, oder felbft Die Wegführung in 
einen Hafen des eigenen Landes, Eigenthum an einer fremden Sache, 
befonder8 an einer Privatfache, zu geben im Stande fell Welche 
Kraft kann das Urtheil einer Behörde äußern, die für Das Intereſſe 
des an dem Fange und feinen Vortheilen allein betheiligten Staates 
ntebergefegt, und an deſſen eigene Sagungen gebunden ift! Fürwahr, 
ſchon Tängft ift es ausgefprochen, freilich nur von einzelnen Männern 
des Nechtes und der Wiffenfchaft, daß ein folches Syſtem einer 
hriftlich erleuchteten Zeit unwürdig ſei. Es wird Dies auch allmählich 
immermehr in das Bewußtfein der Völker treten, je würbiger fie 
werden und im Stande find, Die Anforderungen der Gerechtigkeit 


1) Wheaton, Intern. L. IV, 2, $ 12.13. Jouffroy p. 209 f. Oke Man- 
ning 382. 
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denen gegenüber zu vertbeidigen und durchzuſetzen, welche bisher in 
einem folchen Wilffürfnfteme vorzüglich Die Beförderung ihrer Ins 
tereffen gefunden haben und darum auch ferner dasfelbe fortzufeßen 
geneigt fein möchten. Es Tann allerdings nicht Die Tendenz fein, 
einer Triegführenden Macht die Wegnahme von feindlichen Staate- 
und felbft Privatfchiffen mit den darauf befindlichen Gütern unters 
fagen zu wollen. Es kann ihr nicht zugemuthet werden, dem feind- 
lichen Staate eine ungeftörte Benutung der Wafferfiraßen zu geftatten, 
um fich Die Mittel zu einer fortgefegten Krlegführung zu verfchaffen 
und einen Verkehr zu treiben, welcher dem eigenen Handel jener 
anderen Triegführenden Macht werderblich werden, überhaupt aber den 
Krieg zu verewigen vermag. Ein folches Syſtem würde allerbings 
mit gutem Grunde für eine fromme Chimäre zu’ erklären fein. Wenn 
man aber einmal fittliche Rechtsprincipien will, feine vein politifchen 
oder bloße Fictionen, fo wird man fich endlich zu der Anſicht be- 
quemen müſſen: 
Die Wegnahme eines feindlichen Schiffes giebt dem Erbeuter noch 
fein Eigenthum auf dasſelbe und auf das darin befindliche 
Gut, fondern Tediglich das Necht der Befchlagnahme und einer 
factifchen Dispofitton Darüber während der Dauer des Krieges, 
um fi dadurch für deſſen Nachtheile und wegen feiner Tore 
derungen an den Feind zu entfchädigen. Erft der Friede oder 
eine gänzliche Zerftörung des feindlichen Staates giebt dem⸗ 
jentgen, was folchergeftalt gefchehen und verfügt worden iſt, Den 
Charakter eines forthin giltigen Verhältniffes, ſoweit man nicht 
genöthigt oder veranlaßt tft, in dem Friedensfchluffe Das Weg—⸗ 
genommene ganz oder theilweiſe herauszugeben. 
Bis dahin findet dann auch das Recht der Wiedernahme einer Priſe 
zu Gunſten des Eigenthümers Statt, von deſſen bisheriger Prazis 
erft weiterhin (Abfchn. IV. dieſes Buches) gehandelt: werden Tann. 


Nechte der Kriegführenden auf feindlihe Sachen im eigenen Territorium. 
140, Sachen eines im Kriege befindlichen Staates, welche ih 
im Gebiete des Feindes befinden, unterwarf das ältere Völkerrecht 


1) Darin gehen denn auch bie neueften Agitationen und Pronunclamenti des 
Handelsſtandes zu Bremen, Hamburg, Lübeck, desgl. mehrerer deutſcher legislato⸗ 
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dem feindlichen Appropriationsrecht Durch Befttergreifung, gleich ans 
derer Beute. Das heutige Völkerrecht Tann dieſen Sat nicht mehr 
biffigen; die Praris der Staaten aber hat bisher noch immer ziemlich 
dasfelbe Ziel zu erreichen gewußt, indem man nämlich dergleichen 
Sachen unter dem Titel von Repreſſalien fogleich im Anfange des 
Krieges, ja fogar oft ohne ausdrückliche Kriegserklärung, mit Befchlag 
belegt und dann confiscirt?. Dieſes Schickſal trifft vorzüglich Die 
feindlichen Schiffe, welche fich zufällig zu Diefer Zeit in den Häfen 
eines Kriegstheiles befinden und mit einem Embargo beftridtt werben 
fönnen. Es trifft ferner Die Waaren, welche ein Untertban des 
feindlichen Staates in dem anderen Staate gekauft und für feine 
Rechnung liegen bat, desgleichen Die Waaren und fonftiges Eigenthum 
von feindlichen Untertbanen, Die fich bisher fogar längere Zeit Hin- 
durch friedlich für ihren Gefchäftsnerfehr in Dem auswärtigen Gebiete 
aufgehalten haben. Die Prifengerichte mächtiger Staaten haben 
dann Fein Bedenken gefunden, Durch ihre gelehrten Nichter mit großer 
Scrupulofität Die Heimathseigenfchaft folder Verfehrstreibenden unter- 
fuchen zu laffen, wobei man nicht verfehlt bat, wenn nur der geringfte 
Zweifel obwaltete, ob Diefelben noch feindliche Unterthanen feien ober 
ihr Domicil diesfeits genommen, eine Confiscation auszusprechen", 
Selbft lang etablirte Handelshäufer und Comptoirs feindlicher Unter- 
thanen im Gebiete des anderen Theiles find diefem Schieffale nicht 
entgangen‘. Nur fpecielle Vertragsftipulationen, dergleichen fich in 
den meiften neueren umfafjenden Handelsverträgen finden, können 
biergegen ſchützen und Die Möglichkeit einer ungehinderten Herans- 


riſcher Verſammlungen zu weit, wenn fie bie unbeſchränkte Freiheit des Privat⸗ 
eigenthumes verlangen. Vgl. die Anlagen. 

1) L. 51. 8 1. D. de acquir. rer. dom. „Et quae reg hostiles apud nos 
sunt, non publicae sed occupantium fiunt.“ Bgl. mit 1.12 pr. D. de captiv. 

2) Die Behauptung dieſes Sates f. bei de Real, Science du gouvern. t. V, 
ch.II, V,3. v. Sted, Berl. iiber Handels⸗ und Schifffahrtsvertr, S. 168 und 
über die Praxis des Satzes Moſer, Verf. IX, 1, S. 45.49, Die arge Unbilligkeit 
derſelben ift einleuchtend. 

8) Man vgl. Wheaton, Intern. L. IV, 1, 8 16—18 und barüber die Bemer- 
Iungen von Pando p. 412 — 424, 

*) Wheaton 819. Die ganze frühere Praris Großbritanniens lernt man aus 
Wildman, Instit. of intern. L. Vol, I, ch. 1.2. Desgl. aus Phillimore III, 
38. 128. 
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ziehbung von Perfonen und Gütern aus feindlicher Botmäßigkeit 
gewähren”. | 

Auf der anderen Seite bat man gewöhnlich vermieden, die un- 
beweglichen biesfeitigen Güter feindlicher Unterthanen unter einen 
ſolchen Befchlag zu legen und Repreffallen daran auszuüben, um 
nicht eine Retaliation der Maßregel von Seiten des Felndes und 
dadurch ebenfo viele oder felbft noch größere Nachtbeile für die Dies- 
feitigen Untertbanen hervorzurufen”. 

Man erkennt Hieraus Teicht, Daß es befonders Die Handels- 
intereffen find, welche das Verfahren kriegführender Mächte beſtimmen; 
die Abficht, den Handel des feindlichen Staates zu zerftören, zum 
Vortheil des eigenen. Wie follte man alfo wohl ein Nechtsprinciy 
im Hintergrunde und eine folgerichtige Anwendung Desfelben erwarten! 
Immerhin mag es erlaubt fein, wie fchon öfter wiederholt ward, 
dem Feinde zu fchaden, feine Hilfsquellen zu verftopfen, vorzüglich 
aljo feinen Handel anzugreifen; allein es folgt Daraus nicht, wenn 
es wirklich ein fittliches Princip in dem neueren Kriegsrechte giebt, 
daß Schiffs- und Waareneigenthum feindlicher Privaten einer Eon- 
fiscattion mit der Wirkung einer fofortigen Eigenthumsüberträgung 
unterworfen werden darf; man könnte fich auch Hier nur auf eine 
Beichlagnahme, desgleichen auf eine vorläufige Verwendung desfelben 
ftatt der Angreifung des eigenen Capitals befchränfen; Das nicht 
Bermwendete aber, und noch Vorhandene müßte bei eintretendem 
Frieden wieder herausgegeben, oder gegenfeitig, es ſei ausdrücklich 
oder ftilffchweigend, im Friedensſchluſſe aufgerechnet werden”. 


Verträge während des Krieges*. 


141. Daß felbft unter feindlichen Parteien und während des 
Krieges ein gegebenes und angenommtenes Wort verpflichte, d. h. nad) 


1) Beiſpiele |. in Nau, Böllerfeer. 8 258. 

2) Wheaton 0. O. 812. 

8, Vielleicht fliehen wir jett in einem Wendepunkte, da beſonders Großbritans 
nien bei Fortſetzung feiner bisherigen Praris ven größeften Schaden haben würde. 
Denn wo ift nicht Britifches Eigentbum und Haudelsintereſſe! 

4% v. Ompteba, Fit, $ 314. v. Kamptz 8 298 f. Befonbers: E. C. Wieland, 
Opuse. acad. IH, n.1. Groot II, 20. attel III, ch. 16. Martens, Bälterr. 
VII, 5. Klüber, Dr.d.g. $ 273. Pufendorf VII, 7. 
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Treue und Glauben zu erfüllen fet, fo lange die Möglichkeit dazu 
gegeben ift; daß vorzüglich auch Das vom Feinde bewiefene Vertrauen 
nicht zu feinem Nachtbeile gemißbraucht werben bürfe, ift eine heut- 
zutage von allen chriftlichen civilifirten Völkern anerkannte Regel, 
deren Verlegung den Gegner zur entfchiebenften Genugthuung bes 
rechtigen und vor dem allgemeinen Völfertribunale der öffentlichen 
Meinung infamiren würde", 

Dergleichen im Kriege vorkommende Conventionen haben ent- 
weder ein dauerndes Verhältniß zum Zweck oder nur gewifle vor⸗ 
übergebende Leiftungen. Zu der erfteren Art allgemeineren Inhaltes 
gehören: 

Erftens: die Cartels wegen bes Poſtverkehres? zwifchen den 
fimpfenden Staaten; wegen der Bezeichnung und Behandlung der 
etwaigen Parlamentärs; wegen der Couriere und Päffe; wegen 
des Gebrauches oder Nichtgebrauches gewilfer Waffen; wegen ber 
Behandlung der Krtegsgefangenen u. bergl. mehr. . 

Zweitens: dieNentralitäts-Verträge, wodurch beſtimmte 
Gebiete, Pläte und Perfonen eines Territoriums ober ganze Katego- 
rien von Untertbanen” außerhalb des Kriegsſtandes geftellt werben, 
mit denjelben Wirkungen, welche die Neutralität überhaupt gewährt, 
es fet num in jeber Hinficht oder nur in gewiſſen Beziehungen‘. 

142. Specielle Kriegsverträge find: 

a. Die Ertheilung von Schußbriefen, namentlich einer foge- 
nannten Sauvegarde (salva guardia), wo einer feindlichen Perfon 
oder Sache ein ausdrücklicher Schuß gegen feindliche Behandlung 
von Seiten der Partei des Ertheilers fchriftlich und authentifch zu- 
gefagt oder ein lebendiger Schuß durch Milttärperfonen mit authen- 
tifcher Legitimation gegeben wird, in welchem Falle Die letzteren, fo 
fange fie fich ſelbſt friedlich und ihrer Beftimmung gemäß verhalten, 


ı, Fides etiam hosti servanda. Augustin. c. 3. 0.23. qu.1. Es giebt 
Niemand, der das Gegentheil behauptet. S. ſelbſt Bynckershoek, Quaest. I, 1, 
ber fonft Betrug gegen den Feind für erlaubt Hält. Vgl. Wheaton IV, 2, 17. 
Specialfchriften bei v. Ompteba 8 302. v. Kamptz 8 290. 

2) Intereſſante Beiſpiele aus der Stantenpraris Tiefert in dieſer Beziehung 
Wurm in der Zeitichr. f. Staats⸗Wiſſenſch. 1851. S. 296, 

8) Mofer, Verſuche X, 154 f. 

4) Beifpiel: die Conventionen wegen ber Küftenfifchereien und Fiſcherbote 
zwilchen Frankreich und Großbritannien. 
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bis zu ihrer Rückkehr zu den Ihrigen, fogar von der Gegenpartel 
als unverlegbar geachtet werden müſſen!; ferner 

die Ertheilung eines ficheren Geleites für beftimmte Berfonen, um 
einen ihnen fonft verbotenen oder gefährlichen Ort befuchen zu können”; 

imgletchen die ſchon mehrfach erwähnten Licenzen für Schiffe 
und Schiffsgut”. 

b. Die Contributions-Verträge, welche mit feindlichen 
Untertbanen abgefchloffen werden und wodurch Diefelben Die Zahlung 
beftimmter Summen oder gewiffe Lieferungen übernehmen; insbefon- 
dere die Ausftellung von Schuldbekenntniſſen ftatt zu Leiftender baarer 
Zahlung. Verpflichtungen Diefer Art eignen fich zwar zu einer Ein- 
Hagung bei Den Gerichten des feindlichen Landes felbft nur in fo 
weit, als lettere fich im Bereiche des forberungsberechtigten Occu⸗ 
panten befinden; natürlich kann Diefer aber auch im Wege der Gewalt 
die Nealifirung herbeiführen. — Inwieweit dergleichen Berpflich- 
tungen noch nach vorübergegangener Occupation fortdauern, wird 
durch die Grundſätze des Abfchn. IV. beftimmt. 

c. 2o8laffungs- oder Ranzionirungs-⸗Verträge bei der 
Seecaperei, wenn der von einem feindlichen Caper genommene 
Schiffer feine Loslaffung gegen ein beftimmtes Löfegeld mittelft Aus 
ftellung eines billet de rangon und Ueberlieferung einer oder der 
anderen Geiſel erhält; üblich etwa feit dem Ausgange des 17. Jahr 
bunderts. Soweit dergleichen Ranziontrung nicht Durch neuere Staats⸗ 
gefege den Capern verboten ift, entfteht daraus einerfeits die un— 
bedingte Verpflichtung zur Bezahlung des LXöfegeldes, fofern die Priſe 
jelbit nur rechtmäßig gemacht war — eine Verpflichtung, welche 
fogar von den Gerichten des Schuldners gehandhabt werden muß; 
andererfeits ein Recht auf den Schug des feindlichen Staates, 
dem das Xöfegeld zufließen foll, gegen fernere Angriffe bis zu dem 
angewiefenen Ziele der Reife, unter der Bedingung jedoch, daß der 
Losgelaſſene davon nicht willkürlich abweicht, Das billet de rangon 
wird übrigens felbft wieder ein Gegenftand der Beute, wenn der 
Caper jeinerfeitS genommen wird. Gehört der Unternehmer des 


ı) G. Engelbrecht, de salva guardia. Jen. 1743. Sattel IV, 8 171. Moſer, 
Verſuche IX, 2, 452 f. 

2) Groot II, 21, 814 f. Battel 8 265 f. 

3) Die Britifche Praxis lehrt Wildman II, 245 f, Vgl. Wheaton IV, 2, 26. 
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Saperfchiffes zu dem Staate des Ranzionſchuldners, fo hängt es 
von den dortigen Gefeten ab, fo wie von den weiterhin darzuftellen- 
den Grundfägen der Wiedernahme oder des Poftlimintums, inwiefern 
der Schuldner von feiner Verbindlichkeit befreit wird". 

d. Auswecfelungs-VBerträge wegen der Gefangenen. 
Diefe kamen vorzüglich erſt in der zweiten Hälfte des 17. Jahr⸗ 
hunderts in Iebendigeren Gebrauch”. Es wurden dabei meift Die ver- 
fohtedenen Kategorien der Milltärperfonen berückſichtiget und gewiſſe 
Berhältnißzahlen bei der Ausgleihung zum Grunde gelegt. Die 
Ausgleihung des Plus oder Minus gefchahe entweder Durch Geld 
oder in fonftigem Aequivalent'. Alles ift jenoch von den jedesmaligen 
Conventionen abhängig. 

e. Capttulationen* von Truppentheilen oder Waffenplägen. 
Ste werden bedingt" oder unbedingt gefchloffen; die Vertragsform 
beſteht meiftens in der fchriftlichen Propofition der Bedingungen von 
Seiten des Capitulirenwollenden und in der fehriftlichen Erklärung 
des anderen Theiles auf jene Propofitton, 

f. Waffenftillftands-Verträge‘ wegen Unterbrechung der 
Seindfeligfeiten. Ste find entweder allgemeine, für die feindlichen 
Parteien an allen Punkten giltig, oder nur befondere für gewiffe 
Truppen, Gegenden und Linien, und werben bald auf beftimmte, 
bald auf unbeftimmte Zeit eingegangen. Sie find für Die Staats- 
gewalten verbindlich mit dem verabredeten Anfangspunfte, einzelne 
hingegen dafür nur verantwortlich von dem Tage der erhaltenen 
Kenntniß. Den hierdurch dem anderen Theile erwachfenen Nachtheil 


ı) Wheaton, Intern. L. IV, 2, 8.27 (28. &d. fr.). Vgl. v. Martens, Verſ. 
über Caper $23. Wildman II, 270—275. Phillimore III, 160. 

2) Du Mont, Corps univ. t. VII, I, p. 231, bat ven älteſten Cartel dieſer 
Art aus dem Jahre 1673, 

3) Mofer, Verf. IX, 2, 388 f. Wheaton IV, 2, 8 3. Wegen der Ältere 
Praris im Mittelalter: Ward, Enquiry I, 298 s. Battel IL, 8 278 =. 

“4 J. Fr. Ludoviei, de capitulationib. Hal. 1707. Mofer IX, 2, 155. Son- 
flige Schriften bei v. Ompteba 8 315. v. Kamptz 8 300, 

5) Eine fonft häufige Bedingung war: wenn nicht innerhalb einer gewiffen 
Friſt Entfag kommen ſollte und danu e8 auf den Ausgang des Kampfes ankommen 
zu Iaffen. Ward II, 226 f. 

6) Weber diefe: Groot III, 21. Pufendorf VII, 7, 3. Jo, Strauch, Diss. 
acad. n. 5. Mofer, Berl. X, 2, 1. Vattel III, $ 233 f. Riquelme cap. XIU. 
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müffen die Staatsgewalten felbft wieder ausgleichen. In der Natur 
eines Waffenftiliftandes Liegt übrigens Die Erhaltung des Status-quo 
in Bezug auf die gegenfeitige kriegeriſche Stellung, ohne weitere Aus- 
dehnung derfelben zum Schaden des Gegners. Zur Befeftigung und 
Sicherung der bisherigen kann jeder Theil thun, was ihm gut dünkt'. 
Auch kann ein unfchählicher Privatverfehr mit rechtlicher Verpflichtung 
unter den im Waffenftiliftande eingefchloffenen Unterthanen der feind- 
lichen Staaten Statt finden”. — Die Wiedereröffnung von Feind⸗ 
feligfeiten pflegt, wenn Die Friſt feine ganz momentane iſt, geziemen- 
der Weiſe wenigftens, durch eine vorherige Auffündigung angezeigt 
zu werden’; bei dem unbeftimmt eingegangenen Waffenftiliftande tft 
fie fogar wefentlih, wenn nicht Durch einen anderen beftimmten 
Grund der Vertrag feine Exiſtenz bereit8 verloren hat. 

143. Bon fämmtlichen vorftehend bemerkten Verträgen gelten im 
Allgemeinen die nämlichen Grundfäge, wie auch im Frieden, ja, Die 
friegerifche Ehre gebtetet eine um fo ftrengere Beobachtung jener 
Grundfäge. Befugt zur Abfchließung folcher Conventionen iſt von 
Amtswegen jeder Truppenbefehlshaber, fo weit das Bedürfniß der- 
felben in feinen befonberen Wirkungsfreis eingreift, ohne Daß es 
dazu der Natification des Souveräns bedarf. Infofern‘ aber die 
Verpflichtungen oder Zufagen über jenen Wirkungskreis hinausgehen, 
find fie als perfönlihe Sponfionen zu betrachten und daher ohne 
Ratification des Souveräns nicht giltig, fondern einer Reſeiſſion 
unterworfen ($ 84). Sendboten, z.B. f. g. Parlamentärs, Desgleichen 
die ſ. g. Cartelfchiffe, welche Dazu beftimmt werden, Verhandlungen 


1) Dies fcheint bie richtigfte Formel, weldger die von Pinheiro⸗-Ferreira zu 
Battel III, 245 vorgefchlagene ſchwerlich vorzuziehen ift, „de ne rien faire de ce 
que l’ennemi aurait 6t& interesse d’empöcher et que, sans la tröve, il aurait 
probablement empöche.“ Beſonders ftreitig ift, ob einem belagerten Orte erlaubt 
fei, feine Mauern wieber herzuftellen und neue Bertheivigungsbarrieren aufzuführen. 
Beiahet wird es mit Recht von Groot $ 7, noch beftimmter in Bezug auf jebe 
Bertheidigungsmaßregel von Pufendorf 8 10, Geleugnet von H. Eocceji zu Grost 
8 10, von Vattel und Wheaton IV, 2, 20. Daß der Belagerer feine Belagerungs⸗ 
arbeiten nicht fortjegen dürfe, ift außer Zweifel. Vgl. Riquelme p. 163. 

2) Darauf ift wohl zu befchränfen, was Pufendorf, Iur. univ. IV, obs. 207 
ausführt. 

3) Pufendorf, I. N. et G. VIII, 7, 6. 

“4, Riquelme p. 165. 
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mit Dem Feinde einzugehen oder autbentifche Mittheilungen über den 
Abſchluß einer Verhandlung zu machen, ftehen unter dem Schutze des 
Kriegsrechts als unverlegbar". 

Als Verftärfungsmittel und zur größeren Sicherheit der auf- 
erlegten Verpflichtung dienen die fehon oben ($ 96) angegebenen, 
mit Ausnahme der rein privatrechtlichen, für einen Feind nicht realifir- 
baren, namentlich alfo die Geftellung von Geifeln, deren Rechts⸗ 
verhältuig auch im Kriege Fein anderes fein Tann, als im Frieden, 
ferner die Einräumung von Waffenplägen, endlich auch Die Ueber- 
lieferung von Fauſtpfändern, woran fich Der Feind im Falle der Nicht- 
erfüllung factifch gleichfam im Wege der Repreffalten halten kann. 

Jede Eontravention des anderen Theiles berechtiget zur fofortigen 
Aufhebung des Vertrages ohne weitere Auffündigung?. Es machen 
daber Verträge Diefer Art eine vorzüglich forgfältige Abfaffung noth- 
wendig und eine fofortige Erfüllung ohne einigen Verzug räthlich”. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Nentralen und ihre Nechte“. 


J. Meberhaupt. 


144. Nichts iſt fo wichtig für den rechtlichen Beftand einer 
fittlichen Staatengeſeliſchaft,. als ein klares und feſtes Verhältniß der 
Neutralität. 

Neutral (medius in bello) tft in der weiteren Bedeutung jeder 
Staat, welcher an einem Kriege nicht als Hauptpartei Theil nimmt; 


1) Phillimore II, 161. 

2) Groot II, 21, 11. Pufendorf VII, 7, 12, 

3) Treffend bemerkt Mr. Wheaton IV, 2, 23. „In these compacts, time is 
material: indeed it may be said to be of the very essence of the contract. 
If any thing occurs to render its immediate execution impracticable, it 
becomes of no effect, or at least is subject to be varied by fresh nego- 
tiation.“ Warnende Beilpiele: bie wieder aufgehobene Convention von Klofter 
Zeven, 1757, Die Convention von El Ariſch, 1800. Die Kapitulation des Mar- 
ſchalls St. Eyr, 1814. 

4 Die Schriften Über diefe Materie |. im Allgemeinen bei v. Ompteba $ 319 
und v. Kamptz $ 315. Zu den bebentenberen Monographien gehört: H. Cocceji, 
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der allgemeine Charakter Diefes Verhältniſſes ift: Fortbeſtand aller 
Rechte des Friedens mit Partellofigfett und ohne Feindſeligkeit gegen 
die Kriegführenden. Hier finden allerdings Abftufungen Statt. 

Es giebt eine vollkommene ober firenge Neutralität, 
welche fich jeder Art von Theilnahme zu Gunften einer Kriegspartei 
enthält. Es giebt aber auch eine unvollftändige Neutralität, 
wo von der Strenge der Regel etwas nachgelaffen wird. Ein folcher 
Fall tritt ein: | 

Einmal bei derjenigen Macht, welche vor dem jegigen Kriege 
und ohne Hinficht auf denfelben eine particuläre Kriegshilfe ober 
auch felbft eine ungemefjene Defenfivhilfe zugefagt hat, fo lange Diefe 
nicht in einen Angriff übergeht und der Gegner fich Dabei beruhigt 
(8 117), im Mebrigen auch Die Bedingungen der Neutralität beob- 
achtet werben". 

Zweitens: wenn ein Staat allen Triegführenden Theilen Dies 
felben Vergünftigungen wirklich gewährt; oder zwar nur dem einen 
Theile, jedoch vermöge früherer Verträge; oder mit ausdrüdlicher 
Genehmigung des anderen Theiles; oder auch nur vorübergehend 
und bona fide im Drange der Umftände, 


Disp. de iure belli in amicos. 1697. (Exerc. curios. t. II.) Jo. Phil. Vogt, 
Sammlung auserlefener Abhl. Leipz. 1768 No. III. Io. Fr. Schmidlin, de iurib. 
et obligation. gentium mediar. in bello. Sttg. et Ulm. 1780. Ferd. Galiani 
GMeapolitaniſcher Diplomat, 1787), Dei doveri dei principi guerregianti verso 
i neutrali. Napoli 1782, überjegt und mit Commentar von C. Ad. Cäſar. Leipzig 
1790. Sambaber (oder Stalpf), Abhl. Über einige Rechte und Verbindlichkeiten 
neutraler Nationen in Zeiten Des Krieges. Würzb. 1791. Aug. Henning’s Abhandl. 
über die Neutralität, in |. Samml. v. Staatsſchr. I. Hamb. 1784. Dann find zn 
vergleichen: de Real, Science du gouv. V,2. %. 3. Mofer, Verfuche X, 1, 147 f. 
Bynekershoek, Quaest. 1, c. 8— 15. v. Martens, Böllerr. VIII, 7. Klüber, 
Dr. d. g. $ 279 f. Wheaton, Intern. L. IV, ch. 3. Oke Manning p. 166. 
Pando p. 455. Ortolan II, 65. Hautefeuille, Droits des nations neutres en 
tems de guerre maritime. Par. 1848. 4 tomes. Riquelme p. 141. 270. Phil- 
limore III, 201. 

1) Beiſpiele folder Neutralität |. im Poren, Frieden vom 7. November 1659 
Art. II. Du Montt.VI, P.D, p. 265; in dem Däniſch⸗Schwediſchen Kriege von 
1658, 1659 binfichtlich der Niederlande; im Spanifchen Sueceffionstriege hinfichtlich 
Dänemarls. Vgl. Nau, Bölferfeer. $ 233. 234, Schmidlin $ 10. Die Zuläffig- 
feit der Annahme einer ſolchen Neutralität beftreitet Hautefeuille I, 382 — 398. 
In der That handelt es ſich aber auch nur um eine gemeinfame Bezeichnung einiger 
möglicher, obſchon ganz precärer Ausnahmefälle. 
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Außer dieſer qualitativen DVerfchtedenheit der Neutralität giebt 
es auch eine quantitative, Indem fie nämlich fowohl eine allgemeine, 
dem Staate in feiner Geſammtheit zuftehende oder nur eine partielle, 
auf gewiffe Theile oder Perfonen desſelben befchräntte fein kann'. 


Grund und Ende der Neutralität. 


145. Das Recht der Neutralität, jedenfalls der ftrengen Neu- 
tralität verfteht fich von vorn herein bei jedem Theilnahmlofen ganz 
von feld. Es Tann aber auch ein Durch Verträge befonders garan- 
tirtes fein und Dadurch feine eigenthüümlichen Grenzen erhalten, ja 
die Neutralität kann felbft eine nothwendige, durch Verträge? auf- 
erlegte fein. Im letzteren alle befand fich bisher nach den Ver⸗ 
trägen von 1815 die Schweiz’ und bis 1832 die Stadt Rralau‘; 
ferner nach neuerer Regulirung das Königreich Belgien" gegen alle 
anderen Europätfchen Staaten auf immerwährende Zeiten. Wiederum 
giebt e8 Staaten, denen unter Umftänden die Annahme oder Bei⸗ 
behaltung der Neutralität unmöglich gemacht ift, wie z. B. denjenigen, 
die Durch eine Tamilten- Alliance zu einer vollftändigen felbft offen- 
fiven Kriegshilfe zu Gunſten eines anderen Staates verpflichtet find, 
desgleichen denjenigen, welche zu einer Staatenconföberation gehören, 
wenn dieſe einen Krieg unternimmt‘, ober aber welche in dem DVer- 
hältniß einer Realunion zu einem anderen Staate ftehen, fie jet 
nun eine gleiche ober ungleiche Verbindung’; wogegen eine nur 


1) Bol. Mofer a. O. ©. 154. 

2) Darüber ſ. Hautefeuille I, p. 398. 

8°) Declaration vom 20. März 1815. Acceptation der Schweiger Tagfakung 
vom 27. Maid. I. Congreßacte Art. 84, 92 und Anerlennungsacte vom 20. Nobr. 
1815. de Martens, Suppl. VI, 157, 173, 740. Aud ein Theil Sarbiniens 
(Savoyens) war miteinbegriffen. Art. 92 der Wiener Congreßacte und Protokoll vom 
3. Nubr. 1815. Martens, N.R. IV, 189. Dies erwartet feine fernere Regelung. 

*) Konvention vom (21. April) 3. Mai 1815 Art. 6 und Eongreßacte Art. 118. 
de Martens 1. c. p. 254. 429, 

5) Separationsvertrag vom 15. Noobr. 1831 Art. 1. Nouv. recueil t. XI, 
p. 394 und Bertrag vom 19. April 1839 Art. 7. Ebendaſ. XVI, 777. Eine vor» 
zügliche Unterfuchung darüber findet fih in M. Arendt, Essai sur la neutralite 
de la Belgique. Brux. et Leipz. 1845. 

6, Bgl. für den Deutſchen Bund die Wiener Schlußacte Art. 41. 

7) Man vergleiche z. B. wegen Schweden und Norwegen ben DVereinigungs- 
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perfönliche Union mehrerer Staaten unter einem gemeinfchaftlichen 
Oberhaupte ohne Nealverband die Möglichkeit einer Neutralität nicht 
ausſchließt. 

Unleugbar iſt jeder Staat berechtigt, die Annahme und Erhal⸗ 
tung der Neutralität mit den Waffen in der Hand zu ſchützen und 
jede Beeinträchtigung durch BVertheidtgungsmaßregeln, die fih auf 
jenen Zweck befchränfen, zurückzuweiſen. Dies tft Die bewaffnete 
Neutralität, zu deren Erhaltung felbft auch wieder Bündniſſe ge- 
ſchloſſen werden können. 

Sede Neutralität endiget mit einer Kriegserklärung, welche an 
den neutralen Staat oder von Ihm an einen der Trlegführenden Theile 
ergeht, oder mit einer fofort factifchen Kriegseräffnung. Dagegen 
fann der Ablauf einer vertragsmäßig der Neutralität vorbeftimmten 
Zeit jene noch nicht von felbft in einen Kriegsſtand verwandeln‘, 


Bedingungen und Pflichten der Neutralität. 


146. Die Bedingungen, unter welchen man allein auf Anerfen- 
nung und Achtung der Neutralität Anfpruch machen Tann, fowelt 
nicht eine Relaration davon mit der Bedeutung einer unvolllommenen 
Neutralität Statt findet, find wefentlich dieſe?: 

Erfilich: die Nichtduldung von unmittelbar feindlichen Hand⸗ 
lungen einer Triegführenden Partei wider Die andere innerhalb des 
neutralen Gebietes. 

Zweitens: Die Nichtftörung einer Kriegspartei In ihren rvecht- 
mäßigen Sriegsoperationen außerhalb des neutralen Gebtetes. 

Drittens: Die Unterlafjung jeder_pofitiven Begünfttgung eines 
friegführenden Theiles, wodurch deſſen Angriffs- oder Vertheidigungs- 
ſyſtem verftärft werden würde, Ddesgleichen die Nichtgeftattung von 
Befugniſſen, welche der einen Partei einen befonderen Vortheil vor 
ber anderen gewähren, follte man auch bereit fein, Die nämlichen Be⸗ 
fugniffe der leßteren einzuräumen’. 


vertrag vom 31. Juli bezüglich 6. Aug. 1815 Art. 4. de Martens, N.R. I, 
p. 612. In Betreff der einzelnen Fragen: Galiani I, c. 8. 

1) Moſer a. O. S. 491. 

2) Klüber 8 287. 

®) Viele Publiciſten meinten, mit dieſer Clauſel die Neutralen gegen alle Ver⸗ 
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Wird dieſen Bedingungen zumider gehandelt, fo find Die Krieg— 
führenden berechtigt, fich einer ferneren Beachtung der Neutralität zu 
entheben und entweder NRepreffalten zu gebrauchen, oder aber eine 
Kriegserflärung ergeben zu lafjen. 

Iſt Die Neutralität eine unvollfommene, fo find ihre Grenzen 
der ftrengften Auslegung unterworfen. Es Tann auch, wenn Durch 
vorausgegangene Verträge einem Triegführenden Theile gewiſſe vor- 
theilhafte Zugeftändniffe gemacht find, der anderen hierdurch benach- 
theiligten Partei das Recht nicht abgefprochen werden, jene Ver- 
günftigungen durch Reactionen zu paralpfiren, wenn nicht Darauf von 
ihr verzichtet ift'. Keinesweges kann fie aber präcife von dem Neu- 
tralen dieſelbe Vergünſtigung als ein Recht fordern”. 


I. Am Eimelnen. 


147. Vermöge der erften Regel des vorigen Paragraphen darf 
fein neutraler Staat zugeben, daß eine Kriegspartei in feinem Ge- 
biete eine unmittelbar feindfelige Handlung gegen Perfonen ober 
Sachen der anderen Partei vornehme oder auch fortfege, wenn er 
es zu hindern im Stande iſt'. Vermag er Dies nicht, fo darf er 
wentgftens feine Billigung zu erfennen geben, wodurch er fernere 
Handlungen der Art legalifiren würde. "Er muß Demnach den ver- 
folgten Theil, fo viel er ohne eigene Gefahr und Nachtbeil vermag, 
in Schuß nehmen und das ihm etwa fchon Entzogene auf fein Ver⸗ 
langen von dem anderen Theile wieder herausgeben laſſen“. Damit 
fteht in Verbindung, daß ein Neutraler feiner Partei in feinem Ge- 
biete die Ausübung der Prifengerichtsbarkfeit gegen Die andere er- 


antwortlichkeit zur ſchützen. Sehr mit Unrecht, wie Die Neueren ziemlich allgemein 
erfannt haben. M. Poehl's Seeredht IV, 1076 (8 5l3 a, E.). Arendt a. O. 
S. 108, 

iy Bol, Nau’s Völkerr. 8 233 a, E. 

2) Streitigkeiten Über einen folden Punkt zwiſchen Großbritannien und Norb- 
amerifa |. bei Wheaton IV, 3, 3. 

3) Hautefeuille I, 444. Wegen des hiermit zufammenhängenden Aſylrechtes 
vgl. $ 149, 

*, Bynekershoeck, Quaest. I, 8. v. Martens, Caper $ 18. Wheaton IV, 3. 
8 4.6.7.9. Bouchaud, Theorie des traites de commerce. p. 183. Pando 
p. 465. Hautefeuille I, 429, 454. 

17* 


260 Zweites Bud. 8 147. 


lauben darf’, fo wenig als er eine folche zu Gunften des einen 
Theiles gegen die andere felbft auszuüben berechtigt ift, e8 fet Denn 
in denjenigen Fällen, wo überhaupt einem Neutralen zufteht, über 
die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigfeit einer Prife eine Eognition 
auszuüben (8 172). — Völlig unverfänglic ift, wie ſich von felbft 
verfteht, jede Beihilfe, welche einzelnen Nothleivenden der einen oder 
anderen Kriegspartei aus Menfchlichkeit geleiftet wird. Auch wird 
ein bloßes Vorüberfahren längs der Küfte eines neutralen Staates 
noch nicht als eine Verlegung des Territoriums angefehen?. 

Zufolge der zweiten Regel hat der Neutrale fich jedes Dazwifchen- 
tretens in die Friegerifchen Operationen zu enthalten? und im Be- 
fonderen eine rechtmäßige Blocade zu vefpectiren ($ 154). 

Nach der dritten Regel des vorigen Paragraphen darf der 
neutrale Staat einer Trtegführenden Partet weder Mannfchaften noch 
Schiffe für ihre Kriegsunternehmungen zur Dispofitton ftellen, auch 
feine Waffenpläge oder Schiffeftattonen für feindliche Unternehmungen 
einräumen, noch endlich Geldmittel zum Yortbetriebe des Krieges zu⸗ 
fließen laſſen“. Für erlaubt hielt man ehedem zwar die Vermiethung 
und gewiſſermaßen Seelenverkäuferei von Truppen an einen krieg— 
führenden Theil, ſelbſt ohne einen dem Kriege vorausgegangenen 
Vertrag”; theils machen jedoch die conſtitutionellen Rechte der Völker 
dergleichen heut zu Tage unmöglich; theils wird auch, wenn e8 noch 
vorkäme“, eine Kriegspartei durch fein Herfommen gehindert, gegen 
‚einen ſolchen Zruppenlieferanten nach ihrem politifchen Intereffe zu 
handeln. — Ebenfo war es eine vormals fehr gewöhnliche Meinung, 
ein neutraler Staat dürfe einer kriegführenden Macht geftatten, fein 
Gebiet für ihr Angriffs- und Vertheidigungsſyſtem zum Schaden 
des Gegners vorübergehend zu benußen, falls man diefem felbft auch 


1) Wheaton, Elem. II, 94. Ortolan II, 266. Pando p. 467, 17. 

2) Wheaton, Elem. I, 252. Ortolan II, 241. 

3) Liv. Hist. 35, 48. Amici bello se non interponant. 

*, Arendt p. 105. Hautefeuille I, 450. 462. Phillimore III, 221. 

5) Eine gute gejchichtliche und doctrinelle Erörterung der Frage ſ. bei Oke 
Manning 170. gl. Hautefeuille I, 433. Phillimore III, 209. 

6) Auch die Schweizer Eantons find vermöge der ihnen allgemein zugeftan- 
benen, ja auferlegten fteten Neutralität gegen die Europäiſchen Mächte nicht mehr 
berechtigt, mit Einer derſelben gegen die Andere Miüitärcapitulationen nach bereits 
ausgebrochenem Kriege zu Tchließen. 
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das Nämliche zu erlauben bereit wäre, 3.3. einen Durchzug von 
Truppen oder die Durchführung bon Schiffen durch Das neutrale 
Waffergebiet, ferner die Anhäufung von Magazinen, Ausrüftung von 
Truppen, Kriegsfchiffen und Capern; allein es Laffen fich dergleichen 
Bergünftigungen mit dem Wefen ftrenger Neutralität nicht verein- 
baren‘. Denn e8 wird darin immer ein actuellee Gewinn für den 
Beglinftigten in feinen Unternehmungen liegen und die Umftände 
werden felten fo geartet fein, daß aus folchen Geftattungen fein 
wirkliches Präjudiz für die andere Partei entftehen Könnte; meiftens 
wird Die Lage eines neutralen Landes für Die eine SKriegspartei 
günftiger fein als. für Die andere, demnach ihre Benutzung von 
Seiten der Einen wirkliche Förderung ihrer feindlichen Zwede gegen 
die andere Partei. Nur bei völliger Unverfänglichkeit der Verhält- 
niffe und Zuftände würde Daher der Neutrale Zugeftändniffe Der 
angegebenen Art machen dürfen; unter allen Umftänden aber fordert 
es der gute Glaube und die Klugheit, fich mit dem anderen Theile 
hierüber zu verftändigen?. Minder bedenklich darf es im Allgemeinen 
erfcheinen, einzelnen Perfonen jeder Kriegspartei den Aufenthalt im 
neutralen Gebiete, fo wie das Einlaufen_von Kriegs- und Handels⸗ 
fhiffen in feinen Hafen, fogar ihre MWiederinftandfegung daſelbſt zu 
geftatten. Sobald indeffen irgend ein beftimmter feindfeliger Plan 
gegen Die andere Kriegspartei zu vermuthen ift, Darf der Neutrale 


1) Die Deutſchen Publiciften haben fi zwar nebft Vattel (III, 119 ff.) mei- 
ftens für Die Zuläffigfeit eineg passagium innocuum entjchieden, 3.8. Martens, 
Precis du dr. des g. $ 310. — Tab andy ber zeremärtige Berfaffer hatte fich 
deshalb in feiner erften Aufgabe, obgleich er ſchon von der Unhaltbarfeit jener Anficht 
überzeugt war, noch etwas ſchwankend über dieſen Punkt ausgedrückt. Jetzt, nad) 
dem Vorgange von Oke Manning p. 182, Arendt p. 121 und Hautefeuille ], 
4924. 447, nimmt er feinen Anftand, ſich ebenfalls, den Eintritt ganz außerorbent- 
licher Umftände ausgenommen, biefer Meinung anzufchließen. S. nun auch Phil- 
limore III, 225. Pando bat fi p. 461 noch für die ältere Anficht erklärt. 

2) Schon Mofer, Berfuh X, S. 238 war auf biefem Wege. „Ganze Ar- 
meen, Corps u. bergl. durch ein neutrales Sand marfchiren zu Iaffen, ift man nicht 
ſchuldig. Und wann es geftattet, kann e8 nach den Umftänden als eine Verlegung 
der Neutralität angefehen werden. Wann einem Theile ein folder Durchzug be⸗ 
willigt, dem anderen abgeichlagen wird, ift e8 eine ofienbare PBarteilichkeit. Wann 
ferner von einem Durchzuge nur der eine Theil Nuten zieht, der andere hingegen 
fih deſſen mit Nutzen nicht bedienen Tann, — fo kann der Lebtere an ben neu⸗ 
tralen Staat wohl verlangen, den Durchzug abzuſchlagen.“ 
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einen ferneren Aufenthalt nicht zulaffen, fo wenig als eine völlig 
neue Ausrüſtung derfelben'. — Bortheile, welche ein Kriegführender 
gegen den anderen bereits definitiv errungen bat, 3.3. Beute und 
Capergut, deſſen Appropriation eine wölferrechtlich bereits unantaft- 
bare geworden tft, kann ein neutraler Staat unbedenklich erwerben, 
oder den Verkauf erlauben? Anzufechten wäre Dagegen Die Geftattung 
eines eigentlichen, dem Einen befonders vortheilhaft gelegenen Depots 
zur Unterbringung folcher Gegenftände; feindlich auch die Annahme 
und Erwerbung von Eroberungen, welche erft durch den Frieden 
einer legitimen Dispofitton des Siegers unterworfen werden ($ 132). 


Ausdehnung auf die Unterthanen. 


148. Durch das Vorſtehende find mit Berüdfichtigung der 
wichtigften Fälle die engften Grenzen gezogen, innerhalb deren fich 
Die Unparteilichleit Der neutralen Staatsgewalten halten muß. Was 
num biefe_zu thun nicht bevechtiget find, darf im Allgemeinen auch 
ihren Untertbanen nicht zugeftanden werden. Inzwifchen kann Dadurch 
die Freiheit der Einzelnen nicht fo völlig befchränft werden, als es 
für Die Staatsgewalt felbft, mithin auch für die Maſſe der Nation, 
Geſetz der Neutralität ift. Es Tann daher feine Regierung, den Fall 

ausdrüdlicher Vertragsnerbindlichleit. ausgenommen, Dafür verant- 
wortlich gemacht werden, wenn einzelne ihrer Unterthanen freiwillig 
in der einen oder anderen Weife an einem fremden Kriege Theil 
: nehmen, wenn fie fich mit einer Kriegspartei in Lieferungs- und 
Darlehn-Geſchäfte einlaffen, oder in Die Truppenreihen Derfelben 


iy Jouffroy (Dr. marit. p. 92) hält die Einnahme von Munition und Waffen 
fir unerlaubt. Derjelben Meinung fcheint Pando p. 467. So ſchloß auch Schwe- 
den und Dänemark 1854 die Berabfolgung von Eontrebande-Artifeln aus. Phil- 
limore III, 208. Es wäre inbejjen hart, einen Krieger wehrlos feinen Feinden 
Preis zu geben, au ift Verkauf im eigenen Lande den Neutralen überhaupt nicht 
verboten. 

2) Sattel III, 7, 132, In manchen Verträgen ift dies ausdrücklich ftipulirt. 
Aber eine Berbindlichleit zur Geftattung des Verkaufes hat der neutrale Staat 
nit. Bynckershoeck, Quaest. I, 15. v. Sted, Handels» und Schifffahrtsvertr. 
&.176. Pando p. 467. Daher bat man fi auch vertragsweiſe zuweilen zur 
Nichtgeſtattung verpflichtet. Ortolan II, 270. Diefer Schriftfteller felbft will bie 
Nichtgeftattung als Hegel betrachtet haben, 
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eintreten’, einem kriegeriſchen Drange oder befonderen moralifchen 
Intereffen an der Sache dieſer Partei nachgehend. Im äußerften 
Falle würden bier Die Grundfäge von der Auswanderung der Unter: 
thanen als Analogie dienen. Sollte freilich die Thellnahme der 
Unterthanen eine maffenhafte werden, dadurch die Aufmerkfamfeit 
und Bedenklichkeit der Gegenpartei erregen, demnach NRepreffalten 
berjelben befürchten laſſen: fo wird es von dem politiſchen Ermefien 
der betheiligten Staatögewalt abhängen, ob und wie weit fie Dagegen 
einfchreiten wolle, jedoch nicht aus Pflicht gegen den „Ixtegführenden 
Theil, fondern lediglich aus Kücficht auf Das eigene Staatswohl?, 
AS Verlegung der Neutralitätspflicht darf nach neuerem Brauch 
jedenfalls die Erlaubniß zur Annahme von Caperbriefen und Aus⸗ 
rüſtung von Caperſchiffen angeſehen werden ẽ. 


Rechte der Neutralen. 


149. Hinſichtlich der Rechte der neutralen Staaten iſt das 
allgemeine Princip aufzuſtellen, daß ihnen auch im Kriege alle die— 
jenigen Rechte verbleiben und ungekränkt erhalten werden müſſen, 
welche ihnen im Friedensſtande gebühren, ſo weit ſie nicht durch die 
vorausgeſchickten Bedingungen der Neutralität eine Beſchränkung er⸗ 
leiden. Es folgt daraus insbeſondere: 

Erſtlich die Unverletzbarkeit des Gebietes und die un- 
geftörte Ausübung aller Hoheitsrechten in dem Inneren 
desſelben. 


1) Es giebt Nationen, größere oder kleinere, auch Zeiten, wo der Einzelne oft 
für den Drang nach kriegeriſcher Ehre keine Befriedigung finden kann. Er muß 
ſie daher anderweit ſuchen. Ferner kann eine Regierung Bedenken tragen, ſich der 
Gefahr eines Krieges, ſelbſt für eine gute Sache, auszuſetzen, vie Moral kann aber . 
dem Einzelnen eine Theilnahme an ber geredhten Sache zur Pflicht machen. In 
Deutſchland gehörte fonft dieſes Eintreten in fremde Heere zur „loͤblichen Geftalt 
Deutſcher Freiheit.“ Reichs -Abfch. non 1570 8 4. 

3) Etwas andere, zum Theil jedoch übereintveffende Gefichtspunkte nimmt 
Hautefeuille I, 439. 459. 

3) In früherer Zeit finden ſich nur vereinzelte Verträge, daß man den Unter⸗ 
thanen nicht geftatten wolle, Caperbriefe gegen ben anderen Theil anzunehmen, 
dv. Sted, Ber]. Über Handels- und Schifffahrtsvertr. 173. v. Martens, über Caper 
813. Der gewöhnliche Brauch war Dagegen. Seht bat ſich Die Praris mehr und 
mehr für Die Unterfagung entjchieden und gewiß mit gutem Grunde. Vgl. Haute- 
feuille I, 440. 
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nur 


einzelnen Gliedern und Angehörigen der fremden Kriegsmächte zu 
öffnen und zu geftatten nicht gehindert ift!, fofern nur damit feine 

Begünftigung des einen Krtegstheiles gegen den anderen verbunden 
wird. Es kann daher felbft die Aufnahme einer verfolgten. Kriegs⸗ 
haar oder Marine der feindlichen Partei noch Fein Recht zur Ver⸗ 
folgung der flüchtigen Schaar in Das neutrale Gebiet hinüber geben; 
nur muß die neutrale Staatsgewalt verhindern, daß die aufgenommene 
Truppen- oder Schiffsmacht fich bier von Neuem fammle und das 
Aſyl zu einem Angriffsplage wider den Gegner benutze. Man hat 
fie mit einem Worte nur als Einzelne und Private zu behandeln, nur 
Pflichten der Menfchlichkeit zu erfüllen und Tediglich zu Ihrem weiteren 
ungefränften Fortlommen über die Landesgrenzen, ohne fie den An- 
griffen des Feindes wehrlos bloszuftellen, nicht aber zu einer Wieder- 
vereinigung mit der bewaffneten Macht, wozu fie bisher gehörten, 
oder zu einer unmittelbaren Offenfive, die Hand zu bieten”. — Wird 
das neutrale Gebiet wirflih zu einem Angriffe oder Gefechte zu 
Waſſer oder zu Lande benußt, fo hat die dortige Staatsgewalt das 
Recht eines thatfächlichen Einfchrettens zur Verhinderung der Gebiets- 
verlegung. Der Kampf tft In Hinficht ihrer ein durchaus illegaler, 
dem fie alfo auch Feine rechtlichen Wirkungen zuzugeftehen verpflichtet 
ift; befinden fich demnach Die ftreitigen Parteien in ihrem Bereiche 
und unter ihrer Botmäßigfeit, fo Tann fie felbft dem Sieger die 
Früchte des illegalen Kampfes wieder entziehen und 3.9. Gefangene 
und Beute wieder frei machen’. Thut fie es nicht, obgleich fie es 


1) gi, Wheaton, Intern. L. IV, 3, 11. Ortolan II, 239. Hautefeuille 
I, 473. Vorzüglich Lud. Ern. Püttmann, de iure recipiendi hostes alienos. 
Lips. 1777. 

2) Ueber die Marimen, welde man in Seeftaaten befolgt, in Bezug auf 
Kriegsichiffe und Caper, auf Handelsſchiffe und auf eingebrachte Prifen, ferner 
wenn feindliche Schiffe fih neben einander daſelbſt befinden, vgl. Mofer, Verf. X, 
1, 159. 311. v. Martens, Völkerrecht 8 307. Klüber 8 258. Not.b. Ortolan 
11,248. de Pistoye et Duverdy, Prises maritimes I, 108. Hautefeuille I, 474. 
2, 91. 137. Eine intereffante Verhandlung Über die hier fich darbietenden Fragen 
fand zwilchen dem Senat der freien Stabt Kübel und ber Schleswig-Holfteinifchen 
Regierung im Juli und Auguft 1850 Statt. 

8), Auch eine ſchon früher begonnene Verfolgung giebt dem Kriegflihrenden 
fein befferes Recht. Wheaton, Intern. L. IV, 3, 6 u.7. v. Martens, Caper 8 18. 
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ohne Gefahr und Kampf vermöchte, fo würde dieſes eine Verlegung 
der Bedingungen der Neutralität fein (8 147). Hat freilich der 
Neutrale felbft ein Hilfscorps einem Triegführenden Theile geftellt, fo 
fann er fich natürlich Über eine Verlegung des Gebietes nicht be- 
Hagen, wenn jenes von dem fiegreichen Feinde dorthin verfolgt und 
der Rriegsfchaupla gegen dasfelbe nun dahin verlegt wird ($ 118). 


Fortſetzung. 


150. Zweitens. Jeder neutrale Staat kann, ſo lange 
er ſelbſt Treue und Glauben bewahrt, die ihm auch im Frieden 
gebührende Achtung vor ſeiner Perſönlichkeit, ſeinen Hand— 
lungen und Erklärungen fordern. Er hat die Präſumtion 
für ſich, daß er den Charakter der Neutralität ſtreng bewahren und 
nicht etwa Erklärungen oder ſonſtige Handlungen zum Deckmantel 
einer Ungerechtigkeit gegen den einen kriegführenden Theil zu Gunſten 
des anderen, oder auch beiden gegenüber in gleicher Weiſe benutzen 
werde. Wichtig iſt dies vorzüglich in Anſehung der von einer neu⸗ 
tralen Gewalt ausgeſtellten Päſſe, Commiſſionen und Beglaubigungen. 
Kein Neutraler 

Drittens vermöge der ihm zuſtehenden Unabhängigkeit und 
Gleichheit mit anderen Staaten von den Kriegführenden oder 
Einem derſelben in Beziehung auf fein Verhalten Geſetzen oder einer 
Gerichtsbarkeit unterworfen werden, welche nicht in Verträgen mit 
ihm oder in allgemein giltigen Grundfägen des Völlerrechtes ihre 
Stüge finden. Er Darf, wo dieſe nicht Pla greifen, innerhalb 
feines Rechtsgebietes ganz nach eigenem Ermefjen verfahren und hat 
dagegen feiner Triegführenden Macht die Hand zur Ausführung 
einfeitiger Maximen derſelben zu bieten; vielmehr tft er berechtiget, 
innerhalb feines Gebietes einer Kriegspartei feinen Schuß gegen offen- 
bares Unrecht zu ertheilen, vorzüglich auch feine eigenen Unterthanen 
in der Ausübung ihrer völferrechtlichen Befugniſſe und nee 


gegen die Willkür der Kriegführenden Fräftig zu haudhaben vr AEn. 


Viertens. Alles, was dem neutralen Staate außerhalb feines . 
Gebietes gehört, verbleibt ihm als unantaftbares Eigenthum felbft 
dann, wenn es fich bei einer Triegführenden Partei oder im Gemenge 


Bol. Nau, Völterjeer. $ 235. Ortolan II, 255. 278. Pando p. 465. de Pistoye 
et Duverdy I, 22. Phillimore III, 457. 
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mit den Sachen derfelben befindet. Das Beuterecht findet daran 
nicht Statt. Eine Ausnahme tritt herkömmlich nur ein, infofern 
das neutrale Eigenthum zur unmtttelbaren Unterftügung eines Trieg- 
führenden Theiles bei den Kriegsunternehmungen dient und demfelben 
ausdrücklich zur Dispofitton geftellt ift, namentlich wenn es zur 
Krlegscontrebande gehört, deren Begriff noch weiterhin feftzuftellen 
ift, in welchen Falle auch Das neutrale Gut der Befchlagnahme und 
Aneignung von Setten des fiegenden Gegners fo wenig als feind- 
liches Gut felbft entgeht. 

Unbewegliches Gut eines neutralen Staates oder feiner Unter⸗ 
tbanen in Rändern der Triegführenden Staaten kann natürlich Der 
Mitleidenheit bei den Sriegslaften nicht entzogen bleiben. Dagegen 
ift es höchſtens nur als eine Maßregel der höchſten Noth zu ent» 
fchuldigen und nur gegen vollftändige Entſchädigung zuläffig, wenn 
ein Triegführender Theil neutrale Sachen, z. B. Schiffe, in Befchlag 
nimmt und zu feinen Zweden verwendet (ius angariae)', oder neu⸗ 
trale Waaren, Magazine, Getreide und dergl., was fich zufällig in 
feinem Gebiete befindet oder auf offener See angetroffen wird, für 
feine Zwecke gebraucht, wenngleich gegen Vergütung des Werthes 
vermittelft eines fogenannten Vorkaufs?. | 

Dasfelbe gilt von der Wegnahme und dem eigenmächtigen Ver⸗ 
brauche der Matrofen oder Schiffsführer eines neutralen Staates. 


Rechte der Neutralen in Anfehung des Handels. 


151. Welche Mebereinftimmung auch im Ganzen über die voraus» 
geſchickten Grundſätze obwaltet, jo mißlich fteht e8 mit der Anwen- 
dung derfelben auf das Necht des freien Verkehres der Nationen, 
insbefondere auf den Seehandel. Zwar findet, was den Verkehr 
der Neutralen unter einander felbft betrifft, fein Bedenken 


1) Ludwig XIV. erffärte ein ſolches Verfahren geradezu für ein Recht. Bol. 
de Real V, 2 a. E. In neueren Verträgen ift e8 entweder ganz aufgehoben ober 
ansprüdlich nur gegen volle Entſchädigung geftattet. Vgl. Nau, Völkerſeer. 8 260 
und im Allgemeinen noch Groot III, 17,1. de Steck, Essais p. 7. Hautefeuille 
IV, 434. Phillimore III, 41. 

2) Le droit de pr&emtion, ausgeübt freilich auch wohl außer dem Kalle der 
Noth, ES wird davon noch weiterhin bie Rede fein. 
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über Die unbedingte Freiheit desſelben Statt; nur die Signaliſirung 
oder Kenutlichmachung eines folchen Verkehres und die Abwehrung 
einzelner Bladereten, welche Der Kriegsftand unter anderen Nationen 
nach der bisherigen Praris mit fich gebracht hat, macht noch Die 
Veftftellung gewiffer Principien in Zukunft nothwendig, welche jedoch 
wieder mit der Hauptfrage zufammenhängen, ob und was für Ne- 
ſchränkungen nämlich dex neutrale. Handelsnerkehr mit den. rieg⸗ 
führenden Theilen felbft fi. .auferlegen, laflenmüfe. Dieſe Trage 
ir nun Thon ſeit Sahrhunderten ein Eris-Apfel für die Staaten 
geworben; fie ift e8, welche amı meiften den Mangel eines Staaten» 
coder oder doch Staatentribunales fühlbar macht; bei ihrer Ent- 
ſcheidung tritt in der Praxis vorzüglich das Necht des Stärferen 
und Die Nechtlofigfeit Der Schwächeren. hervor. Und nicht blos in 
der Staatenpraxis ſtreitet man über die Frage, ſondern auch die 
Theorie iſt noch nicht zu einer Verſtändigung über die Principien 
gelangt. Zwar haben ſich beide mitunter in die Hülle von geſetzlichen 
Vorſchriften und von Richterfprüchen in einzelnen Landen einzufleiden 
und dadurch eine gewifje imponirende Autorität zu erlangen gewußt; 
dennoch find Diefe Gefege und Urtheilsfprüche nichts als Acte der 
Politik einzelner Staaten, nicht bindend für die anderen, ausgenommen 
wenn fie der ſchwächere Theil find und die Vollztehung jener Gefete, 
ihrer Ungerechtigkeit ungeachtet, zu befürchten haben. 

Nirgends fieht Die MWiffenfchaft des Volkerrechtes eine ungebahn- 
tere Straße vor. ſich; Teine Uebereinſtimmung der. Praxis und Ver⸗ 
träge, teine der Theorie! und doch kann es auch bier an allgemein 
guͤtigen "Srundfägen für die Staaten, womit ſich unfer Syſtem be- 
Ihäftigt, nicht fehlen, wenn überhaupt ein Recht unter ihnen beftehen 
fol, wenn die Rechtsverhältniffe unter ihnen, wie fie bisher feft- 
geftellt wurden, in ſich wahr find und der Wirklichkeit entiprechend. 
Aus dieſer wollen wir daher auch jest die Löſung der einzelnen 
Streitfragen vorzüglich fchöpfen, Indem wir nur die in der Staaten- 
praris gegenfeitig und allgemein angenommenen Regeln als Gefeße 
des gemeinfamen Willens gelten laſſen, wo aber ein folcher nicht er- 
weislich tft, eine Löfung aus dem vorangeſchickten Ganzen verfuchen‘. 

!) Eine gründliche Zufammenftellung ver Theorie und Praris über dieſen 
Gegenftand giebt die Schrift: Researches historical and critical in maritime 
internat. Law. By James Reddie, Esqu. Edinb. 1844, 45. II Vols. Im Re 


N 
= 
a. 
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Entwidelung der Praris. 


152. Die Gefchichte unferer Frage! beginnt vorzäglich erft mit 
dem fechzehnten Jahrhundert, feitdem nämlich der Seehandel nicht 
mehr blos in den Händen einiger weniger begünftigter thatenreicher 
Nationen, Gefellfchaften und Städte verblieb, fondern eine allgemein 
anziehende Kraft auf jede Nation ausübte, als eine Hauptquelle des 
Wohlftandes der Nationen erkannt und von den Regierungen befördert. 
Der Wettlampf der Intereffen, welcher hierdurch hervorgerufen ward, 
erzeugte in den Staaten, die Dazu Gelegenheit hatten, fowohl eine 
Vermehrung der Handels- wie auch der Sriegsmarine und einen 
eiferfüchtigen Kampf der Nationen mit einander, aus welchem nur 
Ein Staat unter ungeheueren Anftrengungen mit einer Größe und 
Bedeutung hervorgegangen tft, wie ihn in bleibender Geftalt weder 
die alte noch neue Welt bisher gefehen hat. Um diefen Mittelpuntt 
herum bat fich Die ‚ganze neuere Seekriegspraxis geftaltet. Scheinbar 
dem alten einfachen echte früherer Jahrhunderte anhängend, Ab- 
weichungen Davon nur der Vertragsmillfür zuweiſend, hat Der ge- 
dachte Staat nicht der Mittel ermangelt, bei Anwendung feiner 
Grundfaͤhe fein Uebergewicht allen anderen Staaten fühlber zu 
machen, ja zuweilen jene zu einer unerträglichen Strenge auszu- 
dehnen, wodurch eine Reaction unvermeidlich und nothwendig ward. 
Eine folche trat denn auch vornehmlich fett Dem fiebzehnten Jahr⸗ 
hundert während Der oftmaligen Kriege Großbritanniens mit Spa- 
nien und Frankreich hervor; Die letztere Macht feit Ludwig XIV. 
ſchuf fich felbft, unter Losfagung von dem bisherigen gemeinfamen 
und dem Aufblühen des Handels verberblichen Syſteme, einen neuen 
Seecoder in dem Meifterwerke der Ordonnanz von 1681, deren 
Srundfäge? allmählich immer größeren Beifall fanden, im Befonderen 
auch im Utrechter Friedensſchluſſe eine ſchon ausgedehntere inter- 
fultat freilich nur eine Vertheidigung ber Hauptpunkte der Britifchen Praris; jedoch 
mit einzelnen Conceſſionen. S. darüber die Bemerkungen von Ortolan II, p. 430. 
Kein Schriftfteller kann hier Teicht feine Nationalität verleugnen. 

1) Bol. die ausgezeichnete Darftelung von Hautefeuille I, 26 f. 

2) Ihr liegen allerdings jchon einige Ältere Neglements zum Grunde, allein 
Lubwig XIV. geftaltete diefe erft zu einem Syſteme. Das Seerecht wurde da⸗ 
buch zwar particularifirt, allein auch dieſer Weg mußte erft Durchgegangen werben, 
um im Kampfe über bie Principien zu ficheren völkerrechtlichen Regeln zu gelangen. 
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nationale Geltung erhielten. Noch compacter ward die Reaction 
gegen Ende des vorigen Jahrhunderts, während des Nordamerika— 
nifchen und Franzöſiſchen Revolutionskrieges. Frankreich ging 1778 


mit einem neuen Reglement zu Gunften der neutralen Schifffahrt 


voran; bald nachher fchuf 1780 eine nordifche Minerva mit Panins 
Hilfe das Syſtem der bewaffneten Neutralität! und erlangte auch in 


Kurzem den Anfchluß mehrerer Seemächte daran, zur Handhabung 


beftimmter Grundfäge? dem Britifchen Dreizack gegenüber, wodurch 
ihm, wenn auch die Verbindung in ihrer urfprünglichen Integrität 
wieder gelöfet ward, dennoch einige vertragsmäßige Zugeftändniffe 
abgerungen find®. Den legten Kampf wider das Britifche Syſtem 


1) Die Kaiſerin fol es zwar ſelbſt la nullit6 armde genannt haben; aber 
einem Genius gelingt auch wohl mit Ironie eine große That. 

2) Der erfien Erklärung des Ruſſiſchen Hofes vom 28. Februar 1780 gemäß 
find e8 Diele: . 
1. Que les vaisseaux neutres puissent naviguer librement de port en 
port sur les cötes des nations en guerre; 
2. que les effets appartenans aux sujets des dites puissances en guerre 
soient libres sur les vaisseaux neutres & l’exception des marchandises 
de contrebande; 
3. que l’Imp£ratrice se tient quant & la fixation de celles-ci & ce qui 
est &nonc6 dans l’Art. X. et XI. de son traitö de commerce avec la 
Grande-Bretagne en &tendant ces obligations & toutes les puissances 
en guerre; 
4. que pour determiner ce qui characterise un port bloqué on n’accorde 
cette denomination qu’& celui, oü il y a par la disposition de la 
puissance qui Vattaque avec des vaisseaux arretes et suffisamment 
proches, un danger &vident d’entrer; 
5. que ces principes servent de r&gle dans les proc&dures et dans les 
jugements sur la l&galit& des prises. 
de Martens, Rec. III, p. 158. Dazu kamen jpäter in den darnach abgejchloffenen 
BDerträgen noch einige andere Beftimmungen. Die weiteren Schidlale dieſes Syftemes, 
feine Weiterverbreitung durch Verträge, feine Wieberaufgebung von Seiten einzelner 
Mächte, feine Erneuerung im Jahre 1800 und Wiederverlaffung, find fummarifch 
nachgewiefen von Klüber, Dr. des gens $ 303—309. Wheaton, Histoire 
©. 223. 311 f. (I, 358. II, 83. &d. 2). Ueber die Stellung, welche der Norb- 
amerilanifche Congreß dazu nahm, |. Trescot, the diplomacy of the revolution. 
N. York 1852. p. 75. Die Specialjchriften findet man angezeigt bei v. Kamptz 
8 258. 

8, Nämlich duch Die Convention vom 5/17. Juni 1801 (Martens, Rec. VII, 
260), welcher nachher auch Dänemark am 23. October 1801 und Schweden am 
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führte Napoleon durch Aufftellung des Continentalfpftemes', was 
gewiß, wenn es mit Strenge nach Außen und mit weifer Mäßigung 
gegen die Verbündeten durchgeführt worden wäre, wenn es eine 
wahre innige Vereinigung aller Continentalmächte geworden wäre, 
das rechte Kampfmittel war und nur durch feine häßliche, partetifche, 
ja verfäufliche Vollziehung, durch gleichzeitige Erdrückung aller Fret- 
heit im Leben des Continentes eine fchlechte Geftalt in der Gefchichte 
angenommen hat. Aber die Idee war die eines großen Mannes! 
Es giebt vielleicht Tein anderes Mittel, Englands Seeherrfchaft zu 
zügeln. Ganz neuerlich bat nun auch das Pritifche Verlegenheits- 
bedürfniß eines herzlichen Einverftändniffes mit Frankreich zu den fo 
wichtigen feerechtlichen Beftimmungen der Pariſer Conferenz im April 
1856 geführt, welchen fich, wie fchon gedacht worden ift, alle übrigen 
Seemächte mit Ausnahme von Nordamerika unbedingt angefchloffen 
haben. 


Darlegung der einzelnen Fragen. 


153. Da im Allgemeinen den Neutralen das Recht des Hans 
dels im Kriege nicht beftritten wird, fondern nur Die Begrenzung 
desfelben: fo kommt es bauptfächlih auf Unterfuchung folgender 
Punkte an, die fih aus einer Eollifion der Rechte der Kriegführenden 
mit dem Handel der Neutralen ergeben: | 

I. Welche Rechte ftehen den Kriegführenden gegen die Neutralen 
im Balle einer Blocade feindlicher Gebiete oder Gebiets- 
theile zu? | 

II. Welche Art von Verkehr Tann ein Triegführender Theil den 
neutralen Staaten oder deren Unterthanen mit dem Feinde 
unterfagen? 

III. Welche formalen Rechte Haben die Triegfüihrenden Staaten 
gegen die Neutralen zur Handhabung und Vollftredung ihrer 
materiellen Rechte? 


18/30. März 1802 beigetreten iſt. Sie war gewiffermaßen das bisherige Britiſche 
Ultimatum. gl. Wheaton a. O. ©. 314 f. 

2) Auch dieſes ift Mar und einfach in den Hauptpunften dargelegt von Klüber 
8 310— 316. Oke Manning p. 330. M. Poehls 1147. Die darauf bezüglichen 
Schriften |. bei v. Kamptz 8 257, Nr. 113 ff. Jetzt auch noch das Buch der Ge- 
ſchichte. Ergänz.⸗Bd. Altona 1854. I, 1. 
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Zum Theil ſtehen diefe ragen unter einander felbit wieder in 
weientlicher Verbindung, fo daß fie erft vollftändig durch eine Be⸗ 
leuchtung aller beantwortet werden können. 

In den publiciftifchen Erörterungen derfelben tft man meiſt von 
einem vorangeftellten allgemeinen Princip ausgegangen. Die Einen 
Bon dem Princip abjoluter Unabhängigkeit der neutralen Staaten, 
die Anderen von einem Coordinations-Syſteme oder von den Regeln 
der Rechtscolliſionen. Es wird fi) aus dem Nachfolgenden ergeben, 
ob es folcher Anlehnungen bedürfe und nicht vielmehr die ſchon vor- 
getragenen einfachen Grundfäße über Die Rechtsverhältniffe der Staa⸗ 
ten unter einander genügen. 


Zuſatz. Die reichhaltige Fiteratur dieſes Gegenftanbes, welche großentheils 
aus Gelegenheits- und Parteijchriften befteht, worin bald Die Rechte ber Krieg- 
führenden, bald die ber Neutralen vertbeibigt find, ift genauer nachgewiejen bei 
v. Kamptz 8 257. Die frübeften Bemerkungen finden fich bereits bei Alb. Gentilis, 
de iure belli I, 21, ſodann bei Groot III, 1, 5. 9, 4. 17, 3. H. Cocceji, de 
iure belli in amicos (Exere. cur. II, p. 19), bei Bynckershoeck, Quaest. iur. 
publ. I, cap. 10 sq. Hiernächſt in den Streitfchriften, welche fich auf Die Praris 
Großbritanniens in den Seefriegen vor dem Parifer und HubertSburger Frieden 
(1763) bezogen, dargelegt im Discourse on the conduct of Great Britain in 
respect to neutral nations during the present war. By Charles Jenkinson 
(nachherigem Lord Liverpool). Lond. 1757 (2. ed. 1794. 3. ed. 1801); außerdem 
bie bei v. Kamptz Nr. 17— 21 erwähnten Staats- und Privatichriften, welche Die 
Streitigkeit zwifchen Großbritannien und Preußen (im Jahre 1752) betrafen; dann 
im Allgemeinen die ſchon S. 243 angeführte Schrift des Spanter8 D. Carlos Abren 
von 1758, am meiften Die Schrift des Dänifchen Publiciften Martin Hübner: 
De la saisie des bätiments neutres etc. à la Haye. 1759. (Deutſch ebenda. 
1789.) für die Freiheit der Neutralen! (Ueber |. Syftem vgl. Wheaton, Histoire 
p. 159 s. u. I, 273. &d. 2). Nachhall fand dieſes in Jo. Ehrenreich de Behmer 
. 71777. Observations du droit de la nature et des gens touchant la capture 
et la dötention des vaisseaux et effets neutres. Hamb. 1771, und lateiniſch 
im nov. ius controv. — Noch lebhafter wurde inbef ber Kampf während bes 
Nordamerikaniſchen Befreiungstrieges. Hauptwerke aus dieſer Zeit find, tm Geifte 
der bewaffneten Neutralität und darüber hinaus: 

Ferd. Galiani, Dei doveri etc. (f. oben $ 144. Note 4). 
Lampredi, Del commercio dei popoli neutrali in tempo di guerra. Fio- 

renze 1788. $ranz. par Penchet. Par. 1802. 

In Deutichland: 

Totze, la libert& de la navigation. Lond. et Amst. 1780. 
Aus der Zeit der Franzöftichen Revolutionskriege ſtammen: 

de Steck, Essais sur div. sujets. 1799. 
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D. A. Azuni, Sistema universale dei Principii del diritto marit. 1795. 
Sranz. 1805, 

Büſch, Über das Beftreben der Völker neuerer Zeit, einander in ihrem Seehandel 
recht wehe zu thun. Hamb. 1800. 

Prof. Schlegel, sur la visite des bätiments neutres. Copenh. 1800. und bie 
Gegenfhriften ver Engliichen Publicifien Alex. Croke und Rob. Ward. 
Rayneval, de la libert& des mers. Par. 1801. - 

Jo. Nic. Tetens, Considerations sur les droits r&ciproques des puissances 
belligerantes et des puissances neutres. Copenh. 1805 (zuerft Deutlich 
1802). 

Jouffroy, le droit des gens maritime. 1806. 

Aulett noch: 

(Biedermann) Manuel diplomatique sur le dernier &tat de la controverse 
concernant les droits des neutres. Leipz. 1814. 

Bol. wegen biefer Literatur auch Jacobſen, Seerecht S. 521 f., jett vorzüglich das 
Wert von Reddie (oben ©. 267. Note 1), desgl. das ſchon oft genannte von Haute- 
feuille; über Die neuere Geftalt der Dinge: E. W. Asher, Beiträge zu einigen 
Fragen über die Berhältniffe des Seehandels in Kriegszeiten. Hamb. 1854, und 
Low. Gefner, das Hecht des neutralen Seehanbels, Bremen 1855. 


Blocaderecht!. 


154. Schon oben (8 112 u. 121) iſt das Recht der Blocade 
gegen feindliche Häfen, Veftungen, ja ganze Küften? als ein legitimes 
Recht der Kriegführenden unter einander aufgeftellt worden; alle 
Mächte, Die Dazu die Mittel haben, üben e8; auch Neutralbleibende 
fönnen es daher den wirklich Kriegführenden nicht ftreitig machen 
und müſſen folglich die Rückwirkungen dieſes Rechtes auf fich felbft 
anerkennen. Es tft ein Act der Decupation eines Theiles des feind- 
lichen Gebietes, anf offener See aber ein Act der Prävention”, den 
ein fpäter Kommender ohne Kränkung nicht ftören darf ($ 73). In 


ıt) Groot III, 1,5. Bynckershoeck, Quaest. I, 11. v. Sted, Handelsvertr. 
S. 188 f. Nau, Böllerfeer. $ 200 f. Jouffroy, Dr. marit. p. 159. Sacobfen, 
Seerecht ©. 677 f. Wheaton, Intern. L. IV, 3, 25. Desfelben Histoire des 
progres p. 84. M. Poehls, Seereht IV, 1142. 8523 f. Oke Manning p. 219. 
Pando p. 497. Ortolan II, 287. Hautefeuille III, 1. Wildman II, 178. Phil- 
limore III, 238. 

2) Hautefeuille III, 54. 55. Phillimore III, 382 — 416. 

5) Nicht ganz richtig möchte Ortolan II, 291 pie Blocade als eine Subfti- 
tution d’une souverainet& & l’autre qualificiren. Auf freiem Meere ift überhaupt 
von feiner Souveränetät Die Rebe, ©. dagegen auch Hautefeuille III, 14. 21. 
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der That befteht nun darüber nicht der mindefte Zweifel, daß ein 
effectiver Blocabeftand, d. h. infofern ein im Kriegsſtande begriffenes 
Gebiet durch feindliche Kriegsmacht wirffich_eingefchloffen ift, es fei 
zur See oder zu Lande, den Neutralen die Verbindlichkeit auferlegt, 
fih jeder Störung dieſer Triegerifchen Maßregel und der Darin be- 
griffenen Zwede zu enthalten‘; der wefentliche Zweck ift aber Die 
Abfchließung des blokirten Ortes von jedem auswärtigen Berfehre 
und von jeder auswärtigen Unterftügung, welche nicht nur durch Zu⸗ 
fuhren von Lebensmitteln, fondern auch Durch Mittbeilung von Nach: 
richten und Verſendungen nach Außen geleiftet werden Tann? Wer 
dennoch hiergegen handelt, es ſei durch Ein- oder Auslaufen”, ftört 
nicht nur die Aufmerkſamkeit der blofirenden Kriegsmacht, fondern 
läßt auch eine Vereitelung der Blocadezwede befürchten, oder macht 
fih offenbar zu einem Gehilfen des Feindes; er Tann fich alfo dann 
feiner anderen Behandlung getröften, als dem Feinde felbft zu Theil 
werden würde. Wegnahme der Schiffe oder fonftiger Zransport- 
mittel mit allem darauf Befindlichen, und dann ferner nach Umftän- 
den eine Appropriation diefer Gegenftände*, fo wie Repreſſalien gegen 
die Führer und Mitſchuldigen erfcheinen demnach im Allgemeinen 
ganz als eine Eriegsrechtliche Conſequenz, welche ſich auch Die Staaten 
bisher und wechfelfeitig ohne allen Einfpruch zugeftanden haben. 
Dennoch fehlt es in der Ausübung dieſes an fich unftreitigen Nechtes 
nicht an Zweifeln, Controverfen und Webertreibungen‘. 

1) Wenn man fogar neutrale Ströme in Blocadezuftand erflärt hat, wie 
im Jahre 1803 wegen der Franzöflihen Beſetzung Hannovers, fo findet dieſes 
allenfalls eine Rechtfertigung in der Gemeinſchaftlichkeit eines Fluſſes. Gewiß find 
aber hier befondere Mobiftcationen zu Gunften der Neutralen zu flatuiven. Den- 
noch ift diefes nicht immer gefchehen. Vgl. Sacobjen S. 707. Hautefeuille III, 50. 

2) Jouffroy betaillivtt S. 160 die einzelnen Zwecke ber Blocade näher; jeboch 
fcheinen die daran gefnüpften unterjchteblichen Wirkungen nicht begründet, auch find 
fle in der Praris nicht angenommen. 

8) Wildman IH, 200. Phillimore III, 383. ' 

4) Die neuere Britifche Praris geftattet indeffen dem Eigenthlimer der Waare 
ben Beweis einer Nicht- Complicirung. Oke Manning p. 320. Phillimore 406. 

5) Eine der älteften und wichtigften Urkunden für das neuere Europäiſche 
Blocaberecht ift das Edict der Geueralftasten der vereinigten Niederlande von 1630 
(commentirt von Bynkershoek in Quaest. publ. I, 11), worin fich in der That 
Ihon die Grundadern der fpäteren Praxis in ihrer ganzen Erorbitanz zeigen. Vgl. 
barliber Wheaton, Histoire p. 86 ». (I, 163). Nach gejunfener Macht haben vie 
Niederlande ihre Sprache freilich geändert! 

. 18 
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155. Als erfter Streitpunkt erfcheint Die Frage: von welchem 
Moment an die Blocade den Neutralen gegenüber als wirklich vor- 
handen anzunehmen ei‘. Der Natur der Sache nach gehört dazu 
die wirkliche Einfchließung des blofirten Ortes, wodurch jeder Zu⸗ 
gang von Außen her, e8 fei nun auf allen Seiten oder Doch auf der- 
jenigen Seite, von woher die Annäherung eines neutralen Transport- 
mittel8 erfolgt, wenn auch nicht unmöglich gemacht, Doch aber fo 
erfchwert wird, daß die Verbindung mit dem blofirten Orte nicht 
bewirkt werden Tann, ohne Die Blocadelinte zu zerfchneiden, und ohne 
fi der Gefahr auszufegen, von der Blocademacht aufgehalten ober 
mit Kriegsgeſchoſſen betroffen zu werben. In mehreren Stanten- 
verträgen find ausdrüdliche Beftimmungen in diefem Sinne”, zu- 
weilen felbft in der Art getroffen worden, daß man bei Blocaden 
zur See die Zahl der Schiffe eines Blocadegeſchwaders feftgefett hat”, 
was indeß nicht zur Regel geworden ifl. In welcher Nähe fich Die 
blofivende Macht bei dem blofirten Plage zu befinden habe, wird 
natürlich von den Umftänden abhängen. Gewiß muß e8 ſchon ges 
nügen, wenn ein Gefchwader bergeftalt ftattontrt ift, Daß es den 
Zugang zu dem blofirten Orte beobachten und nach gewöhnlicher 
Berechnung einem fich annähernden fremden Schiffe noch zuvor- oder 
beikommen Tann. 


1) ©. beſonders Wheaton, Intern. L. II, p. 232 8. Ed. fr. II, 172. 

2) v. Stel S. 188. 189. Rau, Völkerſeer. $ 202 f. Die bewaffnete Reutra- 
Yität von 1800 Tieß denjenigen Hafen als blofirt gelten, oü il y a par la dispo- 
sition de la puissance qui l’attaque avec des vaisseaux arrätes et suffi- 
samment proches un danger &vident d’entrer. Martens, Rec. VII, 176. Die 
Ruſſiſch⸗Engliſche Convention vom Juni 1801 fette an Die Stelle des es ein ou. 
gl. darüber Wheaton, Histoire p. 326 (II, 86). Das Preuß. Allg. Lanbrecht 
Th. 1. Tit. 9. 8 219 Hat die Neutralitätsconvention als Norm beibehalten: „Für 
eingefchloffen ift ein Hafen zu halten, wenn berfelbe durch eine feindliche Land⸗ 
batterie ober durch Kriegsichiffe, Die vor dem Hafen flationirt find, geiperrt iſt.“ 
Die Parifer Belchlüffe von 1856 fordern le maintien du blocus par une force 
suffisante pour interdire röellement l’acc&s du littoral de l’ennemi. 

8) Zwei Schiffe 3.8. ober ſechs. Bol. v. Sted ©. 188. Klüber, Dr. d. 
gens $ 297. Diefe Berträge find aber ganz vereinzelt und gehören dem vorigen 
Sahrhundert an. Nur der neueſte zwifchen Preußen und Dänemark vom Juni 
1818, welcher im Art. 18 zwei Schiffe verlangt (nicht zwanzig, wie bei Klüber 
gedruckt fteht), ift von biefem Jahrhundert. Martens, N. R. IV, 532. Bgl. Haute- 
feuille III, 60. 
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Nach allgemeinem Einverftändniffe, welches wieder auf der an 
fih unabhängigen Stellung der Nentralen berubet, kann indeffen die 
bloße Gegenwart einer Kriegsmacht vor einem feindlichen Plate noch 
feine Gewißheit darüber geben, daß eine Blocade oder Abfperrung 
der Zwed davon ſei, namentlich bei Blocaden zur See. Es wird 
deshalb noch immer eine befondere Belanntmahung an die Neutralen 
für nöthig erachtet, welche entweder an Ort und Stelle einem fich 
Annähernden oder ſchon unterweges Durch Kreuzer u. f. w. gegeben 
wird, oder auch allgemein auf dem Wege Diplomatifcher Mittheilung 
an die neutralen Staatsgewalten, die dann nicht verfehlen, ihre An- 
gehörigen davon weiter in Kenntniß zu ſetzen!. Iſt eine ſolche No— 
tification gefchehen, fo nimmt man an, daß felbft eine momentane 
Entfernung der Blocademacht aus zufälligen Urfachen, namentlich 
wegen höherer Gewalt, den Blocadeftand keiuesweges aufhebt, Derfelbe 
vielmehr noch ebenfo vefpectirt werden muß, wie der effectiv vorhan⸗ 
dene?, und es iſt hiergegen ein erhebliches Bedenken weder nach 
jnriſtiſchen Analogien noch nach der wirklichen Staatenpraris zu 
erheben; die von einem Neutralen angenommene und feinen Unter- 
thanen mitgetheilte Notification vertritt fogar Die Stelle eines Geſetzes 
für Die letzteren“. Diefelbe verliert jedoch ihre Verbindlichkeit bet wirf- 
lichen Unterbrechungen der Blocade durch abfichtliche oder verfchuldete 
Entfernung oder Vertreibung des Gefchwaders oder der Belagerungs- 
truppen, wobet für jett die Fortfegung der Einfchließung aufgegeben 
wird‘, Es kann daher auch zu gänzlicher Aufhebung des Blocade⸗ 
ftandes feiner ausdrüdlichen Notification an die Neutralen bedürfen; 
er Dauert wenigſtens für den Verkehr nicht länger als Die effective 
Abfperrung®. Diefe ift Immer das Subftanzielle, Die Bedingung zur 
Wirkſamkeit der Notification. 


1) ©. befonders Hautefeuille III, 61 — 92. 

2) Jouffroy p. 165. Jacobſen S. 680. Wheaton, Intern. L. p. 233. 
M. Poehls IV, 1145. 

8) Andere Arten der Notiftcation, welche nicht entweder durch bie neutrale . 
Staatsgewalt oder durch Kriegsichiffe der blofivenden Stantsgewalt geichehen find, 
werben für nicht ebenjo bindend gehalten. 3.8. die bloßen Bekanntmachungen in 
Häfen Durch den Triegführenden Theil. Wenigftens rügte man dieſes Franzöſiſcher 
Seits bei dem Blocabebecret der Republik Chili von 1838. Martens, N. Rec. 
XV, p. 507. 

*) Sacobfen S. 683. Wheaton p. 241. M. Poehls a. O. 

6) Vgl. Oke Manning p. 324. Ortolan p. 310. Hautefeuille IH, 114. 

18* 
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156. Eine fernere Frage iſt, unter welchen Bebingungen der 
effective Blocadeftand als von den Neutralen verlegt gelten Tann. 
ALS erfte Bedingung erfcheint Dabei ohne Widerrede eine legale, von 
einer Dazu autorifirten Kriegsgewalt angeordnete Blocade! und die 
wirkliche Kenntniß des Neutralen von dem Dafein derfelben. Diefer 
Punkt ift ein rein thatfächlicher, welcher vielfach nur nach Vermu⸗ 
thungen zu entfcheiden fein wird; gewiß aber läßt fich feine Prä⸗ 
fumtion als Regel aufftellen, es werben vielmehr von billigen 
Nichtern Die vorwaltenden Umftände jedesmal befonders erwogen 
werden möüfjen? Die zweite Bedingung ift, wie ebenfalls außer 
Streit Iiegt, Daß der neutrale Theil ſchon thatfächlich in der Aus» 
führung des Verfuchs betreten worden und nicht erft rein inten- 
ttonef im Begriffe ftehen muß, die Blocadelinie Hindurch. in den 
abgefperrten Ort einzubringen? Gntfernte Präfumtionen können 
hierbei, wie‘ man ſchon mit Recht getadelt bat, noch keinesweges ge⸗ 
nügen; ja es würde fogar höchſt unbillig fein, Das nicht fofortige 
Einhalten des Laufes eines Schiffes auf geſchehenen Anruf für den 
Beweis eines beabfichtigten effectiven Eindringens in den blofirten 
Ort zu erflären‘. 

Nicht allein unbillig, fondern fogar ungerecht ift und wird es 
allezeit fein, ein neutrales Schiff Schon Deshalb, weil es fich auf bem 
Wege nach einem biokixten Orte befindet, wenn auch in noch fo 
weiter Entfernung, in den Ball einer Blocadeverlegung zu erklären?. 


1) M. Poehls 1160. Pando 497. 

2) Wheaton ©. 233, Bgl. F. F. L. Pestel, Selecta cap. iur. marit. $ 11. 
Frankreich hat in neueren Berträgen mit Staaten der neuen Welt eine befon- 
dere Art ber Beglaubigung geſchehener Specialnotificationen eingeführt. Ortolan 
II, 303. 

3) Actus aliquis, non solum consilium. Bgl. Vattel III, 177. Die bewaff- 
nete Neutralität von 1800 wollte ven Grunbfat burchiegen: que tout bätiment 
navigant vers un port bloqu& ne pourra ötre regard& comme contrevenant, 
. que lorsqu’apres avoir &t& averti par le commandant du blocus de l’6tat 
du port, il tächera d’y p6netrer en emploiant la force ou la ruse. Die Con- 
ventionen mit Großbritannien von 1801 haben biefes wieder ausgeloſcht! 

*) Gerügt wurbe dieſes ebenfalls an dem ſchon erwähnten Blocadedecret ber 
Republik Chili von 1838. 

5) Gleichwohl ift Dies Praris geworben, befonders Britifche, wie man fi 
ans den Prijengerichtsentfcheidungen überzeugen kann. S. noch Phillimore III, 
390 - 402. Es ift die Ausübung eines Steafrechtes, wozu man nicht die geringfte 
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Es ift bier nicht nur die Möglichkeit vorhanden, daß das Schiff bei 
Vortfegung feines Laufes die Blocade aufgehoben findet; feine In⸗ 
tention ift auch gewiß nicht fofort als eine unabänderliche anzuſehen; 
e8 kommt aber noch außerdem Dazu, daß, wie wir weiterhin fehen 
werden, das Anhalten eines neutralen Schiffes außerhalb der in 
Krieg befindlichen Gebiete gar nicht gerechtfertigt werden kann!. 

Ob und inwiefern das Herausfommen eines Neutralen aus 
einem blofixten Orte für einen Bruch der Blocade zu erklären fet, 
follte ganz und gar von den befonderen Zweden und Umftänden 
abhängig gemacht werden. Man wird z.B. Nachficht haben müffen, 
wenn die Zwede der Blocade nicht geftört wurden; wenn das Schiff 
bona fide vor Eröffnung der Blocade fih in den abgefperrten Ort 
begeben hatte und fein Wiederauslaufen feine Verbindung mit den 
Beinden zum Zwede hat; man follte nur in dem offenbaren Falle 
eines folchen Zweckes feindfellg gegen dasfelbe verfahren, bei bloßem 
Verdachte Hingegen mehr nicht als eine Befchlagnahme ohne Con⸗ 
fiscation eintreten laſſen. Die Praxis läßt freilich auch Hier Dem 
Prijenrichter einen beliebigen Spielraum zur Confiscation, Trei- 
gegeben wird indeß wohl regelmäßig jedes neutrale Schiff, welches 
fhon vor der DBlocade in den blofirten Ort bineinfam und mit 
Ballaft oder mit einer fchon vor jenem Termin angefauften Ladung 
nach einem unverfänglichen Beftimmungsort abfegelt”. 


Befugniß aufweifen kann! Schon Die bloße Verfegelung mit der Beftimmung nad 
einem blofirten Hafen genügt! Jacobſen S. 682. 687. Man conflscirt Schiff und 
Gut, auch wenn es dem Blocadegeſchwader fchon vorbeigefahren ifll S. 698 ebendaſ. 
Noch. auf dem Rückwege! oder wenn es verfchlagen wird an bie Küfte eines Krieg- 
führenden! u. vergl. ©. auch Ortolan II, p. 320. Weld ein Recht! Ernſte Be- 
merfungen barliber macht Pando p. 500503. Und dagegen fireitet auch Haute- 
feuille III, 131. 

1) euere Berträge find hierin viel billiger und nachfichtiger und geftatten 
das Herankommen bis zum Blocadegejchwaber, wenn die Schiffe befonders aus 
weiter Ferne kommen. Schwediſch⸗Nordamerikaniſcher Vertrag vom 4. Sept. 1816 
Art. 13 und 4. Juli 1827 Art. 18. Martens, Rec. IV, 258. N. rec. VII, 280; 
ferner die Norb- und Südamerikaniſchen Verträge von 1824. 25. 31. 32. 36, Bol. 
den von den Hanfeftänten mit Mexico geichlofjenen vom 15. Sept. 1828 Art. 20. 
N. Suppl. I, 687. Aber Die Regel der Britiichen Praris ift dagegen. Philli- 
more 398. 

2) Bgl. Jacobſen 697. Wheaton, Elements II, p.245. Oke Manning 329. 
Phillimore II, 402. M. Poehle 1162. Der eben angeführte Hanbelsvertrag ber 
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Iſt die Blocade einmal aufgehoben, was wefentlich von Der 
effectiven verftanden werden follte, fo Tann auch felbft ein beabfidh- 
tigter Blocadebruch nicht ferner geahndet werben. Das vermeintliche 
Delict tft ein unmögliches, Törperlofes geworben, und gewiffermaßen 
ein Schleier dariiber geworfen‘. 


Uebermäßige Ausdehnung des Blocaderechtes. 


157. Selbft in den bisher gefchtlderten weiteften Grenzen tft 
die Seeprarts einzelner Seemächte nicht ftehen geblieben, fondern fte 
bat noch zu verfchtedenen Zeiten unternommen, dem Blocaderechte 
eine Ausdehnung zu geben, welche über den natürlichen und gewöhn⸗ 
ich feftgehaltenen Charakter Desjelben hinausgeht. Man bat meit- 
ausgedehnte Küften fehon dadurch in Blocadezuftanb erklären zu 
dürfen gemeint, daß man jede Zufuhr dahin und von dorther unter- 
fagte, einige Kreuzer in der Nähe derfelben aufftellte und Damit eine 
Notiftcation an die Neutralen verband”; eine Marime, welche freilich 
wohl nur al8 eine außerordentliche bezeichnet worden tft, jedoch den 
Neutralen unendlichen Nachtheil zufügte und zum Theil das Syſtem 
der bewaffneten Neutralität hervorrief; Durch weitere Generalifirung 
fam man endlich dahin, daß man ganze Länder und Infeln ohne alle 
Mittel eines effectiven Blocadezuftandes dennoch für blofirt erklärte 
und gegen die Contravenienten, denen man beifommen Tonnte, die 
Nachtheile der wirklichen Blocade eintreten Tieß®. Diefer blocus sur 


Hanfeftädte mit Merico vom 15. September 1828 giebt unbebingt ein foldhes 
Miederauslaufen frei. 

1) Wie Sir William Scott 1807 fagte. Sacobjen 709. 

2) Eine derartige Abfperrung verſuchte bereits Schweden 1560 gegen Ruß. 
land; Die Holländer 1652 gegen Großbritannien; Beide 1689 in Gemeinfchaft 
gegen Frankreich. (Dumont, Corps diplomatique VII, 2, p. 238. Wheaton, 
Histoire I, $ 16.) Dann 1793 die Koalition gegen Frankreich, indem man zur 
Rechtfertigung geltend zu machen fuchte, gegen Frankreich könne in feinen dama⸗ 
ligen Zuftänden das orbentliche Völkerrecht nicht beobachtet werden. Wheaton, 
Histoire p. 284 s. (U, 31). Im Jahre 1798 erffärte Großbritannien alle Häfen 
und Waffermünbungen Belgiens blokirt! Vgl. Nau’s Völkerſeerecht $ 209— 213. 
©. auch Ortolan II, 325. 

8) Ein Englifcher Prifenrichter James Mariott hatte im Jahre 1780 bie Stirn, 
bei dem’ Ausipruche eines Urtheils gegen Holländiſche neutrale Schiffe zu erffären: 
„Wenn ihr gefaßt werdet, fo ſeid ihr blokirt. Großbritannien jchließt wegen feiner 
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papier war eine Frucht des Sranzöfifch - Englifchen Krieges und das 
Hauptmittel des Eontinentalfyftemes zur Reaction gegen die Britiſche 
Uebermacht und Ueberhebung. Niemals hat indeß diefe Marime die 
Zuftimmung der Nationen erhalten; fie war ſtets nur etwas Einfeitiges 
und zugeftandenermaßen Außerordentliche; fie ift widerrechtlich, weil 
fie in der That den neufralen Mächten ein Gefeg vorfchreiben will, 
welches Durch fich felbft verpflichtend fie in ihrer Freiheit beſchränken 
fol‘. Man wird fie demnach ihrer Einfeitigfeit überlaffen und den 
Neutralen, die e8 vermögen, auch das Recht zugeftehen müffen, Die- 
jelbe mit aller Macht zu befämpfen. Das Blocaderecht ohne effective 
Abfperrung ift ein bloßer Deckmantel ungemefjener Handelsverbote, 
ein verfchleierter Krieg gegen den Handel des Beindes und der 
Neutralen überhaupt. 


Unerlaubte Zufuhr von SKriegsbedürfnifien, inäbefondere f. g. Kriegs. 
Contrebande. 


157* Da ſich neutrale Staaten und deren Unterthanen durch 
unmittelbare Gewährung einer Sriegshilfe für den einen Theil gegen 
den anderen einer Verlegung der Neutralität ſchuldig machen, fo tft 
legterer unftreitig berechtiget, auf offenem SKriegsfelde Dagegen einzu- 
ichreiten und die unbefugten Handlungen als feindfelige zu ahnden. 
Hierunter fällt mit Beiftimmung der Praris 

a. die freiwillige Zuführung von Mannfchaften für den Land» 

‚und Seekrieg; 

b. die freiwillige Zuführung von Krlegs⸗ und Transportſchiffen; 

e. die freiwillige Beförderung von Depeſchen an oder für einen 

Rriegführenden, ausgenommen in Confularangelegenheiten eines 
Neutralen mit demfelben. 

In Fällen diefer Art, wofern fie wirklich conftatirt werden, wird nicht 

allein Die Wegnahme, fondern auch Die Aneignung des Xransports 


‚infularifchen Lage natürlich alle Häfen von Spanien und Frankreich. Es bat ein 
echt, fich diefe Lage als ein Geſchenk der Vorſehung zu Nuße zu machen!“ 
v. Martens, Erzählungen merkwürdiger Fälle II, ©. 35. 

1) Reflexionen darüber, ob ein Kriegführender, wenn ber andere bie Grenzen 
des Blocaderechtes überjchreitet, retaliatorifhe Maßregeln gebrauchen könne? |. auch) 
Pando 519 f. 
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mittels, ja fogar der Übrigen Ladung gegen ben von dem verbotenen 
Zmede der Reife unterrichteten neutralen Eigenthümer zuläffig ge- 
halten, obwohl nicht immer mit gleicher Strenge gehandhabt‘. In 
der That Tiegt darin nur eine Selbfthilfe, welcher der Neutrale unter- 
worfen werben darf, der fih zum Eomplicen oder geheimen Gehilfen 
des Feindes gemacht hat. 

Außer den obigen Gegenſtänden giebt es aber noch einige 
andere, deren Zufuhr in der Kriegspraxis mit mehr oder weniger 
Uebereinſtimmung als den Neutralen verboten gilt. Dies iſt die 
ſ. g. Kriegs⸗Contrebande?. 


Geſchichtliche Begründung des Rechtes der Kriegführenden. 


158. Die Kriegspraxis in Betreff der ſogenannten Kriegs⸗ 
Contrebande? Hat ihren Urſprung in einem analogen Verhältniß; fie 
gründet fich auf eine Ausdehnung der gejeglichen Verbote von Aus⸗ 


1) Bol. Jacobſen, Seereht 667—672. Jouffroy p. 136. Wheaton, Intern. L. 
IV, 3, 22. 23 (&d. fr. 25). Ortolan p. 197. Pando 540. v. Kaltenboru II, 424, 
Hautefeuille II, 399. 450. 462. Wildman II, 234 (in Betreff der Depefchen); 
Phillimore III, 368. 372. Man nennt, nicht ganz paffend, Die obigen Gegenſtände 
contrebande par accident. Sie find eigentlich mehr als Contrebande. Im Kriege 
von 1854—1855 ift das mehrfach von den Nentralen anerkannt. Man vgl. die zu 
8 160 a. E. angeführten Beiträge von Asher. 

2) ©, hierliber, außer den ſchon zu $ 163 angeführten Schriften, Bynker- 
shoek, Quaest. iur. publ. I, c. 10. Joh. Gottl. Heineccius, resp. Kessler, de 
navib. ob mercium illicitar. vecturam commissis. Halae 1721 u. 1740. Auch 
in f. Opuse. var. Syll. p. 321 s. v. Juſti, hiſtor. und jurift. Schriften I, 141 ff. 
Ehriftian Gottl. Schmidt, auserl. Abhdl., das Deutfche Staatsrecht betreffend. 1768. 
I. Nr. 1. Schmidlin, de iurib. gent. mediar. $ 38 sqq. Robert Ward, Essay 
of Contraband. Lond. 1801. Ferner v. Sted, Handels- und Schifffahrtsvertr. 
p. 190 u. f. Essais von 1785 p. 688. Nau's Bölferfeeredht 8 153 ff. n. 192 ff. 
Jouffroy, le droit des gens maritime p. 102 sqq. Wheaton, Intern. L. IV, 
3, $ 21. Desfelben Histoire des progres p. 75 u. f. M. Poehls, Seerecht IV 
8516. ©.1096. Oke Manning p. 281. Pando p. 486. Ortolan II, 154. 
v. Kaltenborn, Seerecht II, 413. Wildman II, 210. Hautefeuille t. II, p. 297. 
- Das Gefchichtliche dazu ebenbaf, t. I, p. 34. Phillimore III, 821. Geßner, das 
Hecht des neutralen Seehandels ©. 31 f. 

®) Bon contra bandum i. q. bannum. Contrabannum heißt daher ſchon 
im Mittelalter eine verbotene und deshalb verfallene Waare. Carpentier, Gloss. 
nov. Tom.I. col. 1123. 
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und Zufuhren gewiffer Artikel, welche ſeit uralter Zeit von den 
Staatögewalten ihren Unterthanen in Beziehung auf den Verkehr 
mit dem Feinde unterfagt wurden. Schon das Römiſche Recht ent- 
bielt dergleichen Verbote; ähnliche ergingen von ben Päpften und 
Concilien während der Kreuzzüge in Hinficht auf den Verkehr mit 
den Sarazenen”; weiterhin erlaubte fich Die Hanfe in ihren Kriegen 
den Neutralen den Handel mit Kriegsartileln ober wohl überhaupt 
jeden Handel mit ihren Feinden zu unterfagen?. Im Allgemeinen 
fcheint fih dann unter dem Einfluß der Cüviliſten Die Anficht ge- 
bildet zu haben, Daß fich jeder Neutrale durch Die Zufuhr derartiger 
Handelsartifel fogar ftraffällig gegen den dadurch benachtheiligten 
friegführenden Staat mache und dieſem es zuftehe, im alle der 
Berlegung und Ertappung ein Strafrecht gegen den Vebertreter aus⸗ 
zuüben. Zu einer vollftändigen Praris erhob fich Diefe Anficht aller- 
dings erſt mit der Entftehung bebeutenderer Kriegsmarinen und mit 
der Einführung des Caperetfuftemes, weil nun erft hierin das Mittel 
- gegeben war, das vermeintliche Recht gegen Die Neutralen in Aus- 
führung zu bringen. Freilich die ftets bewaffnete Hanfe, fo lange 
fie von Bedeutung war, unterftand ſich zuweilen, die völlige Freiheit 
ihres Handels fogar in Diefen Artikeln zu behaupten, fo wie es ihr 
gelungen war, Durch Verträge eine völlig freie Fahrt felbft nach den 
Landen der Feinde ihrer Vertragsgenofjen zu erlangen‘ Während 
der legten drei Jahrhunderte haben fich Dagegen alle Europäifchen 
Seemächte meiftens ausdrücklich das Zugeſtändniß gemacht, daß jede 
Im Kriege begriffene Macht die Neutralen an der Zufuhr._ber_foge- 
nannten Kriegs⸗Contrebande hindern. und dafür. ſtrafen ‚dürfe, wor- 
über eine unzählige Menge von Handels- und Schifffahrtsverträgen 
Zeugniß giebt"; ja fie betrachten Diefes als eine fchon feftftehende 


1) Hauptſtelle 1. 2. Cod. quae res export. non debeant. von ven Raifern 
Valens und Gratian. 

2) Cone. Lat. IH. von 1179 unter Alexander III. Can. 24 und Lat. IV. 
von 1215 (Innocent. II); cap. 6 u.17. X. de judaeis et sarac., au o. 1. X. 
vag. comm. V, 2. 

3, Sartorius, Hanfent. Bund II, 663. 

4) Bol. Pütter, Beitr, S. 154. 

5) v. Sted a. O. S. 194 — 204, Nau's Vöolkerſeerecht 8 156 f., woran ſich 
dann die neueren Handels⸗ und Schifffahrtsverträge des jetzigen Jahrhunderis an⸗ 
ſchließen, deren wir noch weiterhin gedenken werden. 
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Befugniß. Ste Haben daher auch ohne Vertrag eine folche Befugniß 
gehbt und Gefege Darüber erlaffen'; man bat ihnen dieſelbe an und 
für fich niemals conteftirt; nur gegen eine zu weite Ausdehnung ift 
gefämpft worden; was man aber felbft als Befugnik ausübt, kann 
man dem anderen Sleichftehenden ebenfalls nicht verweigern. Wenn 
demnach einzelne Publiciften ein internationales gemeinfames Recht 
der Kriegs-Eontrebande geleugnet oder ed nur von ausdrücklichen 
Bertragsbewilligungen abhängig erflärt haben”, fo muß Diefes als 
der biftorifchen Wahrheit widerfprechend verworfen werden. Unhe⸗ 
dingt anerkannt hat. e8..bie Barifer Conferenz won 1856. Immer 
kann jedoch nur bei einem wirklichen Kriegsftande von Contrebande 
die Rede fein, nicht auch vor Anfang desfelben oder während einer 
friedlichen Blocade?. 


Juriftifche Idee der Kriegs» Contrebande. 


159. Wenn e8 nun darauf ankommt, einen allgemein giltigen 
Begriff der Kriegs-Contrebande wenigftens für die Europätfchen und 
damit in Verbindung ftehenden Europälfirten Nationen feftzuftellen, fo 
kann Diefes nicht a priore Durch bloße Räfonnements ans der Natur 
der Sache gefchehen‘, welche gerade hier fehr verfchiedene, von Um⸗ 
ftänden abhängige Seiten darbietet, fondern lediglich anf hiſtoriſchem 
Wege. E8 Handelt fih um ein pofitives beftimmtes Gejeg, woran 


1) So in Franzöſiſchen Gefegen, namentlih in der Orbonnanz von 1681 
IH, 9, 11 und in der Ordonnanz von 1778 (vgl, Pistoye et Duverdy I, 892) 
im Allg. Preuß. Landr. II, 8, 8 2034 f. vgl. mit I, 9, 8 216 ff. und in vielen 
anderen Staatsgefegebungen, S. im Allgemeinen barliber Hautefeuille II, 337. 
Die Britiiche Praxis zeigt Wildman I, 210. 

2) Den Anfang hat hierin vorzüglich Samuel Eocceji gemacht im Nov. syst. 
prud. nat. $ 789, woran fi dann die Hebrigen angejchloffen haben. Bgl. Jouffroy 
S. 111. Dasjelbe Syſtem bat auch noch Klüber $ 288 f. feftgehalten, In dem 
Syſteme der bewaffneten Neutralität von 1782 und 1800 ift feine Beftätigung 
diefer Anficht zu finden. Es ift darin das Princip der Kriegs» Eontrebande nicht 
negirt, fondern nur gegen willlürkiche Ausdehnnng gelämpft und eine Verſtändigung 
dieſerhalb gefordert und vorbereitet worden. 

3) Bol. oben 8 112 und das Urtheil des Franzöſiſchen Staatsrathes vom 
1. März 1848. Gazette des Trib. vom 28, Mär; 1848 p. 533. 

*) Weber Berfuche dieſer Art vgl. man Jouffroy, Dr. mar. p. 102 ff., wo 
er die Anfichten früherer Publiciften einer Kritik unterwirft. 
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unabhängige Mächte und deren Untertbanen in Beziehung auf einen 
ihnen fremden Kriegsſtand und in Anfehung einer ihnen fonft zu⸗ 
ftehenden Befugniß, nämlich eines beltebigen Verfehres und Handels 
mit jeder Nation, die ihn felbft nicht zurückweiſet, gebunden fein 
follen. Ein folches Gefeg Tann nur das Product des Willens der - 
Betheiligten fein. 

Aus der Hrausgeſchidten geſchichtüchen Skizze, aus den Ge⸗ 
ſetzen der einzelnen Vöolker und der Staatenpraxis tritt nun auf das 
Deftimmtefte Die Idee entgegen: daß die Zufuhr von Kriegs-Contre- 
bande an einen Krtegführenden eine ftrafbare Handlung Hinfichtlich 
des Anderen fet" und deshalb wenigftens zur Konfiscation der Waare, 
ja felbft zu weiterer Strafe gegen den wiſſentlich Zuführenden, der 
in der That begriffen wird, berechtige. Strafen könnte indeß ein 
Staat blos diejenigen Fremden, die er innerhalb der legitimen 
Grenzen feiner Botmäßigkeit erreichen Tann, alfo entweder in feinem 
eigenen Gebiete oder in dem einftweilig occuptrten feindlichen Gebiete. 
Soll ex noch anderwärts, namentlich auf völferrechtlich freiem Ge⸗ 
biete, wie z. B. auf der See, dazu befugt fein, fo gehört Dazu Die 
Erlaubniß derjenigen Mächte, unter deren Schug und Botmäßigkeit 
die Betheiligten ftehen. Ohne diefe Erlaubniß darf zwar ein krieg⸗ 
führender Staat gegen neutrale Staatsangehörige, welche ihm in 
. feinen durch das Kriegsrecht erlaubten Unternehmungen gegen den 
Feind ftörend entgegentreten, Repreffiomaßregeln gebrauchen; allein 
diefe werden nicht Den Charakter der Strafe an ſich tragen Dürfen, 
eines Actes der inneren Staatsgewalt; fie werden der Anfechtung 
der anderen Staaten unterworfen bleiben, wenn bie richtigen Grenzen 
überfchritten find oder e8 an einer rechtmäßigen Begründung mangelt. 
Wo dagegen die Geftattung eines Strafrechtes anzunehmen ift, da 
bleibt Deffen Ausübung dem Sriegführenden nach feinem Ermeſſen 
anheimgegeben, und höchſtens eine Interceffion gegen offenbares Un- 
recht oder gegen Unmenfchlichfeit zuläffig., — Wenn fi) nun nach 
dem voransgefchieten Hiftorifchen Verhalt nicht mehr in Zweifel 
ziehen läßt, daß das Necht der Kriegführenden, gegen die Zufuhr 
der Kriegs-Contrebande von Seiten der Neutralen Strafreactionen 

1) So wird noch in dem Allianzvertrage Englands und Schwebens von 1661 


Art. 12 von der Eontrebande als von einem Verbrechen gefprochen, welches eine 
Strafe verbiene qualis summis coriminibus debetur! 
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zu gebrauchen, ein gemeingiltiger Grundfat des Europäifchen Väller- 
rechtes bisher gewejen und Dasselbe nicht erſt von jeder Macht ſpeciell 
nachzumweifen ſei, fo bleiben nur noch die Fragen zu löfen: 
1. welche Gegenftände zur Kriegs» EContrebande zu rechnen und 
2. was für Repreſſivmittel gegen die Auführung Dderfelben zu⸗ 
ftändig feien. 


Gegenftände der Kriegs⸗Contrebande. 


160. Schon öfter hat man verfucht, Die Gegenftänbe der Kriegs⸗ 
Contrebande in einer beftimmten Formel zufammenzufaffen, allein eine 
allfeittge Anerkennung ift bisher keiner zu Theil geworden‘. Nur im 
Allgemeinen läßt ſich in der bisher beftandenen Rechtsfitte Die Abficht 
der Nationen erfennen: es foll keinem Triegführenden Theile gegen 
den anderen im Wege des neutralen Handelsverfehres eine dem 
Princip der Neutralität zumwiderlaufende Kriegshilfe geleiftet werben. 
Nun giebt e8 aber Sachen, welche unmittelbar und unbedingt Dazu 
geeignet find, wie z. B. Milttäreffecten und Munition für ſchweres 
Geſchütz; andere können fowohl zum unmittelbaren Kriegsgebrauche, 
wie auch zu unverfänglichen, nicht feindlichen Zwecken fofort vers 
wendet werben, wie 3. B. Pferde; ober e8 find auch nur Stoffe oder 
Theile der vorerwähnten Sachen, die erft weiter verarbeitet werden 
müffen; oder es find wohl gar erft Die Mittel, um Stoffe oder 
fertige Gegenftände der Art ſich zu verfchaffen” Berner können 
Zeiten und Umftände gewiffe Gegenftände zur Fortfegung des Krieges 
für einen Kriegführenden unentbehrlich machen, während fie für Ans 
dere oder zu anderer Zeit dazu nicht erforderlich fein würden. Man 
. exfennt fofort, daß aus dem Begriffe der Kriegshilfe an und für fich 
feine Entfcheidung gewonnen werden kann, "welche der vorbemerften 
Sachen für Eontrebande zu halten feien, welche nicht. Gleichwohl 
handelt e8 fich um eine genaue, Feiner Willkür unterworfenen Feſt⸗ 
fegung, wie bet Strafe, und auch Diefe Seftftellung Tann, wie das 


1) Auch die Formel, welche Jouffroy. p. 130. 134 aufgeftellt hat, leidet an 
Allgemeinheit und bedarf für jeven Kriegsfall einer befonberen Auslegung. 

2) Unzureichend ift der von Groot III, 1, 5 gemachte Unterſchied, obgleich er 
von fpäteren Publiciften weiter ausgebentet worden if. Vgl. Wheaton, Histoire 
p. 75 (I, 169. &d. 2). Wegen Bynkershoek |. Phillimore III, 330. 
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Recht der Eontrebande überhaupt, nur durch Einverftändniß der be⸗ 
theiligten Staatsgewalten erlangt werden. Nie ift den Kriegführenden 
fchlechtbin nach eigenem Gutfinden eine derartige Beftimmung über- 
laffen worden, obgleich fie fich Diefes bei hinreichender Macht heraus- 
genommen haben. 

Zunächft alfo geben Die einzelnen Verträge für die darin Be⸗ 
ariffenen Maß und Ziel!. Die Kriegs-Eontrebande erftredt fich dar- 
nach bald auf mehr, bald auf weniger Artikel. Dabei ift der Grund- 
fag einer firengen Auslegung gerechtfertigt, Denn es handelt ſich um 
Einräumung eines Strafrechtes?. Fehlt es an giltigen Verträgen, fo 
fann nur dasjenige als Kriegs -EContrebande gelten, was Immer und 
gleichförmig von allen Völkern als Eontrebande der Neutralen be- 
handelt worden tft. Dahin gehören indeß allein militärifche Angriffs- 
und Schutzwaffen nebft Kriegsmunition“, worüber fich auch noch ein 
größeres Detail durch Zufammenftellung aller Verträge gleichfam 


1) Gute Zufammenftellungen der Verträge finden fich bei M. Poehls S. 1104 f. 
Oke Manning p. 284 f. S. auch Ortolan II, 167. Hautefeuille II, 317. 
Schmidlin, de iurib. gent. med. 8 38 sqq. 

ı) Sir Will. Scott hat ſich freilihd daran nicht gelehrt. Ein Prifenurtheil 
gegen bie Holländer wegen des Schiffbauholzes von 1779 giebt davon Zeugniß. 
©. übrigens aud) Wildman II, 222. Schmidlin, de iurib. gent. med. $ 43. 

s Man ſehe das Eorollarium bei v. Sted S.203 und Nau 8 156. Frank⸗ 
reich hielt Dieje Regel in dem Utrechter Vertrage mit England im Jahre 1713 feft. 
Man findet fie ferner in den Verträgen der bewaffneten Neutralität (Rau 8 157) 
und darnach in dem Allg. Preuß. Landrecht Th. II. Tit. 8. 8 2034 ff. Selbft Groß⸗ 
britannien geftand fie in dem Vertrage mit Rußland vom Juni 1801 Art. 2. Nr. 1 
zu. (Man vgl, Wheaton, Histoire p. 324 u. f.) Auch in den neueften Verträgen 
ift ſie vorherrſchend geblieben ; jo in den Berträgen ver Nord» und Südamerika⸗ 
nifhen Staaten:. Columbien vom 3. Dechr. 1824, Chili vom 16. Mai 1832 Art. 14, 
Eentralamerila vom 5. Dechr. 1825, des Merican. Staatenbundes vom 5. April 
1831 Art. 16, Benezuela vom 20, Ian. 1836 Art. 17. Martens, Nouv. rec. 
Tom. VI, p. 831. Tom. X, p. 334. Tom. XI, p. 442. Tom. XIII, p. 554. 
Nouv. suppl. Tom. II, p. 415. Ferner in dem Handbelsvertrage Frankreichs mit 
Brafilien vom 28. Januar 1826 Art. 21. Nouv. rec. Tom. VI, p. 874, mit Texas 
vom 25. September 1839 Art. 6. Nouv. rec. Tom. XIII, p. 988 und mit Neu- 
Granada vom 1. Oct. 1846. In dem Handelsvertrage Preußens mit Brafilien vom 
9, Juli 1827. Nouv. rec. Tom. VII, p. 274 und mit Mexico vom 18, Februar 
1831 Art. 11. Nouv. rec. Tom. XII, p. 544; in dem Bertrage ber freien Hanfe- 
Fädte mit Venezuela vom 27. Mai 1837 Art. 16. Nouv. rec. Tom. XIV, p. 242, 
im Vertrage zwilchen Niederland und Xeras vom 18. September 1840 Art. 17, 
Nouv. rec. Tom. I, p. 879. 


286 Zweites Bud. 8 160. 


durch ein Abrechnungserempel geben Tiefe. Alfo nur unbedingt zu 
feindlichem SKriegsgebrauche dienendes; nichts problematifches! Außer- 
gewöhnliche Gegenftände der Eontrebande hingegen, Die fich blos 
in vereinzelten Verträgen oder in der Praris einzelner Staaten 
finden, find: 

Pferde‘; 

Materialien, welche erft zu Kriegsinftrumenten oder Bedürfniffen 
verarbeitet werben müſſen, namentlich Eiſen, Kupfer, Hanf, 
Theer, Schiffbauholz? u. dergl.; 

Lebensmittel aller Art’; 

Baare Geldfendungen‘. 

Bon Artikeln Diefer Art wird man fchon an und für fich nicht be- 
haupten können, daß fie eine unleugbar feindfelige Beſtimmung haben, 
was Doch wohl nah dem conventionellen Begriffe der Contrebande 
Vorausfegung iſt. Es kann daher den Kriegführenden nur geftattet 
fein, thatfüchlich gegen die Neutralen oder den neutralen Handel ein- 
zufchreiten, wenn jenen Artikeln eine Beftimmung für die feindliche 
Staatögewalt und deren Kriegsmacht mit zureichenden Gründen beis 
zumefien fteht. Allein der Begriff der EContrebande, in dem Sinne 
eines jchlechthin unerlaubten ftrafbaren Handels mit einem kriegfüh⸗ 
venden Theile, welcher daher auch den Verfall der Waare nach fidh 
zieht, kann Damit nicht verbunden werden. Dasfelbe muß zur Zeit auch 
noh von Dampfmafchinen und Kohlen gelten, Die nach der neueu 
Seekriegweiſe für die Schiffemacht unentbehrlich geworden find, aller- 
dings aber eine unverfängliche friedlihe Beſtimmung haben Fönnen‘, 

1) Ansgefchloffen find fie 3.8. im Allg. Landr. für Preußen $ 2036, II, 8. 
Dagegen find in den zuvor erwähnten Amerilanifchen Verträgen auch Eavallerie- 
pferde mit erwähnt. 

2) Hierüber ift oft Streit geweſen. gl. Wheaton, Intern. L. II, p. 187 
(&d. fr. 141). Phillimore III, 349. 357. 

8) Die Generalftaaten erlangten 1741 von Schweden die Zurücknahme eines 
darauf bezüglihen Verbotes. v. Martens, Erzählungen II, 166. Frankreich hat fie 
nie unter die Eontrebande eingejchloffen, Pothier, de la propriete. No. 104. 
Balin z. Code des Prises. Art. 11. Großbritannien nur unter vermeintlich außer- 
orbentlichen Umſtänden. Wheaton, Intern. L. II, p. 198 (p. 148 Ed. fr.). Dazu 
noch Phillimore III, 375. 

4) Mit Unterſcheidung will fie H. Cocceji, de j. belli in amicos. $ 15. 20. 
zu Eontrebande gerechnet haben. Vgl. iiberhaupt Jouffroy p. 136 f. 

6) VBgl. Hautefeuille II, 411. Phillimore II, 36. — Selbft die neuefte, 
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Zhatbeftand und Folgen der Contrebande. 


161. Um wegen Contrebande einem SKriegführenden ftraffällig 
zu werben, genügt noch fein bloßer Verlauf der verbotenen Gegen- 
fände an den Feind, fondern e8 muß ein Derfuh ber Zuführung 
an den Feind hinzukommen und eine Betretung auf der Zufuhr, 
Der Verlauf an und für ſich allein kann zwar von einem neutralen 
Staate jelbft ſeinen Angehörigen unterfagt” werden; allein Durch Die 
Meberfchreitung dieſes Verbotes macht man fih nur dem eigenen 
Staate verantwortlich; der Kriegführende felbft hat fetnerfetts feine 
Befugniß, Die Eontravention zu ahnden; nur die wiſſentliche Geftat- 
tung ©: Seitens der ‚neutxaleu Regierung könnte er als. Verlegung. ber 
ſtrengen Neutralitãt rügen (8 148). — Mit Beendigung der Reife iſt 
die Schuld "getifgt, wiewohl Die neuere Britifche Praxis dieſen fonft 
allgemein recipirten Grundfag in einzelnen Fällen nicht mehr hat 
gelten laſſen!. Auch kann dasjenige, was zum eigenen Bedarf eines 

Schiffes beftimmt ift, niemals als Eontrebande behändelt werben‘. 

Die Folge der Betretung mit Contrebande® ift nach uraltem 
Herlommen, welches fi) wohl ganz oder zum Theil auf die Lehre 
der alten Eiviliften und auf Das Römiſche Recht gründet, Die Weg- 
nahme der verbotenen Gegenftände und Confiscation derfelben tm 
Wege der Prifenjuftiz Die Transportmittel und namentlich Die 
Schiffe werden aber regelmäßig dann als mitverfallen angefehen und 


allerdings fehr milde Kriegspraris hat Diefe Gegenflände noch nicht unter die Kriegs- 
Eontrebande allgemein ober unbedingt verſetzt. Die Britiſchen und Franzöfiichen 
Exrportverbote beziehen fich auf bie eigenen Lande und bie Neutralen haben fih in 
- den bisherigen Erlaſſen durchaus nicht den dort angenommenen Rubrifen accom« 
modirt, fondern fi, mit wenigen Ausnahmen, auf Waffen und Munition oder 
überhaupt Alles, was unmittelbar zum Kriegsgebrauche dient, beichränft, oder anf 
bie befiehenden Verträge und Gefege verwiefen. S. E. W. Asher, Veitr. zu einigen 
Fragen ber neutralen Schifffahrt. Hamb. 1854. 

1) Bol. wegen der Britiichen Praxis Wheaton, Intern. L. II, p. 219 (p. 165 
G6d. fr.) und Wildman II, 218. ©. auch Jouffroy p. 154. Ortolan I, 178. 
9. Kaltenborn II, 421. 

2) Nau, Völlerſeerecht 8 193 ff. 

3) Yacobjen, Seerecht 422, 423. Wheaton, Intern. L. IV, 8,23 (26. &d. fr.). 
Wildman II, 218. 

4 v. Kaltenborn II, 420. Phillimore III, 858. 

6) Das Geichichtliche hierzu findet fich bei Wheaton, Hist. p. 82 (I, 179. &d. 2). 
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erflärt, wenn der Schiffseigenthümer, Schiffsherr oder Rheder Davon 
Kenntniß gehabt Hat!. Auch tft in vielen Verträgen die Conflscation 
der Schiffe fogar ausdrücklich ausgefchloffen”, desgleichen dem Schifis- 
führer die Befugniß ertheilt, Durch fofortige Herausgabe der verbo- 
tenen Waare fich von jeder Wegführung und Störung feiner Fahrt 
zu befreien’. Cine fonftige Beftrafung der Eontrebandeführer ift 
wenigftens völferrechtlich nicht mehr hergebracht. 

In Betreff folder Artikel, welche nicht unter den firengen Be- 
griff der Eontrebande oder zu den vertragsmäßig dahin gerechneten 
Artikeln gehören, erlaubt man fich zwar nicht Immer Diefelbe Strenge, 
wie bei eigentlicher Contrebande, wohl aber ein eigenmächtiges Vor- 
faufsrecht (le droit de pr&emtion), indem nämlich die dem Feinde 
beftimmten Waaren nur weggenommen, jedoch dem Eigenthümer ver- 
gütet werden‘. Schon in der Älteren Franzdfifchen Prarts beftand 
ein folcher Gebrauch, ja er vertrat felbft bet eigentlicher Eontrebande 
die Stelle der Confiscation‘. In der fpäteren Zeit iſt er auf die 
ausnahmsweiſen Contrebandeartifel hauptfächlich angewendet worden, 
bald mit mehr, bald mit weniger Billigkeit'. Eine gemeine Regel 
des Völkerrechtes ift er nicht; juriftifch erſcheint er als ein gewalt- 
famer Eintritt des SKriegführenden in eine Forderung des Feindes 
an den Neutralen, oder, wenn eine folche noch nicht befteht, als eine 
Eigenmacht gegen die Neutralen, welche daher auch vollftändig ent- 
fchädiget werden müſſen. Denn der Vorwand, man dürfe dem Feinde 
fo viel fchaden, als möglich, giebt noch fein Recht, einem Dritten zu 


1) ©, fon 1.11. $2. D. de publicanis.” Zacobjen, Seerecht S. 642. Oke 
Manning p. 309 (mit Bezug auf die „bohen” Autoritäten von Bynkershoek und 
W. Scott). Pando p. 496. Wildman II, 216. Hautefeuille IV, 343. Die 
Praris bat allerdings nicht immer dieſen Unterſchied gemacht. Wegen Frankreich 
gl. z. B. Jacobſen S. 656. Ortolan p. 180. Wegen der Britifchen Praris f. 
Phillimore 371. 

2) 9. Sted, Handelsvertr. S. 208. 209. 

2) ©. 3.8. die bereits S. 285. Note, 3 angeführten Verträge. der Nord- 
amerilanifchen Freiftsaten mit den Sübamerifanifchen. 

+ M. Boehls-IV, 8 520. S.1127. Oke Manning p. 313. Hautefeuille 
II, 271. 

5) Franzdfiiche Ordonnanz von 1584 Art. 69, Groot II, 1. 5. Nr. 6. Phil- 
limore 362. 

6) Jacobſen, Seerecht S. 656, Wheaton, Hist. p. 83 u. 285. Jouffroy 
p. 154. Wildman I, 219, 
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fhaden. Die Vergätigung muß alfo jedenfalls das volle Intereffe 
mitumfaffen, welches der Neutrale der anderen Kriegspartei wegen 
Nichterfüllung Der gegen fie übernommenen Verbindlichkeiten zu leiften 
bat. Allein die Prarts der Einzelftaaten befolgt dies nicht". 

Einzelne Verträge haben felbft bei eigentlicher Contrebande Die 
Eonftscation ausgefchloffen und an deren Stelle die bloße Wegnahme 
gegen Vergütigung gefegt?., Die Parifer Conferenzbeſchlüſſe von 1856 
haben jedoch in allen dieſen Beziehungen Feine größere Beſtimmtheit 
gewährt. 


Beſchränkungen ded neutralen Brachtverkehres. 


162. Da nach dem allgemeinen, noch immer nicht aufgegebenen 
Herfommen der ganze Handels- und Schiffsverkehr der kriegführenden 
Staaten ein Gegenftand feindliher Mafßregeln unter ihnen wird und 
die Hierunter fallenden Güter und Sachen als gute Prife betrachtet 
werden: fo mußte ſchon längft die Frage entftehen’, welchen Nüd- 
ſchlag Diefe Maxime auf den an fich freien Brachtverfehr der Neu- 
tralen äußere, wenn feindliches Gut damit verfendet wird; fo wie 
umgefehrt auf die Verfendungen neutraler, an ſich unverbotener Güter 
mit feindlichen Transportmitteln *. 

Im Laufe der Zeiten und nach Maßgabe der Entfaltung des 
Handels- und Schiffsverfehres, jo wie der bewaffneten Marinen haben 
fich feit dem Mittelalter zwei Syſteme neben einander geftellt, ohne 
daß Eines derfelben fchon zur Ausfchließung des Anderen gelangt tft. 


1) Die Sophiftit Will. Scotts hatte auch dafür eine Rechtfertigung an der 
Sand, Oke Manning p. 317. 

2) Diefer Sat ift angenommen in dem Preußiſch-⸗Nordamerilaniſchen Vertrage 
vom 11. Juni 1799 und beſtätigt in dem vom 1. Mai 1828. Martens, Rec. T. VI, 
p. 679 und Nouv. rec. T. VII, p. 615. 

3) In der alten Welt begegnet man dieſer Frage nicht, Der Seekrieg war 
Piraterie, der Seehandel ziemlich einfacher Natur, ohne die vielfachen Complica⸗ 
tionen des neueren birecten und indirecten Handels⸗ und Frachtverkehres. Streitig- 
feiten mit befreundeten Neutralen wurden fehiebsrichterlich oder fonft in conventio- 
nellem Wege verhandelt; Nichtverbündeten hielt man fich zu feinem Rechte fchulbig. 

4) Die große Streitfrage findet fih in folgenden neueren Schriften gründlich 
beiprodhen: Dt. Poehls IV, $ 518. ©. 1112, Oke Manning p. 203—280. Pando 
p. 472—484. Ortolan II, 74. Wildman II, 136. Hautefeuille III, 195—426. 
v. Kaltenborn, Seerecht 8 234. Phillimore IT, 238. Geßner, neutr. 1. Sechandel 
S. 72f. 

. 19 
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Das eine Shftem befteht in der Marime: feindliches Gut 
darf, wenn e8 Die Gegenpartei entdedt, auch auf neutralen Schiffen 
mweggenommen und conflscirt werden, wogegen Die neutrale Ladung 
feindliher Schiffe dem neutralen Eigenthümer verbleibt, falls fie 
feine Contrebande oder fonft verbotene tft: — Frei Schiff, un- 
frei Gut; unfrei Schiff, frei Gut. Es beruhet im Allgemeinen 
auf einer wenigftens fpectöfen Anwendung des oberen Grundfates 
der Gerechtigkeit: Suum cuique. 

Das andere Syſtem geht dem vorigen entgegen dahin: Daß die 
neutrale Flagge auch die feindliche Ladung gegen Die andere krieg— 
führende Macht fügt: Frei Schiff, frei Gut (le pavillon 
couvre la cargaison), während man in Betreff der neutralen Güter 
auf feindlichen Schiffen den Grundfag übt und gelten läßt, Daß jene 
zugleich mit den letzteren verfallen: Unfrei Schiff, unfrei Gut 
(la robe de Fennemi confisque celle d’ami); oder auch es in 
Diefer Beziehung bei dem entgegengefegten Princip bewenden läßt: 
unfrei Schiff, frei Gut. 

Diefes zweite Syſtem tft Das neuere; es tft ein Schutzſyſtem 
für die Intereffen der Neutralen gegen die mit der Ausführung 
des Erften verbundenen Beläftigungen, ohne daß man dabei das voll- 
ftändige Bewußtfein eines zureichenden inneren Rechtsgrundes hat. 


Frei Schiff, unfrei Gut, und umgekehrt. 


163. Das Erfte Der zuvor bezeichneten Syſteme war während 
des Mittelalters vorherrfchend. Es findet fih im Confolato del 
Mar, deifen Weithinverbreitung über Die Europätfchen fühweftlichen 


1) Die merkwürdige, ſchon oft angeführte Stelle fteht bei Pardessus, Collect. 
des lois maritim. t. II, p. 303 und zwar cap. 231 (in anderen Ansgaben 276, 
auch 273 und 264), in der Franzöfifchen Ueberfegung des Spaniſch⸗Romaniſchen 
Grundtertes alfo Yautend: „Lorsqu’un navire arme allant ou revenant, ou 
6tant en course, rencontrera un navire marchand, si ce dernier appartient 
à des ennemis, ainsi que sa cargaison, il est inutile d’en parler, parceque 
chacun est assez instruit pour savoir ce qu’on doit faire, et, dans ce cas, 
il n’est pas necessaire de donner de rögle. 

Mais si le navire qui sera pris appartient & des amis, tandis que les 
marchandises qu’il porte appartiennent & des ennemis, l’amiral du navire 
arme peut forcer et contraindre le patron du navire qu’il aura pris & lui 
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Käftenlande mit Recht als ein Hauptzeugnig dafür betrachtet wird; 
überdie8 auch in der einen oder anderen Hinficht beftätigt Durch 


apporter ce qui appartiendra aux ennemis, et möme il peut l’obliger & le 
garder jusqu’& ce qu’il soit en lieu de süret&6; mais il faut pour cela que 
l’amiral ou un autre pour lui ait amarre le navire pris a sa poupe en lieu 
oü il n’ait pas craint que des ennemis le lui enlövent, & la charge nean- 
moins par l’amiral de payer au patron de ce navire tout le fret qu'il aurait 
dü recevoir s’il avait port& la cargaison là oü il devait la décharger ou 
de la maniere qui sera 6crite sur le rögistre. Si, par &vönement, on ne 
trouve point de rögistre, le patron doit ötre cru & son serment sur le 
montant du fret. 

Encore plus, si, par &v&nement, lorsque l’amiral ou quelgue autre pour 
lui sera en lien oü il puisse mettre la prise en süret6, il veut que le 
navire porte la marchandise confisqu6e, le patron ne peut s'y refuser. 
Mais ils doivent faire une convention & cet &gard, et, quelque convention 
ou accord qui intervienne entre eux, il faut que l’amiral ou celui qui le 
reprösente la tienne. 

Si, par &venement, il n’est fait entre eux aucune promesse ou con- 
vention relativement au fret, il faut que l’amiral ou celui qui le repr&sente 
paie au patron du navire qui aura port& dans le lieu qu’ils lui auront 
prescrit les marchandises captur6es, un fret &gal & celui qu’un autre navire 
devrait avoir pour des marchandises pareilles, et möme davantage, sans 
aucune contestation; bien entendu que ce paiement ne doit ötre fait 
qu’apres que le navire sera arriv& au lieu oü l’amiral, ou celui qui tient 
8a place, aura mis 83 prise en süret6, et que ce lieu jusqu’auquel il fera 
porter la prise, soit en pays d’amis. 

Lorsque le patron du navire captur& ou quelques-uns des matelots 
qui sont avec lui, disent qu’ils ont des effets qui leur appartiennent, si co 
sont des marchandises, ils ne doivent pas ötre crus à leur simple parole; 
mais on doit s’en rapporter au registre du navire, si l’on en trouve un. 
Si, par &vönement, on n’en trouve point, le patron ou les matelots doivent 
affirmer la verit& de leur assertion. S’ils font serment que ces marchan- 
dises leur appartiennent, l’amiral, ou celui qui le represente, doit les dé- 
livrer sans aucune contestation en ayant &gard cependant & la bonne 
röputation et & l’estime dont jouissent ceux qui pröteront ce serment et 
r&clameront les marchandises. 

Si le patron capture refuse de porter les marchandises ennemies qui 
seront sur son navire, jusqu’a ce que ceux qui les auront prises soient en 
lieu de sürete, malgr&ö l’ordre que l’amiral lui en donne, celui-ci peut le 
couler & fond ou l'y faire couler, s’il le veut, sauf quil doit sauver les 
personnes qui montent le navire; et aucune autorit& ne peut lui en 
demander compte, quelques soient les demandes et plaintes, qu’on lui en 
fasse. Mais il faut entendre que toute la cargaison de ce navire, ou la 
majeure partie, appartient: & des ennemis. 

19 * 
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mehrere Verträge älterer und fpäterer Zeit', nicht minder durch Die 
Praxis?; endlich auch als Regel anerkannt von einer Menge der 


Si le navire appartient & des ennemis et sa cargaison & des amis, les 
marchands qui 8’y trouvent et & qui la cargaison appartiendra en tout ou 
en partie, doivent s’accorder avec l’amiral pour racheter & un prix con- 
venable et comme ils pourront ce navire qui est de bonne prise; et il doit 
leur offrir une composition ou pacte raisonnable sans leur faire supporter 
aucune injustice. Mais si les marchands ne veulent pas faire un accord 
avec l’amiral, celui-ci a le droit d’amariner le navire et de l’onvoyer au 
lieu ou lui-möme aura arm6, et les marchands sont obliges de payer le 
fret de ce navire de möme que #’il avait port6 leur cargaison au lieu pour 
lequel elle &tait destinee, et rien de plus. 

Si, par &venement, les marchands &prouvent quelque l&esion en raison 
de la violence que l’amiral leur aura faite, celui-ci ne doit leur r&pondre 
de rien, puisqu’ils n’ont pas voulu faire d’accord avec lui pour le rachat 
de ce navire qui ötait de bonne prise, encore par une autre raison, parceque 
souvent le navire vaut plus que les marchandises qu’il porte. 

Mais cependant, si les marchands ont annonc6 le desir de faire un 
accord, comme il est dejä dit ci-dessus, et que l’amiral 8’y soit refuse par 
orgueil ou par esprit de jactance, et, comme il a 6t6 dit, emmene avec 
les marchands la cargaison sur laquelle il n’avait aucun droit, ceux-ci ne 
sont pas oblig&s de payer de fret, en tout ni en partie, & cet amiral: au 
contraire, il est oblig& de leur rendre et restituer tout le dommage qu’ils 
eprouveront ou qu’ils auront possibilit& d’&prouver par l’effet de cette 
violence. 

Mais lorsque le navire arm& se trouve avec le navire captur6 en un 
lieu oü les marchands ne pourraient pas r&aliser l’accord qu’ils ont fait, 
si ces marchands sont des hommes connus, et tels qu'il n’y ait point & 
eraindre l’inex&cution de l’accord fait avec eux, l’amiral ne doit point 
leur faire violence; et #il leur fait violence, il est oblig& de payer le 
dommage qu’ils souffriront; mais si, par &vönement, les marchands ne sont 
pas des gens connus ou ne peuvent pas payer le rachat, l'amiral peut agir 
comme il a étèé dit.“ 

1) So bereits, wie Parbeffus zum angeführten Capitel des Eonfolato nach⸗ 
weifet, in einem Vertrage der Städte Pifa und Arles von 1221 und in zwei Ber- 
trägen Eduards III. von England mit den Seeſtädten Biscayens und Caſtiliens 
von 1351 und mit den Portugiefiichen Städten Lisboa und Porto (v. Steck, Handels⸗ 
verträge S. 211). Ferner in den Englifchen Verträgen mit Burgund von 1406, 
mit Genua von 1460, mit dem Herzoge von Bretagne 1486, mit dem Herzoge 
Philipp von Defterreich 1495. Nau's Völkerſeer. $ 175. Weiterhin noch im Handels⸗ 
vertrage zwiſchen England und Dänemark vom 29. November 1669 Art. 20. 

2) In dem Schreiben Ludwigs XI. von Frankreich an den König von Sici- 
lien bei Leibnitz, Cod. iur. gent. Prodr. n. XVII. wird als usus in hoc 
oceidentali mari indelebiliter observatus erwähnt, res hostium et bona, 
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bedentendften Publiciften bis in das achtzehnte Jahrhundert hinein!. 
Großbritannien und einzelne andere Staaten betrachten e8 daher 
noch jeßt als die eigentliche Kegel des gemeinfamen Völferrechtes, 
wovon nur durch Vertrag eine Abweichung begründet werden fönne?, 

Nicht immer und allenthalben wurde indeß nach dem an fich 
fo Löblich feheinenden Shfteme verfahren; ganz Das Entgegengefeßte 
wurde in Frankreich eingeführt, nämlich: Feindliches Schiff wird 
mit allen darauf befindlichen, felbft neutralen Gütern 
confiscirt, — eine Marime, die man nach Vorgang von Demornac 
auf eine vermeintliche Analogie des Römifchen Rechtes ftügte, — 
und fogar ferner: Neutrales. Schiff verfällt, wenn es feind- 
lihe Güter geladen bat. Die Parlamente fcheinen zwar Der 
Anwendung des letzteren Grundfates mwiderftanden zu haben: allein 
noch die Ordonnanz von 1681 behielt ihn bei, und erft 1744 warb 
derjelbe, welcher außerdem nur noch in Spanten Geltung batte, aus⸗ 
drüdlich in dem Branzöfifchen Rechtsſyſteme gelöfcht”. 


Frei Schiff, frei But. 


164. Da mit der Handhabung der angeführten älteren Regel 
ebenfowohl wie mit der erwähnten Sranzöfifchen Prarts Die größeften 


etiamsi infra amicorum aut confoederatorum triremes seu naves positae 
sint, nisi obstiterit securitas specialiter super hoc concessa, impune et licite 
iure bellorum capi posse. Eine Nieverländifche Entfcheivung von 1438 filr bie 
Freiheit der neutralen Waaren auf feindlichen Schiffen führt Groot an, Not. e. 
zu J.B. ac P.II, 1, 5, 4. 

1) Beachtenswerth find worzüglich die auch von Wheaton, Intern. L. IV, 3, 
8 16 (19) und Histoire des progr. p. 56 nachgewiejenen Schriftfteller: Alb. Gen- 
tilis, Hisp. advoc. J, 27. root II, 6, 6 u. 26. I, 5, not. 6. Zouch, Jus 
fecial. II, 8,5 u. 6. Bynkershoek, Quaest. I, 13 u. 14. Heineceius, de nav. 
ob vectur. merc. comm. II, 8 u. 9. Robinson, Collectan. marit. p. 25. 26. 
149. 171. 176. Loccenius, de jure marit. II, 4, 12. Vattel III, 115. 

2) ®gl. Wheaton, Intern. L. 1.c. p. 176 sq. t. II (p. 112 ed. fr.). Unter 
diefer Regel fteht dann auch felbft derjenige Fall, wenn ein Neutraler feine an ſich 
unverbotenen Güter auf ein feinbliches bemaffnetes Schiff geladen haben follte, 
wofern ber Eigenthümer nur nicht etwa felbft an einem Widerſtande wider ben 
Angriff des Kriegsgegners Theil genommen hat. Wenigftens die Nordamerikaniſche 
Brifenpraris hat nach Wheaton ebendaſ. p. 257. 8 28 (p. 191. $ 31 Ed. fr.) diefe 
billige Anficht gefaßt. 

8) Wheaton, Histoire p. 61 (150). 142 (253 &d. 2) und bie zu $ 162 an- 
geführten Schriften von Oke Manning und Ortolan (©. 289, Note 4). 
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Beſchwerden für die Neutralen insbejondere in Kriegen der bedeu- 
tenderen Seemächte und feit dem Auflommen des neueren Caper- 
ſyſtemes verbunden waren, indem der Vorwand oder geringfte Verdacht 
der feindlichen Qualität eines Schiffes, ja felbft nur eined Theiles 
der Ladung zu der Wegführung des neutralen Eigenthumes außerhalb 
feines beftimmten Weges, mithin zu fteten Störungen des nentralen 
Handels einen Dedmantel abgeben Tonnte: fo juchte man in Der- 
trägen Schuß, wodurd die Contrahenten im Falle der Neutralität 
des einen bei Kriegen des anderen auf eine Durchjuchung und Weg- 
führung der Schiffe des Neutralen, ausgenommen wegen Contrebande, 
verzichteten, mithin felbft feindliche Güter durch die Flagge deden 
ließen, wogegen man fich oft das Zugeftändnig der Wegnahme neu⸗ 
traler Güter auf den feindlichen Schiffen machte”. Das Zugeftändniß 
des Einen ſchloß jedoch das Andere nicht von felbft ein”, 
Vorzüglich Frankreich bat fich Die vertragsweife Stipulation des 
combinirten Grundfaßes: frei Schiff, frei Gut; unfrei Schiff, unfret 
Gut, als Aufgabe feiner Politik geftellt”, und fie nur zuweilen Heineren 
Staaten ungroßmüthig gefchmälert, indem e8 den Grundſatz des Eon- 
folates: „frei Schiff, unfret Gut” fefthielt‘. Außerdem find die ver- 
einigten Niederlande vielfach auf Das vertragsmäßige Zugeftändniß 
des neueren Neutralitätsfpftemes bedacht gewefen; feltener hat Groß- 
britannien einzelnen Nationen die Freiheit der neutralen Flagge zuge- 
ftanden®, oder, wie feine Publiciten es wohl fonft ausgedrüdt haben, 

1) Bol. Wheaton, Histoire p. 69 (162). 144 (254). Moshamm, über bie 
neueften Anfichten, nach welchen bie anf neutralen Schiffen geladenen Güter be- 
handelt werben. Landsh. 1808. Ferd. Conte Lucchesi-Palli: Prineipi di diritto 
publ. maritimo. Nap. 1841. und M. Furneaux, Abridged history on the prin- 
cipal treatises of peace with reference to the question of the neutral flag 
. protecting the property of the Enemy. Lond. 1837. 

2) Jouffroy 197. Wheaton, Intern. L. IV, 3, 20 (22). 

8) Der Anfang wurde mit der Pforte gemacht, welche im Jahre 1604 in ſ. g. 
Capitulationen der Krone Frankreich verjchiedene Bewilligungen, darunter auch bie 
obige, machte. Flassan, Dipl. franc. I, 225 f. Die ferneren Verträge mit anderen 
Mächten finden fich allegirt bei Büſch, Beſtreben der Völker ꝛc. Hamburg 1800. 


©. 56 ff. Eins der neneften Beispiele ift der Vertrag mit Teras vom 25. Septbr. 
1839 Art. 4. N. Rec. t. XVI, p. 989. 

9) So in den Berträgen mit den Hanfefläbten, namentlih mit Hamburg, 
während des vorigen Jahrhunderts. Nau's Völkerſeer. 8 177. 

5) Namentlich geſchahe es im Utrechter Frieden von 1713 und implicite wohl 
von Neuem im Aachener von 1748, 
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fie damit privtlegirt! Ganz befonders fuchte man fich mit den 
Barbaresten auf diefen Fuß von Seiten aller Seemächte zu ftellen!. 
Außerdem wurde wenigftens der Grundfag: frei Schiff, frei Gut, 
von der bewaffneten Neutralität angenommen, und: ziwar nicht blos 
gegen die ihr beitretenden Nationen, fondern überhaupt zu Gunften 
aller Nationen, gewiß derjenigen, welche fein entgegenftehendes Brincip 
aufftellen würden. Freilich aber tft fie hiervon wieder in den Con⸗ 
ventionen mit Großbritannien von 1801 abgegangen?, auch wurde 
bald nachher in der Zeit des Eontinental-Sperrfuftems jede mildere 
Praris aufgehoben. Erſt nach bergeftelltem Weltfrieden Tehrte man 
in einzelnen Verträgen zu derfelben zurüd. In den neueften Kriegen 
gaben Dänemark, Franfreih, Großbritannien und Rußland Beweiſe 
großer Mäßigung. Endlich führte die Parifer Pacification 1856 zu 
der gemeinfamen vereinbarten Erflärung der Bacifcenten: 

daß die neutrale Flagge auch feindliches Eigenthum Ddedt und - 

dag neutrale Handelswaare am Bord feindlicher Schiffe außer 

Beſchlag zu laſſen ift, 

beides jedoch mit Ausnahme won Contrebande. 
Der formelle Beitritt aller anderen Seeftaaten mit Ausnahme Nord- 
amerifa8 bat Diefe Erklärung zu einem faft allgemeinen Völker⸗ 
vegulativ gemacht und felbft Nordamerifa bat fich damit materiell 
einverftanden erklärt, dasſelbe auch kurz vorher in einem Vertrage mit 
Rußland vom 22. Juli 1854 als Norm anerkannt‘. Allerdings aber 
fehlt e8 bei Diefer Lage der Sache und nach der Befchaffenheit der 
Pariſer Declaration an fih noch immer an einer Bürgfchaft Der 
fünftigen Handhabung fogar unter den Thellnehmern an der Decla- 
ration felbft in Fünftigen Kriegsfällen‘. Keinenfalls aber wird man 
fich noch auf die ältere Praxis, wie fie der Confolato del Mar ange- 
geben bat, als auf die eigentliche gemeinrechtliche Regel berufen können. 
Sie war ohnehin Fein von den Nationen mit gemeinfamem Willen 


1) Bol. Büſch a. O. ©. 242 f. Nau's Völkerſeer. 8 130. 

2) de Martens, N. Causes cel&bres t. I, p. 267. Wheaton, Histoire 
p. 316 (II, 86). 

3) Wie fchon früher in Verträgen mit den Central- und Süpamerifanifchen 
Staaten feit 1824, desgleihen in den Verträgen mit Preußen von 1799 und 
1828, worliber zu vgl. Wheaton, Histoire p. 461. 462. (II, 55). 

*) Sehr bedenklich find die Aeußerungen von Phillimore III, Preface p. X. 
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angenommenes Gefeß, auch bat fie Die Autorität einzelner, wenn 
gleich noch fo geachteter Publiciften nicht Dazu erheben lönnen. Haben 
die Seemädhte in ihrer früheren Vereinzelung die Grundfäge des 
Conſolates in Anwendung gebracht, fo gefchahe dieſes nach politifcher 
Wahl, wovon man wieder abzugeben nicht verhindert ift. 

Das wahre Recht der Neutralen wird ſich uns allererft bei der 
Frage von dem f. g. Unterfuchungsrecht der Kriegführenden (8 167) 
ergeben. Dan Tann zugeftehen, Daß es jedem Kriegführenden erlaubt 
fei, feindliches Gut wegzunehmen, wo er es findet, aber man bat 
ihm darum noch nicht einzuräumen, es mit Verlegung der Rechte 
von Dritten zu fuchen. Hierin liegt Die Entfcheidung! 


Bweifelhafte und erlaubte Fälle eines neutralen Handelsverkehres. 


165. Zu den noch zweifelhaften Fällen eines erlaubten neu- 
tralen Handels- und Schifffahrtsverfehres gehört: 

a. Die Directe Zufuhr von Bebürfniffen einer feindlichen Land⸗ 
oder Schiffsmacht nach einem feindlichen Hafen, obſchon die Gegen- 
ftände nicht zu eigentlicher Contrebande zu rechnen find. England 
und Nordamerika wenden hier die Grundfäge der Eontrebande, felbft 
mit Confiscatton des Schiffes an!. Streng genommen Tann nur eine 
Beichlagnahme oder allenfalls eine Präemtion gutgeheißen werben. 

b. Der Handel von Hafen zu Hafen oder längs den Küften 
eines feindlichen Staates (Cabotage). Die bewaffnete Neutralität 
fuchte, wie fchon angemerkt ward (8 152), dieſen Grundfag als 
einen fich von felbft verftehenden in den oder des Völkerrechtes 
einzufchreiben; auch widerfpricht es an und für fich feinesweges dem 
Begriffe und den Bedingungen der Neutralität, in einem kriegführenden 
Staate zu faufen und Das erworbene Eigenthum in demfelben Lande 
wieder abzufegen. Weil jedoch ein folcher Verkehr nur zu leicht zur 
Verdeckung eines geheimen Handelsverfehres mit feindlichen Gütern 
dienen könnte, feindlicher Handel und Verkehr aber durchaus unterdrüdt 
werden foll: fo hat ſich die Praxis der Seemächte, namentlich Die 
Britifche, nicht Dazu verftehen wollen, jenes Princip zuzugeben. Man 
erlaubte Daher nur den Handel zu den feindlichen Häfen und Küften 


!) gl. Wheaton, Intern. L. I, p. 219 (166 dd. fr.). Oke Manning p. 289. 
v. Kaltenborn II, 415. Phillimore II, 335. 362. 
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mit neutralen, anderwärtsher, oder wohl gar nur aus dem Heimath⸗ 
Iande des neutralen Schiffes flammenden Gütern, und ftellte im 
Gegenfalle bei Ladungen in feindlichen Häfen nach feindlichen Häfen 
die Präfumtion iuris et de iure auf, daß die Güter felbft noch feind⸗ 
lich find, confischrt jedoch nur die Güter, nicht das Schiff, und er- 
Hört Diefes blos der Fracht verluſtig. Sogar die ausdrückliche 
Stipulation, die fih in fo vielen Verträgen findet: de naviguer 
librement de port en port et sur les cötes des nations en 
guerre, konnte nicht ganz jeden Zweifel befeitigen, inwiefern dar⸗ 
unter .auch Güter des Feindes begriffen werden dürfen‘. Mit der 
Parifer Conferenzdeclaration Tann jedoch eine Befchräntung der Neu- 
tralen in Bezug auf Eabotage, mindeftens eine Wegnahme der Güter 
und Schtffe nicht mehr vereiniget werden. 

c. Die Eröffnung eines neuen Handels, im Befondern der Handel 
mit feindlichen Colonien, wenn berfelbe von dem Mutterlande bisher 
den Neutralen verfchloffen- war, in Bezug auf den eingetretenen 
Krlegszuftand jedoch freigegeben worden ift. Hier ftellt fich der glüd- 
liche Kriegsgegner gleihfam an die Stelle des Feindes und Täßt 
deifen Verbot gegen deſſen Willen wider Die Neutralen fortbeftehen, 
Bornebmlich bat. Diefes Das Cabinet von St. James durchzuſetzen 
gefucht, wiewohl allmählich eine gewiſſe Nachgiebigkeit eingetreten ift?. 

Beide letztere Mafregeln Iaffen fich jedenfalls nur als Con⸗ 
fequenzen der ftrengeren Regel des Seefrieges rechtfertigen, welche 
auch das Privateigenthbum, vornehmlich aber den Handel der feind- 
chen Unterthanen, als Gegenftand feines Angriffes fefthält, fo daß 


1) Bol. überhaupt Jouffroy p. 188 fi. M. Poehls IV, 8 521, ©. 1137. 
Hautefeuille II, 293. Berträge, die dergleichen Küſtenhandel ausjchließen, finden 
fi) bei Oke Manning p. 199 angeführt. S. auch v. Kaltenborn 8 226, 

2) Es war dieſes u. A. die ſ.g. Rule of the War of 1756, welche bazumal 
wohl noch einigen Schein für fich hatte, da Frankreich weſentlich nur den Holländern 
Licenzen und Bälle zu dem Handel mit den Colonien ertheilt hatte. S. über bie 
Marime und ihre wiederholte Anwendung Jouffroy p. 199. Wheaton, Histoire 
p. 157. M. Poehls S. 1130 f. Oke Manning p. 195. Pando p. 547 — 556. 
Hautefeuille II, 274 ff. v. Kaltenborn $ 227. Phillimore IH, 298. Die jegigen 
Eolonialverhäftnifie laffen fürs Erfte eine Wiederkehr der Anwendung weniger bes 
fürchten. Merkwürdig übrigens, daß Hübner, jonft ein fo großer Vertheidiger der 
Neutralen, dennoch ihnen den Handel mit den Eolonien eines Kriegführenden nicht 
erlauben wollte, wenn er vor dem Kriege ihnen unterfagt war. Hübner, de la 
Saisie des bätiments. neutres. I, 1, 4, 6. 


298 Zweites Bud. 8 166, 


alfo ein Neutraler, der fich bierbei des Feindes annimmt und gleidh- 
fam fein Stellvertreter wird, demfelben eine Kriegshilfe zu gewähren 
fcheint. Deswegen ift wohl die den Neutralen allerdings unvortheil- 
bafte Praxis durch Teinen allgemeinen Widerfpruch von Seiten der 
Seemächte bisher angefochten worden. 

166. Zu den erlaubten oder von den Sriegführenden nicht zu 
verhindernden Handelsgefchäften der Neutralen gehören: Affecuratio- 
nen feindlicher Unterthanen, Schiffe und Waaren'; besgleichen jeder 
Directe oder Indirecte Handel mit Unterthanen der Kriegführenden, 
defien Gegenftände feine Contrebandeartifel find und fo lange das 
Eigentbum der Waaren, welche etwa in Die Hände des Feindes 
gerathen, noch nicht an die andere feindliche Partei Übergegangen 
ift; im Befondern jeder Eigenhandel nach einem kriegführenden Staate, 
bet welchem eine Vebertragung des Eigenthbumes erſt eventuell mit 
einem Dort gefuchten Anfäufer vor fich geht; demnach auch ein 
Commiffionshandel dahin, wenngleich der dortige Commiffionär 
Schon einen Theil des Werthes avancirt haben follte. Denn der 
Committent bleibt noch Immer Eigentümer der Waare?’; man würbe 
geradezu den in neuerer Zeit gewöhnlichften Handelsverfehr aufheben, 
wollte man diefe Art des Verkehres den Neutralen verſagen?. Be⸗ 
denklicher erfcheint der active Commiffionshandel aus einem feindlichen 
Lande nach einem neutralen, mo der Abfender felbft noch Eigenthümer 
verbleibt, weil dann nach der bisherigen Praxis der andere Trieg- 
führende Staat die Waare felbft noch als feindliches Eigenthum 
behandeln kann; billiger Weife freilich nur gegen Erftattung der 
Darauf von dem neutralen Commiffionär erweislich gemachten Vor⸗ 
ſchüſſe. Bei directem Verkaufe zwifchen Triegführenden und neutralen 
Berfonen wird es auf die unter den Intereffenten entfcheidenden 
Privatrechtönormen ankommen, inwiefern die Waare bis zur Ab- 
lieferung noch Eigenthum des Verkäufers bleibt, und darnach für 
den anderen SKriegführenden Die Eigenfchaft einer feindlichen ober 
neutralen Waare fich beſtimmen‘. Sogar Schiffe muß ein Neutraler 

1) Mofer, Berfuh X, 324, 

3) Mittermaier, Deutfches Privatr. $ 552. 

8) VBgl. die richtigen Bemerkungen von Jouffroy p. 185. 

4, Jouffroy will p. 184 freilich andy hier gänzliche Freiheit der neutralen 
Waare behaupten. Allein es ift zu beforgen, daß bie dafür gegebenen Gründe 
die harte Kriegspraris nicht befeitigen. 
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in einem Triegführenden Staate anfaufen und frei abführen können, 
ohne daß der Feind darauf Anfpruch machen Darf, wenn nur der 
Kauf felbft bona fide gefchteht und kein bloßes Scheingefchäft tft‘. 

Ein activer Speditionshandel aus neutralem Lande nach feind- 
lichem Lande follte, fo weit nicht die Grundfäge des Blocaderechtes 
oder der Contrebande entgegenftehen, dem neutralen Abfender vecht- 
licher Weiſe niemals fein Eigenthum gefährden. 

Rücdfichtlich folcher Handelsartitel, welche Kriegs - Contrebande 
find, Tann zwar der Verkauf im neutralen Lande an Kriegführende an 
ſich nicht für unerlaubt und neutralitätswidrig gehalten werden, wohl 
aber iſt dies der Transport Durch Neutrale in ein kriegsſtändiſches 
Land und daher von den neutralen Regierungen nicht zu dulden”. 


Beſuchs- und Unterfuhungsreht3. Ius visitationis. Droit de visite, 
Rigt of visit and search, 


167. Zur Sicherftellung der Kriegführenden, Daß der neutrale 
Verkehr in feinen nothwendigen oder conventionellen Schranken bleibe, 
dient hauptfächlih, auch von dem Balle einer Blocade abgejehen, 
die Anhaltung und ein unmittelbarer Beficht neutraler Schiffe oder 
fonftiger Transportmittel, Obgleich von mehreren Schriftftellern fchon 
während des vorigen Jahrhunderts den Krtegführenden ein eigent- 
liches Recht Hierzu, neutralen Staaten gegenüber, nach dem Princip 
der Unabhängigkeit und Freiheit aller Nationen, wenigftens in der 
einen oder anderen Hinficht, namentlich auf offener See beftritten 
worden ift‘: fo fteht Doch Die Thatfache unmwiderlegbar feft, Daß alle 

1) Die Englifhe und Franzöſiſche Praris ift auch hierin meift fehr ftreng 
geweien. Vgl. Jouffroy p. 206. Sacobien, Seerecht S. 694. 741. Phillimore 
II, 606. 

2) Bol. Pistoye et Duverdy I, 394. So ift au die Praris im Kriege 
bon 1854—1855 geweſen. Großes Aergerniß nimmt daran Phillimore III, 321. 
| 8) M. Poehls IV, p. 527 f. Wheaton, Intern L. IV, 3, 19 s. Oke Manning 

p. 350 f. Pando p. 549. Ortolan II, 202. Hautefeuille I, 86. IV, 427 s 
Wildman I, 119. Phillimore UN, 417. — Unterfugungsregt bejagt für 
fih allein zu viel! 

*) Beſonders ift Dies gejchehen feit Hübner von der Mitte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts an. Einzelne polemiſche Schriften |. bei Klüber 8 293 a. Eine Prüfung 
ber verſchiedenen Anfichten findet fich bei Jouffroy p. 213 ff. Vgl. Nau, Böller- 
feereht 8 216. 
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Seemächte, welche nur irgend Die Mittel Dazu befiken, ein foldhes 
Heimfuchungsrecht in ihren Kriegen wirklich ausgeübt haben, und 
daß fie es gleichfalls auch anderen Seemächten in deren Kriegen, 
theils Durch ausdrüdliche Convention, theils auch ohne ſolche und 
ohne Widerfpruch, ausgenommen bei vorkommenden Weberfchreitungen 
gewiffer Grenzen, zugeftanden haben. Es Tann daher mindeftens 
nach Lage der bisherigen internationalen Verhältniffe nicht erft noch 
auf eine innere Rechtfertigung Der Unterfuchungsbefugniß für jeben 
triegführenden Staat ankommen, vielmehr fich nur davon handeln, 
die Bedingungen, Modalitäten und Grenzen berfelben theils aus 
demi anerlannten Zwede, theils aus der gemeinfamen Völlkerpraxis 
Darzuftelfen. 
168. As Zwed der Schtffs-Heimfuhung erfeheint im 
Allgemeinen Die Weberzeugung des Kriegführenden, welcher einem 
Transport in einem denfbaren Zufammenhange mit der feindlichen 
Partei begegnet, inwiefern folcher wirklich vorhanden fe, um dem⸗ 
nächft Die ihm zuftehenden matertellen Rechte fowohl den feindlichen 
Staaten als auch den Neutralen gegenüber in Ausübung zu bringen. 
Eine derartige Nachforfchung kann demnach nur Statt finden 
in dem eigenen Gebiete eines Kriegführenden; 
in dem Gebiete des feindlichen Gegners, fofern man Dasfelbe 
befeßt hält ober Doch vorübergehend erreichen kann; 
endlich, allgemeinem Gebrauche gemäß, auf offener See. — Unftatt- 
haft iſt fie Dagegen innerhalb des Souveränetätsgebietes befreun- 
deter oder neutraler Staaten, ja felbft in dem Gebiete der eigenen 
Bundesgenoffen, wofern dieſelben nicht ausdrücklich oder ftillfchweigend 
dazu die Erlaubniß oder Genehmigung ertheilen®. Die in exemten 


1) Als uralter Gebrauch ericheint das Heimjuchungsrecht ſchon in dem zuvor 
angeführten Consolato del mar; nur über einzelne Punkte hat e8 Streitigleiten 
unter den Völkern gegeben. Eine große Menge von Verträgen, worin das gebachte 
Recht ausdrücklich zugeftanden und näher beftimmt ift, findet fich angegeben bei 
Nau 8 163 und v. Martens, über Caper 8 21. 

3) Daß Eaper nah dem gewöhnlichen Brauche der Seeftaaten nicht in bie 
Flüſſe des Feindes innerhalb ver durch Seetonnen bezeichneten Grenzen einbringen 
und Schiffe angreifen dürfen, wenn fie nicht als Seeräuber behandelt werben follen, 
behauptete noch v. Martens, Über Eaper $ 18. ©. indeß oben ©. 242, Note 2. 

8) Bol. Iacobjen, Seereht S. 585. 
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Gebieten dennoch gemachten Prifen müffen auf die Reclamation des 
verlegten Gebietftantes wieder heraus gegeben werden". 

Sachen, welde vifitirt werden dürfen, find alle Arten von 
Transportmitteln, denen feine vollfommen unverfängliche oder aus- 
ſchließliche Beftimmung zu gewiffen erlaubten, mit dem Feinde in gar 
feinem Zufammenhange ftehenden Zweden deutlich und unverkennbar 
anflebt. Befreit find namentlich alle Kriegsfchiffe der neutralen 
Staaten, foweit fich deren Qualität unzweideutig fund giebt”; unter- 
worfen Dagegen alle PBrivatfchiffe und folche Transportmittel, deren 
Dualttät und Eigenthbum oder unverfängliche Beftimmung nicht von 
felbft in die Augen fpringt; 

Spectelle Zwede der Nachforfchung find zunächſt: 

das etwaige Dafeln feindlichen Eigenthumes, es ſei in Betreff 
des Transportmittel oder in Betreff der Ladung; 
das etwaige Dafein feindlicher Perfonen; 
die etwaige Zufuhr von Contrebande oder anderen verbotenen 
Artikeln; 
die beabfichtigte Communication mit blofirten Orten. 
Demnach ift zu ermitteln: 
die Nationalität des Schiffes; 
die Befchaffenheit, Herkunft und Beftimmung der Ladung; 
die Nattonalttät der Bemannung, wofern nicht etwa Diefe vertrags- 
weife durch die Nationalität des Schiffes gebedt wird“. 
Am Mebrigen kann felbft die Marime: „Brei Schiff, frei Gut," das 
Recht der Nachforfchung zu Gunften der Neutralen nicht ausschließen, 
da wentgftens immer eine Nachfrage und Nachfuchung nach Contre- 
bande, desgleihen nach der Nationalität des Schiffes vergännt wer- 
den muß“. 
169. Berechtiget zur Bornahme einer Schiffs-Hetmfuchung 


1) Jacobſen, Seeredht S. 584. 

3) Die Militärflagge allein kann einem Schiffe ſchwerlich ſchon den unzweifel- 
haften Charakter eines Kriegsichiffes ertbeilen. Verhandlungen über biefe Frage 
finden fi in v. Martens, Erzählungen merkwürdiger Fälle. Bd. I, S.1u f. 
©. übrigens auch Oke Manning p. 370. Pando 564. 

8) Verträge biefer Art find unter anderen von der Krone Frankreich geſchloſſen. 
So zulett mit der Republik Teras im Jahre 1839, 

4) Bol. die richtigen Bemerkungen in dem Urtbeil von Sir William Scott 
in Robinson, Adm. Rep. I, p. 340. Wheaton, Intern. L. II, p. 250 (186 ed. fr.). 
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find allein die von den Triegführenden Staatsgewalten bierzu beru⸗ 
fenen oder autorifirten Berfonen, insbefondere die Befehlshaber der 
bewaffneten Land» und Seemacht, und zwar felbft ohne ausdrüd- 
lichen fpeciellen Auftrag, fodann die mit giltigen Markebriefen ver- 
fehenen Gaper, wofern nicht auf den Gebrauch derfelben gegen ein= 
zelne Staaten verzichtet ift!', Das gewöhnliche Verfahren der An- 
haltung und Unterfuchung felbft ift nach der Mehrzahl der hierüber 
gefehloffenen Verträge, welche fi vorzäglih dem Phrenäifchen 
Trieden Artikel 17 als Mufter angefchloffen haben, dieſes?: der 
friegführende Theil nähert fich dem zu befichtigenden Schiffe auf 
Ranonenfchußweite, nachdem legteres Durch ein beftimmtes Signal 
(coup d’assurance, semonce) zum Innehalten feines Laufes aufge- 
fordert worden ift”. Der anhaltende Theil fendet Dann eine Schaluppe 
mit einer geringen Zahl von Leuten an Bord des fremden Schiffes, 
oder er begnügt fich, den fremden Schiffer mit den Seebriefen zu 
fihb fommen zu laſſen. Von wefentlicher Wichtigkeit find hierbei 
folgende Papiere: 

die Paͤſſe und etwaigen Urfprungscertificate über Schiffe und 

Zadung, 

die Connoifjement8 und charte partie, 

das Schiffsmannfchaftsverzeichniß, 
endlich 

das Reifeiournal‘. 
Iſt in Verträgen nichts Genaueres feftgefett, was für Papiere vor- 
gelegt werden follen und welche Befchaffenheit fie haben müffen, fo 
ift unbedenklich als Grundſatz zu befolgen, Daß es nur auf die 
moralifche Weberzeugung von der Unverfänglichfeit eines neutralen 
Sciffseigenthumes und feiner Ladung anfomme, und daß Dabei nicht 
etwa ſubtile Beweisgrundfäge entſcheiden können; ja, Die eigenen 
Zandesgefege des unterfuchenden Theiles müſſen in Diefem Sinne 


1) Dies war der Fall in den Verträgen Großbritanniens mit den norbifchen 
Mächten vom Jahre 1801 in Bezug auf conboiirte Schiffe ($ 170). 

2) 9. Martens, über Caper 8 20. 21. Hautefeuille IV, 2. 

®) Nach Phillimore III, 429 wäre die Britifche Praxis nicht unbebingt für 
diefe Form. 

4) Weber alle dieſe Papiere, die dabei anzuwendende Vorſicht, Die Praris der 
Engländer und Franzofen vgl. Jacobſen, Seerecht S. 22, 67. 87.410 f. Pando 566. 


8 170. Bölkerrecht im Zuftande des Unfriedens. 303 


verftanden werden‘. Erft wenn fi) aus den Papieren felbft ober 
aus dem Verhalten der Mannſchaft der Verdacht einer Unrichtigfeit 
in der einen oder anderen Hinficht ergiebt, Darf der Unterfuchung 
eine weitere und fehärfere Ausdehnung gegeben werden”, 


Schutzmittel gegen die Unterfuhung durch Convoiirungs. 


170. Um den Befchwerlichkeiten der Unterfuchung zu entgehen, 
tft man vorlängft auf ein Ausfunftmittel bedacht gewefen, welches 
den Kriegführenden die Sicherheit gewähren follte, daß auf gewiſſen 
Schiffen feine verbotenen Waaren, Feindes Güter oder Mannfchaften 
verfendet würden, mithin Die gewöhnliche Unterfuchung felbft ent- 
behrlich machte. Dazu iſt nun die Convoiirung der Handelsfchiffe 
durch (bewaffnete) Staatsfchiffe der neutralen Nationen bei ver- 
fchiedenen Gelegenheiten und Beranlaffungen in Gang gekommen, 
nachdem man fchon früher das Convoiiren der Handelsfchiffe als 
allgemeines Schugmittel gegen Handelsbeeinträchtigungen, Seeraub 
und dergl. gebraucht hatte (vgl. $ 174). Der Gedanke von jener 
fpectellen Anwendung des Convoirechtes fuchte fich befonders in der 
Mitte des fiebzehnten Jahrhunderts geltend zu machen; namentlich 
ergriffen und vertheidigten ihn Die Holländer. Indefjen wurde er 


1) Zu Grundfäßen diefer Art bat fih vorzüglich die Franzöſiſche Prifenpraris 
neuerer Zeit unter dem Einfluffe der fo noblen, wie billigen Requifitorien von Por⸗ 
talis bekannt. S. Übrigens auch v. Martens, über Caper 8 21. Not.m. Für 
die Gefeßgebung der einzelnen Staaten ift e8 außerorbentlich wichtig, Formen und 
Beglaubigungen feftzuftellen, welche das Schiffs- und Waareneigenthum ihrer Nation 
gegen Anfechtung fichern können. Im der Britiſchen Praris wird hierbei großer, 
leider zu viel Werth auf den Eid gelegt. Ueber die vorkommenden Betrligereien, 
insbeſondere Über das ſ. g. Neutralifiven vgl. M. Poehls IV, 530. ©. 1180 ff. 
Hautefeuille IV, 27. Die Britiſchen Grundſätze lernt man aus Wildman II, 
84. 100. Phillimore III, 606. 

2) So ſollte e8 freilich fein und dahin hat die Bubliciftif zu wirken. In ver 
Praris ift es freilich anders und. ein Unterſchied zwiſchen dem in jeber Weiſe be- 
rechtigten Schiffsbefuch und Beſicht (droit de visite) und anbererfeits einer will- 
kürlichen Durchſuchung (recherches) noch immer nicht gehörig firirt. Sehr beach⸗ 
tungswerth find hierüber die Ausführungen von Hautefeuille III, 427. IV, 121. 

®) ©. am beften Jouffroy p. 237 f. Bgl. Nau, Völkerſeerecht 8 169 f. 
Wheaton, Histoire p.93 f. M. Poehls p. 532. Oke Manning p. 355. Ortolan 
I, 215 8. Hautefeuille I, 68. IV, 62. 
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nicht von allen Seemächten, am wenigften von Großbritannien, zu⸗ 
geftanden. Erſt während der beiden legten Amerikaniſchen Sriege 
des vorigen Jahrhunderts gewann er größere Coufiftenz; man ver- 
fiherte fich feiner durch Verträge‘; die bewaffnete Neutralität des 
Nordens nahm ihn 1800 unter ihre Maximen auf?; Großbritannien 


1) Bol, v. Martens, Über Caper 8 20. 

2) Es wurde vereinbart: „Que la declaration de l’officier commandant 
le vaisseau ou les vaisseaux de la marine royale ou imp£riale, qui accom- 
pagneront le convoi d’un ou de plusieurs bätiments marchands, que son 
convoi n’a & bord aucune marchandise de contrebande, doit suffire pour 
qu’il n’y ait lieu & aucune visite sur son bord ni & celui des bätiments 
de son convoi. 

Pour assurer d’autant mieux & ces principes le respect dü & des sti- 
pulations diet6es par le desir des intöresses, de maintenir les droits im- 
prescriptibles de nations neutres, et donner une nouvelle preuve de leur 
loyaut& et de leur amour pour la justice les hautes parties contractantes 
prennent ici l’engagement le plus formel, de renouveller les defenses les 
plus s6veres & leurs capitaines, soit de hautbord, soit de la marine mar- 
chande, de charger, tenir, ou rec&ler & leurs bords aucun des objets, qui, 
aux termes de la presente convention, pourraient ötre reputés de contre- 
bande, et de tenir respectivement la main & l’ex6cution des ordres quelles 
feront publier dans leurs amirautes et partout oü besoin sera, & l’effet 
de quoi l’ordonnance, qui renouvellera cette defense sous les peines les 
plus graves, sera imprimée & la suite du prösent acte, pour qu'il n’en 
puisse ötre prötendu cause d’ignorance. 

Les hautes parties contractantes voulant encore pr&venir tout sujet 
de dissension & l’avenir en limitant le droit de visite des vaissesux mar- 
chands allant sous convoi, aux seuls cas oü la puissance bellig&rante pour- 
rait essuier un pr&judice r&el par l’abus du pavillon neutre, sont convenues: 

1. Que le droit de visiter les navires marchands appartenant aux sujets 
de Fune des puissances contractantes et naviguant sous le convoi 
d’un vaisseau de guerre de la dite puissance n’en sera exerce, que 
par les vaisseaux de guerre de la partie bellig&rante, et ne s’ötendra 
jamais aux armateurs, corsaires ou autres bätiments, qui n’appar- 
tiennent pas & la flotte imperiale ou royale de leurs Majestes, mais 
que leurs sujets auraient armès en guerre. 

2. Que les proprietaires de tous les navires marchands appartenant 
aux sujets de l’un des Souverains contractans, qui seront destines 
à aller sous convoi d’un vaisseau de guerre, seront tenus, avant 
qu’ils ne recevaient leurs instructions de navigation, de produire 
au commandant du vaisseau de convoi leurs passeports et certificats 
ou lettres de mer, dans la forme annexee au present traite. 
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hat in jenen Kriegen einige Connivenz dabei gezeigt, ohne jedoch 
das Princip felbit einzuräumen und in feinen Conventionen mit den 
nordifhen Mächten von 1801 nur eine Meilderung der ftrengeren 
Bifitation bei convolirten Schiffen bewilligt‘. 

Wiewohl nun fein allgemeines gleiches inverftändniß Der 


3. Que, lorsqu’un tel vaisseau de guerre, ayant sous convoi des navires 
marchands, sera rencontr& par un vaisseau ou des vaisseaux de guerre 
de l’autre partie contractante qui se trouvera alors en &tat de guerre, 
pour &viter tout desordre, on se tiendra hors de la port&e du canon, 
& moins que l’&tat de la mer ou le lieu de la rencontre ne néces- 
site un plus grand rapprochement; et le commandant du vaisseau 
de la puissance bellig&rante enverra une chaloupe & bord du vaisseau 
de convoi, oü il sera proc&de r&ciproquement & la v£rification des 
papiers et certificats qui doivent constater, d’une part que le vaisseau 
de guerre neutre est autorise & prendre sous son escorte tels ou 
tels vaisseaux marchands de sa nation, charges de telle cargaison 

... et pour tel port; de l’autre part, que le vaisseau de- guerre de la 
‘ partie: belligerante appartient & la flotte imperiale ou royale de 
leurs Majestes. 

4. Cette verification faite, il n’y aura lieu & aucune visite, si les papiers 

“ sont reconnus en rögle, et s’il n’existe aucun motif valable de suspi- 
cion. Dans le cas contraire, le commandant du vaissesu de guerre 
neutre (y &tant düement requis par le commandant du vaisseau ou 
des vaisseaux de la puissance belligerante) doit amener et detenir 
son convoi pendant le temps n&cessaire pour la visite des bätiments 
qui le composent; et il aura la facult& de nommer et deleguer un 
ou plusieurs officiers pour assister & la visite des dits bätiments, 
laquelle se fera en sa presence sur chaque bätiment marchand, con- 
jointement avec un ou plusieurs officiers pr&poses par le comman- 
dant du vaisseau de la partie belligörante. 

5. S’il arrive que le commandant du vaisseau ou des vaisseaux de la 
puissance en guerre, ayant examine les papiers trouv6s & bord, et 
ayant interrog& le maitre et l’&quipage du vaisseau, apercevra des 
raisons justes et suffisantes pour detenir le navire marchand, afın 
de proceder & une recherche ulterieure, il notifiera cette intention 
au commandant du vaissesau de convoi, qui aura le pouvoir d’or- 
donner & un officier de rester & bord du navire ainsi detenu, et 
assister & l’examen de la cause de sa d&tention. Le navire marchand 
sera amene tout de suite au port le plus proche et le plus con- 
venable appartenant & la puissance belligörante, et la recherche 
ulterieure sera conduite avec toute la diligence possible. 

1) Die Grundſätze der Britiichen Praxis ſ. bei Wildman II, 124 f. Philli- 

more III, 434. 
20 
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Mächte Aber den Grundfag befteht und fogar viele der ihn unbedingt 
oder modifichrt enthaltenden Verträge im Laufe des jeßigen Jahr⸗ 
hunderts wieder gelöfet find: fo wird er Doch mit vollem Nechte von 
den Neutralen auch noch in Zukunft zu behaupten fein, wofern fie 
bet ausbrechenden Kriegen folche Mafregeln treffen, Daß die unter 
Convoi zu ftellenden Handelsfchiffe vor der Abfegelung der genaueften 
Anfpection unterworfen und die Führer der Bededung mit authen- 
tifchen SLegitimationen verfehen werben. Iſt dieſes beobachtet, fo 
würden die Sriegführenden die den neutralen Mächten gebührende 
Achtung verlegen, wollten fie jenen Legitimationen und den Verſiche⸗ 
rungen des Convotführers feinen Glauben beimelfen. Mehrere Ver- 
träge des jeßigen Jahrhunderts laſſen auch Die Abficht der Seemächte 
erkennen, noch ferner den Grundſatz In Anwendung bringen zu wollen". 
Natürlich Lönnen aber nur die ausdrücklich und beftimmt unter Die 
Bededung von der abjendenden Staatsgewalt aufgenommenen Privat- 
fhiffe auf das Privilegium Anspruch machen, nicht auch folche, Die 
fih einem Convoi eigenmächtig oder unterweges erſt angefchloffen 
baben?. Auch können fich Diefenigen Schiffe, welche unterweges von 
der Bedeckung fich trennen oder abgetrennt werden, auf das Privi- 
legtum nicht wieder berufen; vielmehr laufen dieſe Gefahr, bei ihrer 
demnächftigen Betretung von den Kriegführenden als befonders ver- 
dächtig behandelt zu werden‘. Endlich kann füglich eine Verification 
der Schiffe verlangt werden, wenn fie Durch Zufall oder abfichtlich 
mit anderen Schiffen zufammen gerathen und vermengt worden find‘. 


Recht der Beihlagnahme und Wegführung. 


171. Jedes Schiff fest fih der Beichlagnahme und Weg- 
führung aus; 


1) Man vgl. den Zractat Preußens mit Nordamerifa von 1828, woburd 
Art, 14 der Konvention von 1799 für die Dauer des Exrfteren beibehalten ward. 
Ferner die Verträge Nordamerikas mit den Central» und Südamerikaniſchen Frei⸗ 
ſtaaten von 1824 ff., auch den Vertrag Frankreichs mit Texas von 1839 Art. 5. 
Ortolan I, 227. 228. 

2) Ein Confiscationsrecht ift hier nicht zu behaupten. Ortolan II, 237. Bol. 
übrigens Riquelme 291. 

8, Jacobſen, Seereht S. 140. 

4) Ortolan 231. 


8 171. Völkerrecht im Zuſtande bes Unfriedens. 307 


wenn es ſich der Unterſuchung thätlich widerſetzt oder zu wider⸗ 
ſetzen Anſtalten trifft; in welchem Falle ſogar Geleitsſchiffe bei 
widerrechtlichem oder uncorrectem Verhalten mit dem ganzen 
Convoizuge aufgebracht werden können!; 

wenn es ſich nicht ſofort als ein neutrales zu legitimiren vermag; 

wenn es ſich im Falle einer offenbaren Zuwiderhandlung gegen 
die Rechte eines Kriegführenden in Betreff einer Blocade, oder 
wegen Zuführung verbotener Waaren oder feindlicher Mann⸗ 
ſchaften und Depeſchen befindet; 

wenn ſich der Verdacht einer Unrichtigkeit in der einen oder an- 
deren Hinficht ergiebt; insbeſondere wenn fich gar feine oder 
doppelte oder unvollftändige Schiffspapiere vorfinden, oder Die- 
felben ganz oder zum Theil über Bord geworfen? find, oder 
wenn beftimmte Umftände auf eine Simulation fchließen laſſen?; 

endlich 

im Falle einer Deviation, deren zureichender unfchuldiger Grund 
nicht fofort erfennbar tft“. 

Don den weiteren Folgen kann fi Das angehaltene Schiff 
demnächſt nur Durch Ranziontrung, wenn folhe dem Captor nach- 
gelaffen ift*, befreien, oder im Falle von Contrebande und ähnlichen 
Contraventionen, wobet nicht Schiff und Übrige Ladung verwirkt 

wird, durch Auslieferung der verbotenen Artikel, fofern fie der 
Nehmer auf fein Schiff aufnehmen Tann, gegen ein Empfangs- 
bekenntniß desfelben®. 

Mit dem Augenblide ber Beſchlagnahme wird aber auch der 
Nehmer, abgeſehen von den Verpflichtungen gegen ſeinen eigenen 

1) Der Fall ereignete ſich im Jahre 1798 mit einem Schwediſchen Convoi. 
S. darüber v. Martens, Erzählungen J, S. 299 f. Vgl. Jacobſen, Seerecht S. 577. 
Wbeaton, Intern. L. IV, 3, 8 27. M. Poehls S. 1177. 

2) M. Poehls S. 1178. 

3) Jouffroy S. 278. v. Martens, Über Caper 8 22. Als verdächtig kann 
zunächſt auch dasjenige Schiff gelten, welches ſich einem feindlichen Convoi ange⸗ 
ſchloſſen hat. Allein ein abſoluter Confiscationsgrund folgt daraus nicht. Bl. 
Wheaton a. ©. 829. Ortolan S. 233— 237. Anderer ftrengerer Meinung ift 
Oke Manning ©. 369. 

4, Jouffroy ©. 307. 

5) S. oben $ 142. Beftritten wegen inneren Wiberfpruch® wirb e8 von Haute- 
feuille IV, 262 in Bezug auf neutrale Schiffe. 


6) v. Martens 8 24. M. Poehls S. 1195. 
20* 
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Staat, dem neutralen Schiffseigenthümer und Befrachter für alle 
Nachtbeile einer ungerechten Beſchlagnahme verantwortlich’, insbe⸗ 
fondere für jede durch fein Verfehulden bervorgebrachte Einbuße oder 
Verfchlimmerung von Sachen. Der Nehmer muß daher für Die Prife 
Die hergebrachte feemännifche Sorgfalt anwenden, über den Beftand 
derfelben ein ſummariſches Verzeichniß aufnehmen, Die Schiffspapiere 
verfiegeln, Die Schiffsluken verfchließen und fo viel als möglich jede 
Veränderung oder Deplacirung in den einzelnen Sachen unterlaffen, 
wenn dergleichen aber nothwendig wird, fo wie Überhaupt des befferen 
Beweiſes wegen fchon bei Ausführung der Befchlagnahme, den Schiffer 
des genommenen Schiffes zuziehen und fich Die zweckdienlichen Be⸗ 
ſcheinigungen von Ihm ertheilen laſſen?. 

Hinfichtlih der Wegführung der Priſe wird ebenfo verfahren 
wie bei offenflar feindlichen Schiffen. 


Priſengerichtsbarkeit gegen Neutrale. 


172. Ganz in derfelbden Weiſe wird auch die Rechtmäßigkeit 
der Prife gegen den Neutralen der Entfcheldung eines Prifengerichtes 
unterworfen. Diefe Gerichtsbarkeit iſt in neuerer Zeit unangefochten 
von jedem Friegführenden Staate felbft ausgeübt worden, ungeachtet 
Dagegen von mehreren Publiciften fett der Mitte des vorigen Jahr⸗ 
bunderts mancherlei Bedenken erhoben find, zumellen mit entfchtedener 
Denegation‘. Beruhet fie, wie unter einigen Staaten der Fall tft, 
auf ausdrüdlichen Verträgen, fo Tann fein Streit darüber erhoben 
werden. Außerdem ift fie nichts als eine politifche Maßregel, für 
welche fich juriftifch nur Die Analogie eines forum arresti 8. depre- 
hensionis anführen läßt, vorausgefeßt daß fie fih auf wirkliche 
Rechtsverlegungen des Triegführenden Staates Durch neutrale Unter- 
thanen befchränft. Eine res iudicata entfpringt Daraus an und für 
ih nur für den Staat, welcher eine ſolche Gerichtsbarkeit übt 


1) ©, hierliber ausführlich Jacobſen S. 565 — 577. 

2) 9, Martens a. O. 822. M. Poehls S. 1194 f. Zmedlmäßig erfcheint auch 
die Aufnahme einer fchriftlihen Verhandlung über die Anhaltung und über bie 
Gründe derjelben, wie das Franzöſiſche Prifenredht verlangt. Sacobjen S. 564. 

8) Bol. Jouffroy S.282 f. Nau 8 215 f. M. Poehls IV, 8 537. ©. 1219. 
Wurm, im St.⸗Lex. XI, 140. Oke Manning p. 378. 


— 
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(8 39); anderen Staaten wird dadurch Tein verbindliches Geſetz er- 
tbeilt; jedoch pflegt man melftens tm Intereffe der Eigenthumsgewiß⸗ 
heit und zur Bermeidung von Eonteftattonen die Prifenzufprüche als 
giltig anzuerfennen, wenn nur dadurch Fein unzweifelhaftes Princip 
des Völferrechtes verlegt worden iſt. Eine Ausnahme von der Com⸗ 
petenz des Kriegführenden Staates, für welchen der Fang gemacht ift, 
wird vorzüglich dann behauptet und zugeftanden: 
wenn die Wegnahme in einem neutralen Gebiete oder durch Miß- 
brauch desfelben zu einem illegalen Angriffe? erfolgt tft, oder 
wenn das weggenommene Gut, noch vor dem Zufpruch der Brife 
an den Friegführenden Staat, in das Gebiet desjenigen Staates 
gelangt, welchem auch der Eigenthümer angebört. 
Im erfieren Falle wird nicht nur der neutrale Staat, welcher die 
weggenommenen Gegenftände in feiner Gewalt hat, über die Illega⸗ 
tät der Priſe zu entjcheiden befugt gehalten, fondern e8 wirb auch 
feiner Reclamation der unrechtmäßtgen, nicht mehr in feiner Gewalt 
befindlichen Priſe im Wege der Diplomatifchen Verhandlung von den 
Kriegführenden Folge gegeben; im zweiten alle kann er gleicher- 
geftalt nach feinen eigenen Gefegen und nach den mit dem Srieg- 
führenden beftehbenden Verträgen über die Neclamation des Eigen- 
thümers entſcheiden“. Daß aber ein neutraler Staat auch über die 
Rechtmäßigkeit der von einem SKrtegführenden gegen einen dritten 
neutralen Staat gemachten Prife das Entſcheidungsrecht habe, Tann 
felbft, wenn die Prife fich unter feiner Botmäßigkeit befindet, als 
bergebracht nicht nachgewiefen werden; nur ein proviforticher Schuß 
darf bier dem Weggenommenen angedeihen; im Uebrigen ift Die Sache 
zwifchen dem Kriegführenden und neutralen Staate auszutragen. 
173. Das Verfahren“ bei den Prifengerichten der Krieg: - 
führenden iſt auch den Nentralen gegenüber ein f. g. Reclameproceß, 


1) Oke Manning p. 383. 

2) Dafür gilt Verfolgung eines feinplichen Schiffes, mit welchem man in 
einem neutralen Hafen zuſammengetroffen iſt, in den 24 Stunden, welche demſelben 
voraus zu vergönnen ſind. Vgl. 8 149 und Pando p. 471. Desgl. eine uner⸗ 
laubte Ausrüſtung auf neutralem Boden. Ortolan p. 266. 

8), Bol. Jouffroy ©. 295. v. Martens, über Caper 836. Wheaton, Intern. 
L. IV, 3, 86—10u.IV, 2, 8 18. Jacobſen, Seerecht S. 584. Zum Theil auch 
Oke Manning p. 385. Phillimore III, 479. 

%) Sehr ausführlich für die. Britiſche Praxis Phillimore 560. 
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wobei den reclamirenden Neutralen der Beweis ber Unrechtmaäßigkeit 
der Captur aufgebürdet wird. Sowohl die Form des Verfahrens, 
wie auch die Grundfäge des Beweiſes und das Materielle der ab- 
zugebenden Entſcheidung richten fich nach den Gefegen des Landes, 
deffen Behörden mit der Prifengerichtsbarkeit beauftragt find, wofern 
nicht Verträge mit den Neutralen im concreten Falle ein Anderes 
mit fich bringen? Im Allgemeinen find jene Proceduren und Ent- 
ſcheidungsnormen nichts weniger als günftig für Die Neutralen; fie 
find politifche Werkzeuge und Angeln des Eigennuges, wie man fich 
leicht fchon aus dem Durchblättern der Sammlungen von Brifen- 
gerichtsurtheilen überzeugen kann, troß der Bewunderung, welche 
Biele den „gelehrten Brifenrichtern" mancher Nationen gezollt haben! 
Häufig werden nur diejenigen Beweiſe zugelaffen, welche bei der 
Captur eines Schiffes vorgefunden werden; mit den Schiffspapieren 
werden die Ausfagen der Schiffemannfchaft verglichen, hinſichts Deren 
man faft inquiſitoriſch verfährt *! 

Welche Folgen den unterliegenden Reclamanten treffen, tft nach 
den vorausgefchidten Maximen der neueren Seepraris in Anfehung 
der einzelnen f. g. Eontraventionen leicht zu bemefjen. Bald beftehen 
fie in dem Verluſte des Schiffes und der Ladung, bald in dem bes 
Einen oder Anderen, bald auch nur in dem Verluſte eines Theiles 
der Ladung oder auch der Fracht. Der ganz oder theilmeis Sie⸗ 
gende erhält die Neftitution, auch wohl Schäden und Koften vergütet, 
obgleich Die Captoren Dabei häufig gefchont werden. Ein nicht ganz 
abgelehnter Verdacht hat meift Diefelben Wirfungen wie Die offen- 

1) v. Martens a. O. 8 27. Vertheidigt ift das Princip von Pinheiro Fer⸗ 
reira in den Noten zu v. Martens, Introduction 8 317. Desgl. von Jouffroy 
S. 296. Nah dem Grundſatze: spoliatus ante omnia restituendus, und nad 
Analogie des Arreftverfahrens ſollte freilich wohl erft ver Captor nachweilen, daß 
er einen genügenden Grund zur Wegnahme gehabt habe. Aber dies umgeht man! 
Betrachtungen darüber f. auch bei Wurm a. O. 145. 

2) Solche Berträge giebt e8 zur Zeit nur wenige. Die meiften beichränten 
fih darauf, eine, unparteiifche Juſtiz im Prifenfachen gegenfeitig zur Pflicht zu 
mechen, oder unverbächtige Richter zu poftuliven (wie der Engliich - Ruffliche Ver⸗ 
trag von 1801). Einige Verträge haben auch die Mittheilung der betreffenden 
Prifenurtheile ftipulirt. So die Verträge ber Nord⸗, Mittel- und Südamerikaniſchen 
Republiken unter einander. 


8), v. Martens a, O. Specielle Mittheilungen aus ber Prifenpraris uud Be⸗ 
trachtungen darüber |. bei Jacobſen, Seerecht ©. 544 ff. u. 441 f. 
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Hare Contravention, oder entbindet Doch Die Eaptoren von den Koften. 
Inden — es giebt hierüber keinen Völfercoder'; Alles ift von der 
Stimmung des Kriegführenden, feinem guten oder fchlimmen Willen, 
von der Gerechtigfeitsliebe oder Eingenommenheit feiner Brifenrichter 
abhängig. Gewiß Haben Die Neutralen das Recht, jeder Ungerechtig- 
feit, Die fie betrifft, Zwangsmaßregeln entgegenzufegen?, und wenig. 
ſtens eine Entſchädigung für jene zu reclamtren. 


Außerordentliche Maßregeln der Kriegführenden zum Nachtheile der Neutralen 
und deren Rechte hiergegen. 


174. Nicht immer haben fich die Kriegführenden an dem Ge- 
wöhnlichen genügen lafjen. Einige minder Läftige Verfügungen, Denen 
die Neutralen zuweilen unterworfen worden find, namentlich Embargo’s 
auf ihre Schiffe, um dadurch gewiſſe Zwecke zu verfchleiern, ober 
Benugung neutraler Schiffe zum Transport; ferner Die Wegnahme 
neutraler Ladungen für Das augenblicliche oder zu erwartende Kriegs- 
bedürfnig — wurden fchon oben ($ 150) erwähnt und auf ihre 
änßerfte Regel zurückgeführt. | 

Schlimmer fteht es Dagegen mit denjenigen, obſchon vorgeblich 
auch nur außerordentlihen Befchränfungen, welchen fich Die Neu⸗ 
tralen in dem ihnen fonft regelmäßig geftatteten Verkehre auf Die 
Anordnung eines Kriegführenden unter dem Vorwande fügen follen, 
Daß außerdem der Feind nicht befimpft werden könne, als da find: 

die eigenmächtige Vermehrung der Contrebandeartifel, ohne Daß 
einmal eine Vergütung im Wege der f. g. Prüemtion dafür 

gegeben wird ($ 158); 

das Verbot alles neutralen Handels mit feindlichen Handelsartikeln, 
oder nach allen feindlichen und ſolchen Häfen, Die mit dem 

Feinde in Verbindung ftehen; 

1) Eine nähere Beftimmung der einzelnen Fälle nach Recht und Billigkeit 
bat Jouffroy ©. 299 f. verſucht. Vgl. auch noch. v. Martens, Über Caper 8 30 
und das Werk von Hautefeuille, bei den einzelnen Materien: Blocade. Eontres 
bande. Viſite. Saiſie. 

2) Groot III, 2,5. Bynkershoek, Quaest. iur. publ. I, cap. 9. Battel I, 
884. Wheaton IV, 2,15. Hierher gehört das Preußiſche Verfahren gegen Groß- 


britannien im Jahre 1752 und die damalige diplomatiſche Verhandlung, dargeftellt 
in v. Martens, Erzählungen I, 236 fj. Ch. de Martens, Causes cölöbres II, p.1f, 
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das Verbot jeder Eorrefpondenz mit dem Feinde und jeder Be- 
rührung des feindlichen Gebietes. 

Zu Ereentricitäten dieſer Art führte unter Anderem das f. g. 
Aushungerungsfpftem, welches von der Coalition gegen das revolu⸗ 
tionäre Frankreich aufgeftellt, befonders von England exequirt und 
gegen den Widerfpruch der Neutralen 1793 vertheidigt wurde‘; 
dann das Britifche allgemeine Blocadeſyſtem gegen Frankreich und 
feine Alttirten feit dem 16. Mai 1806 ohne allfeitigen effectiven 
Dlocadezuftand’; hiernächſt Das Napoleonifche Continentalfyftem als 
Generalifirung aller Prohibitiomaßregeln®. 

Legitime Gründe zur Anwendung folcher Mittel würden allein 
vorliegen: 

im Rampfe um Selbfterhaltung gegen einen mächtigeren Feind; 
bei Bekämpfung eines gemeinfamen Beindes des Menfchen- 
geichlechtes oder aller Staaten, namentlich bei Belfämpfung 
einer Univerfalherrichaft. 
Die Neutralen dürfen ihrerfeits Die Anwendung ablehnen: 

wenn ihnen die Veberzeugung von dem Dafein eines Tegitimen 

Grundes nicht gegeben werden kann; 

wenn ihre eigene Selbfterhaltung darunter gefährdet wird; 

und 
ſoweit die Maßregel mit Unmenſchlichkeiten verbunden if. 
Findet feine Verftändigung Statt, fo handelt jeder Theil nach feinem 
Ermeffen und Vermögen. Der Srlegführer, indem er auf feinem 
Syſtem bebarrt, ftellt den Neutralen die Wahl zwifchen Krieg oder 
Nachgiebigtett. Ein fonftiges Regulativ giebt es nicht. 

Unbedenklich fteht jedem Neutralen das Recht zu, gegen unrecht- 
mäßige Behandlung und drohende Ercefje Vorkehrungen zu treffen, 
ſich mit bewaffneter Hand in feinen Befugniffen zu ſchützen und 
gegen Uebergriffe der SKrtegführenden Repreſſalien zu gebrauchen. 

1) Das Geſchichtliche hiervon |. bei Wheaton, Histoire OH, 33. Intern. L. 
IV, 3, 24 (27) 8. Bol. Nau, Völlkerſeer. 8 209. Büſch, Über das Beftreben der 
Bölfer ꝛc. Cap. 8u.13, Oke Manning p. 295. Wegen älterer approrimativer 
Präcedentien vgl. ihon oben $ 162. 

2) Klüber, Dr. d. g. $ 314. 

3) Man ſ. die Decrete Napoleons vom 21, Novbr. 1807 und vom 17. Dec. 


1807 mit den entgegengefetten Britifhen Eonfeil-Verordnungen vom 7. Ian. 1807 
und 11. Roobr, 1807, Kfüber ebendaf. $ 312 f. 
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Ein durchaus erlaubtes Sicherungsmittel ift die Convoiirung Der 
Handelsſchiffe Durch Kriegsfchiffe‘, überhaupt die Aufftellung einer 
bewaffneten Macht, e8 fei in Vereinzelung oder in Verbindung mit 
anderen Mächten zur Handhabung der Grundfäge der Neutralität”, 
Endlih könnten auch wohl Die Neutralen, indem fie den Srieg- 
führenden gleihmäßig ihre Häfen öffnen, als Aequivalent die Bedin- 
gung ftellen, daß ihnen dagegen die Ausübung einer unpartetifchen 
Prifenjuftiz über Die dahin aufgebrachten Schiffe überlaffen werde. 


Rückblick auf die Rechte der Neutralen. 


175. Bliden wir auf die bisher in kurzem Abriß aus der 
Wirklichkeit dargelegten Rechte der Neutralen zurück: jo erkennen 
wir darin bei weiten mehr Befchränfungen und Hemmniffe, als 
Freiheit nnd Unabhängigkeit Der Neutralen; andererfeits maßlofe 
Anmaßungen der Sriegführenden; ja man kann fagen, es giebt im 
Felde des Völferrechtes Feine traurigere Geftalt als Die eines Neutralen, 
den größeren Seemächten gegenüber. Der ganze neutrale Seehandel 
wird in den Kriegszuftand hineingezogen und von der Willfür des 
Seeherrn abhängig gemacht. Das tft zum Theil Die Folge gemein- 
famer Berfündigung, indem beinahe Tein Seeftaat fich gefcheuet hat, 
die Grundfäge, welche oft wieder zu feinem eigenen Verberben dienen 
tonnten, bei vorfommender günftiger Gelegenheit felbft zu üben. 

Iſt aber darum dieſes f. g. Völferfeerecht ein gerechtes? unab- 
änderliches? und Tann e8 Beſtand haben? 

Ausgehend von dem Princip der Gleichheit aller Staaten, wonach 

Keiner der Gefeßgebung und Gerichtsbarkeit des Anderen unter- 

worfen tft; 


1) ©, ſchon oben $ 170. Sie ift vorzüglich durch die Hanfeaten eingeführt. 
England felbft jandte 1715, während des nordiſchen Krieges beeinträchtigt durch 
die Schwediſchen Caper, ein Geſchwader nah ber Nordſee zur Beſchützung bes 
Britifhen Handels, kann aljo auch anderen nicht das Nämliche beftreiten. Lam- 
berti, Histoire du siecle XIV. t. IX, p. 251. 

2) Sp die bewaffnete nordiſche Neutralität, Nicht unbedenklich war e8 viel 
leicht dabei, daß die Theilnehmer an derſelben das Baltiiche Meer für ein ge- 
ſchloſſenes erflärten, worin feindliche Kriegsjchiffe feinen Zutritt haben und feine 
Feindfeligleiten gebuldet werben follten. Martens, Rec. II, p. 195. 205. 250. 
Großbritannien hat fi am 18. December 1807 dagegen ausgejprochen. 
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erwägend, daß auch die Untertbanen eines neutralen Staates 
weder in dieſem noch auf der offenen See Gefete von anderen 
Staaten zu empfangen haben, fo lange fie deren Gebiet nicht 
betreten; 

daß der Krieg fein anderes obligatoriiches Verhältniß zwifchen 
jedem Kriegführenden und den Neutralen begründet, als daß 
Letztere den kriegeriſchen Befitftand des Erfteren, feinem Feinde 
gegenüber, nicht zu ftören haben, ohne jeboch fchuldig zu fein, 
zur Erleichterung eines SKrlegführenden etwas beizutragen, und 


daß im Mebrigen die BVerkehrsverhältniffe der Neutralen mit. 


den Kriegführenden unverändert bleiben; 
daß e8 zur Zeit auch noch keinen gefchloffenen Seetriegcoder giebt, 
woran jeder Staat bleibend gebunden ift, fondern nur ein 
Syſtem von Marimen, welches man gegenfeitig um feines 
Nutzens willen ausübte, oder aus Schwäche fich gefallen laſſen 
mußte; 
daß Daher jeder Staat fih davon Tosfagen und den wahren 
Grundfägen der Gerechtigkeit zumenden Tann, welche fich aus 
der Gleichheit und Unabhängigkeit der Staaten, wie aus den 
allgemeinen Menfchenrechten ableiten laſſen: 
dürfen wir als Thefen eines fünftigen Darauf allein gebauten Völler⸗ 
coder noch Immer mit manchem älteren Publiciften dieſe behaupten: 
I. Ein SKriegführender Tann den Neutralen nur durch effective 
Blocade feindlicher Häfen, Küften und Infeln, desgleichen durch 
Gernirung feindlicher Geſchwader Befchränkungen ihrer Handels- 
freiheit auferlegen. 

Denn bier ift Jener ein wirklicher Beſitzer feindlichen Landes oder 
Seegebietes, oder Doch Beſitzer einer Operationslinie auf einer gemein- 
freien Sache, die nicht von mehreren zugleich ohne Kränfung des 

Präventrenden gebraucht werben Tann. 
II. Kein Schiff Tann auf offener See von Kriegführenden ange- 
halten werden, ausgenommen um fich über feine Nationalität, 
oder, was gleichuiel bedeutet, fein nationales Flaggenrecht, und 
daß fich Fein verftedter Feind Darauf befinde, Durch ordnungs⸗ 
mäßige Schiffspapiere auszumelfen. Wird der Beweis über 
Letzteres und über eine neutrale Nationalität geführt, fo ift Das 
Schiff frei mit Allem, was fi) Darauf befindet; im Gegenfalle 
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der Beichlagnahme bis zur befjeren Rechtfertigung in billiger 
Friſt unterworfen, fonft als präfumtiv feindlich mit allen Darauf 
befindlichen Gütern verfallen. 

Denn Schiffe find Wandertheile ihrer Helmath- Staaten, auf offener 

See nur von diefen abhängig. Fragen darf aber der Kriegführende 

jedes Schiff, wer e8 fet, weil die offene See dem Freunde und 

Veinde dient, Treue und Glauben überall bewahrt werden muß, 

und Jeder wider Gefahr fich zu fichern berechtiget tft. Kampf ober 

Ausweis Über friedliche Nattonalität ift alfo eine rechtmäßige Alter- 

native, welche der Kriegführende ftellen Tann. 

II. &8 giebt feine Contrebande und Handelsverbote zwifchen Neus 
tralen und Triegführenden Mächten. Nur die wirkliche Abfper- 
rung hebt jeben Verkehr auf und berechtiget den Blofirenden 
zur feindlichen Behandlung jedes Davon unterrichteten Contra- 
vententen', wenn er die Sperre actuell zu. verlegen im Begriffe 
ift. Auch darf neutrales Gut, was dem Feinde als Kriegshiffe 
dienen könnte, unter Befchlag genommen werden. 

IV. Reclamationen der Neutralen gegen die Beichlagnahme ober 
Wegnahme ihrer Schiffe müfjen einem unpartetifchen Schieds⸗ 
gerichte dritter Staaten zur Entſcheidung unterbreitet werden. 
Außerdem bewendet e8 bei der Zuläffigfeit der in $ 172 er- 
wähnten außerordentlichen Maßregeln. 

Wir find weit entfernt, dieſe Sätze als ein ſchon giltiges Völker⸗ 
recht vorzutragen, aber wir glauben, daß man zu ihnen übergehen 
wird, je mehr Die Völker felbft eine politifche Stimmfähigkeit er- 
langen und Die Regierungen fi an das nationale Bewußtfein, an 
die Ehre und das Wohl der beberrfehten Völker gebunden halten 
müffen, darin aber auch ihre Fräftigfte Stüße finden. Kein Opfer 
fann zu groß fein, um Die Knechtſchaft zu brechen, worin Die Ueber⸗ 
macht einer oder der anderen Nation Die Übrigen Staaten fehmiebet; 
an Mitteln des Widerftandes wird e8 befonders dann nicht fehlen, 
wenn Alle gegen die Uebermacht gemeinfchaftliche Sache machen, 
follten auch einftweilige große Verlufte und Entfagungen damit 'ver- 
bunden fein. Das Aeußerſte wäre vielleicht eine Tängere, aber nach⸗ 
drücklich und ohne Baratterie zu übende Contitentalfperre, nebft 


1) Wir ſchließen uns hierbei an Samuel Cocceji, Nov. Syst. Jurispr. $ 789 
und Joh. Gottfr. Sammet, de neutralium obligatione.. Lips. 1761. 
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Eröffnung eines neuen Militär» und Handelsweges zu Laube nach 
dem Often. Hoffen wir indeß, Daß das Rechtsgefühl aller Voͤlker 
des Europäifchen Stantenfreifes fich übereinftiimmend von dem mor- 
fen Kram felbftfüchttger Maximen losfagen werde, welche bisher 
das vermeintliche Seerecht der Neutralen bildeten', durch deſſen An⸗ 
wendung einft jene berühmten Prifenrichter, wie Sir Marriot, Ien- 
finfon und Will. Scott, in patriotifchem Eifer den Handel der Neu: 
trafen abfchlachteten, jede andere Rechtsanforderung in das Neich der 
Ehimäre eines goldenen Zeitalter verweifend! Die Kriegspraris im 
3.1854” und die Bartfer Eonferenz- Declaration von 1856 gewährt 
einige Ausficht zur Erfüllung diefer Hoffnung. 


—  — 


Vierter Abſchnitt. 


Die Beendigung des Krieges; die Nfurpation und das 
Boftliminium. 


I, Ende des Krieges. 


176. Die einzigen wahren Beendigungsarten des Krieges find: 
ein allfeitiges Einftellen der Feindſeligkeiten nebft Herftellung eines 
freundrechtlichen Verkehres unter den bisher feindlichen Staaten; 
die unbedingte Unterwerfung des einen feindlichen Staates unter den 
anderen; 
die Abſchließung eines Fürmlichen Friedens unter ihnen. 
Dagegen tritt nur ein ufurpirter Zwifchenzuftand ein, wenn zwar 
der Widerftand der feindlichen Staatsgewalt befeitigt, ein Wieder: 


ı) Der „Borichlag zur Güte“ von Pütter, Beitr. S. 189, der einen Verzicht 
ber Seemächte auf ihre bisherige Praxis, namentlich auf die Zulafiung von Privat- 
capern, aurieth, ift großentheils ſchon in Erfüllung gegangen. Eben darauf, fo wie 
auf Verbeſſerung ver Prifenjuftiz und auf gehörige Strenge ber Neutralen ſelbſt 
ging das Votum von J. Reddie (on maritime internat. Law II, 573). Ferner 
das Werl von Hautefeuille (Droits et obligations des nations neutres) in 
ben verſchiedenen Eonclufionen, fo wie beflen neuefte Abhandlung in ver Revfie 
critique p. Wolowski t. V, p. 62. 

2) Diefe lernt man am beften aus Soetbeer, Samml. officieller Actenſtücke 
in Bezug auf Schifffahrt und Handel in Kriegszeiten. I—DX. Hamb. 1864. 1855. 
Dazu vgl. Marguarbien in ber Krit. Zeitjchr, III, 202. 
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eintritt Derfelben jedoch nicht völlig ausgefchlofien iſt. Endlich findet 
vor oder nach Beendigung des Krieges nicht felten eine allgemeine 
oder partielle Wiederfehr der früheren, durch den Krieg thatfächlich 
geftörten Rechtsverhältniſſe (ein Togenanntes Poftliminium) Statt. 

Ueber alles diefes müſſen bier noch Die entfcheidenden Grund- 
füge zufammengeftellt werben. 


3. Allſeitige Aufhebung ber Feindſeligkeiten. 


177. Es tft nicht nothwendig, daß ein Kriegszuftand durch for- 

melle Erflärungen der Triegführenden Theile aufgehoben werde, ob- 
gleich es räthlich und gewöhnlich if. Dan kann ſtillſchweigend Die 
Teindfeligkeiten einftellen und einen gegenfeitigen freundfchaftlichen 
Verkehr wiebereröffnen, und Niemand wird dann noch eine Fort» 
dauer des Krieges für fich anrufen Finnen. Bon felbft verfteht ſich 
dabei als Baſis des ferneren gegenfeitigen Rechtszuftandes der Status» 
quo, bei welchem fich jeder Theil feit Einftellung der Feindſeligkeiten 
beruhiget bat!. Allein e8 würde daraus ohne beftimmte Friedens- 
erklaͤrung ſchwerlich ſchon eine Bellegung der Streitigkeiten gefolgert 
werden können, welche zu dem Kriege Anlaß gegeben haben, fo wenig 
als ein Verzicht auf diejenigen Forderungen, welche jedem Theile 
durch das Verhalten des Anderen im Kriege erwachlen fein können”. 


b. Böllige Unterwerfung bes feindlichen Staates. 


178. Die ältere Gefchichte Liefert Beifpiele in Menge, wo der 
Krieg zu einer völligen ausdrücklichen Unterwerfung überwundener 
Staaten mit Einfluß ihrer Herrſcher führte. Sie kann eine unbe- 
Dingte oder bedingte fein; aber auch im eriteren Falle verfteht fich 
die Unterwerfung nur nad) menfchlihem echte, fo daß dem Steger 
feine Macht gegeben wird, etwas zu verfügen und anzuordnnen, was 


1) So enbigte der Krieg zwilchen der Krone Polen und Schweben im Jahre 
1716 mit einer gänzlihen Intermiſſion der Feindfeligfeiten und der eingetretene 
Friedenszuſtand wurbe nur noch 10 Jahre fpäter durch gegenfeitige Schreiben ber 
Souveräne anerlannt. Steck, Essais sur divers sujets de polit. n. 2. Ebenſo 
enbete der Spaniſch⸗Franzöſiſche Krieg 1720 ohne Friebensichluß. Flassan, Dipl. 
fr. IV, 484. 

2) Auf einen ſolchen, jetzt fehr feltenen Fall wilrbe im Allgemeinen anwenpbar _ 
fein, was H. Eocceji in feiner Abhandlung de postliminio et amnestia von 
einem Friedensſchluſſe ohne Amneftieclaufel deducirt hat. 
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der Menſch dem Meeufchen abzufordern und aufzulegen nicht berech- 
tiget if. Wohl die hoͤchſte und unbefchränftefte Staatsgewalt Tann 
nach neuerem Kriegsrechte auf den Steger übergehen, nicht aber ein 
Recht auf die Perfonen. und. Brivatrerhte der befiegten Untertbauen . 

Der unterdrüdte Staat wirb übrigens meift mit Dem fiegenden Staate 
in einer der obigen Weifen (8 19. 20) und mit den ſchon früher 
befprochenen Wirkungen ($ 24. 25) vereiniget. Ob ihn der fiegende 
Souverän fich felbft vorbehalten oder einem Dritten abtreten Dürfe, 
hängt von feinem rechtlichen Verhältniß zu dem eigenen Staate ab?. 


c. Friebensiähläffe 


179. Friedensſchlüſſe find die feterlichften Verträge, wodurch 
zweit oder mehrere Staaten den Krieg unter ſich für beendigt er- 
Hören und ferneren Gemaltthätigfeiten ein Ziel feten, ohne daß 
einer fih in völlige Abhängigkeit des anderen begiebt, wodurch 
fih Diefer Tall von dem vorigen der Deditio unterfcheidet. Alle 
Regeln der Staatenverträge gelten vorzüglich auch von den Friedens⸗ 
ichlüffen?. Ihrem Inhalte nach find lettere entweder einfache, reine 
Triedensfchlüffe (paix pure et simple), nur auf die Herftellung eines 
Friedensitandes fich befchränfende, oder bedingte, mit Stipulationen 
anderer Art, namentlihd mit Veränderung des Befigftandes ver- 
bundene. Das Eigenthümliche Derjelben wird in dem Yolgenden - 
angemerkt werden. 

1) Unterfuhungen bierliber finden fi in Henr. de Cocceji, Disp. de iure 
vietoriae 8 10— 32 und im Comment. zu Groot III, 8, wobei jedoch Einzelnes 
einer Berichtigung bebürfen würde, namentlich Daß der Sieger über den beflegten 
Staat keine andere Gewalt erfange, als viejenige, welche ihm über ben eigenen 
bisherigen Staat zuftand! 

3) Unbedingt behauptet Vattel die Bereinigung mit dem fliegenden Staate. 
Aber die Frage ift eine ſtaatsrechtliche und keine wölferrechtliche für den Souverän. 
Es giebt auch Beilpiele genug von Dispofitionen bes fliegenden Souveräns über 
eroberte Länder zu eigenen ober fremben Gunften, namentlich zu Gunften feiner 
Samilienglieber. 

3) Was bei Battel im vierten Buche und in ähnlicher Weife bei anderen 
Schriftftellern über die Friedensſchlüſſe gejagt ift, berubet in der That nur auf 
einer Anwendung der allgemeinen Vertragslehre. Die Specialichriften über Frieden 
und Friedensichlüffe bei v. Ompteda 8 323 und v. Kampk 8 321 find von keiner 
fonderlichen Bedeutung. S. indeß noch Chrſtn. Daßel, Über Friede und Friebens- 
tractate, Conventionen, Eapitulationen u. ſ. f. Neuftabt 1817. Pando, Derecho 
internat. p. 579. 


8 180, Völkerrecht im Zuftanbe des Unfrieden®. 319 


180. Als natürliche Exrgebniffe aus den alfgemeinen Grund⸗ 
fügen, welche das Recht der Staaten leiten, fo wie aus dem 
Weſen der Friedensſchlüſſe, müfjen Hhauptfächlich folgende anerkannt 
werden: | 

I. Ein von den bevoffmächtigten Staatsrepräfentanten gefchloffe- 
ner Friede ift unter allen Umftänden verbindlich, wenn ex auch Durch 
die Uebermacht eines Theiles herbeigeführt ward und wenngleich 
unbeftreitbare Rechte dadurch aufgegeben werden follten, tft er nur 
nicht durch perfönlicen Zwang gegen den Inhaber oder den Ver- 
treter der Staatsgewalt bewirkt worden'! Ob der vorangegangene 
Krieg Seitens des Siegers gerecht ober ungerecht war, ändert nichts. 
Der Friedensfchluß erzeugt jederzeit ein neues Recptsverhältnig unter 
den Contrahenten ($ 113). 

I. Mit dem Eintritte des Friedens muß von felbft jede Feind⸗ 
feligleit und Ausübüng von Rechten des Krieges aufhören. Das 
Recht des Krieges ſchließt mit Diefem felbft ab. E8 können dem⸗ 
nach auch Teine Kriegsbeiträge in dem feindlichen Lande ferner ein- 
gefordert werden, ja nicht einmal die Rückſtände früher eingeforberter 
Leiftungen?, follten die Nequifitionen auch nach dem Kriegsgebrauche 
völlig erlaubt gewefen fein, 

II. Der Friede foll einen Streit definitiv befeitigen: fonft 
wäre er nur ein Waffenftillftand. Jeder Streit demnach, welcher 
zum Sriege Anlaß gab, muß von felbit als abgethan gelten, auch 
dürfen Die im Kriege zugefügten BVerlegungen und Befchädigungen 
unter den beiderfeitigen Staaten feinen Grund zu neuen Streitigkeiten 
abgeben, weil fonft Krieg aus Krieg entitehen und ein driede un⸗ 
möglich ſein würde?. 

In dieſem Letzteren beſteht das Weſen der ſ. g. Amneſtie⸗ 


1) Vgl. oben $ 85 und dazu noch Frid. Platner, de pactis Principum 
captivor. Lips. 1754. Klüber, Dr. d. g. 8 325. Battel IV, 37, 

2) Das Letztere wird nicht für unbedenklich gehalten. ©. 3.8. H. Cocceji, 
de amnestia und Battel IV, 49. Dagegen Pinheiro Ferreira in den Noten zu 
Letzterem. Häufig wird Obiges in den Friebensverträgen ausdrücklich erklärt. 
©. 3.8. den Hubertshurger Frieden von 1763 Art. 2; desgl, den Teſchener von 
1779 Art. 5. Anders verhält e8 fich wohl mit den befonderen Privatverpflichtungen, 
welche gegen ven Feind von Einzelnen contrahirt worben find, um ſich von abge 
forderten Kriegsleiftungen zu befreien. 

®) Pando p. 581. 
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Clauſel', Die, wie angedeutet, eine Doppelte Beziehung hat, wiewohl 
fie in engerer Bedeutung meift auf eine Niederfchlagung aller An⸗ 
ſprüche aus dem vorübergegangenen Kriegsftande befchräntt wird. 
Gewöhnlich findet fie fich ausdrüdtih in den Friedensverträgen; 
allein auch ohne Beifügung verfteht fie ſich von felbft?. Vorbehalten 
bleiben Dagegen: 

Ansprüche an Dritte; 

Privatanfprühe einer Partei an die Angehörigen der anderen, 
welche während des Krieges aus rechtmäßigen Gründen er- 
wachfen find, felbft diejenigen, wodurch man fich von einer nur 
friegsrechtlichen Befugniß des Feindes Tosgefauft hat’; 

alle Brivatanfprüche unter den Angehörigen beider Theile, welche 
fon vor dem Kriege eriftirten; endlich 

alle außer Streit befindlichen Forderungsrechte unter: den Parteien 
felbft, welche vor dem” Kriege eriftirten und durch deſſen Aus⸗ 
bruch nicht mehr befeitigt werden Tonnten‘. 


1) Hierliber f. die in v. Ompteba 8 327 und bei v. Kamptz $ 329 angeführten 
Schriften. Bornehmlich H. v. Cocceji, de postliminio et amnestia 1691. Steck, 
de amnestia in Obss. subsec. n. 13. und ſchon root III, 20, 15. 

2) Gudelin, de pace c. 3: „in amnestia consistit substantia pacis et 
absque illa nequit esse pax, atque adeo paci ista lex inesse intelligitur.“ 
gl. Klüber, Dr. d. g. $ 324. Wheaton, Intern. L. IV, 4. Pando 582. 
H. Eoccejt behauptete faft allein das Gegentheil. 

8) Z. B. Ranzionirungsgelder (ſ. oben $ 142); Schulden ber Kriegsgefangenen 
für ihre Bedürfniſſe, Wheaton a. ©. 8 3. Schulpverjchreibungen für erlaubte 
kriegsrechtliche Requiſitionen — wiewohl biefes nicht für unzweifelhaft gehalten 
wird, Klüglich werben daher in Friedensichlüffen alle Verfchreibungen pour cause 
de guerre für nichtig erflärt; |. 3.8. den Tefchener Frieden von 1779 Art. 5. 
Unbedenklich find es die nur durch kriegsrechtswidrige Vergewaltigung erzwungenen. 
Bol. Osnabrüder Friedensichluß IV, 46, 

4) Treffend bemerkt Mr. Wheaton mit Berufung auf Battel IV, 19 — 21 
Folgendes: The effect of a treaty of peace is to put an end to the war 
and to abolish the subject of it. It is an agreement to waive all discus- 
sion concerning the respective rights and claims of the parties, and to 
bury in oblivion the original causes of the war. It forbids the revival of 
the same war by resuming hostilities for the original cause which first 
kindled it, or for whatever may have occurred in the course of it. But 
the reciprocal stipulation of perpetual peace and amity between the par- 
ties does not imply that they are never again to make war against each 
other for any cause whatever. The peace relates to the war which it ter- 
minates: and is perpetual, in the sense that the war cannot be revived 
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Hortfegung. 


181. Als Bafis des ferneren Nechtsftandes der Parteien gegen 
einander ift in Ermangelung abweichender Vereinbarungen der Status- 
quo, der fich Durch Die» Sriegsereigniffe gebildet hat, anzufehen‘. 
Denn der Krieg iſt thatfächlih an die Stelle des früheren Nechts- 
ftandes getreten und Hat darüber vermöge feiner Abhängigkeit von 
den Zufälligleiten des Waffenglüdes eine Ungewißheit verbreitet, 
welche nur Durch den übereinftimmenden Willen der Parteien mit 
Hinficht auf den eingetretenen Erfolg des Krieges wieder gehoben 
werden Tann. Jeder Triedensfchluß alfo eine neue Nechtsepoche! 
Hteraus folgt, außer dem Falle ausdrüdlicher Beſtimmung: 

a. Jeder Theil behält, was er thatfächlich inne hat”. Nur 
derjenige Befig hört auf, welcher lediglich nach dem Kriegsrechte und 
für die Dauer des Krieges möglich war, 3. B. die Detention der 
Kriegsgefangenen. Ihre Freiwerdung verfteht ſich won felbft, wenig- 
ſtens nach heutigem Kriegsgebrauche, wiewohl erſt nach Berichtigung 
ihrer Schulden, wenn nicht Die Xoslaffung oder. Auslieferung un⸗ 
bedingt ſtipulirt iſt. 

b. Von den obligatoriſchen Rechtsverhältniſſen aus der Zeit 
vor dem Sriege bleiben in fernerer Wirkſamkeit: 


for the same cause. This will not, however, preclude the right to claim 
and resist, if the grievances which originally kindled the war be repeated — 
for what would furnish a new injury and a new cause of war equally 
just with the former. 

If an abstract right be in question between the parties, on which 
the treaty of peace is silent, it follows, that all previous complaints and 
injury, arising under such claim, are thrown into oblivion, by the amnesty, 
necessarily implied, if not expressed: but the claim itself is not thereby 
settled either one way or the other. In the absence of express renun- 
eiation or recognition, it remains open for future discussion. And even a 
specific arrangement of a matter in dispute, if it be special and limited, 
has reference only to that particular mode of asserting the claim, and 
does not preclude the party from any subsequent pretensions to the same 
thing on other grounds. Hence the utility in practice of requiring a general 
renunciation of all pretensions to the thing in controversy, which has the 
effect of precluding for ever the assertion of the claim in any mode. 

1) Vgl. Groot II, 20, 8 11f. Wheaton, Intern. L. IV, 4, $A. 

2) Daher die häufige Elaufel in den Helleniſchen Verträgen: Eyovzes & Eyovam. 

21 
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diejenigen, welche fich auf Die von jedem Theile in Beſitz bebal- 
tenen ober ihm reftituirten Gegenftände beziehen, und wodurch ein 
bletbendes, den Sachen felbft anflebendes Realverhältniß fchon actuell 
begründet war. Denn es tft anzunehmen, daß dasjenige, was jebem 
Theile verbleibt, auch feine frühere rechtliche Natur wiedererhalten 
fol; Dann 

die Forderungsrechte, welche bereits vor dem Kriege aus giltigen, 
vom Gegner nicht angefochtenen Ziteln unwiderruflich entfprungen 
waren und auf beftimmte, gleichfalls fchon vor dem Kriege fällig 
gewordene Leiftungen gerichtet find. Denn bier war das Recht felbft 
ſchon unwiderruflich geboren und von feiner Willensänderung des 
Schuldners weiter abhängig; der Krieg an fich aber hebt Feine 
Forderungsrechte auf. 

Dagegen find alle Vertragsverpflichtungen, deren Erfüllung erft 
noch in Zukunft gefchehen follte, wo alfo noch eine Willensänderung 
in Betreff der übernommenen Verpflichtung möglich war, Durch Den 
Ausbruch des Krieges zweifelhaft und unficher geworden, fo daß fie 
zu ihrer ferneren Giltigfeit einer Beftätigung Durch eine neue deut- 
liche Willenserklärung bedürfen‘. 

Unberübrt bleiben der Regel nach alle Privatrechte, ſowohl der 
Unterthanen wie der Souveräne und ihrer Familien, foweit nämlich 
sicht auch hierüber Stipulationen gemacht worben find”, 


Befondere Triedensclaufeln. 


182. DBefondere Regeln für gewiffe Triedensclaufeln mit eigen- 
thümlicher Bedeutung find: 

a. Wird die Reftitution einer Sache aus dem Befite eines 
Theiles dem anderen verfprochen, fo verfteht fich folches lediglich von 
demjenigen Zuftande, worin fie fich zur Zeit der Wegnahme befand. 
Allein vermöge der Amneftieclaufel können weder die von dem 

1) Diefer Punkt ift und bleibt einer der ſchwierigſten. Vgl. ſchon oben $ 99 
und 122, Wir wiffen dafür feine andere Entſcheidung. S. übrigens auch Groot 
"II, 20, 19. Gr. Sr. Martens, über die Erneuerung der Berträge in Frievens- 
ſchlüſſen. Gött. 1797. J.H. de Wys, qu. an bello oborto pereat foederum 
auctoritas. Amst. 1830. Phillimore II, 660. 

2) Bol. Groot a. O. 8 7. Bufenborf VII, 8, 3 und oben $ 84. Weitere 
Anwendungen des Satzes werden ſich bei dem Poftliminium ergeben. 
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Deenpanten daran in der Zwifchenzeit vorgenommenen Zerftörungen 
und Befchädigungen, noch auch die Davon bezogenen Früchte reclamirt 
werden, fo wenig als die Nachtheile zufälliger Veränderungen. Was 
der Beſitzer felbft Daran geändert oder hinzugethan hat, Darf er 
wieder hinwegnehmen!. 

b. Wird die Abtretung eines beftimmten Landes oder Landes⸗ 
thetles verfprochen: fo ift Darunter regelmäßig ber Mitübergang aller 
darauf bisher jchon haftenden Verbinplichkeiten ‚begriffen, Desgleichen 
der darin befindlichen Staatsgüter und Rechte, da es der Zwed der 
Abtretung ift, die Gemeinfchaft mit dem gegenfeitigen Territorium . 
ganz aufzuheben; es müſſen endlich den abgetretenen Unterthanen 
nicht blos ihre privatbürgerlichen, fondern auch politifchen Rechte 
gelaffen werben, wenn fie möglicher Weife in dem neuen Zuftande 
der Dinge fortbeftehen können, oder wenn nicht ſchon der Erwerber 
fih vor dem Frieden in vollftändigen unbefchränften Beſitz der 
Staatsgewalt gegen die nächſtdem auch abgetretenen Unterthanen 
mit Aufhebung Der früheren Berfaffung gefett hatte, in welchem 
Valle die nachherige Abtretung im Frieden nur noch Das Necht des 
früheren Souveräns aufheben konnte?. 

Alles dieſes mit Vorbehalt entgegenftehender Befttimmungen. 


Anfangspuntt der Wirkfamteit. 


183. Der Zeitpunft, von welchem ab der gefchloffene Friebe 
feine Wirkungen äußert, tft, wie bei Verträgen überhaupt, der Tag 
der Abſchließung durch) Bevollwortete oder ein eigends Dazu beftimmter 
Termin (8 86. 87). Werden dennoch Veindfeligfeiten nach Diefem 
Zeitpuntte von einem Theile wider den Gegner, oder auch kriegs⸗ 
rechtliche Mapregeln wider Neutrale verübt, fo muß der Staat, von 
welchem fie ausgehen, dafür Entfchädigung leiſten, follte auch der 
eigentliche Vollzteher des verfpäteten Gewaltactes wegen Unwiſſenheit 
über den Friedensſchluß deshalb außer Verantwortlichkeit fein’. Das 

!) Bgl. Heinr. v. Cocceji, de postlim. et amnestia und zu Groot III, 9 
(t. IV, p. 140 8.). Battel IV, $ 31. Wheaton a. O. $ 6. Pando p. 585. Wegen 
ber Früchte |. auch Schweilart, Heſſiſche Staatscapitalien ©. 72 ff. 
2) Bol, oben $ 25 und 72, 
8) Sroot III, 20, 20. 21, 5. Pando p. 583. Daflir ſcheint fih nun auch 
die Sranzöfifche Jurisprudenz erflärt zu haben. Pistoye et Duverdy I, 141. 
21* 
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gegen ift dasjenige Glied einer feindlichen Land» ober Seemacht, 
welches bereit von dem Friedensfchluffe glaubhaft unterrichtet if, 
feloft innerhalb der noch etwa vereinbarten zufäglichen Friſt, mit 
deren Ablauf alle Feindſeligkeiten fchlechterdings ceſſiren follen, nicht 
mehr befugt, dergleichen auszuüben, fondern zur Herausgabe des 
Weggenommenen und zur Entſchädigung unmittelbar verpflichtet. 
Der Termin iſt bier nur das äußerſte Ziel für Die beiderfeitigen 
Staaten Hinfichtlih der noch etwa bona fide von Einzelnen fort- 
gefegten Gewaltthätigfeiten". 


Bollziehung und Aufhebung der Friedensſchlüſſe. 


184. Nach gefchloffenem Frieden tritt die Pflicht der Voll⸗ 
ztehung unter den Contrabenten und ihren Angehörigen ein. Alles, 
was von Auslegung und Wirkſamkeit der Verträge, von den Mitteln 
ihrer Befeftigung u. |. w. gilt, kommt vorzüglich auch bei Friedens⸗ 
ichlüffen in Betracht’. Zur Ausführung einzelner Artikel können 


Hautefeuille IV, 277. Ebenfo erflärt Wheaton IV, 4, 5: „the better opinion 
seems to be, that wherever a capture takes place at sea, after the signa- 
ture of the treaty of peace, mere ignorance of the fact will not protect 
the captor from civil responsability in damages; and that, if he acted in 
good faith, his own government must protect him and save him harmly.“ 
Noch wird hinzugefügt: „When a place or country is exempted from hostility 
by articles of peace, it is the duty of the state to give its subjects timely 
notice of the fact and it is bound in justice to indemnify its officers and 
subjects who act in ignorance of the fact. In such a case it is the actual 
wrong-doer who is made responsible to the injured party, and not the 
superior commanding officer of the fleet, unless he be on spot and actually 
partieipating in the transaction. Nor will damages be decreed by the 
prize court, even against the actual wrong-doer, after the lapse of a great 
time.“ Es gründet fich dieſes jedoch nur anf eine Entſcheidung von William Scott‘ 
im Sachen des Mentor (vgl. Jacobſen, Seer.-S. 565), gegen deren Principien 
immerhin Manches zu erinnern fein dürfte. Riquelme I, 168 unterfcheibet, ob bie 
Regierung fih in b. f. befindet und ihrerfeits Alles gethan hat, ober nicht. Im 
erfteren Falle joll die Regel casum sentit dominus gelten. Eine Erörterung der 
Theorie und Praris |. bei Phillimore III, 644. 

1) Wheaton ebenvaf. Valin, Trait6 des prises p. 47. v. Martens, über 
Caper II, $ 38. 

2) Wegen ber Auslegung ſ. noch Einzelnes bei Groot III, 20, 23 f. Wenn 
Groot daſelbſt $ 25 und Pufenborf VII, 8,9 den zur Erfilllung gefetsten Termin 
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nachträgliche Negulirungen erforderlich werden; man vereiniget fich 
Darüber In zufätlichen Verträgen oder überträgt fie befonders er- 
nannten Commifjarten. Ueber die Nichterfüllung oder Verlegung 
eines Artikels können neue Streitigleiten entftehen, nur darf der 
Friede felhft noch nicht als hiermit gebrochen gelten, fondern erft 
dann, wenn der befchuldigte Theil in feiner Weigerung verbarrt und 
zu keinem gütlichen Auswege Die Hand bietet". Alles Weitere bemißt 
fih ans dem fchon entwidelten Syſtem von felbft”. 


D. Die Zwiſchenherrſchaft und Uſurpation. 


185. Gelingt es einem Kriegführenden, ſich in den Beſitz des 
feindlichen Landes oder eines Theiles desſelben zu ſetzen und darin 
zu behaupten: fo beläßt er es entweder bei dem Status-quo, indem 
er ſich auf die thatfächlichen Vortheile der Kriegsoccupation befchräntt 
(8 131 f.), oder. er beginnt eine felbftftändige proviſoriſche Ver— 
waltung, indem er, wenn auch fürs erfte ohne Die beftimmte Ab- 
fiht, das eroberte Land feiner Herrfchaft bleibend zu unterwerfen, 
ſich der einzelnen Hoheitsrechte bemächtigt und deren Verwaltung 
ganz oder theilweis von feinem Willen abhängig macht; oder er 
übernimmt auch wohl zulett Die ganze Staatsgewalt, fi) an die 
Stelle des früheren Souveräns fegend, mit der Abſicht, denfelben 
von dem Wiedereintritt In jene für Die Zufunft ganz auszuschließen, 
ohne einen anderen Titel als den der Eroberung — die eigentlich 
f. g. Ufurpation?, eine Souveränetät de facto. 


als einen ſtrieten betrachten, wo ohne unvorhergefehene Hinderniſſe feine purgatio 
morae zuläfftg fet, jo gebt dies liber das Billigleitsprincip hinaus, welches in allen 
Staatenverträgen voran ftehen muß. 8 94. Bol. Vattel IV, 26. 27. 50. 

1) In manden Berträgen iſt dieſes ausbriüdlich bemerft. Bol. 3. B. beu 
Tractat zwiſchen Dänemart und Genua von 1756 Art. 37. Wenck, Cod. jur. 
Gent. IH, p. 103 und oben 8 107. Meber den Unterichieb eines Friedensbruches 
und eines neuen Krieges |. Vattel IV, 42, 

2) Weber die Frage: inwiefern Friedensſchlüſſe Durch nen ausbrechenden Krieg 
ihre Giltigleit verlieren, welche fich auch fchon aus den vorgetragenen Grundſätzen 
beantwortet, vgl. no I. J. Mofer, vermifchte Abhandlungen Nr. 1 und P.C. A. Leo- 
pold, de effectu novi belli quoad vim obligandi pristinarum obligationum. 
Helmst. 1792. 

8) Schriften über biefen wichtigen Punkt |. bei v. Kamptz, Lit. 8 312. Am 
bebeutenbften ift Sam. de Cocceji, Diss. de regimine usurpatoris. Frof. Viadr. 
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Durch eine folche Ufurpation wird nun zumellen der alte Staat 
ganz aufgelöfet, wenn er dem des Eroberers incorporirt ober gänzlich 
dismembrirt wird; zuweilen aber auch der alte Staat in feiner Ab- 
ſchließung fortgefegt, fo daß nur Das Subject des Souveränetäts⸗ 
befiges wechfelt. Unzweifelhaft haben in jedem diefer Fälle die Acte 
des Ufurpators für Die feiner Herrfchaft thatfächlich Unterworfenen 
gleiche Kraft, wie die Acte einer Iegitimen Staatsgewalt. Denn ein 
Staat, wie er auch beftehen mag, hat in fich die Fülle der Macht⸗ 
vollfommenheit oder ganzen Negierungsgewalt. Der Eroberer tft 
dabei auch Teinesweges, wie Manche behaupten‘, an die Regel des 
früheren Staates gebunden. Er bat nur die allgemeinen Menfchen- 
rechte, fo wie die demgemäß eriworbenen fpectellen Privatrechte der 
Untertbanen zu beachten; aber Die Form des öffentlichen Verbält- 
niſſes hat er allein als freier Inhaber der Staatsgewalt zu beftim- 
men. Das Staatsgut fällt unter feine Verfügung. Gefetgebung 
und Berwaltung ordnet er nach Belieben. Nur bis diefes gefchieht, 
bleibt e8 bei der früheren Formel, Niemals kann indeß ein folches 
Gewaltverhältnig das Necht des präeriftirenden Staates, fo lange 
deſſen Wiederherftellung möglich bleibt und nicht darauf verzichtet 
wird, vechtlich befeitigen?; dieſem bleibt das Poftlimintum gleichwie 

\ denjenigen, welche fich außer dem ufurpatorifchen Staate befinden, 
oder ihm fortdauernd Widerftand leiſten, in Betreff der Rechte, 
: welche fie in dem alten legitimen Staate hatten, fo lange fie fich 
"nicht jenem unterwerfen. Wegen des Verhältniffes zu dritten Staaten 
gilt das fchon oben 8 23 und 49 Bemerkte; wegen der. Verbind> 
lichleiten des alten Staates der Grundfat des 8 25. 
1702 (auch in dem Commentar zu H. Groot I, 4, 815). Ludw. Schaumann, bie 
rechtl. VBerhältniffe des legitimen Fürſten, des Ufurpators und des unterjochten Volles. 
Cafſel 1820. Pfeiffer, das Recht ver Kriegseroberuug in Bezug auf Staatscapitalien. 
Caſſel 1823. Ferner die Zeitichrift Nemefls X, 2, 127 f. Phillimore III, 682. 

) 3.8. Zachariä, 40 Bücher v. Staat IV, 1, &. 104, worin er feine früheren 
Anfichten in der Schrift: Über Die verbindende Kraft der Regierungsbandlungen 
des Eroberers. Heibelb. 1816. bedeutend modificirt hat. 

2) Chr. Gottl. Schwarz, de iure victoris in reg incorpor. Altorf. 1720. 
th. XXVII. „invasor quem usurpatorem vocant, ex vietoria in subiectos 
naneiseitur exereitium iuris regii, quod in ipsa possessione et administra- 
tione consistit, quia illi ipsi devicti subiectique cives vietori non possunt 
non praestare obsequium.- Interim rex iniuste expulsus retinet salvum et 
intactum ius regni.“ ©. auch Cocceji DO, 
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186. Anlangend den Fall einer blos proviſoriſchen Verwaltung, 
fo hängt zuwörderft Die Bebentung und der Umfang derfelben von den 
Zweden und Grenzen ab, welche fich der Eroberer dabei vorfteden 
will. Denn das ift Har, Daß er weder gegen den früheren Staat, 
noch auch gegen den verdrängten Souverän in einem obligatorifchen 
Berhältniffe fteht; fein Recht und Die allgemeinen Grenzen desfelben 
bilden allein Die Geſetze des Krieges. Zwei Hauptfälle dürften jeboch 
Dabet zu unterfcheiden fein: 

Entweder nämlich Hat der Eroberer noch nicht Die beftimmte 
Anficht und Möglichkeit, das eroberte Land zu behalten: dann Tann 
er zwar die Verwaltung von feiner Autorität abhängig machen, jede 
Einwirkung des fremden Souveräns davon ausfchliefen und fich den 
Nugen aneignen: jedoch wird ex Hier noch nicht als der eigentliche 
Befiger der Stantsgewalt anzufehen fein, Diefe vielmehr nur einft- 
weilen unter feiner Euratel, nach Art einer privatrechtlichen missio 
in bona debitoris ftehen, mithin nach ihren früheren Principien und 
wejentlichen Formen fortzuliben fein, mit Vorbehalt der demnächftigen 
Rechenschaft oder Ausgleihung im Frieden". 

Oder der Eroberer hat fchon Die Möglichkeit und Die Abficht, 
Das Eroberte zu behalten, beziehungswetfe Darüber für fich zu 
Disponiren: dann ift Die Einſetzung einer proviforifchen Verwaltung 
fhon der Anfang der Ufurpation, nur noch nicht in der vollendeten 
Form, wovon jedoch materiell dasfelbe gilt, was zuvor von der 
Ufurpation bemerkt wurde. Eine folche proviforifche Verwaltung 
macht fich befonders dadurch bemerflih, Daß die einzelnen Hoheits- 
echte fhon Im Namen des Eroberer verwaltet werben”. 

Bon felbft verfteht fich Übrigens, daß die unter der Autorität 
des Feindes handelnden Behörden eines von Jenem für fich in 
Beſitz genommenen Landes Ihre Wirkſamkeit auf die occupirten 
Grenzen befchränfen müffen und, wenn nur ein Theil des Landes 
erobert ift, nicht auch ihr altes Nefjortverhältniß über jene Grenzen 

1) So entſchied der Parifer Eaffationshof am 22. Juni 1818, daß Die Occus- 
pation eines Landes bie dortigen Untertbanen ohne Reunionserflärung noch nicht 
zu Untertbanen des Sieger mache. (Ortolan I, p. 315.) 

2) Dies gejchahe z. B. in Curheſſen, alsbald nachdem Napoleon dasjelbe 1806 
in Beil genommen hatte. Schweilart, Napoleon und die Eurheffiichen Staatsgl. 


S. 25 f. Aehnliche prowiforifche Verwaltungen und Gouvernements wurben von 
den Alliirten 1813 und 1814 eingeſetzt. 
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hinaus fortfeßen Tönnen; es ſei denn, daß der frühere Beſitzſtand 
in dieſer Hinficht ungeftört und unbeeinträchtigt Durch den Feind 
fortgebauert Hätte!, 


Das Poſtliminium?. 


187. Außerhalb eines Friedensſchluſſes können Die Durch Krieg 
geftörten Nechtsverhältniffe vermöge des Poftliminiums, d. i. nach 
factifcher Befreiung von feindliher Gewalt, in ihre vorigen Fugen 
zurücktreten, Dergeftalt, Daß fie als fortdauernd für Die Zukunft 
gelten, gleich als wären fie nie unterbrochen geweſen. Aber auch 
nur die Nechtsverhältniffe, nicht Die Wirklichkeit des Genuſſes, nicht 
die vom Befite und Genuffe abhängigen Rechte, fo lange man fich 
nicht auch diefe für die Zukunft wieberverfchafft hat; und niemals 
mit Wiedererlangung des in Der Zwifchenzeit von dem Feinde that- 
füchlih Entzogenen®, wenn es dem Feinde nicht im Frieden ober 
noch während des Krieges durch Gewalt wieber abgezwungen wird. 

Anwendbar ift der Grundfag des Poftliminiums fowohl auf 
öffentliche wie auf Privatverhältniffe; er berubet darauf, daß wohl- 
erworbene Rechte, außerhalb des Staatswillens in einem gemeinfamen 
Staatsverbande, durch Feine einfeitige Willfür, alfo auch Durch Feine 
feindliche Gewalt vernichtet werben können; er findet auch noch nad 
eingetretenem Frieden Anwendung, wenn in demfelben keine entgegen- 
ftehende Verfügung ausdrücklich oder ftillfehweigend getroffen ift‘; 


1) Fragen diefer Art haben ſich unter Anderem in Betreff gerichtlicher Urtheile 
ergeben. v. Dalwigk, juriftifche Auffäge. Frankfurt 1796. No. II, S.25. Der 
Osnabrückſche Friedensſchluß IV, 49 behielt fich für ſolche Fälle eine Reviſton ber 
Urtbeile vor. 

3) Schriften |. außer ben älteren Commentatoren zu dem Titel der Juſtinia⸗ 
nifchen Digeften: de captivis et postliminio reversis (49, 15) und des Coder: 
de postliminio reversis et redemptis (8, 51), bei v. Ompteda 8 328 und v. Kamptz 
8 313, vorzligli: Henr. Cocceji, de jure postliminii. 1683. und de postliminio 
in pace et amnestia. 1752. (Exereit. cur. I, n. 46. 78.) J. H. Boecler, de 
p. Argent. 1713. C.v. Bynkershoek, Quaest. iur. publ. I, 16. Hiernächſt 
Groot II, 9. Zattel IH, ch. 14. Pando p. 404. Phillimore III, 502. 680. — 
Tüchtige Abhandlungen Über das Römifche i. postl. find geliefert von Hase, das 
i. p. und bie fictio leg. Corneliae. Halle 1851. uub von Henr. Ed. Young, 
de i. p. quod ad res pertinet. Berol. 1854. 

8) Bol. Ziegler, de iurib. maiest. I, 33, $ 83. 

*) Die älteren Publiciften, verleitet zum Theil durch Schwierigleiten bes Rö⸗ 
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er bedarf endlich Feiner vorerftigen gefetlichen Anerkennung in den 
Einzelftaaten, fondern verfteht fich von felbft und Tann durch das 
Landesgeſetz nur unterdrüdt oder modificht werden. Was das Rö⸗ 
mifche Recht Darüber enthält, bezieht fich faft Tediglich auf Die privat- 
rechtliche Seite der Anwendung, beftätiget aber dabei mehrentheils 
das natürliche Princip und bietet nur Eigenthümliches dar aus dem 
antifen Standpunkte des Völkerrechtes, fo wie aus den befonderen 
Nechtsverhältniffen des Nömifchen Bürgerthums. Daß Die neitere 
Nechtsfitte Davon mehrfach und fehr entfchieden abgewichen ift, Daß 
fie fih an den obigen Grundfag in feiner ganzen Einfachheit und 
Beſtimmtheit Hält, ift Tängft erkannt worden?. 


Poſtliminium der Völker und Staatögewalten?, 


188. Hat ein Kriegführender das Territorium des Gegners 
ganz oder theilweis in Befig genommen, jedoch Dasfelbe bereits vor 
oder in dem Friedensfchluffe wieder aufgegeben, fo tritt unbedenklich 
das frühere Staatsverhältniß wieder in Kraft, e8 mag nun der Feind 
fih an einer bloßen Decupatton haben genügen laſſen, ober fich eine 
factiſche Souveränetät angemaßt haben; er mag freiwillig fich zurüd- 
gezogen, ober der frühere Staat fich feiner mit Gewalt entlebigt, 
oder endlich ein Bundesgenoffe ihn davon befreit haben’. Nur die 
Derdrängung des Feindes durch einen Dritten ohne eigenes Zu- 
thun giebt wider deſſen Willen nicht von felbft die frühere ftaate 
liche Exiſtenz zurüd‘. 
miſchen Rechtes, nehmen den Sa nur mit vielen Beichränfungen und als Aus- 
nahme an. Battel, welcher ihn im $ 216 noch behauptet, wiberfpricht fich ſelbſt 
im $ 214. 

1) ©, ſchon Groot a. O. 815 u. 19. 

2) Franc. Hotomannus, an civitas bello capta, si in libertatem vindi- 
cetur, iure quoque suo pristina omnia recuperet? (Quaest. illust. n. 5.) 

8) Groot IL, 4, 14. II, 9, $9 u. 12. Dazu H. Cocceji. Battel III, 8 218. 
Klüber, Dr. d. g. 8.270. 

Nur als billig ober human wirb bie Reſtitution gefordert von Vattel 
8 203. Allein ein Rechtsanſpruch beſteht nicht. Verhandlungen Über die Frage im 
Britifchen Parlament |. in Wheaton, Histoire .p. 379 (I, p. 173 éd. 2). Auch 
am Wiener Eongreß kam dieſelbe in einer weiteren Form, worunter gewiffermaßen - 
ber Fall der vorigen Note begriffen werben kann, zur Sprache ohne ausdrückliche 
Entſcheidung. Kfüber, Acten des Wiener Eongr. V, 10, 29—33, 
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Die einzelnen Wirkungen eines folchen Poftlimintums find Leicht 
zu beftimmen. 

Hat nur eine Occupation ohne Anmaßung von Regierungs⸗ 
rechten Statt gefunden, fo nimmt die bisherige Staatsgewalt alles 
noch Borhandene zurüd, was auch früher ihrem Rechte unterworfen 
war; fte kann fogar die vom Feinde veräußerten Sachen, und zwar 
felbft von Bundesgenoffen und Neutralen, reclamiren, wenn nicht 
etwa nach allgemein angenommenen Grundfägen dem feindlichen 
Eroberer ein Verfügungsrecht darüber zuftand‘. Inwiefern der 
Erwerber fich gegen Die Herausgabe durch giltige Einreden ſchützen 
fönne, hängt lediglich von den Regeln des Privatrechtes ab. 

Iſt e8 zu einer Zwifchenherrfchaft gefommen, fo wird _folge- 
richtig mit dem im $ 185 Bemerkten behauptet werben dürfen”: 

I. Jede während der Invafion vorgenommene Aenderung der 
Verfaſſung tft für die Zukunft unverbindlih. Ob aber Die vorige 
Verfaſſung wiederhergeftellt werden müſſe, ob und wie viel von der 
Zwiſchenverfaſſung beibehalten werden mag, hängt von der ſtaats⸗ 
rechtlichen Ungebundenheit oder Gebundenheit des Souveräns und 
den früheren Rechten des Volles ab. 

II. Kein Regierungsact ans der Zeit der Zwifchenherrichaft 
hat nach eingetretenem Poftlimintum Anfpruch auf unbebingte An⸗ 
erfennung und Fortdauer. Die wiederbergeftellte Staatsgewalt Tann 
die Geſetzgebung und Verwaltung, jo wie deren Organe in den Zu- 
ftand zurücverfegen, worin fie fich vor der Invaſion befanden. Nur 
die unter der Fremdherrſchaft einmal begründeten Privatrechte, fo 
wie vichterliche Entfcheidungen über Privatrechte, können nicht ange⸗ 
fochten oder umgeftoßen werden”, dafern fie mit der wieberbergeftellten 


1) Bol. H. Coccejt zu Groot III, 9. tom. IV. p. 125. Wheaton, Intern. L. 
IV, 2, 16 (8 17 ed. fr.). Inwieweit dem Eroberer ein Berfügungsrecht über 
Einzelnes zuftehe, haben wir bereits im zweiten Abfchnitte diefes Buches 8 131 f. 
erörtert, 

2) Hier ift allerdings fehr Vieles, beinahe Alles ſtreitig. Dan f. die Au⸗ 
fihten von Klüber, Völkerr. $ 258. 259 und die dort angefllhrten Schriften. 
Sodann Wheaton, Intern. L. I, 2, 8 20; überdies B. W. Pfeiffer, inwiefern find 
Regierungshanblungen eines Zwifchenherrfchers für den rechtmäßigen Regenten nadh 
deſſen Rückkehr verbindlich? 1819. Weiß, Deutiches Staatsr. 8 251. 

8), In diefem Sinne, wenn auch nicht flets, iſt meiftens verfahren worben. 
Man vgl. ſchon die Eonftitutionen der Römifchen Imperatoren im Titel bes Theo» 
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Berfaffung vereinbarlich find. Auch Verträge mit auswärtigen Stan- 
ten in rem eingegangen, bleiben giltig (8 84), vorbehaltlich Ihrer Auf- 
bebung aus rechtmäßigen Gründen, 3.9. wegen veränderter Umftände. 

III. Die reftaurirte Staatsgewalt kann fich ihrerfeits in Bezie⸗ 
bung auf Die unter der Zwiſchenherrſchaft abgelaufene Regterungs- 
periode zu feiner retroactiven Ausübung ihrer Regterungsrechte gegen 
ihre Unterthanen oder Dritte berechtiget halten, infofern e8 fich von 
Berhältniffen handelt, welche jener Periode angehörten und darin zu 
reguliren waren. Es findet 3.2. feine Nachforberung von Steuern 
oder Dienften nach der alten Berfaffung für die Smifchenperiode 
Statt, worin Die alte Staatsgewalt außer Wirkſamkeit gefegt war. 
Dahingegen fuccedirt Diefelbe in alle noch nicht realifirte Rechte und 
Berbindlichleiten, welche dem Staate in der Zwiſchenzeit zugefallen 
find, gleichwie dieſe Zwifchenregierung in Die Rechte und Verbind- 
fichfeiten des alten Staates einzutreten hatte ($ 23). Es können 
Daher 3.3. Abgabenrädftände und Acquifitisnen, welche Die Fremd— 
berrichaft während ihres Beftehens für den Staat gemacht bat, auch 
von der poftliminifchen Regierung eingezogen werden. 

IV. Hat die Zwifchenregierung Staatseigentbum, Domänen, 
Staatscapitalten, Renten und dergl., welche nicht Privateigenthum 
des Souveräns oder der Familie desfelben find, veräußert‘, fo kann 
die zurüdgefehrte Regierung die Veräußerung wohl um deswillen 
nicht anfechten, weil der Staat, mithin auch das ihm Zugehörige, 
während der Zwifchenzeit nur in der Abhängigkeit von dem Ufur- 
pator fortbeftand, von ihm alfo auch rechtögiltig vepräfentirt wurde; 
in feinem alle würde dasjenige, was unter läftigem Xitel ohne Aus- 
fchließung der Entetionsleiftung veräußert worden tft, vindichrt werben 


doſiſchen Coder: de infirmandis his quae sub tyrannis aut barbaris gesta sunt 
(15, 14), namentlich const. 9. ©. übrigens Eoccejt zu Groot III, 6. 9. Pando 409. 

1) Diefer ganze Punkt ift ber allerftreitigfte. Um ihn dreht fich vorzüglich 
die Entſcheidung Über die Napoleonifh-Weftphälifchen Domänenverfäufe und Ein- 
ziehbung von Staatscapitalien in ufurpirten Deutichen Landen. Mehrere richterliche 
Entſcheidungen find im obigen Sinne erlaffen worben; doch fehlt e8 auch nicht an 
entgegengejeßten Urtheilen. Das Befte, was für die Nichtgiltigleit ber obigen 
Veräußerungen gejagt werben konnte, findet ſich zuſammengedrängt in einem Olden⸗ 
burgifchen Votum am Deutſchen Bundestage, Situng vom 4. Dec. 1823. Aus⸗ 
führlich erörtert ift Die Frage, zumeift in unferem Sinne, von Phillimore III, 
690 — 727 mit Eingehung auf einzelne Fälle, 
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dürfen, weil bier den Erwerber dieſelbe Billigkeit ſchützen muß, 
welche auch im Civilrecht Die exceptio rei venditae ac traditae 
erzeugt bat. Denn die reftaurirte Regierung muß unbedenklich bei 
Wiedernahme des alten Staates auch Die Verbindlichkeit Der Zwiſchen⸗ 
regierung vertreten. Wäre endlich der alte Staat ganz aufgelöfet 
worben, fo fonnten auch feine Activen als herrenlos von der Staats» 
gewalt, Die fich Darüber geftellt hatte, in Eigenfchaft genommen werden. 

Alles Poftliminium eines unterdrüdten Staates füllt übrigens 
dann weg, wenn er fich in feiner Geſammtheit Dem Eroberer ergeben 
und Damit jedem Anfpruch auf Wieberberftellung ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend entfagt bat. Nur eine Selbftrevolution oder das 
Geſchenk eines Dritten Tann ihn wieder daraus befreien, nicht aber 
das bloße Factum einer Wieberaufbebung der früheren feindliche 
Staatögewalt?. | 


Poftliminium der Privatperfonen und Privatverhältnifie. 


189. In Beziehung auf Privatperfonen, worunter wir auch 
die Souveräne und fouveränen Familienglieder rüdfichtlih ihrer 
Privatrechte begreifen, findet, wie bereits im Nömifchen Nechte 
unterfchteben wird, ein zweifaches Boftliminium Statt, einmal näm- 
lich in Anfehung ihrer Perfon, fofern Diefe dem Feinde unterworfen 
oder Triegsgefangen war, fodann in Anſehung ihrer Privatrechts- 
verhältniffe. 

Das perjönliche Boftliminium fteht vorzüglich mit dem Charakter 
der Kriegsgefangenfchaft in Verbindung. Es hatte Daher auch eine 
andere Bedeutung nach dem Rechte der alten Welt, als ihm eine 
folhe noch nach dem neueren Kriegsrechte zugefchrieben werden Tann. 
Die alte Kriegsgefangenſchaft brachte in den Zuftand der Knechtfchaft, 
womit an und für fich jedes bürgerliche Nechtsverhältniß unverein- 
barlih iſt. E8 bedurfte Daher für ein fo conſequentes Rechtsfuftern, 
wie Das Römische war, einer befonderen Fiction, um den Kriegs⸗ 


1) Battel 8 210. 213. Eine freiwillige bleibende Unterwerfung Tann aber 
gewiß aus ber bloßen Fügſamkeit unter den Willen bes Eroberers, aus ber 
Huldigungsleiftung, aus ber Annahme von Aemtern noch nicht gefolgert werben, 
da Alles dies nur einem Zwange zuzufchreiben und als das einzige Mittel, fich 
Schlimmeres zu erfparen oder fo viel als möglich zu retten, ergriffen fein Tounte, 
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gefangenen und die von ihm abhängigen Perfonen in dem Genuffe 
der vaterländifchen bürgerlichen Rechte zu erhalten ober wieder Darin 
einzufegen; fo fingirte man denn auf den Grund eines von Dem 
Dietator Cornelius Sulla gegebenen Gefehes, daß das Teſtament 
eines in der Kriegsgefangenſchaft verftorbenen Römers, wenn e8 vor 
der Gefangennehmung errichtet war, das Teſtament eines freien 
Römers fel; fodann daß der aus der Gefangenfchaft wirklich Befreite 
auch in der Zwiſchenzeit frei und ein Römiſcher Bürger geblieben 
fe. Da nach heutigem Kriegsrechte die Kriegsgefangenfchaft blos in 
einer thatfächlichen Suspenſion der Freiheit befteht, fo kann auch 
nur eine Suspenfion der Ausübung bürgerlicher Rechte im Vater⸗ 
lande damit verbunden fein, indem und foweit felbige wegen Der 
temporären Unfreibett der Gefangenen unmöglich if. Die Rechts⸗ 
verhältniffe felbft, abgefehen von ihrer Ausübung, können Dadurch 
nicht beeinträchtiget werben; der volle Genuß berfelben muß jofort 
bei der Befreiung aus der Gefangenfchaft wieder eintreten; ja, e8 
kann ſchon in der Zwifchenzeit Durch felbfigewählte oder obrigfeitlich 
geſetzte Vertreter für die Ausübung, wenigftens Erhaltung der Privat- 
rechte, geforgt werden, Nicht mit Unrecht ift Daher von manchem 
neueren Publiciften ein eigentliche8 ius postliminii personarum für 
eine ganz unnöthige NRechtsformel erklärt worden’. Cs iſt nichts 
als das Rechtsverhältniß eines bisher Abwefenden, nun aus Der 
Abweſenheit Wiederfehrenden. 

Eben deshalb erjcheint auch Die Frage: wann das Poftliminium 
eintrete? in einem ganz anderen Lichte als nach dem antiken ins⸗ 
befondere Römifchen Rechte. Nach dem legteren trat e8 ein, ſobald 
der Gefangene im Kriege aus der feindlichen Gewalt in fein Vater- 
land oder zu befreundeten Nationen zurückkehrte; ausnahmweiſe 
fand es auch noch nach dem Frieden offen’. Ausgefchloffen waren 
Diejenigen, welche fih mit den Waffen dem Feinde übergeben hatten, - 
Die Meberläufer, die von dem vaterländifchen Staate felbft Aus- 
gelieferten, ferner, wer freiwillig bei dem Feinde blieb oder ausdrüͤck⸗ 


1) Schon das neuere Röm. Recht (1. 3. C. de postl.) geftattet eine Derartige 
Sorgfalt für die Gefangenen durch Beſtellung von Euratoren, 
2) S. namentlich Titius, Jus priv. X, 15. $ 20. 21. 16, 8 6. 
3) S. 1. 14. pr. D. de captiv., eine Stelle, beren Lesart und Auslegung 


‚ Übrigens nicht außer Zweifel ift. 
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lich bet dem Friebensfchluffe dem Feinde überlaffen ward. Nach dem 
heutigen Völlerrechte könnte nur denjenigen das Poftliminium ent- 
zogen fein, welche nach vaterländifchen Geſetzen oder nach den mit 
dem Feinde getroffenen Conventionen jeder Rückkehr in ihr früheres 
bürgerliches Verhältniß beraubt find, ober ihrer bürgerlichen Rechte 
verluftig fein follen; alle anderen Römifchen Ausfchließungsgründe 
des Poftliminiums können dagegen nur bei der Frage in Betracht 
fommen: ob eine Kriegsgefangenfchaft für rechtmäßig beendigt zu 
halten ſei? wobei das Poftliminium felhft noch immer vorbehalten 
und nur zur Zeit noch thatfächlich fuspenbirt bleibt; wie 3.3. dann 
der Fall fein Tann, wenn ein Sriegsgefangener von feiner eigenen 
Nation dem Feinde zurüicigeliefert würde, weil ex Dort fein Ehrenwort 
gebrochen, oder wenn der Kriegsgefangene fich zu einer neutralen 
Nation gerettet, diefe aber, wie fie zu thun befugt, obſchon nicht ver- 
pflichtet ift, ihn der feindlichen Gewalt wieder überliefert Hätte, 

Wenn das Römiſche Recht auch da ein Poſtliminium annimmt, 
wo Jemand von einer zwar nicht offenbar feindlichen, jedoch auch 
nicht in friedlichen Verhältniffen mit feinem Staate lebenden Nation 
gefangen und zum Sclaven gemacht ift, Dagegen die Fiction Des 
Poſtliminiums für unnöthig erachtet, wo man in Die Gewalt von 
Piraten oder eines Gegners im Bürgerfriege gerathen ift, fo bedürfen 
heut zu Tage alle dieſe Bälle feiner befonderen Berüdfichtigung, 
indem das Princip des neueren Völkerrechtes, welches in der Ge- 
fangenfchaft nur eine auferlegte Abweſenheit fieht, auch hierauf An- 
- wendung leidet, und Fein Grundfaß des neueren Staatsrechtes ent- 
gegeniteht. 


Poftliminium bei einzelnen Rechtöverhältniffen. 


190. Sieht man auf die Privatrechtsverhältniife, welche Durch 
das Poftlimintum wieder erlangt werden, fo Tann im Allgemeinen 
feine Art derfelben, weder ein rein perfünliches, noch ein Dingliches, 
noch auch ein obligatorifches fowohl nah Römiſchem Rechte wie 
nach heutigem Völferrechte ausgefchloffen werden. Sogar einzelne 
Ausnahmen des Älteren Römiſchen Rechtes finden nicht mehr Statt. 
Es geht aber das Poftliminium der Nechte auf eine zweifache Art 


1) Ueber die Berhältnifie der ausgelöfeten Gefangenen nah Röm. Recht vgl. 
H. E. Dirkfen, Abhdl. im Jahrg. 1858 der Berl. Acad. philoſ.⸗hiſtor. Klaffe. S. 89 f. 
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por fih; entweder Durch Wiebereintritt eines Kriegsgefangenen in 
die ihm in der Zwiſchenzeit entzogen gewejenen Rechte, oder durch 
Wiedererlangung der von dem Beinde in Befchlag genommenen 
Sachen eines Unterthanes des anderen Trlegführenden Theiles!. 

Was zuvörderſt die öffentlichen perfönlichen Verhältniffe betrifft, 
fo ift eine Fortdauer des früheren Status unleugbar, wenn er nicht 
nach Staatsgefegen Durch ein werbrecherifches Verhalten in Beziehung 
auf den Feind verwirkt fein ſollte. Ob Die in der Zwifchenzeit zu 
beziehen gewefenen Vortheile, welche mit dem öffentlichen Status, 
3. B. mit einem Amte, verbunden waren, nach Beendigung der Kriegs⸗ 
gefangenfchaft reclamirt werben können, ift lediglich eine Frage des 
inneren Staatsrechtes. Das Römiſche Necht fchloß dergleichen An- 
ſprüche aus, 3.2. auf den in der Zwiſchenzeit fälligen Sold ober 
Gehalt’. Billigleit und Staatöverfaffung können aber ein Anderes 
mit fich bringen. 

Bon rein perfönlichen Privatverhältnifien, worin das Poſtlimi⸗ 
nium wieder einfegt, ſchloß das Römifche Hecht Die Ehe aus, ver- 
langte wenigftens deren Redintegration®. Iſt Diefes nicht ſchon durch 
Juſtinian geändert, fo hat es Die chriftliche Kirche gethan; Die Che 
dauert auch mit einem Kriegsgefangenen fort“. 

Dingliche Rechte an unbeweglichen oder denfelben gleichftehenden 
Sachen unterliegen durchaus der allgemeinen Regel; nur der in der 
Zwifchenzeit verlorene Befit, weil er etwas Tchatfächliches ift, wird 
nicht von Rechtswegen wiedererlangt, jondern muß erft von Neuem 
begonnen werden’. 

1) Bgl. 1.19. pr. D. h. t. 

2) 1.1. C. de re milit. ©. indeß Brumnemann, ad h. tit. n. 23. 

3) 1.14. 8 1 und 1.8. D.h.t. Die Auslegung ift indeß zweifelhaft. ©. 
Grost II, 8, 89 und dazu Cocceji. Das Gegentheil folgert man auch aus 
Nov. 22, 0.7. 

*% ©. beſonders c.1. S1. C. 34. quaest. 1 et 2. Leyser, medit. sp. 659. 
med. 16. 

6) 1.20.81. D.h. t. Groot h. t. 813. Wheaton, Intern. L. IV, 2, $ 16 
($ 17. ed. fr.). Phillimore III, 74. gl. den vorher angeführten Canon und 
Capitul. Frane. lib. VII, e. 157. „Quicunque necessitate captivitatis ducti 
sunt, et non sua voluntate, sed hostili depraedatione ad adversarios tran- 
sierunt, quaecunque in agris vel in mancipiüs ante tenuerunt sive a fisco 
possidentur, sive aliquid ex his per principem cuicunque datum est, sine 
ullius contradictione personae, tempore quo redierint, vindicent ac prae- 
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Obligatorifche Verbältniffe erleiden überall Feine Aenderung und 
bleiben felbft während der Srtegsgefangenfchaft nach Heutigem Rechte 
wirkfam, der Abwefende fet Gläubiger oder Schuldner und es mag 
der Feind Die Forderung von dem Schuldner eingezogen haben ober 
nicht: gemäß demjenigen, was bereits oben von den Rechten eines 
Kriegführenden über unförperlihe Sachen der Gegenpartet ausgeführt 
worden 1ft" (8 134). Hat der Feind bewegliche Sachen an fich 
genommen, fo Tann nur binfichtlich derjenigen fein Boftlimintum 
ftatuirt werben, welche vermöge eines allgemeinen internationalen 
Herlommens, ober aber vermöge der befonderen bei der Vindication 
In Anwendung kommenden Landesrechte als Kriegsbeute in das 
Eigentum des wegnehmenden Feindes übergegangen find. Wie e8 
nun mit einem allgemeinen Völkerherkommen bei dieſem Punkte bes 
ſchaffen ſei, ift gleichfalls fchon oben ($ 135. 136) dargelegt worden. 
Nicht wenige Nechtsgelehrte haben daher ein Poftliminium felbft in 
bewegliche Sachen als gemeine Regel aufgeftellt, wovon nur durch 
Particulargefege oder Durch Sriedensfchlüffe eine Ausnahme begründet 
werden Tönne?, da das Römiſche Necht, welches die beweglichen 
Sachen, wenn als Kriegsbeute weggenommen, von dem Boftliminium 
fchlechterdings ausfchloß und es nur an gewiffen Sachen, Die zur öffent⸗ 
lichen Sriegsausräftung gehörten, geftattete”, Tein die Völker gegen- 
feitig bindendes Gefeß geworden fel, fondern allein als vecipirtes 
Civilrecht einzelner Lande auch in dieſem Stüde entſcheiden könne. 
Daß es felbft Dort, wo es. recipirt worden, nicht feinem ganzen 
angeführten Inhalte nach in feften Gebrauch gekommen fet, wird von 
den meiften praftifchen Schriftftellern zugeftanden‘. 

Alles Vorerwähnte gilt nun unbedenklich auch von den Son- 
veränen und ihren Familien rüdfichtlich ihrer Privatrechte, z. B. in 


sumant: si tamen cum adversariis non sua voluntate fuerint sed captivitate 
se detentos esse probaverint.“ 

1) Die einzelnen bier in Betracht kommenden Fälle find von Heine. Cocceji 
in ber diss. de postlim. et amnest. und zu Groot ©. 133 dargelegt. S. auch 
Phillimore IIL, 735. 

2) Textor, Synops. iuris -gent. 18, 102. Titius 1. c: 10,16. $ 10 u. 11. 
Leyser, spec. 659. med. 1—3. Cocceji zu Groot II, 9. 15, 

8) Cic. Top. c. 8. „postliminio redeunt homo, navis, mulus clitellarius, 
equus, equa, quae frena recipere solet.* Bgl. mit J. 2. D. h. t. 

4) Vgl. Groot h.t. $ 15 und Schilter, exereit. ad pand. 50. $ 11. 
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Betreff ihrer Haus- und Fideicommißgüter, welche Die Natur eigent- 
licher Staatsgüter nicht haben. Kann über Lebtere in Folge kiner 
feindlichen Ufurpation eine felbft im Falle der Wiederkehr des vorigen 
Staatsverbandes giltig bleibende Verfügung Statt finden, wie zuvor 
8 188 zugegeben worden tft, fo folgt daraus keine gleiche Berech⸗ 
tigung in Betreff der Privatgüter der fouveränen Familie. 


Recht der Wiedernahme bei Schiffen. 


191. Eigenthümliche Schwierigkeiten entftehen vermöge ber bis⸗ 
berigen Seekriegspraxis in denjenigen Fällen, wo das von einem 
Kriegführenden weggenommene Schiff eines fremden Staates jenem 
wiederum von einer feindlichen Partei abgenommen wird, inwiefern 
nämlich bier kraft des ius recuperationis, droit de recousse ou de 
reprise ein Poftlimintum zu Gunften des früheren Eigenthümers Statt 
habe!. Die Trage befindet fich ziemlich noch in derfelben Lage, - 
worin fie zu Ende des vorigen Jahrhunderts befangen war, fo Daß 
im Allgemeinen noch immer auf dasjenige vwerwiefen werden Darf, 
was v. Martens claffifche Schrift Über die Caper Hinfichtlich dieſes 
Gegenftandes enthielt. Die in Betracht fommenden Fälle find Diefe. 
Eine Wiedernehmung kann gefchehen 

a. durch ein Kriegsfchiff des Iriegführenden Staates, oder 

b. durch einen Caper, oder 

c. durch die Mannfchaft des genommenen Schiffes felbft, oder 
endlich 

d. durch irgend welche Gewalt eines dem Captor fremden Landes, 
wohin das genommene Schiff, es ſei abfichtlich oder zufällig, 
wider den Willen des Captors gebracht fein kann. 

Das wiedergenommene Schiff, oder feine Ladung, oder beides 
zugleich, Tann, ehe e& vom Feinde genommen wurde, gehört haben: 

a. der Regierung oder den Unterthbanen des Staates, wozu auch 
der Wiedernehmer gehört; 
b. einem Bundesgenofjen in demfelben ariege, oder 


1) de Steck, Essais sur plusieurs watières No.8. v. Martens, über 
Caper 8 40 u. f. Jouffroy, Droit maritime p. 313. M. Poehls, Seerecht IV, 
8509— 511. v. Kaltenborn, Seeredht II, 365. Hautefeuille, Dr. et obl. des 
neutres IV, 378. Wheatou, El&m. öd. fr. U, 26. Phillimore III, 505. 

22 
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c. einem blos Hilfeleiftenden Theile, ober endlich 
d. einem neutralen Staate Hinfichtlich des kriegführenden Theiles, 
welcher Die Wiedernahme bewirkt bat. 
Es Tann überdies noch gefchehen, daß die Neprife abermals dem 
Wiedernehmer weggenommen wird. 

Bor allen Dingen leuchtet ein, Daß, wenn Das wiedergenommene 
Schiff zu demjenigen Staate gehört, Seitens deffen Die Wiedernahme 
gefchehen ift, alsdann lediglich Die Gefete Diefes Staates Darüber ent- 
Scheiden müſſen, ob oder unter welchen Bedingungen und Modalitäten 
das wiedergenommene Schiff und Gut feinem früheren Eigenthümer 
zu verbleiben habe. Auf Diefen Fall befchränfen fich auch Die Seegeſetze 
der einzelnen Nationen faft allen, und die darin angenommenen 
Principten find Fein Theil des Völkerrechtes, noch weniger einer 
Kritik desfelben unterworfen‘. Andererfeits kann bei der Frage, wie 
e8 gehalten werden fol, wenn das wiedergenommene Schiff einer 
dritten Nation zugehört, die Entfcheldung nicht lediglich von dem 
Staate des Wiedernehmers abhängig fein. Diefelbe muß bier viels 
mehr einem gemeinjamen giltigen Grundſatze gemäß getroffen werben, 
widrigenfallg der durch eine- entgegenftehende Entſcheidung verlegte 
Theil auf völferrechtlichen Wege Dagegen reclamiren Tann. Denn 
e8 handelt fich hier regelmäßig von einer Thatſache, welche außer 
dem Bereiche der Gefege der Einzelftanten Tiegt, nämlich von einer 
Thatfache auf offener See. Nur wenn die Wiedernahme im eigenen 
Seegebiete gefchehen follte, können Die Gefege dieſes Staates wider 
Jedermann als entfcheidend betrachtet werden. 

192. Was nun al8 gemeinfam giltiger Grundfat des inter⸗ 
nationalen echtes zu betrachten fei, tft überaus zweifelhaft. Der 
Hauptpunft, worauf e8 anfommt, tft, ob das wiebergenommene Schiff 
wirklich ſchon dem erften Captor, beziehungswelfe deſſen Staat eigen- 
thümlich verfallen war ober nicht. Dem Römiſchen Rechte, welches, 
wenn nicht alle, Doch gewiffe Arten von Schiffen dem Poftlimintum 
unterwarf, ohne Unterfchied wie lange fie in Feindesgewalt gewefen 
waren, kann begreiflih nicht Die Kraft eines jetzt gemeingiltigen 
Völkergeſetzes beigelegt werden; ebenſo wenig dem Consolato del 

1) Eine Ueberſicht davon findet fi bei v. Dlartend 8 60 ff. S. auch wegen 


der Britiſchen Praxis Wildman II, 276 und wegen ber Franzöftichen: de Pistoye 
et Duverdy II, 104, überhaupt Wheaton a. ©. II, 33 f. 
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mar, welches ohnehin nur Beſtimmungen über Wiedernahme eines 
von der Gegenpartei genommenen Schiffes durch den betheiligten 
Staat des früheren Eigenthümers enthält. Was in einzelnen inter⸗ 
nationalen Verträgen wegen der Wiedernahme ſtipulirt ift, fteht zur 
Zeit noch fo vereinzelt, Daß daraus Teine Regel abgeleitet werden 
fann?. Ebenſo unficher erfcheint die Praxis der verfchiedenen See- 
mächte; fie wird. Dritten Mächten gegenüber mehr Durch Convenienz 
als durch wirkliche Nechtsprincipien geleitet”. — Befragt man die 
verjchiedenen Anfichten der Publiciften, woran ſich auch zum Theil 
die Praris Hält, fo wird allermeift wohl Davon ausgegangen, daß 
ein Kriegführender Durch Wegnahme fowohl wirklich feindlicher wie 
auch präfumtiv feindlicher und neutraler Schiffe, Die den Bedingungen 
der Neutralität contravenirten, das Eigenthum daran und an ber 
Ladung von Rechtswegen erwerben Tann; allein man ftreitet, ob 
dazu fchon das Factum der Wegnahme genüge, oder wenigftens ein 
24 ftündiger Befit, oder aber Die Wegführung intra praesidia, ober 
wohl gar ein adjudicirendes Prifenurtheil hinzugefommen fein müffe. 
Nicht minder ftreitig find, wie wir früher gefehen haben, fchon die 
Grundfäge, aus welchen fich Die Rechtmäßigkeit oder Unrechtmäßigfeit 
einer Priſe beurtheilen läßt. 

Ein gemeingiltiges Princip exiftirt Demnach fo gut wie gar nicht; 
die Wahrheit aber ift, wie fie bereits v. Martens* Durchfchaut, obwohl 
nur fchüchtern ausgefprochen hat, weil er den Strom gegen fich hatte, 
wie fie indeß auch Linguet® und Jouffroy? unerfchroden vertheidigt 
haben: 

„Das Recht des Krieges giebt Überhaupt Teinem Kriegführenden 


1) Art. 287 besfelben. Bol. v. Martens $ 56. 

3) Nachweifungen folcher Verträge ſiehe ebendaſelbſt $ 61. 63. 65. 67. 69. 
71 u f. Einen neuerlichen Vertrag zwilhen Spanien und Großbritannien vom 
Februar 1814 f. in dem Nouv. Suppl. II, 640. — Eine Erörterung ber Frage, ob 
bie Klaufel in den Handelsverträgen „ben eigenen Zandesunterthanen gleich” ober 
bo „wie die am meiften beglinftigte Nation behandelt zu werben,” auch ein. Pri- 
vilegium in Betreff der Neprifen gewähre? f. bei v. Martens 8 57 u. 58. 

3) Die Franzöftiche Praris jcheint in neuerer Zeit die Freigebung eines wieder⸗ 
genommenen neutralen Schiffes aboptirt zu haben. Sirey, Recueil I, 2 201. 

) A. O. 8 45. 

5) Annales tom. VI, p. 104. 

6) S. 332 ff. 

22 * 
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ein Recht des Eigenthums auf weggenommene Schiffe weder Des 
Teindes noch einer dritten Macht. Es bleibt Daher während des 
Krieges das Recht des urfprünglichen Eigenthümers wider Jedermann 
bet Kräften; auch eine Wiedernahme kann ihm dasfelbe nicht ent- 
ziehen, vielmehr nur Die Verbindlichkeit einer Entſchädigung und Be⸗ 
Iohnung des Wiedernehmers gegen Rückempfang feines Eigenthums 
auferlegen. Erſt mit dem Friedensfchluffe wird unter den friegführen- 
den Theilen und deren Alltirten jede fpätere Wiedernahme der von 
dem einen Theile gegen den anderen weggenommenen Schiffe und 
Ladungen ausgefchloffen;, neutrale Mächte, fogar bloße Hilfsmächte, 
deren nicht im Kriegsſtande befindlich gewejene Schiffe weggenommen 
find, behalten dagegen den Anſpruch auf Wiedernahme des that- 
fächlich entzogenen Eigenthbums, wo fie ihm beilommen können, auch 
noch ferner.” 

Bor diefer einfachen Wahrheit fchwinden alle Eontroverfen wie 
die Schatten der Nacht vor der Sonne. Die Annahme dieſes 
Syſtemes Tann vorzüglich auch als Mittel dienen, um dem Raub: 
ſyſteme der bisherigen Seekriege oder einzelner Seemächte entgegen 
zu wirken, Keine Priſe muß gemacht werden können, ohne daß ihr 
MWiederverluft fogar noch im Frieden (wenigſtens den Neutralen 
gegenüber) bevorftehen bleibt. Auch diefe Zeit wird kommen, troß 
dem, daß Sir William Scott das Verlangen, als müſſe alles wieder» 
eroberte Eigentbum in Sriegszeiten dem Eigenthümer ohne Unter- 
ichted der Zeit zurückgegeben werden, für leere Chimäre einer vor- 
fündfluthlichen Philoſophie erklärt Hat’. 


1) 9. Martens, Erzählungen I, S. 292. 


Drittes Bud), 
Die Formen des völkerrechtlichen Verkehres, 


oder: 


Die Staatenprazis in auswärtigen Angelegenheiten ſowohl im 
Kriege wie im Frieden. 


Einleitung. 


193. Annaherung und Verbindung der Völker unter einander iſt, 
wie wir ſchon im Anfange zeigten, die Aufgabe des Völkerrechtes. 
Snfofern nun der internationale Verkehr ein bloßer Privatverfehr 
von Staatsindividuen aus einem Lande in das andere für Privat- 
zwede ift, wird er durch Die Gefege fowohl des einheimifchen Stantes 
wie des fremden Staates Innerhalb eines jeglichen Gebietes regulirt; 
infofern er aber in freiem gemeinfamen Gebiet oder unter den Staats⸗ 
gewalten und Deren Repräfentanten Statt findet, treten fowohl im 
Frieden wie im Kriege befondere Formen in Anwendung, welche 
theil8 dem ſ. g. Ceremontal-, theils dem diplomatifchen Nechte ange- 
bören!, von welchen beiden hier noch zu handeln ifl. 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine ESeremonialrechte im Verkehre der Nationen 
und ihrer Souveräne bei perfünlichen Annäherungen. 


194. Aus der Achtung, welche die Staaten einander ſchuldig 
find (8 32), fließt zwar von felbft Die Verbindlichkeit, fich bei per- 
fönlihen Begegnungen und Correfpondenzen jeder nach allgemein 


1) In der Sranzöfiihen Staatspragis bilden Die dafür angenommenen Mari 
men das ſ. g. protocole diplomatique. Bgl. unten S. 352, Note 5, 
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fittlicher Veberzeugung kränkenden Form zu enthalten, nicht aber 
auch von felbft die Verbindlichkeit, eine beftimmte pofitive Form der 
Behandlung zu beobachten. Indeffen Hat die Sorge für Die eigene 
Würde, verbunden mit der Ungleichheit, welche fich binfichtlich des 
Ranges der einzelnen Staaten unter einander ergeben Bat, ſodann 
der Geift des abendländifchen Nittertfumes und die Mode des Hof- 
lebens zur Annahme gewiffer Formen geführt und ein eigenes 
Staatenceremontal erzeugt‘, welches zwar im Allgemeinen nur in 
Aeußerlichkeiten beftebt, Dennoch aber, foweit es ein vollkommen 
begründetes und verbindliches if, von der politifchen Wiffenfchaft 
nicht ganz überfehen werden darf. Es kommt zur Anwendung 
a. bei perfönlier Annäherung der Souveräne und fouveränen 
Familienglieder unter ſich, es fet Durch perfünliche Zufammen- 
funft oder Correſpondenz; 
b. im diplomatifchen perfönlichen oder fchriftlichen Verkehre; 
c. in der Eorrejpondenz der Behörden verſchiedener Staaten unter 
einander; 
d. im Schiffsverfehre. 
Man Tann demnach unterfchelden ein Land» und Seeceremontal, 
oder noch genauer: 


1) Schriften über diefen allerdings wenig juriftiihen Stoff enthaltenden Gegen- 
ftand f. bei v. Ompteba 8 207. 208 unb bei v. Kamptz 8 138. Die bebeutenbften, 
wenn auch in vielen Stüden nicht mehr brauchbaren davon find: 

Il Geremoniale historico e politico di Gregorio Leti. 6 Vol. Amstel. 

1685. 12. 

Friedrich Wilhelm v. Winterfeld, Teutfhe und Ceremonial⸗Politika. 3 Thle. 

Franffurt und Leipzig 1700 und 1702, 8. 

Gottfr. Stievens Europäifches Hofceremonial, Leipzig 1714. 2. 1723, 
Joh. Chr. Lünig, Theatrum ceremoniale historico-politicum. Leipz. 1716. 

2. 1719. 20. 

Julius Bernhard v. Rohr, Einleitung zur Ceremonialwiſſenſchaft. Berlin 1730. 

2. 1735. 

Georg Chr. Gebauer, Programma de cerimon. natura atque jure. Gött. 

1737. 

Côrômonial diplomatique des cours de l’Europe par Rousset. II. Am- 
sterd. et & la Haye 1739. fol. 
Joh. 3. Mofer, Berfuch des neueften Europ. Völkerr. TH. DI. 
An allen diefen Schriften ift indeſſen Staats- und Hofceremonial nebft Staats- 
galanterie unter einander vermifcht, und, was wahrhaft Ceremonial recht fei, nicht 
Dargethan worben, 
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ein rein perfönliches bei perfünlicher Annäherung, 

ein fchriftliches, insbeſondere Canzleiceremontal, 
endlich 

ein Seeceremontal. 

Alles beruhet hierbei auf willfürlichen Gebräuchen. Ein Rechts- 
anfpruch auf Befolgung derfelben, mithin ein wahres internationales 
Geremonialreht Tann jedoch nur angenommen werden hinfichtlich 
derjenigen Gebräuche, welche entweder auf Verträgen beruhen, oder in 
einem fo entſchiedenen Herfommen, mit deſſen Nichtbeobachtung fich 
nach allgemeiner Weberzeugung die Idee einer Beleidigung verknüpft. 
Daneben und außer dem Bereiche des internationalen echtes fteht 
das befondere Hofceremonial', welches jeder Souverän nach Be- 
lieben einrichten Tann, wenn er nur das vorerwähnte Staaten- 
ceremonial nicht verlekt; 
fodann 
die fogenannte Stantsgalanterte oder dasjenige, was die Negie- 
“rungen und deren Vertreter unter einander zwanglos nur aus 

Freundſchaft oder Höflichkeit und Ergebenheit gegen einander 

beobachten, wie 3.8. die Notification freudiger oder trauriger 

Ereigniffe, Beglückwünſchungen, Beileidsbezeugungen, Begrü- 

ßung eines durch⸗ oder vorüberreifenden Souveräns oder feiner 

Tamtlienglieder, Zraueranlegung, Ertheilung von Geſchenken 

und Orden. | 
So gewöhnlich dergleichen fein mag und fo oft aus der Unterlafjung 
in dem einen oder anderen alle eine Mipftimmung hervorgehen 
wird, fo wenig kann Daraus ohne Hinzutritt fonftiger Umftände und 
Berhältniffe eine Beleidigung hergeleitet werben; vielmehr werben 
Vernachläffigungen der Höflichkeit nur zu einem gleichen Verfahren 
veranlaffen, niemal® aber eine Forderung auf Genugthuung be- 
gründen, wie fie bei der Verlegung eines wirklichen Ceremontalrechtes 
zuläffig tft. 

Zunächft foll bier nun dasjenige, was außerhalb des fchriftlichen 
und Diplomatifchen Verkehres im Allgemeinen hergebracht tft, dar⸗ 
geftellt werden, während das auf jenen Verkehr ſpeciell bezügliche 
Geremoniell in den nachfolgenden Abfchnitten feine Stelle finden mag. 

1) Weber dieſes vgl. das ſchon oben S. 103, Note 4 angeführte Hofrecht von 
Friedrich Earl v. Mofer. Daneben |. I. I. Mofer, Verſuche Th. I. c. 6. S. 331, 
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Recht auf einen beftimmten Ehrenplap. 


195. So oft als Häupter und Repräfentanten verfchiedener 
Staaten miteinander in perfönliche Berührung kommen, wird eine 
Beftimmung wegen der einzunehmenben Pläge, insbeſondere wegen 
des fogenannten Ehrenplages, nothwendig. Zwar follte an und für 
fich jeder Play nur durch Die Berfon feine Bedeutung erhalten, nicht 
aber die Berfon durch Die Stelle, welche fie einnimmt; dennoch aber 
hat die Mode gewiſſen Plägen eine Erftigkeit, anderen eine mindere 
Bedeutung beigelegt, und da einmal das Herlommen gewiffe Rang- 
verfchtedenheiten der Staaten eingeführt bat, jo Tann gewiß auch der 
im Range höher Stehende einen höher geachteten Play vor den 
Anderen für ſich verlangen; Perfonen ‘aber, die in einem gleichen 
Verhältniſſe zu einander ftehen, können mindeften® fordern, bet der 
Einnahme der Pläge nicht auf eine Weife behandelt zu werden, 
welche als Zurückſetzung oder als Anerkennung des höheren Ranges 
eines anderen ausgelegt werben könnte. 

Der Ehrenplag nun, welcher dem im Range Höheren gebührt, 
tft verfchteden im Siten, im Nebeneinanderfteben, im Auf» oder 
Herabfteigen, bei Proceffionen in einer Linie oder bei einem Auf- 
treten neben einander in gerader Linie (in latere)'. 

Kommt e8 auf Volziehung gemeinfchaftlicher Urkunden an, fo 
wird im Eingange und Conterte der entfchieden Höhere im Range 
vor dem Nachfolgenden genannt. Die Unterfchrift aber gefchieht 
gewöhnlich in zwei Columnen, von denen Die beraldifch rechte zu 
oberft dem Erften im Range, Die linke zu oberft dem Nächftfolgenden 
- gebührt, worauf dann Die Übrigen Unterfchriften in derſelben Weiſe 
von der rechten zur linken Columne hinübergehen. 

Stehen die betheiligten Staaten in gleichem Range oder in Streit 
darüber, fo müffen gewiffe Auswege benugt werden, Insbefondere: 

eine conventionelle Aufhebung aller Förmlichkeit; eine gegenfeitige 
Abwechſelung (Alternat)’; der Gebrauch des Looſes; ein Freiwilliges 


1) Das Nähere kann man hierüber aus Lünig oder Moſers Hofrecht und in 
ber Kürze aus Klüber, Droit des gens $ 101—103 entnehmen und darnach auch) 
aus de Martens, Manuel diplomatique $ 39, fo wie aus beffen Guide diplo- 
matique. 

2) gl, Klüber $ 104. Phillimore II, 49, 
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Nachgeben unter Vorbehalt oder gegen Nevers, ober endlich eine 
gegenfeitige Erklärung Der Unverfänglichleit.e — Außerdem wird 
bei Befuchen das Gaftreht auf eine für den Gaft fo viel ale 
möglich zuvorkommende Welfe ausgeübt; der Wirth giebt Dem Gafte, 
felbft wenn er nur feines Gleichen ift, den Vortritt und die main 
d’honneur". 

Bet gemeinfamen Urkunden unter Gleichen wird häufig alter 
nirt?, d. 5. jeder Theil feßt Im Cingange und Conterte feines Exem⸗ 
plares feine eigenen Titel und Bezeichnungen den fremden voran und 
hat die erfte Unterfchrift; ohne Alternat, oder wo es nicht ausreicht, 
muß einer der zuvor erwähnten fonftigen Auswege beliebt werben. 
Jeder Theil unterfchreibt auch wohl nur Ein Exemplar in der ihm 
günftigften Canzleiform für den anderen Theil”. 


Courtoiſie. 


196. Alle Souveräne und demnächſt auch Die Mitglieder ber 
jouveränen Bamilten haben ein Recht.auf eine beftimmte Courtotfie, 
d. h. auf Ertheilung gewiffer Titulaturen im gegenfeitigen münblichen 
oder fchriftlichen Verkehre. Hierzu dienen Die bereitS $ 53, IV und 
8 55 angezeigten Prädicate, welchen bei Anreden fein anderes ges 
ringeres fubftituirt werden darf. Außerdem ift bergebracht, daß ge- 
frönte Häupter ſich unter einander den Bruder- und Schweftertitel 
geben und ihn auch noch allen denen, welche Königlicher Ehren 
genießen, ertheilen. Dasfelbe ift mit den Gemahlinnen der Fall‘, 
Nur zwifchen dem Papfte und den Tatholifhen Fürften befteht ein 
anderer Stil; er empfängt von ihnen (auch wohl aus Eondefcendenz 
von proteftantifchen Mächten) Das Prädicat: Eure Heiligkeit, und 
ertheilt den Tatholifchen Fürften das Prädicat: geliebte Söhne, Ferner 


2) Nur Ludwig XVII. that es nicht, als er die alliirten Sonveräne bei fich 
bewirthete. Chateaubriand, Congrös de Verone II, p. 345 (ed. de Leipz.). 

2) Darauf geht das Wiener Prototoll vom 19. März 1815 Art. VIL (f, die 
Anlagen). Beabfichtigte genauere Regulirungen dieſes Gegenftandes Seitens ber 
größeren Mächte find gefcheitert an der Imbifferenz Großbritanniens und an ber 
Zulius- Revolution, Beſonders wollte man bie Grofßberzoglichen Höfe von dem 
Alternat ausſchließen. 

8) Moſer, Ber. VIII, 276. 277. 

% ©, desſelben Opusc. academ. p. 413. 
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werden gefrönte Häupter, und nur fie, durch Sire angeredet‘. Alles 
Uebrige in der gegenfeitigen Eourtoifte berubet auf freundfchaftlichem 
und verwandtfchaftlichem Gebrauch, oder gehört Hauptfächlich nur dem 
Canzleiftil an, in welcher Hinficht es weiterhin (Adfchnitt II biefes 
Buches) feine Stelle finden wird. 


’ 


Seeceremonial?, 


197. Ein eigenthümliches Seeceremonial wirb beobachtet: 
wenn Schiffe unterhalb der Kanonen eines fremden Staatsgebietes 
vorbeifegeln oder in einen Hafen derſelben einlaufen wollen; 
fodann 
wenn fie fich in fremdem Seegebiete befinden bet befonberen Ge- 
fegenhetten, auch wohl 
bei Begegnungen auf offener See. 
Es beftehet in gewifien Chrenbezeigungen, namentlich in dem fo- 
genannten Schtffsgruße, worauf meiftens eine Erwiberung erfolgt. 
Seine Arten find: 
das Blaggenftreihen Durch Anziehen und Neigen der Flagge, jett 
nur noch gebräuchlich unter Kcrtegsfchiffen, felten ein gänzliches 
Abnehmen der Flagge, welches Lektere das größefte Zeichen der 
- Unterthäntgleit und Unterwerfung ift; 
der KRanonengruß mit einer beftimmten, gewöhnlich ungleichen An⸗ 
zahl von Kanonenfchäflen”, und zwar bei vorzüglicher Ehren- 
bezeigung mit fcharfer Ladung; 
das Flaggenauffteden und Wehen laffen; 


1) Weber den Gebrauch diefes Wortes vgl. Lünig, Theatr. ceremoniale 
p. 20. 88. 

2) Siehe hierliber Bynkershoek, Quaest. iur. publ. II, 21. de Real V, 
p. 993. J. J. Mofer, vermiſchte Abhandlungen aus dem Völkerrecht II, Nr. 6. 
Desfelben Verſuch II, 481. Beiträge II, 441. Fr. Carl v. Mofer, Heine Schriften 
IX, 287. X, 218. XI, 1 ff. Bouchaud, Theorie des trait&s de commerce p. 41. 
v. Cancrin, Abbandl. I, $80. Pestel, Selecta cap. juris gent. marit. $ 7. 
Encyoloped. möthodique. Marine, Tom. II. m. honneurs. Tom. II. m. saluer. 
Klüber, Droit des gens $ 117 ff. v. Martens, Europ. Völlerrecht 8 154 ff. Vor⸗ 
züglich Ortolan I, 349. Riquelme p. 254. Phillimore III, 39. 

8) Als Höchfte Zahl nimmt man meift 21 Schüffe an. Doch bleibt bie Ob⸗ 
ſervanz der einzelnen Staaten nicht ſchlechterdings dabei ſtehen. 
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das Herablaffen des Mearsfegels bis an den Fockmaſt, oder auch 
das Segelftreichen Durch Herablaffung der Flagge oder des 
Perroquetmaftes oder des Wimpels auf einige Zeit; 

der Gruß mit ein ober drei Kleingewehrfalven in Verbindung mit 
dem Kanonengruß; 

das Beilegen und Die Abfendung eines oder einiger Officiere an 
Bord des anderen Schiffes; 


‚ endlich 
der Vivatruf (le salut de la voix) bis zu einer ungleichen Zahl 
wiederholt. 


In Betreff der Anwendung folder Ceremonien können, abgefehen 
von einzelnen meift widerfprochenen Forderungen gewiffer Nationen 
und von den darüber beftehenden Verträgen, nur folgende Grundfäße 
als völferrechtlihe gemeine Regeln angefehen werden: 

I. Ieder Staat kann in feinem eigenen Seegebiete Die Art des 
Schiffsgrußes beſtimmen! und ihn zuerft fordern, nur nicht in einer 
für andere Nationen kränkenden Weiſe, wie z. B. das gänzliche Ab- 
nehmen der Ylagge fein würde?. Hierbei tft dann meiftens üblich, 
daß auch fremde SKriegsfchiffe beim Vorbeifegeln vor einer Feftung 
oder beim Einfegeln in einen Hafen, oder endlich bei dem Vorüber- 
fahren an Kriegsfchiffen im auswärtigen Seegebiete fowohl durch Ka- 
nonenſchüſſe wie durch Flaggenftreichen grüßen, worauf ihnen Durch 
Kanonenſchüſſe in gleicher Zahl gedankt wird’. Kauffahrteiſchiffe 
müffen auch wohl das Marsfegel herablaffen. 

I. Auf offener See kann an und für fih feine Nation Die 
Begrüßung von einer anderen Nation fordern‘, Nur auf fogenannten 
Eigenthumsmeeren macht der herrſchende Staat Anfpruch auf den 


I) Die Seegefeße der einzelnen größeren Seeftaaten enthalten derartige Be- 
fimmungen. Vgl. wegen Großbritannien Laws of the admirality T. II, p. 308, 
wegen Frankreich Ordonnance vom 31, October 1827 und vom 1. Juli 1831 
(de Martens et Murhard, Nouv. rec. X, 380, 381), wegen Spanien Abreu, 
Colleceion Phil. IV, P. VIL, p. 642. Carol. II. P. I, p. 549. 

2) Encyglop. Marine Tom. II, p. 389. Ortolan I, 370. 

3) Moſers Heine Schriften Th. IX, S. 297. v. Martens, Völkerr. 8 155. 
Schiffe höheren Ranges erwibern zumeilen mit einer geringeren Zahl Schüffe. 
Ortolan p. 371. 

*) v. Martens 8 155. Dennoch verlangen nech in neuerer Zeit Admiralſchiffe 
einen Erſten Gruß. Ortolan p. 371. 


348 Drittes Bud. 8 197. 


erften Gruß. Wird das Eigenthumsrecht von einer Nation nicht be- 
firitten, fo wird fie ſich auch in das Letztere fügen müfjen, nicht 
aber eine andere‘, 

II. Nur als übliche Höflichkeit, jedoch nicht ale Recht und 
Verbindlichkeit, iſt Folgendes anzufeben: 

a. Begegnet ein Kriegsfchiff einem fremden Kriegsgeſchwader, 
fo grüßt jenes zuerft mit Kanonenfchüffen. Ebenfo Hält man es bei 
Bereinigung einzelner Schiffe mit einem fremden Gefchwaber. 

b. Eine Hilfsflotte grüßt Das Geſchwader der Hauptmacht zuerft. 

°. Bei Begegnungen einzelner Schiffe grüßt Das dem Range 
nach geringere das höhere zuerft; bei Ranggleichheit das unter dem 
Winde befindliche. Admiralſchiffe erhalten vor Allen den erften Gruß. 

d. Caper grüßen ſtets Die Kriegsfchiffe zuerft, ohne felbft Gegen- 
gruß zu empfangen. 

e. Kauffahrer grüßen fremde Kriegsfchiffe zuerft mit Segel und 
Flaggengruß, auch wohl mit Kanonen, wenn fie dergleichen führen; 
doch wird Eines oder das Andere erlaffen, wenn Das Schiff im 
vollen Laufe ift?. 

Die Höflichkelt bringt ferner noch mit fich, daß Feſtungen und 
Häfen, wenn fich ihnen fremde Negenten oder Stellvertreter derſelben 
nähern oder worüberfahren, felbige zuerft mit Kanonen begrüßen. 

Zu wünfchen wäre, daß man fich endlich, mindeftens auf offener 
See, wegen Unterlafjung jedes Schiffsgrußes unter den Nationen 
vereinigte”. Unbefugt und unverantwortlich ift es, wegen der Unter- 
laſſung eines folchen Grußes, fogar wenn er gefordert werden könnte, 
in Gewaltthätigfeiten überzugehen‘, anftatt ſich mit bloßen Zurück⸗ 
weifungen zu begnügen, oder auf friedlihem Wege zuerft bei Der Regie⸗ 
rung des zuwiderhandelnden Theiles auf Genugtbuung anzutragen. 


1) Borzliglih der Britiſche Anfpruch auf die Narrow Sees hat von jeher 
Anlaß zu Streitigkeiten und ſelbſt zu Gewaltmaßregeln gegeben. Zugeſtanden warb 
der Anſpruch von den Vereinigten Niederlanden 1667, 1674 und 1783. Vgl. Nan, 
Völkerſeerecht $ 139. Ortolan p. 351. Setzt ift er wohl aufgegeben. Tellegen p. 43. 

2) Mofer, Verfuch IL, 482. Nan 8 142. , 

3) Dergleihen Vereinigungen beftehen bereits unter einzelnen Nationen. Moſer, 
Heine Schriften XII, 22. Klüber, Droit des gens $ 121. Nau $ 143. Ortolan 
p. 366 =. 

4) Beiipiele ſolcher Gewaltthaten |. in Moſers Beiträgen II, 445, 
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Zweiter Abjchnitt. 
Der diplomatifche Verkehr der Staaten. 


198. Die auswärtigen SIntereffen der Einzelſtaaten können 
ihrer Natur nach allein von ben Souveränen und den ihnen oder 
auch ihren Nationen felbft verfaffungsmäßtg verantwortlichen Organen 
ihres Willens wahrgenommen und beforgt werden. Seit langer Zeit 
bat die Politik der Staaten dieſem Gegenftande ihres Wirfens Die 
größefte Aufmerkfamkeit und Sorgfalt gewidmet; denn Die Schidfale 
der BVölfer erhalten dadurch wenigftens ihre förmliche Geftaltung, 
wenn fie auch nicht allein Dadurch geändert und gemacht werben 
fönnen. Alles, was ſich darauf beziehet oder Damit wefentlich be- 
ſchäftiget ift, bezeichnet Die neuere Europätfche Sprache Durch Diplo: 
matiſch, Hindeutend damit theils auf Die urfundlichen Grundlagen der 
Staatenintereffen, theils auf die zu ihrer Sicherftellung dienende und. 
nicht wohl zu entbehrende urkundliche Form der Verhandlungen und 
Refultate; bisweilen freilich in einer etwas Tächerlichen Ausdehnung 
auf fremdartige Dinge. Der Nimbus, womit fi) vormals Die Diplo- 
matie umbüllte, hat manchen publiciſtiſchen Schriftfteller angeregt, 
vornehmlich Ihre Aeußerlichkeiten mit einer gewiſſen Coquetterle und 
Devotion zu behandeln und auszuſchmücken. Wir wollen im Folgen- 
den bauptfächlich nur Die leitenden Grundfäge aufſuchen und zuerft 
von den befonderen diplomatifchen Organen, fodann von der diplo⸗ 
matifchen Kunft, endlich von den Formen ihres Wirkens einfach nach 
unferer Weiſe handeln. Die Diplomatie geht felbft nicht mehr fo 
gefpreizt und blafirt einher, wie vormals. Sie iſt einfacher und, 
wenn auch nicht öffentlich geworden, wie fie e8 in Der alten Welt 
war, wenigſtens erfennbarer und zugänglicher. 


Erfie Abtheilung. 
Die Organe des diplomatifchen Verkehres!. 
Geſchichte und natürliches Princip. 
199. Schon die alte Welt hatte ihre biplomatifchen Verbin. 
dungen, jedoch Teine dauernden, fondern vorübergehende. Die Völker 


1) Die gebranchteren unter den zahllofen Schriften Über dieſen Gegenſtand find 
im Allgemeinen: Alberici Gentilis, de legationib. libr. III. Lond. 1583. 1585. 
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verhandelten miteinander durch abgefandte Staatsmänner und Rede⸗ 
fundige (ngsoßsts, legati, oratores) Über die fich gerade barbietenden 
Intereffen'; die Diplomatie war eine offene Kunft; nur die Päpfte 
unterhielten fchon früh am Conftantinopolitanifchen Hofe und in den 
Fränkiſchen Neichen bleibende Apocrifiarier oder Refponfales?. Seit 
dem funfzehnten Jahrhundert entwickelte fich Indeß auch an anderen 
Höfen gleichzeitig mit der neueren Geheimpolitif (S. 11) und mit 
den ftehenden Heeren das Syſtem ftehender Gefandtfchaften zum 
Zwed wechjelfeitiger Beauffichtigung, wie zur dauernden Erhaltung 
eines guten Bernehmens, endlich zur fofortigen Beförderung fpecteller 
Internattonaler Interefjen?. So haben fich bei den Höfen diplomatifche 
Corps* gebildet, und man würde ſich vom Europätfchen Staatenſyſteme 
ausfchließen, wollte man eine derartige Verbindung mit den übrigen 
dazu gehörigen Staaten völlig aufheben oder zurückweiſen. 


Hannov. 1594 (oder 1596), 1607, 1612. Abr. de Wicquefort, l’Ambassadeur 
et ses fonctions. & la Haye 1680, 81. II. und dfter, ein Buch an fih von fehr 
geringem Werthe, abftrahirt von feinem compilatorifchen Inhalte; Les droits des 
Ambassadeurs et des autres Ministres publics les plus &minents par 
J. Gottl. Uhlich, & Leipz. 1731. Leyser, med. spec. 671. Joh. Freih. v. Pa⸗ 
cafft, Einl. in die fämmtl, Geſandtſchaftsrechte. Wien 1777. Franz Xav. v. Mos⸗ 
bamm, Europ. Geſandtſchaftsrecht. Landsh. 1805. Merlin, Repert. univ. de la 
Jurispr. m. „Ministre public.“ Weberbies Battel IV, Cap. 5. J. J. Mofer, 
Deriuh TH. 3 und Beiträge zu dem neueften Europätfchen Völkerrecht TH. 3. 
Klüber, Dr. d. g. 8166. Schmeling, Völkerrecht II, S. 90 f. Charles Bar. 
de Martens, Manuel diplomatique. Leipz. et Paris 1822. Desjelben Guide 
diplomatique. Paris et Leipzig 1832, aud par M. de Hofmann. Bruxell. 
1838, jetzt A&me Ed 1851 par l’Auteur et de Wegmann und Traitö& complet 
de diplomatie par un ancien Ministre. Paris 1833. 3 Vols. (darüber foreign 
Quaterly Review. 1834. Fevr.). Das Europäifche Geſandtſchaftsr. von A. Mirus. 
2 Abſch. Leipz. 1847. E. C. Grenville Murray, Droits et devoirs des envoyes 
diplomatiques. „Lond. 1853. Vollſtändige Nachweifungen der gefammten Älteren 
Literatur f. in Struv., Biblioth. iur. nat. et gent. in €. 9. v. Römers Handb. 
für Gefandte I. Leipz. 1791. v. Ompteba II, 534 f. v. Kamp, N. Lit. $ 200. 

1) Eine Darftellung der alten Gefanbtichaftsredhte |. in Weiske, Considera- 
tions sur les Ambassadeurs des Romains, comparés avec les modernes. 
Zwickau 1834. * 

2) Bgl. Juſtinians Nov. 123. 0. 25. 

8) Ward, Enquiry II, 483, 

9) Diefe Bezeichnung fol zuerft in Wien 1754 aufgelommen fein, durch eine 
Dame. Brief des Prenßiſchen Gelandten v. Fürft an Friedrich IL. Vehſe, Ge⸗ 
ſchichte des Defterreichiichen Hofes. VII, ©. 113. 
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Active und paſſives Recht zu diplomatiſchen Miſſionen. 


200. Das Recht, Abgeordnete in Staatsangelegenheiten zu 
ſchicken, bat unbeftreitbar jeder wirkliche Souverän'; gewiß kann auch 
nur von dieſem ein charafterifirter Gefandter mit amtlicher Bedeut— 
famfeit beftellt werben. Sein Unterthan, auch von noch fo großem 
Einfluffe und mit noch fo vielen Privilegien begabt, hat ein folches 
Recht. Dagegen kann Dasjelbe nicht verweigert werden 

einem Lehnsfouverän, 

einem unter fremdem Schuge ftehenden Souverän, 

einem Halbjouverän, ſoweit ihm nicht jede auswärtige Wirkſamkeit 
oder Bertretung verfagt ft”, 

endlich 

einem ufurpatoriihen Souverän, fofern man mit ihm Verbin- 
dungen eingeben will oder fich ihnen nicht entziehen kann, fo 
wie andererfeits einem verbrängten Souverän, deſſen Wieder- 
berftellung noch immer für möglich zu halten ift, foweit e8 nur 
das Verhältniß zu dem Ufurpator geftattet. 

Unterbehörden eines Souveräns haben das Gefandtfchaftsrecht nicht, 


es müßte ihnen D Vicefönigen und Gouverneurs zu: 
I > 

— GG Php, 

7277 Bw Ir Te Cl sur ) 


gewiſſen Angelegenheiten, z. B. in Kriegs⸗ und Handelsſachen, Geſandte ſchicken 
konnten. Vattel nannte in dieſer Beziehung noch die Schweizeriſchen Städte Neuf⸗ 
chatel und Bienne als des droit de bannière (ius armorum) genießend und 
daher zu geſandtſchaftlichen Miſſionen berechtigt. 
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verhandelten miteinander durch abgefandte Staatsmänner und Rede- 
fundige (nosoßsts, legati, oratores) über die fich gerade darbietenden 
Interefien'; die Diplomatie war eine offene Kunft; nur die Päpfte 
unterhielten ſchon früh am Conftantinopolitantchen Hofe und in den 
Fränkiſchen Reichen bleibende Apocriſiarier oder Refponfales?. Seit 
dem funfzehnten Jahrhundert entwickelte fich indeß auch an anderen 
Höfen gleichzeitig mit der neueren Geheimpolitif (S. 11) und mit 
den ftehenden Heeren das Syſtem ftehender Gefandtfchaften zum 
Zwed wechjelfettiger Beauffichtigung, wie zur dauernden Erhaltung 
eines guten Vernehmens, endlich zur fofortigen Beförderung fpecteller 
Internationaler Intereffen?. So haben fich bei den Höfen diplomatifche 
Corps* gebildet, und man würde ſich vom Europätfchen Staatenfuftene 
ausschließen, wollte man eine derartige Verbindung mit den übrigen 
dazu gehörigen Staaten völlig aufheben oder zurückweiſen. 


Hannov. 1594 (oder 1596), 1607, 1612. Abr. de Wiequefort, l’Ambassadeur 
et ses fonctions. à la Haye 1680, 81. II. und öfter, ein Buch an ſich von fehr 
geringem Werthe, abftrahirt von feinem compilatorifchen Inhalte; Les droits des 
Ambassadeurs et des autres Ministres publics les plus &minents par 
J. Gottl. Uhlich, & Leipz. 1731. Leyser, med. spec. 671. Joh. Freih. v. Pa» 
caffi, Einl. in die ſämmtl. Gefandtfhaftsrechte. Wien 1777. Franz Xav. v. Mos⸗ 


hamm, Europ. Geſandtſchaftsrecht. Landsh. 1805, Merlin, Repert. univ. de la 





a 


s) Ward, Enquiry II, 483, 

*) Diefe Bezeihnung fol zuerft in Wien 1754 aufgelommen fein, durch eine 
Dame. Brief des Preußiſchen Gefanbten v. Fürft an Friedrich IL. Vehſe, Ge- 
ſchichte bes Defterreichiichen Hofes. VII, ©. 113. 
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Actives und paffives Recht zu diplomatifchen Miffionen. 


200. Das Recht, Abgeordnete In Stantsangelegenheiten zu 
ſchicken, bat unbeftreitbar jeder wirkliche Souverän'; gewiß kann auch 
nur von dieſem ein charakterifirter Gefandter mit amtlicher Bebeut- 
ſamkeit beftellt werden. Kein Untertban, auch von noch fo großem 
Einfluffe und mit noch fo vielen Privilegien begabt, hat ein folches 
Recht. Dagegen Tann dasfelbe nicht verweigert werben 

einem Lehnsfonverän, 
einem unter fremdem Schute flehenden Souverän, 
einem Halbfouverän, foweit ihm nicht jede auswärtige Wirkfamtett 
oder Vertretung verfagt ft”, 
endlich 
einem ufurpatoriichen Souverän, fofern man mit ihn Berbin- 
dungen eingehen will oder fich ihnen nicht entziehen kann, fo 
wie andererjeits einem verdrängten Souverän, deſſen Wieder: 
berftellung noch immer für möglich zu halten iſt, foweit e8 nur 
das Verhältniß zu dem Ufurpator geftattet. 
Unterbehörden eines Souveräns haben das Gefandtjchaftsrecht nicht, 
e8 müßte ihnen denn, wie bei Vicelönigen und Gouverneurs zu» 
weilen der Tall gewefen ift, dasfelbe ausdrücklich Übertragen wor- 
den fein. 

Das Nämliche gilt im Ganzen auch won der Annahme fremder 
Gefandten, wenigftens von einer völlig unanfechtbaren Annahme und 
mit wölferrechtlicher Bedeutung; denn an und für fich würden natürlich 
felbft Privatperfonen einen von den vorgedachten Autoritäten an fie 
Abgeordneten empfangen können; insbefondere wäre kaum abzufehen, 
warum nicht einem Souverän erlaubt fein follte, in einer rein per- 
fönliden Angelegenheit, 3. B. wegen einer Vermählung, einen Ab- 


1) S. vorzüglich Merlin a. O. sect. II, $ 1. Schmeling $ 274, 

3) Dahin gehören 3. B. auch die einzelnen Schweizercantons, foweit ihre Ver⸗ 
bältniffe nicht von der Eentralgewalt der Eidgenoſſenſchaft abhängig find. S. Bundes⸗ 
verfaffung der Schweiz vom 12. September 1848 Art. 8.9. Vormals gab es auch 
wohl Städte und Corporationen unter Ianbesherrliher Gewalt, welche dennoch in 
gewiflen Angelegenheiten, 3. B. in Kriege» und Handelsſachen, Geſandte ſchicken 
konnten. Battel nannte in biefer Beziehung noch die Schweizerifchen Städte Neuf- 
chatel und Bienne als des droit de bannière (ius armorum) genießen und 
daher zu gejanbtichaftlichen Mifftonen berechtigt. 
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geordneten mit einem gejandtichaftlichen Titel felbfi an ein, fremder 
Staatshohelt unterworfenes Haus abzufenden. Niemals würden 
jedoch gefandtfchaftliche Nechte und Privilegien ohne die Eonceffion 
dieſer Staatsgewalt in Ausübung zu bringen fein‘. 

Eine Pflicht zur Annahme fremder Agenten exiſtirt an und 
für fi nicht, fondern es ift eine reine Intereffenfrage, ob man fie 
empfangen wolle. Allein man würde wiederum die Rückſendung feiner 
eigenen Abgeordneten zu erwarten haben, auch wird die Humanität 
nicht erlauben, friedliche Mittheilungen auf diefem Wege ungehört 
zurüdzuweifen”. Gewiß Tann fich jede Negterung die Zufendung 
einer ihr unangenehmen Perfon oder die Beauftragung ihrer eigenen 
Untertbanen verbitten”, fo wie fie Abgeordnete zurückweiſen darf, 
deren Vollmachten mit den Rechten und der Verfaffung Des eigenen 
Staates in Widerfpruch ftehen“. 


Kategorien der diplomatifhen Organe. 


201. Organe für den heutigen Betrteb der auswärtigen Staats⸗ 
interefjen find, abgeſehen von dem Antheil, welchen Die Souveräne 
felbft Daran nehmen können, 

I. die Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten‘, 


1) Ein merkwürdiges Actenftlid über das Recht, Geſandte zu ſchicken, zu 
empfangen und zu behaubeln ſiud bie bei de Real t. V, p. 140 ff. und in Rousset, 
Cerem. diplom. t. I, p. 481 abgedruckten angeblichen Geſetze Kaifer Carls V. in 
Betreff der Geſandten. S. auch v. Martens, Erzählungen I, S. 371. So wenig 
bei ihrem Inhalte Bedenken Statt finden, jo wenig fcheint pas Aufichreiben folcher 
Geſetze der Zeit Kaifer Carle V. zu entfprechen. Bis auf befferen Beweis halten 
wir ſie für apokryphiſch. Ein ähnliches Actenftücd über die Immunitäten ber Ge- 
fandten wirb weiterhin zu erwähnen fein. 

2) Battel IV, 65. 66. Merlin a. O. Sect. IL, 83. 

8 J. J. Mofer, Verfuch III, 89. Beiträge III, 90. Bielfeld, Institut. I, 178. 
Merlin, Sect, III, n. 3. Klüber, Droit des gens $ 176. 187. 

% So ift fein Staat ſchuldig, päpftliche Legaten oder Nuncien mit den ihnen 
nach den Kirchengejeben (Mirus 8 94 ff.) von ſelbſt zuftehenden oder ausdrücklich 
ertheilten Bollmachten zuzulaffen, deren Ausübung mit der Sonveränetät ober kirch⸗ 
lichen Berfaffung des betreffenden Staates collidiret. Es Tann vielmehr bier, wie 
z. B. in Frankreich gefchieht, die Auflegung einer beftimmten beſchränkten Vollmacht 
verlangt werben. Merlin, Rep. univ. Ministre publ. sect. V, 87. 

5) Bemerkenswerth tft die Einrichtung des Franzöſiſchen Miniſteriums ber 
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DI. die an fremde Staaten abgeordneten Staatsdiener und Bevoll⸗ 
mächtigten. 

In letzterer Hinficht unterſcheidet Die neuere Staatenpraris folgende 
- Rategorien, bald mit einer bleibenden allgemeinen Miffion zur Unter: 
haltung einer dauernden Verbindung, bald nur zu beftimmten Einzel- 
zweden: | 

a. Gefandte mit einem öffentlich beglaubigten amtlichen Charakter 
zur unmittelbaren Verhandlung mit fremden Staatögewalten; 
legati publice missi, Ministres publics; 

b. Agenten, die zwar zu gleichem Zwede, jedoch ohne öffentlichen 
amtlichen Charakter abgeordnet werden; 

c. Commiffarten, welchen blos beftimmte einzelne Gefchäfte und 
ohne Directe Verhandlung mit den höchften Organen der aus⸗ 
wärtigen Staatsgewalt aufgetragen werden; endlich 

d. die Eonfuln für die Handelsintereffen ($ 244 ff.). 

Alle dieſe Können entweder auf beftimmte oder unbeftimmte Zeit des. 
finitio oder nur einftweilen (ad interim) angeftellt werden. 

Dazu kommen dann noch die erforderlichen Hilfsperfonen, ihre 
Secretäre und fonftigen Büreauglieder, fo wie die zur Correfpondenz 
dienenden Couriere, Felbjäger und dergl. 


Nechtöverhältniffe der diplomatifchen Perfonen überhaupt. 


202. Jede in den vorgedachten Kategorien begriffene Diploma 
tifche Perfon fteht zuvörderſt in einem ftaatsdienftlichen Verhältniffe' 
zu Dem von ihr vertretenen Staate, mit den nach dem inneren Staats- 
rechte Darauf haftenden Verpflichtungen, Rechten und Garantien; fo- 
dann in einem völferrechtlichen Verhältniffe zu demjenigen Stante, 
mit welchem zu unterbandeln ift, oft auch zu Dritten Staaten, mit 
welchen fie ihre Miffion nothwendig oder zufällig in Berührung 
bringt; und nur dieſe völferrechtlichen Beziehungen find bier noch 


auswärtigen Angelegenheiten durch Ordonnanz vom 13. Aug. 1844 (J. des Debats 
vom 20. Septbr.). Darin ein eignes Bureau de protocole, qui expedie les 
trait&s, les concessions, brevets, provisions, exequatur; qui instruit pour 
le ministre les questions relatives au ceremonial et au protocole, aux pri- 
vileges, immunitös et franchises des ambassadeurs et ministres &trangers. 
1) Hierzu vgl. den Rechtsfall in ber Zeitjchrift fir Staatswiſſenſch. XI, 320. 

23 


— 
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feine Perfon, fondern auch denjenigen zugeftanden, welche zu feiner 
Begleitung in der gedachten Eigenfchaft gehören‘ und zu derfelben 
legitimixt werben können. Es erftredt fich ferner auf einen unge- 
hinderten Brief» und Depefchenwechjel mit dem einheimifchen Staate, 
fei e8 durch eigene Couriere, die fich als ſolche ausweiſen, oder Durch 
Benutzung der Poftanftalten, fofern nur Die zur Beförderung übers 
gebenen Korrefpondenzen Durch Deutliche Zeichen als Diplomatifche zu 
erfennen find”. Allein es kann nicht geltend gemacht werden, wenn 
der Abgeordnete oder Die zu ihm gehörige PBerfon Durch ein eigenes 
vechtswidriges Verfahren eine Reaction und insbefondere eine Siche- 
rungs⸗ und VBertheidigungsmaßregel gegen fich herworgerufen hat; es 
Kann ferner nicht in Betracht kommen, mindeftens zu feiner völfer- 
rechtlichen Ahndung führen, wenn der Abgeordnete fich in ein Ver⸗ 
hältniß begeben Hat, welches mit feiner völkerrechtlichen Stellung in 
feinem Zufammenhange fteht, wobei er auch nur eine Behandlung 
als Privatperfon erwarten konnte’; endlich aber dann, wenn fein 
völferrechtlicher Charakter der ihn verlegenden Gegenparteti unbelannt 
war‘. — Iſt eine Beleidigung der völferrechtlichen Perfon eines 
Abgeordneten wirklich zugefügt, und zwar von Seiten der auswär- 
tigen Staatsgewalt felbft, fo ift Diefe auch zu einer Genugihuung 
im völferrechtlichen Wege nach Maßgabe der zugefügten Kränkung 
in einer der bereits früher bezeichneten Weiſen verbunden ($ 102). 
Zit fie von einem ihrer Unterthanen zugefügt, fo kann Die Genug- 
thuung nur von dieſem nad) den Gefegen feines Staates gefordert und 
dafür deſſen Vermittelung in Anfpruch genommen werben ($ 103). 


4) Bgl. die obige 1.7. D. ad L. Jul. eit, 

2) Mofer, Verſuch IV, 140. Beiträge IV, 542, F. €. v. Moſers Heine 
Schriften 4, Nr.2. Schmeling, Völkerr. $ 339. 

3) So Tann ein Diplomat, welcher als Schriftfteller auftritt, durch feinen 
offlciellen Charakter nicht gegen eine Kritik geſchützt fein, welche auch gegen einen 
anderen Schriftfteller zuläffig ift; fogar eine perjänlich kränkende wird bier als 
ſchlichte Injurie zu behandeln fein, wenn ber amtliche Charakter babei nicht an⸗ 
gegriffen wird. Die beim Befuche eines Bordells oder einer gemeinen Gefellihaft 
erlittene Unbill vermag ſchwerlich eine völlkerrechtliche Ahndung zu begründen. 
Vgl. 1.15. $15. D. de injur. Si quis virgines appellasset si tamen an- 
cillari veste vestitas, minus peccare videtur; multo minus si meretricia 
veste vestitae fuissent. 

*) Bol. Battel IV, 82, Merlin V, Nr. 2. 
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Daß indeſſen der Abgeordnete ſelbſt ſich Recht nehmen dürfe, wie 
behauptet worden iſt, kann wenigſtens außer dem Falle einer noch 
. zuläffigen Vertheidigung nicht für erlaubt erachtet werden". 


Eremtion von fremder Staatögewalt. 


205. Auch eine Exemtion der Diplomatifchen Agenten von jedem 
flörenden Einfluffe der fremden Staatsgewalt auf ihre Handlungen 
verfteht fich fo fehr von felbft, daß fie bereits im Alterthbume in 
einzelnen Beziehungen hervortritt. So wurde im Römerftaate fogar 
den Abgeordneten einzelner Provinzen oder Stäbte ein ius domum 
revocandi zugeftanden, d. 5. das Recht, während ihres Aufenthaltes 
in Rom die Einlaffung auf Civilffagen aus älteren Forderungen, 
ja felbft auf Anflagen wegen früherer Vergehen zu verweigern oder 
fih Doch nur vorläufig darauf einzulaffen”. Das neuere Völker⸗ 
berfommen bat dieſes bei eigentlichen Gefandten in Verbindung mit 
der perfönlichen Unverleßbarfeit zu einem Erterritorialitäts-PBrivilegtum 
geftaltet, wovon jeboch Fein Schluß auf alle anderen Diplomatifchen 
Perfonen (8 198) fofort zu machen fein würde, deren NRechtsverhält- 
niffe vielmehr nur aus den natürlichen Poftulaten des diplomatischen 
Verkehres zu erklären und zu reguliren find. 

In der Natur der Sache iſt nun ein Mehreres nicht begründet, 
als daß alle Diplomatifchen Perfonen, wenn ihre Function gehörig 
beglaubigt und anerkannt tft, fogar in ihren eigenen perfönlichen An- 
gelegenheiten mit einer befonderen Rüdficht behandelt werben müffen, 
damit das ihnen aufgetragene Gefchäft nicht unterbrochen oder beein- 
trächtigt werde’, In welcher Weife dergleichen Störungen indeffen 
zu entfernen feien, würde in Ermangelung conventioneller Beftim- 


1) 9. Bacafiy, Geſandtſchaftsrecht S. 167. Klüber, Droit des gens $ 203. 
Note e., woſelbſt die entgegenftehende Anficht vo. Römers angeführt if. Eine 
Menge Beifpiele von Berleungen gefanbtfchaftlicher Berfonen und dafür gegebenen 
Genugthuungen ſ. in B. de Martens, Causes c&löbr. II, 390.439 f. Mirus $ 340. 

2) L.2. 8 3—6. 1.24. 81.2. 1.25. D. de judiciis. L. 12. D. de accu- 
sation, unb bazn Bynkershoek, de iudice comp. c.6. Merlin V, $4. Die 
Hanptanfichten ber neueren Publiciften find auch bargeftellt in Wheaton, Histoire 
p. 170 (I, 290). ' 

8, „Ne impediatur legatio“, „ne ab officio suscepto legationis avocetur* 
ift auch der Grund der obigen Vorſchriften des Romiſchen Rechtes, 
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mungen von den Gefegen und Anordnungen jeder Staatsgewalt ab- 
hängen, in deren Bereich fich jene Perfonen befinden; Die natürliche 
Negel des Völferrechtes widerfegt fich nur jedem Acte Der Staats- 
gewalt, es ſei in Juſtiz- oder Verwaltungsfachen, womit Die perfün- 
lihe Unverlegbarkeit eines fremden Abgeordneten und Die Würde 
des von ihm vertretenen Staates nicht zufammen beftehen Tönnte, 
jo daß insbeſondere kein perſönliches Zwangöverfahren gegen ihn 
angewendet werden darf’. 


Pflihtverhältniß der diplomatifhen Perfonen im fremden Staate und Rechte 
desselben gegen fie. 


206. Das Hauptmotiv, welches das Verhalten eines Abgeord- 
neten in dem fremden Staate beftimmen muß, tft die Pflicht einer 
treuen Vertretung aller Intereffen - des abjendenden Staates nach 
den Zielen und in den Grenzen des empfangenen Auftrages, deſſen 
Erklärung und Auffaffung felbft wieder nur durch die Sorge für 
das Heil, die Würde und den Beſtand des vertretenen Staates 
geleitet werden. muß. Andererfeits ift es Die dem fremden Staate 
und feinem echte gebührende Achtung, welche Die zur Erreichung 
des Zweckes dienlichen Mittel normirt. Der Abgeordnete hat fich 
daher jeder Kränkung des auswärtigen Staates und feiner Inftitu- 
tionen zu enthalten, desgleichen aller Einmifchung in Die Verwaltung 
mit Anmaßung von befehlender Gewalt und Form? Er hat fi 
lediglich auf Anträge und Verhandlungen zu bejchränfen, fo wie auf 
thatfächliche Behauptung feiner Stellung im Wege der Vertheidigung. 
Meberfchreitet er Die Grenzen feiner Stellung, fo Hat Die fremde 
Regierung das Recht, ihn auf Diefelben zurückzuweiſen und überdies 


ı) Eine gänzliche Befreiung von ber answärtigen Gerichtsbarkeit in perfün- 
lihen Sachen der Gefandten kann aus der Natur des Gefanbtichaftsverhältniffes 
allerdings wohl nicht hergeleitet werben, wie ſolches noch neuerdings wieber von 
Pinheiro Ferreira zu Battel IV, 92 ff. und fchon von vielen Aelteren bemerkt, 
auch nicht allezeit in der Praris ber einzelnen Staaten angenommen ift. Freilich 
aber eine Gerichtsbarkeit ohne Die Möglichkeit einer Zmangsrealifirung hat fehr 
wenig Bebentung, und bie Grenze, bis wohin fe dennoch gehen kaun, ihre großen 
Schwierigkeiten. Daher erflärt fih die Aufnahme der Exterritorialitätsfiction in 
bie neuere Staatenpraris. 

2) Wicquefort, PAmb. I, c. 4. 
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nach Bewandtniß der Umſtände auf eine Genugthuung bei dem 
abweſenden Souverän zu beſtehen; endlich auch bei wirklichen An⸗ 
griffen und Verletzungen der Staatsordnung vertheidigungsweiſe, ja 
ſelbſt feindlich gegen feine Perſon zu verfahren‘. Sogar die Fiction 
der Erterritortalität kann hiergegen, wie man weiterhin ſehen wird, 
feinen Schuß gewähren; denn Das Hausrecht des fremden Staates 
gegen jede fremdartige Beeinträchtigung bleibt Dadurch unberührt. 

Dagegen ift Alles, was der Abgeordnete innerhalb der Grenzen 
feines beglanbigten oder präfumtiven Auftrages gethan bat, auch für 
den abjendenden Staat verbindlich, defjen Gutheißung und Vollziehung 
von diefem nicht verweigert werden Tann, ausgenommen fofern noch 
die rechtliche Möglichkeit einer Ratificationsverweigerung gegeben tft 
(8 87), oder fofern fich der Abgeordnete einer trenlofen Benutzung 
feiner Vollmachten fehuldig ‚gemacht hat, oder fofern die worzulegende 
Vollmachtbeſchränkung von ihm nicht vorgelegt worden iſt. Daß 
der eigene Dolus der fremden Regierung bei der Verhandlung mit 
dem Abgeordneten ihr Fein Necht gegen den abjendenden Staat ver- 
fchaffen könne, verfteht ſich von felbft. 

Die Summe der Pflichten im diplomatifchen Verkehre ift Treue 
gegen den eigenen Staat, Redlichkeit gegen den fremden; nichts alfo 
auch widerfprechender als ein Shftem gegenfeltiger Beftechung der 
Stantenvertreter. Nicht einmal Gefchente für vollendete Verband: 
ungen follten erlaubt oder gebräuchlich fein, fo wenig als im übrigen 
Staatsdienfte. Auch die Ausficht auf ein Gefchent kann Blenden und 
das Gewiſſen über das Staatswohl einfchläfern?, 

1) Bol. Merlin sect. V, $4. n.10. 11. 

2) Die angeblichen, anfcheinenb apokryphiſchen Lois de Charles V. au sujet 
des ambassadeurs (abgebrudt italieniih in Rousset, Cerim. dipl. I, 481, fran- 
zöftih bei de Real V, 33 und in Martens, Erzählungen I) fagen über Obiges: 
„IX. Le caractöre d’Ambassadeur est si respectable, que quand möme il 
feroit un trait& contraire aux interöts du Prince qui l’a envoie, ce Prince 
n’en serait pas moins tenu d’observer inviolablement le traitö. Autrement 
il violeroit le droit des gens et de la socièté civile. — X. Si un Ambas- 
sadeur devient infidele au Prince qui l’envoie, et s’il le trahit en faveur 
du Prince, chez lequel il röside, tous les traites qu’il conclura dans cette 
situation seront absolument nuls, de quelque espece et nature quils 
soient. — XI. Aucun Prince ne pourra, sans encourir le bläme d’infamie, 
tenter de corrompre l’Ambassadeur d’un autre, quand möme cet autre 
Prince seroit son ennemi, parcegu’une seduction de cette nature blesse 
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Berhältnig zu dritten Staaten. 


207. Alles Vorbemerkte leidet wejentlich nur Anwendung dem⸗ 
jenigen Staate gegenüber, an welchen die Miffion erfolgt, nicht aber 
auch gegen einen dritten Staat. Diefer hat nur ſolche Rüdfichten 
zu nehmen, welche er überhaupt gegen fremde Untertbanen und ins- 
befondere aus dem abfendenden Stante zu beobachten fchuldig tft; 
auch kann feinen eigenen Rechten in anderer Beziehung nichts Durch 
die fremde Miffion entzogen werben. Indeſſen gebietet das allgemeine 
Intereffe an einem ungebinderten diplomatiſchen Verkehre und die 
jedem anderen Staate fchuldige Achtung, vornehmlich bei friedlichen 
und freundfchaftlichen Verhältniffen, jedem dritten Staate von felbft, 
fih einer unnöthigen Störung des fremden Durchgangverfchres zu 
enthalten, ja, das gleiche Intereffe fordert, mie durch ſtillſchweigende 
Convention, zur möglichften Beförderung folchen Verkehres auf. 
Gewiß aber eriftirt Fein Zugeſtändniß der Unverlegbarkeit fremder 
Geſandten Seitens dritter Staaten‘, vielmehr haben dieſe in ein- 


le droit des gens. S'il arrive qu’un Ambassadeur devienne infidele & son 
prince, le souverain chez lequel il reside doit le lui renvoyer chargé de 
fers. — XI Qu’il soit döfendu & l’Ambassadeur de recevoir des pr&sents 
du Prince avec lequel il traite, surtout si l’on peut soupgonner que par 
là ce Prince veut l’obliger & favoriser ses intöröts. II peut n&anmoins 
selon l’usage 6tabli dans les cours, recevoir, & la fin des ne&gociations 
Villustre marque de bienveillance que les souverains ont coutume de donner 
en pareille conjoncture; mais lorsqu’il est de retour dans sa patrie il doit 
mettre ce prösent aux pieds de son prince et reconnoitre qu’il ne le tient 
que de sa bonte.“ — ©, übrigens auch Jo. Chr. Eschenbach, Imperans — 
an factum ministri contra jussum specialem agentis ratum habere sit obli- 
gatus? Rost. 1753. Aug. Gtthf. Schmuck (se. Eisler), de contractu legati 
contra mandatum arcanum valido. Vitemb. 1758. Ä 
1) In den angeblichen Gefegen von Earl V. heißt e8 zwar unter Nr. XV.: 
„Lorsque les Ambassadeurs devront passer par d’autres souverainetes que 
celles oü leur maitre les a envoy6s, il faudra qu’ils soient munis de Passe- 
ports pour &viter tous fächeux aceidents, car & leur passage, ils ne peu- 
vent pretendre d’autres &gards que ceux qui sont accordes par le droit 
des gens et aux &trangers selon leur rang et leur fortune; mais la cor- 
respondence mutuelle des nations veut qu’un caractöre si &minent soit 
respecte partout.* Eine ähnliche Anficht ftellte Vattel auf IV, 84. Allein es ift 
Alles nur guter Wille des dritten Staates, Die richtige Anſicht |. bei Merlin V, 
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zelnen Fällen ftets den Grundfag, daß fie den Charakter des fremden 
Abgeordneten nicht zu reſpectiren haben, fobald ihr eigenes Necht 
damit in Conflict kommt, behauptet. Ja, man bat Durchreifende 
Gefandte einer fremden Macht, mit welcher man im Kriege befindlich 
war; arretirt', desgleichen Perfonalarreft wegen cioilvechtficher Ver⸗ 
bindlichkeiten gegen fie verfügt?. Ebenfo wenig kann bezweifelt werden, 
Daß gegen den Abgeordneten wegen Verbrechen, womit er dem dritten 
Staate verhaftet ift, eine Arretirung, Unterfuchung und Beftrafung 
. zuläffig fel. Sein diplomatifcher Agent darf fich endlich in Die An⸗ 
gelegenbeiten eines dritten Staates mit dem anderen mifchen, bet 
welchem er angeftellt ift, fofern ihm dazu Fein Auftrag exrtheilt tft, 
widrigenfalls gegen ihn auf Aurechtweifung bei der abfendenden 
- Regierung angetragen werden Tann". Geſchützt bleibt Dagegen die 
völferrechtliche Perfon des Abgeordneten in dem Staate, bei welchem 
er accreditirt if, felbft wenn er hier in Die Hand einer dritten Macht 
geräth, fofern er nur felbit Leine Feindfeligleiten wider letztere verübt 
hat‘; desgleichen feine Eorrefpondenz anf neutralen Schiffen aus 
neutralem Lande nach dem Mutterlande‘. 


1. Arten und Rechtsverhältniſſe der charakterifirten Geſandten. 


208. Obgleich an und für ſich kein weſentlicher Unterſchied 
unter den Abgeſandten der Staatsgewalten beſtehet, ſo hat doch das 
Ceremoniell der Höfe und die gemeinſame Staatenpraxis gewiſſe 
Rangklaſſen angenommen und bei einzelnen Kategorien außerdem 
noch ordentliche und außerordentliche Abgeordnete unterſchieden, welche 
Letzteren noch etwas mehr bedeuten ſollten als die Erſteren, was 
indeſſen gegenwärtig kein allgemeines Herkommen weiter für fich hat. 


8 3. n. 4 mb $5. m. 14. Ward, Enquiry U, 556 s. Wheaton, Intern. L. 
II, 1, 11 (20 &d. fr.). 

1) Wie dem Marichall Belleisie 1744 wiberfuhr. v. Martens, Erzäßt. I, 152. 
B. de Martens, Causes celebres I, 285. 

2) So gegen ben Grafen Wartensieben 1763. v. Martens, Erzähl. I, 170, 

8) Ein Beiipiel |. in B. de Martens, Causes celebres I, 311. 

4“) Dies war ver Fall des Grafen Monti in Danzig. B. de Martens, ibid. 
I, 210. 

5) Wheaton, Intern, L. IH, 1, 20 (19 &d. fr.). 
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Die erfte Elaffe bilden nach dem neueften Herlommen: 
die päpftlichen Legaten a oder de latere! und Nuntten, desgleichen 
die Ambaffadeurs? oder Botſchafter der weltlichen Mächte. 

Die zweite Claſſe: 
alle mit dem Titel eines Internuntins*, Gefandten oder Mini⸗ 
fierg oder bevollmächtigten Miniſters bei fremden Souveränen 
beglaubigten Diplomaten. 

Die dritte Elaffe: 
die bloßen Gejchäftsträger, welche nur bei den Minifterien der 
auswärtigen Angelegenheiten beglaubigt find, und zwar ohne 
Unterfchled, ob ihnen noch der Titel eines Miniſters gegeben ift 
oder nicht. Eben dahin würden auch Die mit Ddiplomatifchen 
Functionen beauftragten Conſuln zu rechnen fein, wogegen bie 
mit dem Titel eines Minifter- Refidenten bei fremden Höfen An⸗ 
geftellten eine Mittelclaffe zwifchen der zweiten und Dritten aus- 
machen follen*. 

Der älteren Praris waren dieſe Unterfcheldungen fremd; man 
fannte nur DBotfchafter (Ambassadeurs) und Agenten. Allmählich 
wurden danır aber bei einzelnen Höfen die übrigen Titel und Qua⸗ 
lificationen mehr oder weniger üblih. In Anfehung der gejandt- 
ſchaftlichen Gefchäfte felbft, der Fähigkeit Dazu und ihrer Giltigkett, 
{ft der ganze NRangunterfchied völlig ohne Einfluß. Nur die Eigen- 


1) Es ift ein Irrthum, daß zwilchen ben logati a und de latere ein Unter- 
ſchied beftehe, wie Bielfeld, Institut. politig. T. V, p. 272 zu behaupten fcheint, 
Nur zwiſchen Legaten a (oder de) latere und den Nuntien befteht der Unterfchied, 
daß jene nur aus ber Zahl der Earbinäle find, letztere nicht. 

3) Spanifh: embaxadores, Italieniſch: ambaciatori. Bielleiht von dem 
Deutſchen Ambacht = Amt, ober aus dem Spanifhen: Embiar, abſenden. 
Eine feltfame Etymologie des Wortes giebt Pinheiro Ferreira zu Battel IV, 70. 

8) Defterreich bat fie feit Leopold I. (1678) in Eonftantinopel, Vehſe, Ge- 
ichichte des Defterreichifchen Hofes VI, 121. 

4) Die neueften Regulative bierilber find während des Wiener und Aachener 
Congreſſes getroffen worden, nämlich in dem Protofoll der Benollmächtigten der 
acht hauptjächlichen Unterzeichner der Eongrefacte vom 19. März 1815 und in dem 
der Bevollmächtigten der fünf Großmächte, d. d. Aachen, 21. November 1818. 
©. die Anlagen. Wegen ver fucceffiven Ausbildung der obigen Claſſification vgl. 
Merlin a. O. Sect. I. Schmeling, Völkerr. $ 281, und wegen der Minifter- 
Refidenten: Wurm, in der Zeitfchrift für Staatswiffenih. X, 558, Gutschmid 
(resp. Ferber), de praerog. ord. inter leg. $ 39, 
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ſchaft einer perfönlichen Vertretung des Souveräns wird den Bot- 
fchaftern im böchften Grabe oder vorzugsweife beigelegt". 


Modalitäten der Ernennungen. 


209. Die Wahl der Perfon des Gefandten hängt lediglich von 
dem Willen des Abfenders ab. Weder ‚Gefchlecht”, noch Geburt 
oder Rang begründen an fih ein Hindernig. Rathſam tft nur, eine 
dem auswärtigen Souverän angenehme Perfon zu wählen, Da der⸗ 
felbe, wie ſchon bemerkt (8 197), in feinem Falle verpflichtet fein 
fann, eine ihm unangenehme Perfon perfönlich zu empfangen oder 
eine fpectelle Unterhandlung mit ihr beginnen zu laffen. Nach Be» 
Ichaffenheit der Größe und des Charakters der Miffion können auch 
mehrere Gefandte zugleich für denfelben Zweck abgeordnet werden, 
es fet nun mit gleichem Rechte und Range oder mit ungleichem, was 
der Abfender näher zu beftimmen hat. Ein Gefandter kann ferner 
bet mehreren Höfen zugleich oder auch von mehreren Höfen bei 
einem anderen accreditirt werden. 
Zu welcher Rangclaffe die Gefandten gehören follen, hängt 
ebenfalls von dem Willen des Senders ab. Indeſſen befteht hierbei 
die Marime: 
a. Man fehiet einander. meift nur Gefandte derjenigen Claffe zu, 
welche man auch von dem anderen Theile zu empfangen ges 
wöhnt iſt. Kleinere Mächte richten ſich hierbei nach ihren 
Mitteln. 
b. Mächte mit Königlichen Ehren fenden an Souveräne von ge- 
ringerem Range niemals Gefandte erfter Elaffe und empfangen 
dergleichen auch nicht von ihnen. 
Schwerlih kann man indeffen beweifen, daß das Recht, Votfchafter 
zu ernennen, nur ein Königliches Hecht fet”. Gewiß ift es ſchon 

1) Bielleicht nach dem Borgange der Cardinal⸗Legaten, welche als Carbinäle 
in der Römifch-Fatholiichen Kircheniprache als Söhne des Papftes gelten. 

2) Beiſpiele weiblicher Abgefanbten bei Merlin sect. II, n. 3. Mirus 
8 127.128. Bol. indeffen Berliner Revne Bd. VI, 133, wonach nur bie Mar- 
ſchallin v. Ouebriant hierher gehören würde, auch Gessner, de i. uxoris legati 
atque legatae. Hal. 1851. p. 42 8. 

2) ©. ſchon Battel IV, 78. Bgl. auch in fer Beziehung Moſer, 
Verſ. IH, 5 und Beitr. IH, 7, Merlin sect. IL, 8 2. n. 
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öfter von geringeren Souveränen geübt worden. Ja, ift es wahr, 
daß Botfchafter Die eigentlichen Vertreter der Perfon des Souveräns 
find, fo müßte fogar, wenn es auf eine folche perfönliche Vertretung 
anfömmt, 3. B. in PVermählungsangelegenheiten, jederzeit ein Ge- 
fandter erfter Elaffe abgeorbnet werden, und felbft dem geringften 
Souverän dürfte demnach dieſelbe Befugniß nicht verfagt werden. 
Andeffen trifft man fchon der Koften wegen bierbei gern eine andere 
Auskunft. 


Beglaubigung und Sicherftellung des geſandtſchaftlichen Charakters. 


210. Der öffentliche Charakter eines Geſandten beginnt in 
Anſehung des von ihm repräſentirten Staates mit feiner Ernennung. 
Er erhält von Legterem feine Inftructtionen, Durch welche das 
Maß feiner Verantwortlichkeit gegen den eigenen Staat beftinmt 
wird‘. Zur Legitimation bei der auswärtigen Staatsgewalt hingegen 
empfängt er, wenn ihm beftimmte Gefchäfte oder Verhandlungen 
aufgetragen find, eine fchriftliche förmlihe Vollmacht?, welche den 
Zwed, fo wie Die Grenzen des Auftrages bezeichnet und die Nicht- 
ſchnur für Die Giltigkeit aller Handlungen des Vertreters, ungehindert 
durch den Inhalt der Inftructionen, bildet, wenn nicht auch Diefe 
zur Erklärung der Vollmacht mitgetheilt worden find; fodann regel- 
mäßig oder auch ganz allein, worzüglich bei allgemeinen dauernden 
Miffionen, ein eigenes Beglaubigungsfchreiben (lettre de 
ereance), wodurch der abfendende Souverän dem auswärtigen Die 
Miffion feines Abgeordneten im Allgemeinen bekannt macht und ihn 
den Erklärungen desſelben Gehör zu ſchenken erfucht‘. Gefandte 
dritter Claffe werden ihrerſeits nur durch den Minifter der aus- 
wäörtigen Angelegenheiten bei. dem auswärtigen Amte im fremden 
Staate beglaubigt. . 

1) Zur Nebenausrüftung gehört die Mitgabe einer Geheimfchrift und ein 
Schlüſſel derjelben (chiffre chiffrant et dechiffrant), auch wohl eines |. g. chiffre 
banal, zur Correſpondenz mit ben übrigen Gefanbten derſelben Macht. Bol. 
3. 2. Klüber, Kryptographie. Tübingen 1809. Calliöre, sur la maniere de nögo- 
cier. chap. 20. Mirus $ 160 ff. 

2) Sonft zuweilen ad omnes populos. Lamberti, M&moires VII, 742. 


IX, 655. Im Uebrigen vgl. Mirus $ 136 — 141. 
3) Mirus 8 132— 134. 
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Der vöollerrechtliche Repräſentativcharakter mit den Davon ab» 
hängigen Rechten beginnt demnächſt für den fremden Staat erft nad) 
erhaltener officieller Kenntniß von der Miffion und Perfon des 
Ahgeordneten. Einer ausdrüdlichen oder ftillfehweigenden Annahme _ 
bedarf es jedoch nicht; der beglaubigte Abgeordnete fteht nichtödefto- 
weniger unter dem Schuge des Völlerrechtes felbft im feindlichen 
Gebiete, fo lange nicht feine Zurückweiſung deutlich erffärt und die 
ihm erforderliche Zeit, um den fremden Staat wieder zu verlaffen, 
verfirichen ift. Ausfertigung und Zuftellung von Päffen ift nur Das 
gewöhnliche Zeichen der Genehmigung von Seiten der auswärtigen 
Staatsgewalt und die officielle Legitimation gegen die Behörden ihres 
Landes; eine Sicherftellung des völferrechtlichen Charakters. Die 
ceremonielfen Befugniffe und Vorrechte können Dagegen natürlicher 
Weiſe nicht eher in Kraft treten, als bis der fremde Staat nach 
erhaltener Kenntniß von der Miffion Ddieferbalb die nöthigen Ver⸗ 
fügungen zu treffen vermocht und der Abgeordnete felbft dasjenige 
beobachtet hat, was zu feinem Auftreten bei der fremden Staats⸗ 
gewalt erforderlich ift; in Beziehung auf Die Aeußerlichkeiten des Hof- 
lebens alfo regelmäßig erft nach geſchehener Vorſtellung!. Erfolgt eine 
Beränderung in der amtlichen Stellung eines Gefandten, namentlich 
eine Beförderung in eine höhere Rangclafje, fo wird auch hierüber 
eine neue Beglaubigung ausgefertigt und binfichtlich derſelben das⸗ 
jenige beobachtet, was bei dem erften Auftreten in der neuen Eigen- 
ſchaft in ceremonieller Weife erforderlich gewefen fein würde. 


Rechte der geſandtſchaftlichen Perfonen überhaupt. 


211. Schon längft ift e8 an den Höfen und bei den mit ihnen 
wettelfernden Nepublifen üblich geworden, ihren Gefandten, welche 
fie mit herkömmlichen Titeln und gehörigen Beglaubigungen ab- 


ı) „I est certain“, jagt Merlin mit Hecht in ber ſchon $ 201 angeführten 
Stelle V, 3, 3, „que son caractöre public ne se d&veloppe dans toute son 
&endue, que lorsqu’il est reconnu et admis par le souverain & qui il remet 
ses lettres de cr&ance. Mais pour ce qui est de la protection du droit 
des gens, de la sürete et de l'inviolabilitö de sa personne, il doit en jouir 
des qu'il a mis le pied dans le pays oü il est envoy6, et qu'il s’est fait 
reconnaitre.“ 
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ſchicken, gewiſſe Rechte beizulegen, zu vindiciren und gegenfeitig zu- 
zugeftehen, welche weit über Den nothwendigen Bedarf hinausgehen. 
Diefelben erfcheinen 
theils als berfömmliche Auffaſſung und Ausdehnung der jedem 
Abgeordneten an fremde Staaten gebührenden Unverletzbarkeit 
und Selbſtſtändigkeit, welche beide zu einem vollftändigen Er- 
territortalttätsverhältniffe" in dem oben 8 42 Dargeftellten Um⸗ 
fange ausgebildet worden find; 
theils als ganz für fich beftehbende Befugniſſe und Chrenbezen- 
gungen, welche der Würde eines fremden Staatsvertreters 
(feinem ſ. g. ceremoniellen Charakter) in ſtillſchweigend conven⸗ 
tioneller Weiſe zugeſtanden werden. 
Ein allgemein und ausdrücklich als verpflichtend anerkanntes Geſetz 
giebt es weder in der einen noch anderen Beziehung?. Nur in ein⸗ 
zelnen Stüden läßt ſich ein feftes, auf Die Meinung der Nothwen- 
digkeit geftügtes Herkommen oder eine Obfervanz unter gewiſſen 
Staaten darthun. 


Rechte der Geſandten unter der Exterritorialitätsfiction. 


a. Unverletzbarkeit. 


212. Was zunächſt die Unverletzbarkeit anbetrifft, fo be- 
ſchränkt ſich dieſe nicht blos auf die Perſon des Geſandten und 
ſein Gefolge unmittelbar, ſondern erſtreckt ſich noch überdies auf 
diejenigen Sachen, welche mit feiner Perſon und feiner Würde im 
nächſten Zuſammenhange fteben; insbeſondere 

auf das geſandtſchaftliche Wohnhaus, ſoweit es von dem Ab- 


1) Als ein bereits feftftehendes erjcheint Diefes bei Groot II, 18, 4. Aller 
dings ift es noch fpäterhin Doctrinell beftritten worden, 3. B. von Cocceji und 
neuerdings zum Theil von Pinheiro Ferreira, fo wie von Evertfen d. 3. in dem 
ſchon mehrfach angeführten Werke, 

2) Die bei Rousset, de Real V und v. Martens, Erzähl. I, 369 abgebrudten 
Immunites accorde&es par l’Empereur aux Ambassadeurs (angeblih von 
Carl V.) find wohl ebenſo apokryphiſch, als die fehon oben angeflihrten Lois 
(S. 359). Beſondere Berorbnungen einzelner Staaten finden fich abgedruckt bei 
v. Martens a. O. I, 830 und II, 334. Die eigenthümlichen früheren) Verhält⸗ 
nifje der Gefandten bei der Pforte |. in Zinkeifen, Gejchichte des Osmanifchen 
Reiches Bd. 3. Bell. 
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georbnneten wirklich für ſich und Die Seinigen in Befchlag ge⸗ 
nommen if}; | 
auf das Mobiliar, welches zur Ausrüftung diefer Wohnung dient; 
endlich 
auf Die Equipage der Gefandtichaft?. 
Alle diefe Sachen gelten als befriedet; weder die auswärtige Staats- 
gewalt felbft, noch auch ihre Untertbanen dürfen ſich Daran gewaltfam 
vergreifen, ohne fich einer Verlegung des Völkerrechtes fchuldig zu 
machen”; jedoch können auch andererſeits dieſe Sachen nicht Dazu 
dienen, um Acte der auswärtigen Staatsgewalt, welche ihnen gegen 
dritte Perſonen zuftändig find, zu vereiteln; in&befondere tft, wie 
gegenwärtig wohl außer Zweifel fteht, fein Afylvecht Damit ver- 
bunden, obgleich es zumwellen in Anfpruch genommen worden tft‘. 
Ereignet ſich demnach, daß ein Verfolgter feine Zuflucht in Die ges 
fandtfchaftliche Wohnung oder Carrofje nimmt: fo muß unbedingt 
die Auslieferung erfolgen; nur bringt e8 die Achtung gegen den 
Gefandten und deffen Staat mit ſich, Daß die Auslieferung auf eine 
fo wenig als möglich auffällige oder für den Gefandten verlegende 
Weiſe verlangt werde. Diefes kann jedoch nicht hindern, fofortige 
Sicherungsmafiregeln zu treffen, daß der Flüchtige Durch den bier- 
mit entftebenden Verzug fich nicht der Verfolgung entziehe; auch 
kann im Balle vermweigerter Auslieferung die fremde Regierung fich 
unbedenklich feiner Perfon ſogar wider den Willen des Gefandten 
bemächtigen und hierzu in das Hotel desfelben eindringen, immer. 
jedoh unter der Bedingung, jeder thatfächlichen Verlegung feiner 
Perſon und der mit ihm befriedeten Sachen fich zu enthalten". 


1) Merlin sect. V, 8 5. n. 3. Bgl. mit Battel IV, $ 117. 

2) Battel $ 118. Vgl. Bynkershoek, de iud. comp. XVI, 4. 

8, Dies ift jedoch fohwerlich auf die Ausübung eines Netentionsrechtes zu be- 
ziehen, welches ein Staatsunterthan an effectiv fchon in feinen Händen befindlichen 
Sachen wider einen fremden Gefanbten ohne Zuthun des Staates auszuüben ver⸗ 
mag. Solche Privatrechte kann der gefandtichaftliche Charakter nicht befeitigen. Ein 
Fall diefer Art ift befprochen von Wheaton, El&m. du droit intern. I, 203 und 
Evertsen d. J., over de grenzen etc. 285. Anderer Meinung ift Geßner in ber. 
©. 363 angeführten Abhandlung. 

4) Chr. Thomasius, de iure asyli legator. aedib. competente. Lips. 1689. 
und diss. Lips. 1695. n. XVI. Bynkershoek 1. c. cap. 21. Merlin V,$5.n. 4. 
Dann in Reyfche und Wilde, Zeitfchrift III, 363 f. 

5 Einzelne Fälle, welches Obiges beftätigen, j. bei Merlin a, .O. Ferner in 
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Außer diefem Balle ift gewiß jedes Eindringen und Durchfuchen des 
Hotel! etwas Unerlaubtes, fogar wenn der VBerbadht obwaltete, daß 
dasfelbe zum Scute eines Berbrechers oder zur Verhehlung der 
Spuren eines Verbrechens benugt werde. Inzwifhen muß aud) 
hierüber der Gefandte auf Befragen Auskunft ertheilen; würbe bie 
Antwort verweigert oder in ungenügender Weife gegeben, fo würde 
die Staatöregierung nicht verhindert fein, die Durchfuchung dennoch 
vorzunehmen; ohne alle Frage Dann, wenn fie Grund zu dem Ver⸗ 
dachte Hätte, Daß das Hotel zu einer feindlichen Unternehmung gegen 
fie dienen ſolle. 

In dieſen einfachen Grenzen befteht Die fogenannte Quartier⸗ 
freiheit der Geſandten (la franchise de Y’hötel, ius franchisiae sive 
franchisiarum); wenn man fie in Älterer Zeit an einigen Orten auf 
das ganze Stadtquartier des Hoteld ausgedehnt und demfelben da⸗ 
durch einen gewifjen Charakter von Erterritorialität gegeben Hat, fo 
berubete dieſes Tediglich nur auf einzelnen Eonceffionen, Die jedoch in 
neuerer Zeit größtentheils oder gänzlich zurüdgenommen find‘. Ebenfo 
unbefugt, ohne Vergünſtigung des auswärtigen Staates, ift die Er- 
theilung von Schußbriefen für einzelne Berfonen, welche ein Gefandter 
unter feine Aegide zu nehmen beabfichtigen könnte?. 

In Betreff dritter Staaten gilt das Obige im 8 204; and) 
harakterifirte Gefandte können fich Hier nicht auf Unverletzbarkeit 
berufen, wie die dort bemerkten Beifptele darthun. 


b. Recht ber eigenen Religionsübung. 


213. Diefelbe Unverletzbarkeit und Unabhängigkeit, welche einem 
Gefandten der fremden Staatsregierung gegenüber zufteht, gewährt 
ihm auch das Mecht einer eigenen freien Religionsübung, fogar einer 
folchen, welche nach den auswärtigen Staatögefegen verboten fein 
würde”. Allerdings verfteht fich jedoch Diefelbe nur innerhalb der 


v. Martens, Erzähl, I, S. 217 f. Bar. de Martens, Causes e&löbr. I, 174. In 
der älteren Zeit bat man freilich von Seiten der Geſandten ftarle Prätenfionen 
gemadt und jede Perguifition abweifen wollen. Bol. 3.8. Bar. de Martens 
l. ec. II, 371. 

1) S. die Note 4, 5 der vorigen S. angeführten Schriften. In Rom ifl 
biefe Ouartierfreibeit fett 1815 befchränft auf correctionelle Vergehen. 

3) Moſer, Verſuch IV, 320. 

8) ©, vorzüglich Über dieſen Gegenſtand: J. H. Boehmer, J. Eceles. Prot. IU, 
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Grenzen einer fogenannten Hausandacht, mithin nur innerhalb des 
gefanbtfchaftlichen Hotels, ohne alles öffentliche Gepränge, namentlich 
ohne Gebrauch von Gloden und Orgeln und ohne äußerliche, nad) 
der Straße hin fichtbare Zeichen einer befonderen Eultuseinrichtung, 
3 DB. ohne die Geftalt von Kirchenfenftern, wenn nicht in Diefer 
Hinficht Die auswärtige Staatsregierung eine befondere Conceffion 
macht. Im Mebrigen gehört e8 zu den ausgemachten Befugnifien 
der Gefandten erfter und zweiter Claſſe, fo wie auch der Minifter- 
refidenten, eine eigene Capelle in ihrem Quartier und für den Gottes- 
dienſt einen eigenen Geiftlichen ihrer Eonfeffion zu haben, wenigftens 
dann, wenn fib am nämlichen Orte feine vollftändige Kirchen- 
einrichtung für Diefelbe befinden follte. Ein folcher Geiftlicher kann 
aber nicht von dem Gefandten felbft, fondern nur von feiner Regie- 
rung ober mit deren Erlaubniß angenommen werben; tft Diefes ge- 
fchehen, fo würde ihm auch Die Ausübung von Parochtalhandlungen 
mit bürgerlicher Giltigleit innerhalb des gefandtfchaftlichen Hotels 
nicht abzufprechen und er als Der eigentlich competente Pfarrer — 
falls er nur die Hierzu erforderlichen Tirchlichen Eigenfchaften befigt 
— in Beziehung auf das gefandifchaftliche Perſonal zu betrachten 
fein!, In keiner Weiſe darf ein folcher Geiftlicher öffentlich mit den 
Zeichen feines Standes erfcheinen, oder fonftigen Berfonen die Theil- 
nahme an dem gefandtfchaftlichen Gottesdienfte geftattet werden, oder 
die Aufnahme von Profelyten aus einer anderen NReligionspartei er- 
folgen, es fei denn unter Zulafjung ober Conntvenz der auswärtigen 
Staatsregierung. 

Das Recht eines folchen particulären Eultus dauert fo lange, 
als der Gefandte feine gefandtfchaftliche Qualität beibehält, felbft 
noch für Die Seinigen, wenn er eine Zeit lang von feinem Poften 
abwesend fein müßte”. Es muß jedoch eingeftellt werben bei einer 
wirklichen Suspenfion des gefandtfchaftlichen Charakters und mit 
diefem felbft völlig aufhören. 

3, 37, 45 sqq. 3.3. Mofer, Verf. IV, 155. Deſſen Beitr. IV, 185. v. Mar- 
tens, Völkerr. Hptſt. VII. Klüber $ 215. 216. Schmeling $ 355. Wildman 
I, 129. 

1) Ob dergleihen Parochialacte auch an anderen Perſonen giltig vollzogen 
werben fünnen, hängt von den auf fie in Anwenbung kommenden bürgerlichen 
Geſetzen ab. 

2) Schläger, Briefwechjel TH. IH, e. 76. 

24 
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0. Befreiung der Gefandten von der Strafgerihtsbarkteit bes 
answärtigen Staates, 


214. Zöllig außer Zweifel fteht in der heutigen Staatenpraxis, 
daß keine gefandtfchaftliche Berfon, felbft nicht wegen verübter Ver⸗ 
gehen oder Berbrechen der Strafgerichtsbarkeit des auswärtigen 
Staates unterworfen ift, wiewohl diefes in früheren Jahrhunderten 
bedenklich gefunden und beftritten worden tft. Die Praxis felbft 
bietet bereitd aus den legten drei Sahrhunderten fein Beiſpiel des 
Gegentheiles dar. Ebenfo ausgemacht iſt aber auf Der anderen Seite, 
daß der gefandtfchaftliche Charakter nicht etwa das Privilegium giebt, 
ungehindert fogar die unerlaubteften oder fchändlichften Handlungen 
zu begehen, vielmehr fteht nicht allein Dem mit einem Angriffe be- 
drobten Privatmanne das Necht der Vertheidigung, und der Pollzet 
des auswärtigen Staates das Recht einer thatfächlichen Intervention 
gegen beabfichtigte Unordnungen ober Verbrechen zu, fondern es 
fönnen auch, wenn dergleichen fchon begangen find, unbedenklich alle 
Mafregeln ergriffen werden, welche die Anterefien des verlegten 
Staates gegen weitere Beeinträchtigung fihern und das Aergerniß 
entfernen, was Durch das Verhalten des fremden Gefandten gegeben 
worden tft, ohme jedoch dabei die Würde des fremden Staates felbft 
zu beeinträchtigen, folglich mit größefter Schonung, 

Zu diefen Maßregeln, welche allerdings nur von ber Höchften 
Staatsgewalt, nicht aber von untergeordneten Behörden ausgehen 
fönnen?, gehört in geringeren Fällen eine vertrauliche Warnung des 
GSefandten oder eine Befchwerbe bei feinem Souverän; in fchwereren 
Fällen die Beantragung feiner Zurücdberufung und Beftrafung bei 
dem abfendenden Souverän; in der Zwifchenzeit Beauffichtigung der 
Berfon des Gefandten, oder auch Statt deſſen, und wenn ber be- 
antragten Zurüdberufung feine Folge gegeben werden follte, Weg. 
ſchaffung des Gefandten über die Grenze, endlih im fchlimmften 
Falle, wenn der Gefandte fich in eine offene Eonfpiration oder Kriegs⸗ 
unternehmung gegen die auswärtige Regierung eingelaffen haben follte, 
eine gleichfalls unmittelbar feindfelige Behandlung desfelben, nament- 


1) Die Gefchichte dieſes internationalen Dogma f. bei Bynkershoek, de iud. 
comp. legati cap. 24 und 17—19. gl. Wheaton, Histoire p. 170 s. $irirt 
ift Die Anficht Hauptjächlich feit Groot II, 18. $ 4. 

2) Merlin, Questions de droit mot: parlamentair. 
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ich Gefangennehmung und etwaige Törperliche Retention bis zu er- 
langter Genugthuung oder erfolgter Vertheidigung!. 

Steht ein Gefandter auch noch in einem dauernden Unterthang- 
oder Dienftverhältniffe zu dem Staate, bei welchem er als Gefandter 
einer anderen Macht accreditirt ift, fo Tann jenem das Recht der 
Beftrafung durch das gefandtfchaftliche Verhältniß fchwerlich entzogen 
fein?. Gewiß aber wird zuvor das Intereffe des auswärtigen Staa- 
te8 duch genommene Rüdiprache mit demfelben vor weiterem gericht- 
lichen Einfchreiten ficher zu ftellen fein. 


d. Befreiung bon der bürgerlihen und polizeilichen 
Gerichtsbarkeit. 


215. Nachdem ſich einmal die Fiction einer Exterritorialität 
der Gefandten aufgethan Hatte, konnte deren Eremtion von der bür- 
gerlichen Gerichtsbarkeit in dem bereits 8 42, No. VII Dargelegten 
Umfange nicht ausbleiben. Zwar find die Meinungen hierüber ftets 
getheilter gewefen, als in Betreff der Strafgerichtsbarkeit”; e8 würde 
auch, wie wir noch an einer anderen Stelle ($ 202) bemerkt haben, 
eine gänzliche Eremtion in allen bürgerlichen Streitfachen ohne Unter- 
Ichled aus der Natur der gefandtfchaftlichen Miſſion nicht zu vecht- 
fertigen fein; indeffen giebt es, jo viel uns befannt, zur Zeit fein 
Land, in welchem noch andere Ausnahmen von der Eremtion der 
Gefandten ftatuirt würden, als die mit der Erterritortalttät an fich 


1) Die obigen Grundſätze find theild aus inneren Gründen, theil® aus dem 
Berfahren der Praris gerechtfertigt. S. Merlin a. O. sect. V. 84. Nr. 10—13, 
Ward, Enquiry Il, 486. 506. Unter den neueren Pubficiften findet ſich nirgends 
eine abweichende Anficht. Die ältere Literatur f. bei.v. Ompteda $ 253 und bei 
v. Kamptz 8 228. Der lebte Verſuch einer Anklage eines fremden Gefandten wurde 
1765 von bem Chevalier D’Eon wider ven Franzöſiſchen Ambassadeur de Guerchy 
gemacht, inbeffen feheint Die Sache keinen Fortgang gehabt zu haben, Mofer, 
Verſuch 419. Ward gedenkt dieſes Falles nicht in feiner fonft fo forgfältigen 
Auseinanderfegung der Frage. 

2) Im diefem Falle befand ſich Wicquefort felbft im Sabre 1675, wie Byn- 
kershoek Cap. 18, 8 6 Darlegt. 

2) Die Erörterung dieſes Punktes nach feinen inneren und gefchichtlichen 
Gründen fiehe bei Bynkershoek, de iud. compet. und bei Evertjen d. J. a. O., 
welcher indeß die gefandtfchaftliche Immunität zu Gunften des Privatrechtes ſehr zu 
beſchränken fucht, wie auch ſchon die Neigung der älteren Holländiſchen Praxis war. 
Sonftige Schriften findet man bei v. Ompteda 8 265 und v. Kamptz 8 236. 

24% 
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verträglichen'; fo daß für jegt jeber Streit unerheblich ober nieber- 
gefchlagen fein dürfte. Aus dem theoretifchen Standpunkte laſſen fich 
allerdings Bedenken erheben, ob dieſe allfeitige Staatenprarts nur 
auf einer precären Convenienz oder auf einer Meberzeugung von ber 
inneren Nothwendigkeit des Principes beruht; ob nicht alfo jeber 
Staat von der bisherigen Obfervanz ohne Nechtsverlegung gegen die 
übrigen wieder abgehen dürfe”. Geſetzt indeß, es wäre zu bejahen, 
fo würde fich die bürgerliche Gerichtsbarkeit wider einen fremden 
Sefandten immerhin doch in denjenigen Grenzen balten müſſen, 
innerhalb deren fie gegen einen nicht anwejenden Ausländer ausgeübt 
werden darf, niemal® aber bis zu körperlichen Zwangsmaßregeln 
gegen bie Perſon des Gefandten, oder auf die mit Ihm befriedeten 
Sachen erftredt werden können. 

Was von der bürgerlichen Gerichtsbarkeit gift, Teibet im Wefent- 
lichen auch auf die polizeiliche Gerichtsbarkeit Anwendung. Zwar 
fann fich ein Gefandter der Beobachtung der polizeilichen Anord- 
nungen in Betreff der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in und 
außer feinem Hotel nicht entheben; jedoch kann er im alle der 
Eontravention nicht zur Verantwortung gezogen werden, vielmehr 
leidet bier nur der Weg Anwendung, welcher im vorhergehenden 
Paragraphen in Anfehung Leichter Vergebungen als der geeignete 
bezeichnet worben tft. 


e. Selbfigerihtsbarleit der Gefandten. 


216. Aus der tfolirten Stellung der Gefandten im Auslande, 
aus der Fiction der Erterritortalität in Betreff ihrer und ihrer An⸗ 
gehörigen, endlich aus der Vorftellung, daß die Gefandten, wenigftens 
die der erften Clafje, Die perfünlichen Vertreter des Souveräng feien, 
konnte leicht die Anficht entftehen, daß denfelben eine eigene Gerichts⸗ 
barkeit innerhalb des erterritortalen Bereiches ihrer Miffion gebühre"; 


1) Den Nachweis fuchte fchon Merlin sect. V, $ 4. Nr. 1—9 und Ward, 
Enquiry II, 497 zu liefern. S. übrigens au) Wildman I, 93. 

2) S. auch Pinbeiro Ferreira zu Vattel IV, $ 92 u. ff. 

8) Verſchiedene Anfichten bierliber und Berfuche einer Jurisdictionsattribution 
j. bet Bynkershoek a. O. c.15 u. 21. Merlin sect. V, $6.n.2 und IV,n.4s. 
Comte de Garden, Traitö compl. de diplom. II, 169. 143. Gegen eine folche 
Gerichtsbarkeit erflärt fih Evertsen d. J. p. 374. 
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und es fehlt auch nicht an gefchichtlichen Beiſpielen, daß fogar Die 
Ausübung der höchften Strafgerichtsbarkett, nämlich eines Blut⸗ 
gerichtes, in einzelnen Fällen verfucht oder behauptet worden tft', wie 
man fie in der Älteren Zeit jedem Souverän als Über die Seinigen 
nach eigenem Ermeſſen zuftändig vindiciren wollte; um wie viel mehr 
alfo die bürgerliche Gerichtsbarkeit. Diefe Anficht hat fich indeffen 
nie zu einer wirklichen Praxis erhoben. Auf alle Fälle würde es 
Dazu einer ausdrüdlichen Delegation der Gerichtsbarkeit von Selten 
des abfendenden Souveräns bedurft haben und noch bedürfen; Die 
Berhängung von Criminalftrafen aber würde einem Botfchafter in 
feinem Hotel ebenfo wenig von dem auswärtigen Staate, worin er 
fich befindet, nachgefeben werden, als man jene einem fremden Sou⸗ 
verän felbft geftatten würde. Nur in den mufelmännifchen Staaten 
des Drientes ift meiftens den Europälfchen Abgeordneten eine um⸗ 
faffende Gerichtsbarkeit, befonders In Straffachen „gemäß den Ge- 
bräuchen der Franken“ bewilligt, fo wie man den mufelmännifchen 
Gefandten an Europäifchen Höfen eine unbeſchränkte Gerichtsbarfett 
über ihre Leute geftattet oder nachgefehen hat”. Unter den Euro- 
pätfhen Mächten felbft hingegen ift fie nur auf eine fehr unter- 
geordnete Thätigkeit befchränkt und dem vaterlndiſchen Staate die 
volle Gerichtsbarkeit vorbehalten. 
Jene Thätigkeit beſteht 
a. in Criminalfällen, woran ſich ein Angehöriger der Geſandtſchaft 
betheiligt, in der Feſtnahme des Verdächtigen oder Nachſuchung 
ſeiner Auslieferung; in der Conſtatirung des Thatbeſtandes, 
fo weit ſie in der geſandtſchaftlichen Localitaͤt möglich iſt, even⸗ 
tuell in desfallſigen Requiſitionen an die auswärtigen Behörden, 
fodann in der Vernehmung der zur Gefandtfchaft gehörigen 
Zeugen, hiernächſt in der Ablieferung an die Behörden der 
Heimath zur weiteren Verfügung; überhaupt alfo in dem Rechte 
des ſ. g. erften Angriffes und weiterhin in der Ausführung der 
Requifitionen der heimathlichen Gerichte. Zur Auslieferung an 


1) Memoires de Sully VI, 1 und darnach B. de Martens, Causes celebr. 
D, 370. 

2) Mofer, Beitr. IV, 256. v. Sted, Berfuche Über verſchiedene Materien. 
Berlin 1783. Ber. XII, S. 88. Wegen Preußen: Stengel, Beitr. zur Kenntniß 
ber Juſtizverfaſſung in den Preußiſchen Staaten XII, ©. 2%, Mirus $ 355, 
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die Gerichte des fremden Staates iſt dagegen Tein Gefandter 

vermöge eigener Autorität berechtiget, jchon wegen des obigen 

Principes (8 63, V.); 

b. in der Ausübung einer freiwilligen Gerichtsbarkeit zu Gunften 
der Angehörigen der Gefandtfchaft; namentlih alfo in Auf- 
nahme und Legalifirung von Xeftamenten, Beglaubigung von 
Contracten, Stegelanlegungen und dergl. 

Sollte diefe Gerichtsbarkeit auch noch von anderen Staatsgenofjen 
des abfendenden Staates benugt werden dürfen, fo gehört Dazu ohne 
Zweifel ein befonderer Auftrag; der fremde Staat würde fie überdies 
in den ihn betreffenden Angelegenheiten nicht anzuerfennen haben. 

Das Necht einer Streitgerichtsbarkeit tft den Gefandten an 
Europäifchen chriftlichen Höfen felbft für Die Perfonen ihres Gefolges, 
fo viel befannt, nirgends eingeräumt‘, fondern fie vollziehen bier nur 
etwaige Negquifitionen, insbeſondere Zeugenverböre, und zwar Alles 
diefes nach den Gefegen ihres Heimatheftantes. 

Daß jeder Gefandter in Betreff feiner Hausgenoffen, welche 
nicht beigeordnete Beamte find, wenigftens das Recht einer mäßigen 
Züchtigung oder eine f. g. Correctionalgerichtöbarfeit habe, iſt zwar 
in älterer Zeit oft als Regel behauptet worden, allein nach ben 
jegigen Staatseinrichtungen entweder überhaupt nicht ober doch nur 
ſehr ausnahmsweife zugegeben”. 


Defondere Immunitäten der Gefandten. 


217. Zu allen bisherigen Privilegien haben fich, ohne Zweifel 
durch Ausdehnung des Erterritorialitätsbegriffes und durch Nüds 
fichten der Hospitalität, auch noch manche andere Befreiungen, im 
Befonderen eine allgemeine Abgabenfreiheit gefelfet, wofür jedoch 
eine innere Nothwendigkeit oder Confequenz des gefandtfchaftlichen 
Charakters nicht erkannt zu werden vermag. Zwar eine Befreiung 
von allen regelmäßigen perfönlichen Staatslaften folgt ſchon aus ber 
gewöhnlich dem Gefandten anflebenden Eigenfchaft eines Ausländer®; 


1) Das Gegentheil behauptet Graf Garben im Traitö compl. de diplomatie 
II, ch. 21. p. 143. 169. 170 offenbar gegen bie moberne Praris. Vgl. Evertsen 
p. 377. 

2) Bgl. Merlin a. O. IV,n. 4 f. Martens, Völlerr. $ 219, Evertsen p. 379. 
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allein fie wird auch noch auf indirecte Abgaben ausgedehnt, fo daß 
Die Artikel für den Bedarf der Gefandtfchaft zofffrei aus dem Aus- 
lande von den Gefandtfchaften bezogen werden. Inzwifchen bat man 
in neuerer Zeit von Seiten der Regierungen gewiffe Grenzen gefekt, . 
da eine Verbindlichkeit zur Bewilligung derartiger Privilegien durch» 
aus nicht vorhanden tft. Ein Gefandter kann fich fogar nicht einmal 
den zur Sicherftellung des Abgabenintereffes nothiwendigen Durch- 
fuchungen entziehen, wenn nur. fein Hotel und fein Staatswagen 
unberührt bleibt, und er die Verficherung giebt, daß fich Teine Con- 
trebande darin befindet. 
In keinem Falle erſtreckt fich die Abgabenfreiheit der Gefandten 
a. auf Dingliche Laſten, welche auf den dem Gefandten zugehörigen 
Grundftüden haften; 

b. auf perfönliche Laften für die Ausübung flaatsbürgerlicher Be⸗ 
fugniffe, welche mit dem gefandtfchaftlichen Charakter nichts 
gemein haben; z. B. auf Abgaben für die Ausübung eines ges 
wiffen Handels; 

c. auf diejenigen Staats⸗ und Gemeinde: - Abgaben, welche ins⸗ 
gemein auf der Benutzung gewiſſer Sachen und Vortheile haften; 
z. B. Chauſſee⸗ und Straßengelder, wofern nicht auch hierin eine 
gewiſſe Liberalität und Höflichkeit beobachtet wird; desgleichen 
Mieths⸗ und Wohnungsſteuer. 

Im Allgemeinen iſt jedoch eine völlig gleichförmige Regel bei dieſem 
völferrechtlichen Privilegium nicht erweislich!. 


Geremonialverhältniffe der Geſandten. 


218. Zu den fogenannten Ceremontalrechten der Gefandten 
gehört vor allen Dingen eine ihrer Stellung entfprechende Aufnahme 
in dem fremden Staate. Wie jene eingerichtet werden folle, hängt 


1) Bol. Merlin sect.V, $5. n. 2. Im Einzelnen vergleiche man die ſchon 
oben angeführten gefetlichen Verordnungen einzelner Staaten in v. Martens, Erzähl. 
Th. I u. I. Anhang. Dazu wegen Rußland die Ukas von 1817 in Martens, 
N. Recueil t. III, p. 96. Wegen Spanien Königl. Decret vom Oct. 1814. Wegen 
Neapel Königl. Decret vom 22, Febr. 1819. Martens, N. Recueil t. V, p. 346. 
Wegen Preußen Reglement von 1797. In Stodholm gilt feit 1825 unbeſchränkte 
Befreiung von allen Abgaben. ©. auch ſchon L. 8. C. de vectigal. 4, 61. 
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an fi von dem Ermeſſen bes lekteren ab. Der Geſandte kann 
nur verlangen und erwarten, in feiner irgendwie herabſetzenden Weiſe, 
fondern mit NRüdficht auf den Rang feines Staates und auf bie 
Kategorie des ihm beigelegten Gefandtfchaftscharaktere, ohne Zurüd- 
ftellung gegen Andere von gleicher Kategorie, aufgenommen zu werden. 
Er felbft muß auch dazu Die VBeranlafjung geben, indem er fich vor- 
erft bei dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten meldet und 
ihn erfucht, Die weiteren Einleitungen zu feiner Aufnahme bei dem 
Souperän zu treffen, namentlich” zur Uebergabe feiner Creditive, 
fofern dieſe an den Souverän felbft gerichtet find. Ob num bie 
Einführung und Audienz bei dem letteren eine befonders feierliche 
(fogenannte öffentliche) oder private fein foll; mit welchen Förmlich⸗ 
feiten fie begleitet und beendigt werben foll': alles dieſes hängt von 
dem fpeciellen Staats- oder Hofftil, fo wie von der Entfchließung 
des fremden Souveräns ab, fofern nur nicht dem angegebenen all- 
gemeinen Principe entgegen gehandelt wird, Die dabei vorkommen⸗ 
den Förmlichkeiten find aber im Wefentlichen kein Segenftand des 
Bölferrechtes. 

Lediglich ein Gegenftand der politifchen Conventenz find dem⸗ 

nächſt auch die von den Gefandten abzuftattenden fernerweiten Be⸗ 
fuche, wiewohl man auch bier von Nechten gefprochen und felbige 
geltend zu machen gefucht hat. 
Reine Conventenzbefuche, Die freilich kaum unterlaffen werben 
dürfen, find vorab Die Beſuche oder Vorftellungen bei den Mitglie- 
dern der fouveränen Familie in monarchifchen Staaten; fodann bei 
dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und bei den Mit- 
gliedern des Diplomatifchen Corps. In der Tetteren Beziehung tft 
fogar von einem Rechte des erften Befuches die Rebe; Gefandte 
erfter Claſſe haben einen folchen nicht felten von dem Minifter Der 
auswärtigen Angelegenheiten, gewiß von den bereits anwefenden Glie- 
dern des Diplomatifchen Corps verlangt; Dennoch aber beruhet hier 
Altes auf bloßer Höflichkeit, ein Zwangsrecht ifl durch den Gebrauch 
ſchwerlich als begründet anzufehen?. 


1) &, darüber Bynkershoek, Quaest. iur. publ. I, 7. Wicquefort 
I, ce. 19. 

2) Vgl. Merlin sect. IV. Das Uebliche bei den Geſandten erſter Klaffe 
ſ. bei 8 221. 
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Sperielle Rangredte!. 


219. Die Aengftlichkeit, womit die Regierungen von jeher ihre 
Würde zu bewachen fuchten, führte auch zu einer Ängftlichen Beob⸗ 
achtung der Nangverhältniffe unter den diplomatifchen Vertretern. 
Die größere Gefchmeidigfeit der jetigen Zeit und Sitte macht es 
möglich, fie auf folgende Säge zu bejchränfen: 

I. unter Gefandten derſelben Macht entjcheibet über den Vor⸗ 
rang die Vorfchrift des eigenen Souveräns und ftillfchweigend Die 
- Ordnung in.dem gemeinfchaftlichen Ereditiv; 

I. unter Gefanbten verſchiedener Mächte entfcheidet zumächft 
die höhere Claſſe ohne Rücficht auf den Rang der Souveräne; 

III. unter Gefandten derfelben Claſſe entfchied fonft der Rang 
des abfendenden Souveräns oder das Verhältniß des fremden Sou- 
veräns zu dem einzelnen auswärtigen Regierungen. Das Wiener 
Rangreglement der acht Europätfchen Mächte läßt das Datum ber 
amtlichen Belanntmachung der Ankunft unter den Mitgliedern der⸗ 
felben Claſſe entfcheiden, vorbehaltlich Des Vorzuges, welchen wenig⸗ 
ftens katholiſche Mächte übereinftimmend den päpftlichen Gefandten 
derfelden Elaffe einräumen. Weder verwandtjchaftliche noch fonftige 
Familtenverhältniffe follen außerdem in Betracht kommen, fo wenig 
‚ als die Benennung eines außerorbentlichen Botfchafters, Gefandten 
und dergl. vor den fogenannten ordentlichen einen Vorzug zu geben 
vermag. Ä 
IV. tm eigenen Haufe und als Wirth giebt man einem Ge- 
fandten gleicher Claſſe jederzeit den Vorrang. Nur Gefandten erfter 
Claffe enthalten fich Dasfelbe in Betreff der übrigen Elaffen zu thun. 


Defondere Borrechte der Geſandten erfter Claffe. 


220. Spectelle Ehrenrechte hat man in der neueren Europät- 
Then Staatenprarts allezeit den Gefandten erfter Claſſe zugeftanden, 
indem man ihnen vorzugswelfe eine Repräfentation der Perfon ihrer 
Souveräane zufchrieb. Kraft derfelben haben fie an dem fremden 
Hofe wohl gar den unmittelbaren Rang nach den Prinzen von Kai⸗ 


!) Chrstn. Guil. Gutschmid (resp. Ferber), de praerogativa ordinis inter 
legates. Lips. 1755, 
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ferlihem ober Königlihem Geblüt verlangt, desgleichen vor den regie- 
renden Häuptern felbit, falls ihr eigener Souverän denfelben vorgehen 
würde. Diefer Anfpruch ift ohne zureichenden Grund, da, wie fchon 
bemerkt ward, Die angebliche Höchit- perfönliche Nepräfentation der 
Gefandten erfter Elaffe eine bloße Fiction ohne Innere Wahrheit ift. 
Der Bertreter einer Perfon tft niemals die phyſiſche Perfon felbft; 
ebenfo wenig kann ein Souverän fich vervielfältigen und Das, was 
an feiner Berfon ausſchließlich haftet, ſelbſt noch Anderen mittheilen!. 
Auch der Geſandte eriter Claffe ift daher im fremden Stante nichts 
als ein fremder Untertban erften Ranges, anderen Untertbanen felbft 
nur als Organ feines Souveräns voranftehend, Dadurch aber nicht 
berechtiget, den eigenen oberen Organen der fremden Staatsgewalt 
vorzugehen. 
Anerkannte Vorrechte der Gefandten erfter Elaffe find indeß: 

a. das Prädicat: „Excellenz“, defjen fich nur der auswärtige Sou- 
verän felbft nicht zu bedienen braucht; 

b. das Necht eines Thronhimmels in ihrem Empfangsfaale; 

. 0. das Recht, ſich in Gegenwart des fremden Souveräns zu be> 
deden, nachdem diefer felbft Damit vorangegangen tft”; 

d. das Recht mit ſechs Pferden und mit Staatsquaften zu fahren; 

fonft auch gewöhnlich 

. ein befonders feterlicher Empfang”; 

f. nad) dem gewöhnlichen Gebrauche Das f.g. Recht der erften 
Viſite, d. h. den erften Beſuch won allen ſchon anmwefenden Ges 
fandten, von den Gefandten erfter Claſſe jedoch erſt nach vor⸗ 
läufiger Anzeige der Ankunft, zu erwarten‘. 

Daß man den päpftlichen Legaten und Nuntien, wenigftens an fatho- 
tifchen Höfen, den Vorrang vor weltlichen Gefandten erfter Claffe 
einräumt, ift nach der Stellung der Kirche erflärlich”; Dagegen ift 
es nicht gelungen, den Cardinallegaten denjenigen Rang zu ver» 


& 


1) gl. H. Cocceji, de repraesentatione legator. und Commentar. zu 
Groot I, 18, 4. 

2) ©. Wicquefort I, c.19. p.229 und Ward, Enquiry I, 563. 602. Rote, 

3, Selbſt Kanonengruß. Mofer, Beitr. III, 187. 

*%) Gutschmid $ 34. 

5) Unwiderſprochen ift dieſes jeboch nicht immer geweſen. Vgl. Mofer, Berl. 
IV, 52. 


i 
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ſchaffen, welchen das Ceremoniell des Römifchen Hofes, namentlich 
feit Sixtus V., ihnen beftimmt hatte!. 


Familie und Gefolge der Gefandten. 


221. Unter die Perfonen, welche zu der Umgebung eines Ge- 
fandten gehören und dadurch ebenfalls beftimmter Rechte und Pri- 
vilegien, insbeſondere der perjönlichen Unverleßbarkeit und Erterri- 
torialität mittheilhaftig werben, gehören vorzüglich: 

a. Die Gemahlinnen der Gefandten, während ihres Aufenthaltes 

im fremden Staate, 

Eigenthümliche Ceremonialrechte find Ihnen im Allgemeinen zwar nicht 
zugeftanden; man behandelt fie al8 Fremde von Auszeichnung und 
weifet ihnen aus Höflichkeit Diefelben Ehrenpläge unter den Damen 
an, welche der Gemahl unter den Männern einnimmt. Nur Die 
Gemahlin eines Botfchafters genießt herfömmlich des Titels einer 
Ambafjadrice, jo wie meiftend des Vorrechtes des Tabouret in Zir- 
feln der Kalferinnen und Königinnen’. Einen befonderen Neligions- 
eult nach ihrer Confeffion können fie nicht prätendiren?. 
b. Kinder und andere Familienglieder der Gefandten, welche fich 
bei ihnen befinden. 
Diefe werden in ceremonteller Hinficht Tediglich wie Fremde gleicher 
Standesfategorien behandelt. 
c. Die Gefandtfchaftsfecretäre in ihren verfchiedenen, meiſt zwei⸗ 
fahen Rangkategorien, deren Beitimmung wie überhaupt ihre 
j Ernennung von dem abfendenden Souverän abhängig if. 
Anfpruh auf ein beftimmtes Ceremontell im auswärtigen Staate 
haben fie nicht. 
d. Die etwaigen Attaches oder Gentilshommes, Eleven und Pagen 
der Gefandtfchaft, welche zu ihrem Prunfdienfte gehören. 


1) Vgl. Ward, Enquiry II, 385. 386. | 
2) Fr. Carl v. Mofer, kl. Schriften Bd. 3. In England nehmen die Eoun- 


tefjes den Rang vor den Ambaſſadricen. Gessner, de i. uxoris legati. Hal. 1851. 
Berliner Revue VI, 181. 


8) Daß der Gemahl einen ſolchen Gottesdienft im Hotel einrichten ober ge 
ftatten dürfe, fol nicht beftritten werben, 
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e. Der Geiftlihe (Aumonier) und ber Arzt der Gefandtfchaft, 
infofern fie dieſe Eigenfchaft nicht blos nebenbei Haben; 
endlich 

f. die Lioreebebienten und Domeftifen des Gefandten. 
In älterer Zeit legte man größeren Werth auf dergleichen Gefolg- 
ſchaften, als es jet die öffentliche Meinung thut und Die Staats- 
okonomie geftattet. Unfehlbar Tann auch der fremde Staat, an welchen 
die Miſſion gefchieht, einer übertriebenen Vermehrung des Berfonales 
Grenzen fegen, desgleichen genaue Mittheilung über die Perfonalten 
aus polizeilichen Rüdfichten und im eigenen Intereffe der Gefandten 
verlangen‘, endlich für den Eintritt von Unterthanen in den Dienft 
eines Gefandten befondere Bedingungen vorfchreiben?. 

Außer Zweifel liegt jett, Daß alle vorgenannten Perfonen, fogar 
wenn fie Unterthanen des fremden Staates wären, in der Exterrito⸗ 
rialttät des Gefandten felbft mitbegriffen und Dadurch insbeſondere 
von der Straf» und bürgerlichen Gerichtsbarkeit des fremden Staates 
in gleicher Weiſe ertmirt, mithin der Gerichtsbarkeit des abfendenden 
Staates unterworfen find, fowett dieſe nicht dem Gefandten felbft 
delegirt fein follte* ($ 214). Nur bei zahlreich befuchten Eongreffen 
hat man fich zumellen vereinigt, daß Die gefandtfchaftlichen Diener, 
welche Feine wirklichen Beamten find, der Ortsobrigfeit untergeben 
fein follten‘. Weberdies Tann ein Gefandter unbedenklich jeden Do- 


1) Schon die goldene Bulle Kaiſer Carls IV. fegte den Churfürſtlichen Wahl⸗ 
gefandtichaften hierin beftimmte Grenzen. 

2) Bol. wegen Nordamerika v. Martens, Erzähl. II, 398. 

8) Die neuere Staatenpraris ift allgemein dafür. S. wegen England ben 
Barlamentsact von 1709. B. de Martens, Causes célèbr. I, 59; wegen Franl- 
reich und mehrerer anderer Staaten Merlin; wegen Preußen Allgem. Ger.-Orbn. 
Th. I. Tit. 2. 8 63. 67 ff. Königl. Däniſche Verordnung vom 8. October 1708 
(v. Martens, Erzähl, I, 353), ferner die Nordamerikaniſche Eongrefacte von 17% 
(ebend. II, ©. 397). — Desgleihen die Autorität der gewichtigften Publiciften. 
Bol. Ward, Enquiry II, 553 f. Merlin sect. VI, n. 28. Streitigfeiten, welche 
hierüber noch im Jahre 1790 am Pfälzifchen Hofe mit dem Preufifchen Miniſter 
bei Gelegenheit eines Falles vorkamen, obſchon zur feinem Refultat gebiehen, f. noch 
in B. de Martens, Nouv. causes c&l. II, 22 f. Dagegen auch wieber einen Fall, 
wo durch Nepreffalten die Erterritorialität der Domeftifen aufrecht erhalten ward 
in Desfelben Causes celebr. I, 247. 

9) Dies geſchahe am Eongreß zu Münfter und zu Nymwegen. Wicquefort 
I, 0.28. Desgl. bei dem Haager Eongreß durch Reglement vom 29. Mat 1697, 
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meſtiken, den er im Auslande ſelbſt angenommen hat, durch Wieder- 
entloffung aus feinem Dienfte der dortigen Obrigkeit wieder unter- 
werfen; fchwerlich aber Tann er auf Diefem Wege einen feiner eigenen 
Zandesangehörigen ohne Erlaubniß feines Souveräns der fremden 
Strafgewalt überliefern. Ueber diejenigen Perſonen, welche dem 
Gefandten von feinem Souveräne felbft beigegeben find, hat der 
Gefandte fo wenig, wie über Die Perfonen feiner Familie, vermöge 
der ihnen zuftehenden ftaatsbürgerlichen Garantien, irgend eine der⸗ 
artige Befugniß?. 

Daß übrigens auch einer jeden dieſer Perſonen, wenn fie den 
fremden Staat oder deſſen Angehörige thatſächlich verlegt, thatſächlich 
entgegengetreten werben kann und die Exterritorialität fie nicht gegen 
Maßregeln der Vertbeidigung, fo wie gegen augenblicliche Maßregeln 
zur Handhabung der öffentlichen Ordnung fehügen kann, verfteht fich 
von felbft”. 


II Agenten und Commiſſarien. 


222. Nichts ift nach den Bemerkungen der neueften Publiciſten 
jo unbeftimmt, als das Nechtsverhältniß eines mit feinem gejandt- 
Ichaftlichen Zitel charakterifirten Agenten oder Commiffarius, welcher 
in auswärtigen Angelegenheiten an einen fremden Staat gefendet 
wird‘, Indefjen liegt dabei zum Theil Diplomatifche Eitelfeit und 
publiciftifche Devotion zum Grunde. Zu einer genaueren Beftftellung 
des Rechtsverhältniſſes folcher Abgeorbneter muß man vorab unter- 
ſcheiden: 

I. Agenten und Commiſſarien für Privatangelegenheiten eines 
auswärtigen Staates oder Souveräns, welche gar keinen Zuſammen⸗ 
bang mit der völkerrechtlichen Perſönlichkeit derſelben haben; z. B. 
um ein Darlehn zu negociiren oder die Verwaltung einer auswär⸗ 
tigen Privatbefigung zu überwachen, zu übernehmen und dergl. Hier 

1) Bol, Vattel IV, $ 124, wo nur überfehen ift, daß der Geſandte im obigen 
leßteren Falle nicht für ſich allein handeln darf. 

2) Bol. wegen der Legationsjecretäre: Battel IV, 122. Merlin sect. VI,n.6. 

8) Eine Königl. Portug. Verordnung vom 11. Debr, 1748 erflärte fogar bie 
Hausgenofjen der Gefandten ihrer Privilegien verluſtig und nad dem Gefeten 
firafbar, wenn fie die Juſtiz beleidigen. vo. Martens, Erzählungen I, 339, 

9) Merkwürdig ift, wie 3.8. Wicquefort und Battel IV, 75 fich drehen und 
wenden, um eigentlich von den obigen Perjonen nichts auszufagen. 
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kann überall nicht von einem öffentlichen Charakter und von Damit 
verbundenen Privilegien Die Rede fein. 

II. Die fogenannten geheimen Agenten, welche zwar in Staats- 
angelegenheiten verfendet werden, jedoch ohne den oftenfiblen Auftrag, 
mit einem auswärtigen Staate oder deijen Behörden zu verhandeln, 
Sondern Lediglich nur, um über gewiſſe Verhältniffe auf einem nicht 
verbotenen, oft geheimen Wege Erfundigungen einzuziehen, oder um 
außerordentliche Eröffnungen zu machen und zu empfangen. Auch 
bier findet kein Anfpruch auf irgend ein gefandtfchaftliches Privile- 
gium Statt. | 

Endlich 

III. ſolche Agenten und Commiffarten, welche mit beftimmten 
oftenfiblen Vollmachten an die auswärtige Staatsgewalt, obgleich 
ohne einen recipirten völferrechtlichen Titel in öffentlichen Angelegen- 
heiten abgefendet werden, weil vielleicht die Umſtände noch feine 
ordentliche oder dauernde Verbindung geftatten, oder auch weil es 
auf eine minder fürmliche Abmachung eines einzelnen beftimmten 
Geſchäftes ankömmt. Bei Perfonen diefer Art läßt fich mwentgftens 
der allgemeine Anfpruch auf Unverlegbarkeit und Eremtion, wie er 
bereit8 oben (8 204 f.) dargelegt worden iſt, nicht verfennen'; Der 
Mangel eines beftimmten Namens Tann dem Wefen des Auftrages 
nichts von feinen Wirkungen entziehen; auch ift befannt, Daß es in 
älterer Zeit außer den Botfchaftern blos Agenten gab, deren Diplos 
matifche Eigenfchaft jedennoch nie verfannt wurde. Nur eine voll: 
ftändige Erterritorialität ift hier nicht üblich”. | 

Eine befondere Stellung nehmen die Confuln ein, auf welche 
wir weiterhin gelangen werden (8 244). 


1) Selbft Vattel a. O. muß dies zuletzt einräumen, Bei den Staaten von 
Holland war das Princip dur eine Orbonnanz vom 29. März 1651 anerkannt. 
Vgl. auch Mofer, Beitr. IV, 530. Allerdings ſcheint jedoch die Praris aller 
Staaten nicht darüber entſchieden zu fein. Frankreich bewilligte wenigftens vormals 
ben Agenten der Hanfeftäbte für ihre öffentlichen Handelsangelegenheiten Teine völker⸗ 
rechtlichen Prärogativen. Merlin sect. I, No.5 a. E. Jetzt ift diefes anders! 

2) So hatten die Zollvereinscommiffarien, welche fi die Deutichen Vereins⸗ 
ftaaten wechfelfeitig zufenden, zwar eine Befreiung von ber ausländiſchen Gerichts⸗ 
barkeit, aber feine Befreiung von den Staats: und Communallaſten an ihrem 
Stationsorte. Setzt, feit den Conferenzbeichlüffen won 1854, haben fie auch leßtere. 
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Beendigung und Suspenfion der diplomatifchen Functionen. 


223. Iede diplomatifche Stellung endet nach der rechtlichen 
Natur jedes Auftrages 
mit der Vollziehung des Gejchäftes; 
mit dem Ablaufe der vorbeftimmten Zeit; 
mit dem Tode des Abgeordneten; 
durch den Widerruf des ertheilten Auftrages von Seiten des 
Machtgebers; es geſchehe derfelbe ausdrücklich oder mittelbar 
durch Beftimmung des Abgeordneten zu anderen, mit feiner 
bisherigen Miffion unvereinbarlichen Verrichtungen; 
mit dem Tode des Conftituenten, fo wie Desjenigen Souberäng, 
an welchen Die Miffion gerichtet war, infofern es fi nur um 
perfönliche Angelegenheiten Handelt, ober fofern die Vollmacht 
ausdrücklich nur an die Berfon eines beftimmten Souveräng 
‚gerichtet ift'; 
fie wird wirkungslos und daher ebenfalls beendet bei eingetretener 
Unmöglichkeit, das beabfichtigte Ziel noch zu erreichen, namentlich 
durch den Ausbruch eines Krieges unter den betheiligten Mächten, 
wofern nicht Die Bunction auch auf dieſen Fall berechnet ift; 
desgleichen 
durch die Weigerung der Staatsgewalt, an welche die Miffion 
erfolgt ift, den Abgeordneten ferner zuzulaffen oder mit ihm zu 
verhandeln, fo wie Durch eine ausdrüdliche Zurüdjendung, — 
eine ihrer Natur nach feindfelitge Maßregel, welche entweder 
zur Retorfion veranlaßt, oder falls fie mit einer Tränfenden 
Behandlung verbunden war, auch noch zu befonderer Genug- 
thuung verpflichten Tann, vorausgeſetzt, Daß nicht der Abgeordnete 
ſelbſt Durch fein Verhalten die Maßregel provocirt hat“, 


') Dies ift ber gewöhnliche Fall bei Gefandten erfter und zweiter Claſſe, 
besgleichen bet Minifter - Refiventen. Gefchäftsträger erhalten ihre Vollmacht vom 
Minifter des Auswärtigen in feiner amtlichen Eigenjchaft, verlieren aljo durch fein 
Abtreten nicht ihren eigenen officiellen Charakter. S. Pinheiro Ferreita zu Vattel 
IV, 16. 

3, Bol. Wicquefort, PAmb. I, sect. 30. p. 445. 

8) Beiſpiele folcher Zurlidiendungen f. bei Wicquefort a. O. ©. 443. F. C. 
Mofer, H. Schriften VIII, 81. IX, 1. B. de Martens, Causes c&l&b. II, 485. 
Bei Eonfuln vertritt die Zurücknahme des Erequatur die Stelle der Zurückſendung. 
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Eine bloße Unterbrehung der Yunctionen und des davon ab- 
hängigen offictellen Charakters tritt endlich ein: 
wegen ausgebrochener Mißhelligkeiten unter den betheiligten Mäch- 
ten, die jedoch in Feine Feindſeligkeit übergehen; Desgleichen 
wenn eingetretene politifche Ereigniffe und Aenderungen, z.B. ein 
Regierungswechfel, die fernere Dauer der Miffion zweifelhaft 
oder Mopdificationen wahrjcheinlich machen, wobei eine Suspen- 
fion der Diplomatifchen Functionen auch wohl ausdrücklich von 
ber einen oder anderen Seite erflärt wid; 
durch den Tod oder fonftigen Regierungsrücktritt des conſtituirenden 
Souveräns oder desjenigen, an welchen die Miffton in Staats⸗ 
angelegenheiten erfolgt tft. 
Denn ein Erldfchen der Vollmacht kann Hier von Nechtswegen nicht 
angenommen werben; es müßte etwa Diefelbe, wie ſchon gefagt, aus⸗ 
drüdlih nur auf Die Perſonen der Souveräne geftellt fein. Außer- 
dem kann der Regierungswechfel Höchftens nur einen Stillſtand in 
den diplomatifchen Functionen mit ſich führen. 


Wirkungen der Suspenfion oder Beendigung diplomatifcher Sendungen. 


224. Weber die Suspenfion, noch auch die Beendigung Diplo- 
matifcher Sendungen vernichtet fofort die vwölferrechtliche Stellung 
des Beauftragten, und wenn auch vormals die Stantenpraris befon- 
ders im Falle eines ausgebrochenen Krieges nicht felten, ja ſogar 
regelmäßig noch während bes Mittelalters fchonungslos gegen Ge⸗ 
fandte verfuhr': fo bat fie fich Doch längſt einer befferen Richtung 
ergeben. Gefandte fremder Staaten müſſen auch unter den Feinden 
derfelben unverlegbar bleiben? 

Was nun zunächft den Fall einer bloßen Suspenfion betrifft, 
‚fo erftreckt fich diefe im Wefentlichen nur auf den Gefchäftsverfehr, 
und kann daher der Negel nach Feine Aenderung in den wefentlichen 
Prärogativen eines Abgeordneten nach fich ziehen. 

Hat die Miffion felbft völlig aufgehört, fo verfteht fich für den 
abfendenden Staat unzweifelhaft das Recht, feine Interefjen gegen 


ı) Ward, Enquiry I, 285. Wegen ver Saracentichen Praris ebenbaf. II, 477. 
Pütter, Beitr. 167. | 
2) Grundſatz auch des Firchfichen Rechtes. Can. 2. Dist. 1. 


dm 
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jede eigenmächtige und fremdartige Einmifchung ficher zu ftellen und 
das ihm Gebührende umverlegt aus dem fremden Lande zurädzu- 
empfangen. Es muß daher fogar bei eingetretener Mißſtimmung 
und Feindfellgleit dem Abgeordneten Zeit und Gelegenheit gegeben 
werden, fih aus dem fremden Staate ungehindert mit feinen Ange- 
börigen und Effecten zurücdzuziehen, überdem auch bis dahin jede 
wefentliche Rechtszuftändigfeit der Abgefandten in ihrer heutigen Ent- 
widelung, nämlich Unverlegbarfeit und Erterritortalität, refpectirt 
werden‘. Die Beftimmung der Zeit tft allerbings von dem Ermeſſen 
des fremden Staates abhängig; aber eine offenbar zu kurze Frift 
wäre eine Verlegung des Völkerrechtes. Erſt wenn eine billige 
Friſt gefeßt und abgelaufen ift, oder der Abgeordnete felbft oder feine 
Regierung erflärt, daß er ganz In das Privatleben zuräctrete, oder 
daß fein Diplomatifcher Charakter gänzlich aufgehoben fei, fällt jede 
fernere Berüdfichtigung desſelben fort. 

225. Stirbt ein Adgefandter”, fo befteht zwar in Betreff 
feiner Beerdigung Tein befonderes Ceremonialrecht, wohl aber bringt 
e8 feine bisherige Giterritortalität mit ſich, daß der Abführung der 
Leiche nach feiner Heimath Feine Schwierigfeit entgegengefegt werden 
darf, felbige vielmehr von allen fonft herkömmlichen Laften an Stol- 
gebühren und dergleichen befreit bleibe, wenn nicht Die Beerdigung 
im fremden Lande erfolgt”. Seine Angehörigen und Begleiter ge- 
nießen bis zu ihrem eigenen Abzuge, oder bis zum Ablaufe der ihnen 
dazu gefegten Frift‘, oder bis zu einer deutlichen Erklärung ihres 
Eintrittes in das Privatverhältniß die zuvor zuftändigen Rechte; Die 
Berlaffenfhaft muß frei von allen Laften verabfolgt werden; ihre 
Regulirung richtet fih nach den Gefegen der Heimath; felbft an 
demjenigen Vermögen, was die Erben in dem fremden Staate zurück⸗ 


1) Bielfeld, Instit. II, p. 179. 8 30. Damit wird dann and billiger Weife 
Befreiung von Ausgangszöllen verbunden. Vgl. das Königl. Neapolit. Deeret vom 
22. Februar 1819. Nouv. Rec. V, 346. 

2, Ein Schriftſteller in Ludwigs XIV. Zeit machte hierüber die ſonderbar 
geiftreiche Bemerkung: des qu’un Ambassadeur est mort, il rentre aussitöt 
dans la vie privee! 

3) Mofer, Verſuch IV, 192, 

4 Mofer, Abhandl, verſch. Rechtsmat. VI, 438. Leyser, medit. 5. sp. 671. 
Engelbrecht, obss. sel. for. sp. 4. Gessner |. c. p. 39. 
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gelaffen haben, können erft nach Verlauf einer zum Export vorge- 
fohriebenen Zeit Forderungen geltend gemacht und realifirt werden. 

Die Verfiegelung der Effecten gilt dagegen allgemein als ein 
Act, welcher der Yurisdiction des fremden Staates entzogen ift, da 
e8 zunächſt auf Stcherftellung der Intereffen des abfendenden Staates 
ankömmt!. Ste wird Daher entweder von einer gefandtfchaftlichen 
Berfon desfelben Staates, oder in deren Ermangelung von dem 
Abgeordneten eines ihm befreundeten Staates, in Rom von dem 
etwaigen Carbinal- Protector vollzogen. Nur im äußerften Falle 
würde fih die auswärtige Staatsregierung auf eine Der Achtung des 
fremden Staates entfprechende Weife der Verfiegelung felbft zu unter- 
ziehen haben. . 

226. Wird ein Gefandter zurüdherufen, fo pflegt es wegen 
der Verabjhiedung vom fremden Hofe, bei dauernden freundfchaft- 
lichen BVerhältniffen, in ähnlicher Weiſe gehalten zu werben, wie bet 
der Ankunft; Gefandte erfter und zweiter Elaffe, auch wohl Miniſter⸗ 
Refidenten, übergeben ihr Abberufungsfchreiben in einer eigenen 
Öffentlichen oder Privataudienz und empfangen biernächft von dem 
fremden Souveräne ein fogenanntes Necredentialfchreiben zur Be⸗ 
ftätigung des von ihnen beobachteten Verhaltens. Aus Höflichkeit 
fügt man außerdem wohl noch befondere Gefchenfe Hinzu, ohne 
daß jedoch irgendwie ein vechtlicher Anfpruch darauf begründet 
fein wid. 

Eine Zurückhaltung des Gefandten, fo wie der mit ihm be 
friedeten PBerfonen und Sachen im fremden Territorium Tann unter 
feinem Vorwande ftattfinden, ausgenommen um eine Netaliatton zu 
üben. So lange keine Frift zum Abzuge gefegt und abgelaufen if, 
find feine anderen gerichtlichen und außergerichtlichen Hohettsacte 
gegen ihn für zuläffig zu halten, als Diejenigen, welche felbft ſchon 
während der Ausübung der gefandtfchaftlichen Functionen zuläffig 
waren. Insbeſondere Können auch jet Feine Schuldklagen förmlich 
eingeleitet, noch auch Arrefte wider die befriedeten Perſonen und 


ı) C. P. Pauli, de obsignatione rerum legati ejusque comitatus. Hal. 
1751. Moſer, Verf. IV, 569. | 

2) Bon dem, was fonft hierin üblich war, ſ. Mofer, Verſuch IV, 531. Bel- 
träge 432 ff. Jetzt vertritt meiftens die Ertheilung von Orden die Stelle der 
vormaligen Geldgeſchenke. Vgl. Mirus 8 180 — 182, 
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Sachen angelegt werden. Die fremde Staatsgewalt kann Daher 
lediglich auf einem vermittelnden Wege für das Antereffe ihrer 
Unterthanen binfichtlich etwaiger Forderungen an den Gefandten und 
defien Begleiter forgen, z. B. durch eine öffentliche Belanntmachung 
des bevorftehenden Abganges und durch eine Interceffion wegen Be⸗ 
richtigung oder Sicherftellung der etwa Tiquidirten Schulden; jedoch 
dürfen Die Päſſe deshalb nicht, vorenthalten werden. Vindications⸗ 
Hagen, felbft in Anfehung beweglicher Objecte, Die fonft zu den be- 
friedeten gehören würden, find nicht ausgefchloffen, folglich auch nicht 
die vorläufige Beſchlagnahme derfelben, foweit fie ohne Antaftung 
der perfünlichen Unverletzbarkeit ausführbar iſt!. 

Bleibt eine gefandtfchaftliche Perfon nach gänzlicher Ablegung 
ihres völferrechtlichen Charakters in dem auswärtigen Staate, fo 
leben auch alle Dadurch gehemmten Nechtsverfolgungen in Anfehung 
der Civilanſprüche auf. Dagegen läßt ſich in Betreff der etwaigen 
Verbrechen und Vergehen, welche fie während ihrer Diplomatifchen 
Miffion-begangen haben Könnte, Teine weitere Verantwortlichfeit an- 
nehmen, indem jene nach dem Princip der Erterritortalität von der 
gefeßgebenden Gewalt des fremden Staates nicht abhängig waren. 
Civilanſprüche find durch das Völkerrecht felbft gefchüßt. 


Sweite Abtheilung. 
Die diplomatifhe Kunft”. 


Ihr Weſen. 


227. Auch die Diplomatie oder die ftaatsmännifche Thätigkeit 
in auswärtigen Angelegenheiten ift eine Kunſt, ein fich bewußtes 
Können. Aber um diefes wahrhaft zu fein, darf fie weder eines 
vernünftigen Grundes entbehren, noch auch vernunftwidrige Zwecke 
verfolgen. Ihr Grund ift nun fein anderer, als das Recht und 
das Wohl beftimmter Staaten, ihr Zwed nur das rechtliche Interefje 


ı) Merlin sect. V, 84. Nr.6u.7. Größere Berechtigungen fucht Evertfen 
d. J. der Yuftizggewalt gegen fremde Abgeſandte zu windiciren. 

2) Die bereits zu 8 199 angegebenen Schriften berühren dieſen Gegenftand 
ebenfalls, obwohl meift nur in feiner Aeußerlichkeit. ©. indeffen noch: Kölle, Be- 
trachtungen über Diplomatie. Stuttgart und Tübingen 1838. 
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derfelben. Niemals alfo müßte die Diplomatie, ohne zu entarten, 
ein Werkzeug jener Politik fein, die fich alles Selbft- Zuträgliche 
erlaubt Hält, oder einer unbegrenzten Herrſch⸗ und Eroberungsfucht 
dient, oder eine gänzliche Abfchließung gegen andere Staaten begielt; 
fie darf fich ebenfo wenig felbft als Zweck ſetzen, gefchäftig fein ohne 
Princip, oder fpielen mit der Verwirrung, um daraus Gewinn zu 
ziehen; fie darf fich endlich nicht als. bie Schöpferin des Schickſales 
der Nationen betrachten, fondern nur als eine Dienerin der Ge- 
ſchichte. Ste muß wiſſen, daß die Geſchicke der Völker einer höhe: 
ren Ordnung unterworfen find; daß jedem Staate fein eigenthüm: 
Tiches Leben in der Kette der Dinge angewiefen If; Daß es zwar 
Durch gewaltige Anfpannung der Kräfte möglich iſt, won Dem ge- 
ſchichtlich worgezeichneten Wege abzuweichen und die Bedeutung eine® 
Staates über fein Gleichmaß mit anderen zu erheben; daß indeffen 
jede übermäßige Anftrengung ihr baldiges natürliches Ziel findet, in 
Erfchlaffung übergeht, und dann auch der über Gebühr erhobene 
Staat unrühmlich in feine vorige Lage, ja oft noch tiefer herab⸗ 
ftürzen Tann, als er bei natürlicher Benutung feiner Kräfte fort- 
dauernd behauptet haben würde. Darin eben befteht num das echte 
diplomatifche Wiſſen als Vorausfegung diplomatifcher Thätigkeit, 
nämlich in einer gründlichen Auffaffung der Gefchichte und gegebenen 
Verhältniffe, nicht etwa um blos Beiſpiele daraus für das eigene 
Handeln oder eine Prognofe zu erhalten, fondern um das Wirkliche 
und Nothwendige In den gegebenen Verhältniffen felbft zu erkennen; 
Aufgabe der Kunft iſt e8 biernächft, Darauf das fernere Verhalten 
für das Recht und das Wohl des Staates zu bauen, auf fittlichem 
Wege das Schlehte und Schähdliche zu befämpfen, bis zum legten 
Augenblide endlich die Ehre des Staates aufrecht zu erhalten‘. 
Falſch aber ift es, wenn die Diplomatie ſich blos zur Dienerin 
einer einfeitigen Anficht, einer Kaftenrichtung Hingiebt; wenn das 
Syſtem, welches fie vertheidigen und durchführen will, nicht aus ber 
Nothwendigkeit hervorgeht, nicht in der Gefchichte und der Bewegung 
des MWeltgeiftes begründet iſt; denn alsdann hat fie das Schiefal, 
und gewiß nicht unverdienter Welfe, daß fie ihre Zwede nicht nur 


1) Schr gute Bemerkungen in biefem Sinne f. ſchon bei Mably, Principes 
des negociations chap. 2, womit auch noch Macchiavelli, del Prineipe cap. 25 
verglichen werben kann. 
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nicht erreicht, fondern eher zu einem entgegengefeßten Ziele Durch 
ihre einfeitigen Beftrebungen hinwirkt. 


Zt demnach Wahrheit der Grund und Das Ziel der Diploma- 


tischen Kunft, jo Dürfen auch ihre Mittel nur der Wahrheit ent- 
fprechen: fie darf Feine Kunft des Truges fein. Darin bat fie, wie 
in manchen anderen Stüden, Aehnlichkeit und Berührungen mit der 
Redekunſt. Auch die Nedekunft findet ihr eigentliches Feld in der 
Wahrheit, ihr Fünftlerifcher Zwed kann nur fein, von nicht gelannten 
oder noch unklaren Wahrheiten zu überzeugen; fie entartet, wenn fie 
fih zu unmoralifchen oder widerrechtlichen Zwecken gebrauchen läßt. 


Entftehung und Ausbildung der diplomatischen Kunft. 


228. Bermöge der eben angebdeuteten Verwandtfchaft zwiſchen 
Rede⸗ und politifcher Kunft ſehen wir im Altertbume auch Die 
Führung der Staatenverhandlungen meiftens in den Händen oder 
in dem Munde bedeutender Redner. Redner und Staatsmann und 
Gefandter waren daher meift Eine Perfönlichkeit; als befonderer 
Gegenftand der politifchen Wiffenfchaft tritt die Diplomatie noch 
nicht hervor, fo ausgezeichnete Diplomaten fich auch fchon im Alter- 
thume nachweiſen laſſen. 

Im Mittelalter war, wie ſo vieles Andere, die Diplomatie theils 
in den Händen der unterrichteten Geiſtlichkeit, theils beſorgten ſie die 
Männer vom Degen; kurz, einfach, kunſtlos. Mit der Unterdrückung 
der Volksfreiheiten und Corporationen, mit dem Uebergange des Lehn⸗ 
ſtaates zum abſoluten Regierungsſtaate wuchs auch eine der bereits 
oben (S. 11) geſchilderten Politik mit gleicher Färbung dienende 
Diplomatie auf. Es war im Allgemeinen eine Lügendiplomatie, wie 
man felbft Tein Bedenken hatte, einzugeftehen; die Kunft der Ver- 
ſtellung im pofitiven Gewande der Lüge. Qui nescit dissimulare 
nescit regnare, und: Lügen mit Lügen gelten, war der Wahlfpruch. 
Kein Deittel galt dabei für unerlaubt, am wenigften Beftechung. 
Ludwig XI. von Frankreich und Ferdinand der Katholifche waren die 
Hauptrepräfentanten diefer Richtung!. 

- Die größere Verfeinerung der Sitte und beffere Erziehung, auch 
der Einfluß der Wiffenfchaft in ihrer Tebendigen Verbreitung mit dem 

1) Man ſ. Flassan, Histoire de la dipl. fr. I, 235, 246. 247. 306, 
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Ausgange des 15. Jahrhunderts, brachte wenigftens einen Schein 
von gutem Glauben und Recht in die Diplomatie, wenngleich Das 
Geheimniß, Lift und fünftliche VBorwände ihre Hauptwerkzeuge blieben. 
So zur Zeit Earls V. und Philipps II." Weiterhin umringte fie 
fih mit einem Nimbus von Galanterie, feinem Weltton und Aeufer- 
lichkeiten aller Art; fie ward Das Spiel der Höfe und Hofintriguen; 
den Gipfelpunft bildet das Zeitalter Ludwigs XIV. Der Hof von 
Berfailles war gleichfam der Parnaß der Diplomatie, welchem man 
mit wenigen Ausnahmen während des ganzen vorigen Jahrhunderts 
huldigte. Bei aller Täufchung und gefchmeidigen Verhandlungs⸗ 
mweife war e8 aber Doch immer ein Schein des Rechtes, den man 
allen Anfprücen und Forderungen anzufleben fuchte. Welche Mühe 
gab fih nicht die Branzöfifche Diplomatie, um mit Rechtsgründen 
darzuthun, Daß das Teſtament Carl II. von Spanien dem früher 
abgefchloffenen Thellungsvertrage vorgehen müſſe?; welch ein Hohn 
des Rechtes waren die Franzöfifchen NReunionsfammern, und wie 
ſchwach Die erften und letzten Präterte der Thellung Polens? 

Nur bin und wieder taucht in Diefer Periode der Franzöfifchen 
Hofdiplomatie ein reblicherer Charakter auf, ein Beſtreben um bie 
Sache felbft, um Wahrheit und Evidenz, 3.2. an dem Weftphäll- 
chen Sriedenscongreffe, wenn auch in der pedantiichen Geftalt von 
Doctoren der Rechte; fodann In der Britifchen Diplomatie, welcher 
man, wentgftens feltdem Großbritannien feine freie und unabhängige 
Stellung eingenommen hat, nicht den Vorwurf machen Tann, daß 
fie duch Täufchungen ihre Ziele zu erlangen gefucht habe. Eher 
könnte man ihr Nüdfichtslofigkeit und Derbheit bei vielen Gelegen- 
heiten vorwerfen. — Mit dem ganzen Ungeftüme des Republika⸗ 
nismus, oft fogar formlos, trat die Franzöſiſche Diplomatie in ber 
Revolutionspertode auf. Ste hatte Feine andere Baſis als die der 
Macht und Conventenz. Sein Rechtsverhältniß galt mehr Dagegen. 
Diefer Geift der Diplomatie behauptete fi auch unter Napoleon; 
nur die Form wurde wieder monarchifh, der Ton aber fehneidend 
und tödtend. Als ihr Mittelpunkt befeitigt war, hatte die Diplomatie 
der Höfe vornehmlich nur die Herftellung eines politiſchen Gleich⸗ 
gewichtes zur Aufgabe. Die Rückkehr zur Bafis war ihr verfchloffen; 


ı) Mably a. ©. chap. IV, p. 37. Flassan p. 372. 
2) Lamberty, Hist. du siöcle I, p. 221. 243, 
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fie mußte über Seelen und Länder wie mit dem Tranchirmeſſer 
verfügen; dann aber hatte fie ihre zum Theil nur willfürliche Ge- 
ftaltung in eine myſteriöſe Rechtsmetaphyſik zu hüllen, worin Legt- 
timttät der Hauptbegriff war, deſſen offener Erklärung manches 
Hinderniß entgegen ftand. 

Ihre neuere Aufgabe fchten vorzüglich Friede, Handel und Ins 
duſtrialismus zu fein, allgemeine Behaglichkeit und Wohlhäbigkeit! 


Diplomatifche Charaktere?. 


229. Große diplomatifche Charaktere find zu allen Zeiten eine 
Seltenheit gewefen; manche find wohl felbft der Gefchichte unbe- 
kannt geblieben; Diejenigen vorzüglich, welche nur in untergeordneter 
Stellung arbeiteten, dennoch aber die Hauptfactoren unter fremden 
glänzenderen Namen waren. Oft verjchweigt die Gefchichte Die Diplo» 
matifchen Thaten der Staatsmänner; denn nicht immer iſt e8 erlaubt 
gewejen, in die Werkftätte zu fchauen und den Schleier zu lüften. 

Wir haben hier nicht den Raum, noch weniger den Beruf, 
eine Gefchichte der Diplomatie in den Lebensbildern ihrer Organe 
zu fchreiben, am wenigften aus der Gegenwart, deren Gefchichte noch 
nicht beendigt ift. Welche große Reihe würden nicht ſchon Diejenigen 
bilden, deren ſich die Römische Kicche zu allen Zeiten bedienen 
konnte! Beſchränken wir uns nun darauf, aus der Gefchichte der 
weltlichen Staaten Die hervorragendften Talente Fürzlich zu bezeichnen, 
fo treten uns theild große Souveräne felbft, theils Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten und Unterhändler entgegen. Unter den 
Erſteren Schon im Alterthum ein Philipp von Macedonien als Meifter 
der Diplomatie, wenn Klugheit und Lift mit Fünftlichen Möoftificationen 
auf dieſen Titel einen Anfpruch geben. In der neueren Zeit ein 
Carl V., Heinrich IV., Eltfabeth von England, König Wilhelm III. — 
unftreitig der größefte Politifer des 17. Jahrhunderts. Weiterhin 
Ludwig XIV. und felbft noch fein Nachfolger Ludwig XV., der mit 
Liebhaberei der Diplomatie ſich ergab; Carl Emanuel, Herzog von 
- Savoyen, mit feinem Syst&me bascule; Catharina von Rußland, 
Friedrich IL. von Preußen und Kaiſer Joſeph IL, welche beide fich 

2) Einzelnes hierzu Hefert Wicguefort II, ch. 17. Desgl. Verge, Diplomates 
et Publicistes, Par. 1856. 
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gern über die Diplomatifchen Contours hinausſetzend, wo möglich durch 
die That ein Gewicht In die Wage der Völlerſchickſale zu Legen fuchten. 

Indeß bei großen Monarchen tritt jede partielle Thätigkeit unter 
den übrigen Seiten ihres Handelns in den Hintergrund; ausfchließ- 
liche Charaktere find nur Die Dienenden Diplomaten. Ihre Leiftungen, 
die fie zum Theil felbft in Memoiren der Nachwelt überliefert Haben’, 
find ohne Zweifel auch die befte Mufterfchule Fünftiger Diplomaten. 
Den Anfang machte Italien”. Die größefte Zahl bietet Frankreich; 
in der Zeit Heinrich8 IV. einen Sully, de Morney, de Sillery, vor 
Allem Arnold Doffat, defien Kunft Offenheit und Neblichleit war, 
wie auch allein in Rom mit Erfolg geltend gemacht werdeu Tann; 
unter Ludwig XIII. den Grafen von Brienne, Marſchall von Baflom- 
piere, dann Richelten mit dem Pater Joſeph de la Tremblaye; als 
Unterhändfer vorzüglich den Grafen D’Eftrades, und dann weiter 
unter Ludwig XIV. einen Mozarin, Servien, Eolbert und de Torch, 
deffen Aufgabe am Utrechter Congreſſe eine zuletzt Doch mit Glück 
beendigte Siſyphusarbeit war. Weniger hervortretende Talente be- 
währte Das Zeitalter Ludwigs XV.; erft fpäter erfchöpfte fich das 
diplomatifche Genie in Talleyrand de Perigord. — Bon Britifchen 
Diplomaten und Unterhändlern nennen wir vorzüglich den Cardinal 
Wolfen, fodann die beiden Cecil unter Elifabet und, wenn wir ben 
noch der älteren Diplomatie angehörigen Henry Wotton unter Ia- 
cob I. übergeben", als wahrhaft noblen Charakter Willtem Temple, 
der fich offen zu dem Grundfage befannte, daß man in der Politik 
ftet8 die Wahrheit fagen müſſe‘. Groß wie im Belde fo auch in 
der Unterhandlung war Marlborougb, mit edler Haltung und Fein⸗ 
heit; weniger groß, ihm gegenüber, Charles Bolingbrofe. Gewährten 
die Regierungen Georgs I. und IL. mehr nur ein Feld für unter- 
geordnete, obwohl mannigfache diplomatifche Thätigkeit, fo waren 


1) Verzeichniffe derſelben |. bei Klüber, Dr. d. g. suppl. $ 37 s. und in 
B. de Martens, Guide dipl. Bibl. choisie t. I, p. 509. Mirus U, $ 87. 

2) S. Reumont, Italieniſche Diplomaten von 1260 — 1550 in v. Raumer, 
biftor. Taſchenbuch. 1841. ©. 373, 

8) Seine Marime war noch: il volto sciolto, i pensieri stretti; und in 
Augsburg konnte er noch in ein Stammbuch fehreiben: Legatus est vir bonus 
peregre missus ad mentiendum reipublicae causa. 

4) Weber ihn: Luben, grephie von W. Temple. Göttingen 1808. Foreign 
quaterly Rev. 0,9, ©. 2 
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es wieder die Pitt', welche vollkommen das Ideal der Britiſchen 
Politik in fich trugen und durch die That lebendig machten, wie fie 
auch noch in neuerer Zeit in Canning einen nationalen Sern- 
Nepräfentanten fand. Ebenbürtig den Britifchen Diplomaten zur 
Seite ſtehen Washington und Franklin. | 

Unter den übrigen Staaten waren bis zu Ende des vorigen 
Zahrhunderts befonders die Republiken Venedig und der vereinigten 
Niederlande ausgezeichnete Schulen für politifche praftifche Talente; 
jene hatte ihre Eontarint, Cornaro, Soranzo und Nant, letztere ihren 
Franz von Aarsfens, ihren Großpenfionär Witt, Hieronymus Bever⸗ 
ning, Ian Oldenbarneveld, ihren Hugo und Peter Groot. Spanien 
rühmt fich eines Olivarez, Don Haro, eines Grafen von Pegne- 
randa. — Eine ununterbrochene Reihe finniger Diplomaten hatte 
ſtets das Haus Defterreich. Unfterbliches Verbienft nicht nur für fein 
Land, fondern auch für den Europälfchen Frieden hat fich Darunter 
Graf Trautmannsdorf am Münfter-Dsnabrüdifchen Sriedenscongreffe 
erworben, während in der Folge Graf Kaunig mehr die ifolirten 
Snterefien des Kaiferhaufes wahrzunehmen Gelegenheit und Charakter 
hatte. Die höchſte und glänzendfte Stellung war der Oefterreichifchen 
Diplomatie im gegenwärtigen Jahrhundert vorbehalten. — In Preu- 
Ben bat die regelmäßige unmittelbare Theilnahme der Regenten an 
den Staatsgefchäften den diplomatiſchen Capacitäten meift nur Die 
Thätigleit der Ausführung gelaffen; aber e8 wäre undankbar, Die 
Namen eines Dohna, Herzberg, Hardenberg, Wilhelm v. Humbolbt 
und Bernſtorff zu vergeffen. 

Dliden wir nad Scandinavien, fo fehauen uns die Geifter 
eines Salvius, Orenftierna, in Dänemark die Bernftorff und ein 
Graf Lynar an. Sollten wir auch noch der Ruſſiſchen Diplomatte 
gedenten müfjen, fo würden wir nicht ſowohl gefchichtliche Namen 
anzuführen haben, als das Geſtändniß machen müffen: fie hat ohne 


äußere Gehler ihre Zwede ftets auf ficherem Wege zu erreichen 


gewußt. 
Politit der Diplomatie. 
230. Die wefentliche Aufgabe der Diplomatie beftebt in der 


äußeren Sicherftellung der Selbftentwidelung eines Staates. Zunächft 
1) Weber diefe vgl. Flaſſan Th. IV, 
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beſtimmt fich alfo ihr Verhalten aus der wahren, d. h. naturgemäßen 
politifhen Stellung des Staates, den fie zu vertreten hat, an und 
für fich, fo wie desjenigen, mit welchem man in Berührung kommt; 
diefe Stellung muß fie richtig auffaffen und fich ganz Damit identi⸗ 
fieren'. Ein anderes Syſtem wird dann eine Macht vom erften 
Range, ein anderes Die vom zweiten oder dritten Range verfolgen?. 

Eine große Macht Hat auf Erfolg am meiften zu rechnen, wenn 
fie in ihrem Verhalten mit vollem Selbitbewußtfein eine weife Mäßig⸗ 
feit und Schonung verbindet”. Während fie ihre Domintrende Stel- 
lung zu behaupten fucht, vwerwerfe fie nie billige Anträge der an- 
deren; fie ftrebe ihnen zuvor In freundlichen Dienften, ſchenke aber 
nicht den rivalifirenden Staaten zu viel Vertrauen und halte fich nie 
für zu ficher, forge alfo fohon in den Zeiten der Ruhe und Des 
Glückes für Die Zeiten der Gefahr. Nie ziehe fie ſich ganz In Un- 
thätigfett zurüd, fondern fie nehme Theil an anderen Angelegenheiten, 
nur nicht ftörend, fondern nach der Gerechtigkeit. Was Diejenigen 
Möchte erſten Ranges betrifft, Die zwar nicht zu den eigentlich Ton⸗ 
angebenden gehören, jedoch mit ihnen rivafifiven können, fo befteht 
ihre Hauptaufgabe darin, fich in einem billigen Gleichgewichte zu 
erhalten und fih wohl zu hüten, nicht in den Ton einer herrfchenden 
Macht zu verfallen. Sie haben dabei den Vortheil, daß fie bei 
Weiten eher Bundesgenoffen finden als die Tonangebenden, ein Vor⸗ 
thetl, welcher Teicht Durch Weberfchreitung der Grenzen ihrer Bebeut- 
ſamkeit verjcherzt werden Tann. 

Mächte zweiten Ranges haben meift ein natürliches gemein- 
Schaftliches Antereffe unter einander, nämlich fo viel als möglich 
Einmiſchungen und Uebermacht der Staaten erften Ranges von fi 
entfernt zu halten. Befindet fich eine der erfteren In der Mitte 
mehrerer Großmächte, fo muß fie ihre Freundſchaft und Neutralität 
ftetS thener verfaufen. Erringt eine folche Macht unter glücklichen 
Conjuncturen Vortheile, fo tft e8 weife, fich daran genügen zu laſſen, 


1) Mably, Droit des gens I, 15 u, 16. 

2) Mably I, 39 f. 

3) Mably vermeifet in dieſer Hinficht auf Das DBeifpiel der Römer a. O. 
©. 34.35. Allein viefes paßt nur auf die Zeiten der Republik, als fie noch Führer 
von tugenbhafter Selöftverleugnung hatte, Zu anderen Zeiten haben fie den Der 
weis des Gegentheilg gegeben. 
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und nicht nach dem oft betrüglichen Schimmer einer Großmacht zu 
ftreben. Die innere Vollendung des Staates iſt es, was die Politik 
folcher Möchte vorzüglich zu erſtreben hat. | 

Mächte dritten Ranges haben hauptfächlih nur an ihre unge- 
ftörte Erhaltung zu denken. Neutralität alfo, ober wenn dieſe un⸗ 
möglich wäre, fefte Anfchließung an einen größeren, Vertrauen bietenden 
Staat, wird hier die Hauptrichtung der äußeren Politik fein müſſen. 

Allen Staatsmännern muß es aber in die Seele gefchrieben 
und die ftete Triebfeder ihrer Handelsweiſe fein, die Ehre und das 
Wohl ihres Staates bis zum legten Augenblide feftzubalten und zu 
fuchen, demnach auch nie vor der Gefahr zu zittern, fondern fie zu 
befämpfen. Ste müſſen Die Ereigniffe kommen ſehen und richtig 
würdigen, aber fie nicht machen wollen. Nichts tft für die Staaten 
und das Wohl der Völker jo nachtheilig, als Gefchäftigfeit der 
Diplomatie, blos um etwas zu thun. Die Gefchichte des vorigen 
Jahrhunderts Tiefert hiergegen warnende Betfptele. Die Damals herr- 
chende Vertragsſucht hat nichts Großes geletftet, fondern oft nur 
Berwirrungen und Mißverftändniffe herbeigeführt‘. Schädlich ift 
auch, zur felben Zeit mehrere Händel oder Angelegenheiten zu haben. 
Ein erreichbares Ziel mit aller Kraftanftrengung verfolgen, unter 
Beifeiteftellung der minder erheblichen oder entfernteren Ziele, tft 
befier, als die Vergeudung der Kräfte nach verſchiedenen Seiten bin. 


Schule der Diplomatie. 


231. Die Schule der Diplomatie ift Das Leben und Die Ge- 
ſchichte. Vergebens wird man für fie Akademien errichten, wenn 
nicht dieſe beiden Lehrmeifter ein empfängliches Talent ausbilden. — 
In Älteren Zelten waren es die Männer vom Schwert, welche oft 
ohne alle gelehrte Vorbereitung in politifchen Angelegenheiten ge- 
braucht wurden, oder Geiftliche in der Schule der Hierarchie geformt. 
Später erft traten die Laienmänner von der Feder Dazu. Darüber 
Hagten anfangs die Männer vom Degen, weil jene oft Dinge unter- 
nähmen, die den Krieg nach fich ziehen; denn da ihr eigenes Leben 

1) Mably I, 10 und des Grafen Lynar Staatsfchriften I, 216. 


2) Beachtenswerth find in biefer Beziehung Macchiavelli, Discorsi I, 1. 
Mably I, 18, 
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nicht in Gefahr komme, fo kümmere es fie nicht, fremdes Blut ver- 
gießen zu laflen. So Haben noch in neuerer Zeit Die Degen ge- 
murrt, daß die Federn verderben oder wieder verlieren, was jene 
erfämpften. Gewiß indeſſen iſt Politit und Diplomatie nicht das 
Feld des Kriegers. Diefer verlangt oft mehr, als Necht ift, nur 
nach dem Stande der Gegenwart. Das Recht aber wird immer bie 
fiherfte Bafis für Die fernere Gefchichte eines Staates fein. Damit 
fol nicht gefagt werden, daß Telbherren nicht ebenfalls tüchtige 
Diplomaten fein Tönnen. Die ältere und neuere Zeit hat großartige 
Beiſpiele der Vereinigung beider Talente gegeben. 

Kann nun auch fehon ein politifches Talent obne ſchulmäßige 
Bildung fich zu einem Diplomaten entwideln, fo wird es Doch ohne 
wirkliche Studien Feine fichere Stellung, vorzüglich in heutiger Zeit, 
behaupten können. Das Leben allein, felbft in höherer Sphäre, bildet 
höchftens Figuranten. Vorausjegen muß man daher bei dem echten 
Diplomaten ein Durcädrungenfein von den Grundfägen des Rechtes 
überhaupt, hinreichende Kenntniß des Europätfchen Völferrechtes, der 
Berfaflung der Staaten, der Weltgefchichte, Kenntniß der Staatskräfte 
und die nöthigen linguiſtiſchen Fähigkeiten”. Ohne Zweifel werben 
hierzu bejondere Bildungsftudien das Ihrige beitragen, nur allein 
können fie den Diplomaten nicht fehaffen und die Regierungen ſich 
in der Wahl der Perfönlichkeiten nicht an beftimmte Eurfus binden‘. 


Specielle diplomatische Befähigung und Berantwortlichkeit. 


232. Schon längft hat man bemerkt, daß fich zwar Teicht das 
Ideal eines Diplomaten aufftellen laſſe, daß es jeboch überaus fehwer 


1) Die Klage findet fih bei Brienne in feinen Memoiren in Beziehung eines 
von ihm gemißbilligten Tractates von 1661, 

2) Eine Zufammenftellung der dem Diplomaten nothwendigen ober nütlichen 
Wiſſenſchaften findet fich in v. Dreich Heinen Schriften 1827. S. 11 f. 

3) Nur unter biefem Borbehalte ift auch in Preußen durch eine Bekannt⸗ 
machung des Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten von 1827 beftimmt 
worben, baß jeder Aspirant zur Diplomatiihen Laufbahn drei Sahre ftubirt und 
ein Auscnliatur-Eramen beftanden, demnächſt ein Jahr bei einer Regierungsbehörde 
und ein Jahr bei einer Yuftizbehörbe gearbeitet haben, alsdann aber eine Prüfung 
befonders auch zur Ermittelung feiner Kenntniffe von der inneren Berwaltung, 
ben Eultur- und gewerblichen Zuſtänden beftehen muß. 
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fet, ein folches überhaupt oder jederzeit in der Wirklichkeit aufzu⸗ 
finden, ja, daß nicht einmal die vollftändigfte Vereinigung diploma⸗ 
tifcher Fähigkeiten geeignet fein werde, einen beftimmten Erfolg jeder- 
zeit zu fichern. Diefer tft oft bei Weitem mehr von Außeren Um⸗ 
fländen, als von der Gerechtigkeit und deutlichen Erkennbarkeit des 
Zwedes bedingt, fo daß die Kunft des Staatsmannes häufig nur 
darin befteht, Die Umftände richtig zu würdigen und zu benugen. 


So kann e8 gefchehen, daß gerade der edelfte und tüchtigfte Mann 


in einer Angelegenheit das Ziel nicht erreicht, weil er fich in Die 
Eonjunctur nicht zu ſchicken weiß, da fie ihm zu Eeinlich, oder bie 
Benutzung derfelben mit der Ehre unverträglich erfcheint, während 
ein anderer minder bedeutender Staatsmann fein Bedenken trägt, 
das Gelingen feiner Aufgaben auf Die Benutung derartiger Umftände 
zu gründen. So Tonnte man in früherer Zeit vornehmlich auf per- 
fönliche Neigungen, Intriguen und DBerlegenbeiten bei den Höfen 
fpeculiren, ein gewandter Hofmann mehr erreichen, al8 ein ernfter 
Staatsmann, eine Mademotfelle Kerroual mit feiner Taille, Heinem 
Munde und großen Augen am Hofe Carls II. von England beffere 
Refultate für Frankreich erreichen, als ein großer Friedenscongreß!; 
und welche Vortheile find nicht zumellen durch Feine Diplomatifche 
Salanterien erlangt worden! Indefien find Nüdfichten und Spe- 
eulattonen Diefer Art immer nur als exceptionelle zu betrachten. Die 
Zeiten haben ſich auch in dieſem Städe geändert; die Schidfale der 
Völker find nicht mehr fo unbedingt von der Laune Einzelner ab⸗ 
hängig. Die neuere Verfaffungsentwidelung hat Insbefondere einen 
größeren Ernft und größere Zähigfeit in Die Behandlung der Staats⸗ 
angelegenheiten gelegt und Die Regierungspolitit gegen bloße Leicht- 
fertigleiten geharniſcht. 

Kommt es nun auf Die Auswahl tüchtiger Diplomatifcher Per- 
fönlichkeiten an, fo werden andere Gefichtspunkte für einen Leiter der 
gefammten auswärtigen Angelegenheiten eines Staates, und wiederum 
andere für den Unterhändler zu nehmen fein. Für die erftere Function 
bedarf es weniger des feinen Weltmannes; feine Stellung tft mehr 
reflectivend und innerlich; er bat Die Pläne zu zeichnen, die Aus- 
führung zu beobachten und den Faden des Ganzen feftzuhalten; er 
Tann kühner, Träftiger und gemefjener auftreten als der Unterhändler. 

1) Bemerkung von Mably, Droit publ. I, chap. 19. 
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Seine Perfönlichkeit muß die Politit des ganzen Staates repräfen- 
tiren, folglich auf der Gefchichte und den wohlnerfiandenen Intereſſen 
und Kräften des Staates beruhen. 

Det dem Unterhändler kommt es zunächft auf die Zwecke an, 
welche ihm anvertraut werden. Für Angelegenheiten, die fich voll- 
fommen überfeben laſſen, wo Teine Beeilung nöthig, das Ziel Har 
und die Motive abgefchloffen find, wird fchon ein mittelmäßiger 
Kopf genügen, welcher fich fireng an feine Inftructtionen Hält und 
darnah in den conventionellen Formen zu handeln verfteht. Hier⸗ 
mit aber tft In wichtigeren Angelegenheiten nicht auszureichen, wo 
fih feine detaillirten Inftructtonen geben laſſen, wo vielleicht nur 
zu retten iſt, was nach Gunft ber Umftände noch gerettet werden 
fann, oder wo zur Erreihung eines Zweckes ein anderes noch un- 
beſtimmtes Aequivalent geboten werden muß; bier bedarf es eben 
folcher Fähigkeiten, ja wohl noch größerer, als für den Miniſter des 
Auswärtigen im Allgemeinen nöthig find, einer befonderen Gefchmei- 
Digfeit und eines ertemporivenden Handelns‘, Die eigenthümlichen 
Zierden des Unterhändlers aber find: Natürlichkeit des Beuehmens, 
fret von aller Affectation; Selbſtkenntniß und Selbftbeherrfchung; 
Scharfe Beobachtungsgabe; Vorficht, nur nicht bis zum Exceß ober 
bis zur Nächerlichleit; Teinheit mit Würde, ohne Das Ausfehen einer 
bloßen Puppe; Geiftesgegenwart und Fertigkeit, unvorbereitet zu 
eben und zu handeln, Beredfamkeit ohne Ueberladung, aber mit 
Präctfion. 

Carbdinaltugenden aller, fowohl der Teitenden wie handelnden 
Diplomaten find endlich: 

Probität und Wahrheit — Die Unwahrheit kann eine Zeit lang 
Erfolge haben, aber nur die Wahrheit und das Recht, mit 
Beharrlichkeit verfolgt oder vertheidiget, fieget zulekt. 

GSelftesgegenwart und Furchtlofigfeit ohne Uebermuth und Leicht⸗ 
finn; 

Unzugänglichleit gegen Beftechungen aller Art; 

Begeifterung für den Beruf, d. t. für Net, Würde und Hell 
ihrer Staaten und Souveräne, ohne eigenen Ehrgeiz. 

1) In diefem Sinne fchrieb Villeroi unter Heinrich IV. an den Präftdenten 


Sanin: mais le Roi entend que Vous tirez Vous-möme les principales in- 
structions de ce que vous avez à faire. 
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Der Diplomat muß willen, daß er mehr im Stillen zu wirken und 
fih mit feinem Bewußtſein zu begnügen hat, als daß er fich durch 
ein berbortretendes Handeln einen Anfpruch auf Unfterblichkeit zu 
erwerben vermag. 

Ueber die VBerantwortlichleit der Diplomatifchen Agenten hat ein 
gelehrter Publicift (Flaſſan) gefagt, und es iſt ihm nachgefprochen 
worden: „man müſſe fehr nachfichtig fein gegen Die Irrthümer der 
Politik, wegen der Leichtigkeit, Darin zu verfallen.” Aber es darf 
dadurch nicht jede firenge DBeurtheilung des Verfahrens der politi- 
ſchen Organe niedergefchlagen werden. Denn die heiligen Intereffen, 
welche. ihnen obliegen, erheifchen unleugbar auch die höchfte Sorgfalt 
in der Erfüllung ihrer Beftimmung. 


Allgemeine Berhaltungsregeln für Unterhändler!. 


233. Kommt es auf Unterhbandlungen mit einem fremden Staate 
zu einem gewiffen Zwede an, fo hat der Damit beauftragte Diplomat 
fih vor allen Dingen auf Das Genauefte von dem Zwede, den 
Motiven und anwendbaren Mitteln zu informiren. Er muß Alles 
beobachten und darüber getreulich berichten, die entftehenden Hinder- 
niffe und Zweifel dem Committenten anzeigen, jedoch: nicht blos 
Snftruction erwarten, fondern auch felbft Vorfchläge zu machen ver- 
ftehen. An dem fremden Hofe wiederum muß er fih vor Allen in 
ein gutes Vernehmen fegen und jeden Grund zu Mißverftändniffen 
forgfältig vermeiden. Er muß Schlimmes unter einer guten Miene 
verbergen und fich nicht Durch leere Worte oder Fremdartiges hin- 
balten laſſen. In feinen Anträgen fei er beftimmt, in der Discuffion 
der Einwendungen ficher und Logifeh, überhaupt nie den Zwed aus 
den Augen verlierend; aber er verfolge ihn mit Mäßigung und ohne 

1) Schriften, dieſem Gegenftande vorzugsweile gewidmet, find: Le parfait 
Ambassadeur par Don Antonio de Vera et de Cuniga, par Lancelotte. 
Par. 1635 u. f. De Calliöres, de la maniöre de negocier avec les Souverains. 
Par. 1716 n. 6. II. t. Londr. 1750. Ryswick 1756. Pecquet, de l’art de ne- 
gocier avec les Souverains. Paris 1736. & la Haye 1738. Mably, Principes 
de negociation. Ibid. 1737 (fpäter auch Einleitung zu feinem Droit publ. de 
l’Europe). Die politifche Unterhandlungsfunft oder Anweifung, mit Fürften und 
Nepublilen zu unterhandeln, Aufgeftellt von einem Staatsmanne in der Einfamteit. 
Leipzig 1811. 5. Vgl. Mirus 8 71 und die Bücherkunde in Abſch. IL 


400 Drittes Bud. 8 23%, 


Opintatrirung; er vermeibe es, gegen Hinderniſſe zu Yimpfen, welche 
dennoch nicht fofort befeitigt werben köͤnnen. Wohl kann es fich in 
Privatfachen, wo Gefeß und Staatsgewalt ſchützend mitwirken, ver- 
lohnen, einem Anderen durch Beharrlichteit Etwas abzutrogen; aber 
in den Verhältniffen der Staaten, wo auch Verträge meift nur fo 
fange verbindlich bleiben, als man es zuträglich findet, fie zu halten, 
oder fo ange die Uebergewalt des Anderen zu befürchten tft, wird 
e8 höchſt gefährlich, den Dingen Zwang anthun zu wollen. Klug- 
heit gebtetet Daher Nachficht und vorläufige Beruhigung, felbft wo 
man entfchtebene Forberungsrechte bat. Der Diplomat verzichte lieber 
auf den Triumph, die Verhältniffe befiegt zu haben, wenn ex nicht 
auch dann eines ficheren und dauernden Erfolges gewiß iſt. Ein un⸗ 
erwartetes Ereigniß kann oft Leicht Die Hinderniffe befeitigen'. 


Dritte Abtheilung. 
Die Form der Staatenverhandlungen. 


234. Die Verhandlungen der Staaten werben entweder münd- 
fich oder fohriftlich unter den Nepräfentanten geführt, und zwar bald 
unter den Souveränen felbft, bald durch Die Diplomatifchen Agenten, 
zuweilen felbft nur einfeitig vor dem Publikum. Die Art und Weife 
diefes Verkehres iſt ein Theil der Staatspraris, und daher fowohl 
in den allgemeinen auf leßtere Bezug habenden Schriften, als auch in 
ihrer Befonderheit von praftifchen Schriftftellern dargeftellt worden. 


Allgemeine Schriften über die fogenannte Staatspraris find: 


J. J. Mofer, Einleitung zu den Canzleigefchäften. Hanau 1750. 
Chr. v. Bed, Verſ. einer Stantspraris und Canzletübung aus ber Politif ber 
Staaten und Völker. Wien 1754. ed. II. 1773. 

Ehrift. Dan. Voß, Handb. ver allgem. Staatswiffenfchaften Th. IV. Leipzig 179. 
Staatsgejhäftenlehre oder Staatspraris. 

Heinrich Benfen, Verſuch einer fuften. Entw. der Lehre von den Staatsgefchäften. 
Erlangen 1800. 1802. 2 Thle. 

Die Staatsgefchäftenlehre in ihren allgem, Umriffen. Wien 1814. 2 Thle. 

Sr. C. Moſer, Verſuch einer Staatsgrammatik. Frankfurt 1749. 


) Bemerkungen tm obigen Sinne ſ. bei Mably a. O. S. 174. 176. Foreign 
quaterly Rev. XIII, p. 4. 
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Beſondere Schriften Über die diplomatiſche Stantspraris: 


J. S. Sneedorf, Essai d’un trait& du style des cours. Goett. 1751. 8. n. Edit. 
par du Clos. Goett. 1776. 

Ch. de Martens, Manuel diplomatique. Par. 1822. 

Desfelben Guide diplomatique. t.1.II. Lips. 1832, 

Meisel, Cours de style diplomatique. t. I. II. Dresd. 1823. 

S. aud noch v. Kamptz, N. Lit. $ 146. Mirus, Abth, II, ©. 125 f. 


Sprache der Berhandlungen überhaupt, 


235. Die Sprache tft Das Recht jeder Nation, wie fie über- 
haupt zum Menſchen gehört. Ohne Zweifel kann nun jeder Staat 
. oder Souverän auch eine beftimmte Sprache wählen, worin er feinen 
Willen erflärt und deren fich feine Organe in den öffentlichen Ver⸗ 
bandlungen zu bedienen haben. Er Tanır Dagegen aber nicht ver- 
langen, daß auswärtige Staaten mit ihm in. derfelben Sprache 
verkehren; er muß ihnen gleichfall8 ihre eigene Erflärungsweife zu- 
geftehen, und jeder Theil kann erwarten, daß, wenn von ihm eine 
Erflärung gewünfcht wird, der Anlaß Dazu auf eine ihm verftändliche 
Art gegeben oder verdolmetfchet werde. 

Die Unbequemlichkeit, welche mit dem Gebrauche werfchiedener 
Zungen verbunden ift, erzeugt indefjen, abgefehen von dem voraus⸗ 
geftellten unleugbaren Princhp, das Bedürfniß von Mittbeilungen in 
allgemeinen und für jeden Theil gleich verftändlichen Sprachweifen. 
Sp kann denn wentgftens unter einzelnen Staaten oder vorüber: 
gehend für gewiſſe Verhandlungen eine gewiffe Sprache als Diplo- 
matifche beliebt werden, wovon fich wieder Die Hoffprache unterfcheiden 
läßt, d. 1. die Sprache einzelner Höfe in der Privatconverfation'. 

Der Gebrauch der Staaten und Höfe hat in beiderlet Hinficht 
oͤfters gewechfelt, ohne jedoch von dem obigen Princip felbft abge- 
wichen zu fein. 

Sprache der diplomatifchen Verhandlungen und Urkunden war 
noch bis in Das vorige Jahrhundert hinein meiftentheils Die Latei⸗ 
niſche?; Hoffprache war früherhin gewöhnlich Die Landesſprache; fo 


1) Bel. Fr. Earl Mofer, Abhandl. von den Europätfchen Hof- und Staats. 
ſprachen. Frankf. 1750. v. Rohr, Einleitung in die Ceremonialwifſenſchaft. S. 405. 
J. J. Mofer, Verſ. U, 153. 

2) Noch die Quadrupel⸗Alliance zu London von 1718 ift in Inteinifcher Sprache 

26 
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lange jedoch König Philipp II. von Spanten lebte, Hatte Die Spas 
nifhe Sprache bei einer großen Zahl Europätfcher Höfe ftarken 
Eingang gefunden. — Seit Ludwig XIV. überwog bier fat allge- 
mein die Franzöſiſche Sprache; fie wurde damit bald auch Die Sprache 
der Diplomatifchen Verhandlungen, ein Umftand, worin die Franzd- 
ſiſche BPolttit Feinen geringen Bundesgenofien gefunden Hat. Nie 
mals ift gleichwohl durch ein allgemeines Väffergefeß ober Durch ein 
auf der Idee der Nothwendigkeit berubendes Herkommen die Fran⸗ 
zöfifche Sprache als gemeinfame Staatenfprache wirklich recipit, 
fondern, wie oft fie auch in neuerer Zeit gebraucht worden tft, hat 
man fich meiftens von Seiten anderer Staaten gegen etwaige Con- 
fequenzen ausdrüdlich gewährt”, wenn nicht die Franzöfifche Sprache 
felbft auch die hergebrachte Yandesfprache des anderen Staates if. 
Mehrere Möchte beftehen fortwährend auf dem Grundfage, daß 
ihnen jede officielle Communication in ihrer Sprache gemacht oder 
wenigftens mit einem Qiranslat begleitet werde. So der Deutfche 
Bund Durch Beichluß von 12. Juni 1817. Andererfeits bedienen 
fih auch Gefandte an fremden Höfen mit Necht ihrer eigenen 
Sprache, aber,. wie fich von felbft verfteht, mit der Verpflichtung 
zu einem Translat, wenn fie Die Mittbeilung im eigenen Intereſſe 
machen?. 
abgefaßt. Einzelne Mächte, z. B. die päpſtliche Curie, bedienen ſich in ihren völler⸗ 
rechtlichen Urkunden noch jetzt bisweilen derſelben Sprache. 

1) Ein Beiſpiel liefert die Verfaſſung des Pyrenäifchen Friedens, worüber bie 
Memoiren von Brienne nachzufehen find. (Schiller, allgem. Samml. hiſtor. Dem. 
Abth. I. 3b. 17. ©. 143.) 

2) Einen ſehr allgemeinen Vorbehalt enthält in biefer Beziehung die Wiener 
Congreßacte Art. 120 mit den Worten: „La langue frangaise ayant été ex- 
clusivement employ&e dans toutes les copies du prösent trait& il est reconnu 
par les puissances qui ont concouru & cet acte, que l’emploi de cette 
langue, ne tirera point & consequence pour l’avenir; de sorte que chaque 
puissance se röserve d’adopter, dans les n&gociations et conventions fu- 
tures, la langue dont elle s’est servie jusqu’ici dans ses relations diplo- 
matiques, sans que le trait& actuel puisse ötre cit& comme exemple con- 
traire aux usages 6tablis.“ 

3) Der Minifter Canning befahl allen Englifchen Agenten im Anslanbe, ſich 
feiner anderen Sprache als der Englifchen bei diplomatifchen Communicationen zu 
bebienen. — Die Pforte communicirt in Arabiſcher Sprache, gewöhnlich aber mit 
Lateinischen, jetzt auch wohl Franzöſiſchem Translat. Sie hält keinen Tractat für 
verbindlich, der nicht auch in ihrer Sprache abgefaßt worben. 
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Was den mündlichen förmlichen Verkehr betrifft, z. B. in feler- 
lichen Audtenzen, fo gilt auch bier ein gleiches Princip; der fremde 
GSefandte redet oder kann wentigftens in feiner eigenen Sprache 
reden, während ein Dolmetfcher Die Mebertragung unternimmt. Der 
Souverän antwortet in der feinigen. Das Umftändliche eines fol- 
hen Verkehres führt indefien von felbft zu häufiger Milderung des 
Principe. Der dem Range nach Geringere giebt hier meift dem Ver—⸗ 
bindlicheren den Vorzug, oder man verftändiget fich überhaupt, eine 
beiden Theilen geläufige Sprache anzuwenden, wie zur Zeit befon- 
ders die Franzöſiſche dazu Dienet. 


Diplomatifher Stil. 


236. Iſt der Stil, wie man gefagt hat, der Menſch, der fich 
darin feinen Ideen gemäß ausfpricht, fo muß auch gleicher Maßen 
der Stil, wenn der Staat redet, feinem Weſen entfprechen, mithin 
das ihm vertretende Organ fich der eigenen Individualität entäußern 
und eine Form wählen, welche die Bedeutung des Staates als eines 
Trägers der Gefammtvernunft erfennen läßt. Muß trgend eine 
Ausdrudsweife fich von allem Niedrigen entfernt halten, fo tft folches 
ganz befonders von der diplomatifchen zu erwarten und zu fordern. 
Freilich Tann fie fih von dem Menfchlichen nicht Losfagen, fie kann 
feine Sprache der Götter fein; aber fie hat den Gedanken Har und 
In reiner edler Form Ddarzuftellen, gemeffen und ernft, fern von 
Pathos und ohne Wortpuß. Ste muß die reine Objectivität der 
Dinge in fich tragen, Die leichte Hülle einer logiſchen Gedantenfolge 
fein; fie verträgt fich weder mit metaphhfifchen Spigen, noch auch 
mit der Sprache des Redners!. 

Das Gewicht, was auf diplomatifchen Erklärungen ruht, Die 
Achtung, welche der andere Theil feiner völferrechtlichen Stellung 
nach fordern Tann, bringt unftreitig die Verpflichtung mit fich, jeder 


1) Treffend jagt darüber Flaſſan in feinem Discours preliminaire zur Hist. 
de la dipl. frang.: „Le style diplomatique & quelque sujet, qu’il s’applique, 
ne doit pas ötre celui de l’academicien mais celui d’un penseur froid, 
revetant d’une expression pure et exacte une logique non interroimpue. 
La chaleur qui fait presque toujours le succès de l’eloquence doit en 
etre exclue.“ 
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diplomatifchen Production, ja felbft derjenigen, welche bloßen Eeremo- 
ntalzweden dient, eine befondere Aufmerkjamleit zu widmen. Schon 
leichte Verftöße und Nachläffigleiten können Mißverſtändniſſe zur 
Folge haben, wenn es auch unpafjend wäre, jeden Fehler mit gleicher 
Strenge zu behandeln. Laufen fie nur gegen den gewöhnlichen Ge⸗ 
brauch, ohne daß fie am fich verlegend find, wie z. B. fogenannte 
Canzleifehler, fo überfieht man fie entweder oder rügt fie bei wei- 
terer Communication nur durch einen beigefügten außeroffictellen 
Canzleizettel, oder man verfährt feinerfeits in gleicher Weife, wie 
der abfendende Theil. Sind die Fehler von größerer Bedeutung und 
wohl gar verlegend, fo nimmt man die Mittheilung entweder gar 
nicht an, oder verlangt Dafür Genugthuung'. 


Correfpondenz der Souveräne felbft. 


237. Gorrefpondiren die Souveräne unter einander felbft in 
Staatsangelegenheiten auf eine obligatorifche Weife, fo pflegt Diefes 
fih mehr nur auf Aeußerlichkeiten zu befchränfen und in allgemeinen 
Wendungen zu halten, als in die Sachen einzugehen. Ihre Mit⸗ 
theilungen enthalten häufig blos eine autoritatis interpositio für Die 
Handlungen ihrer Agenten oder Empfehlungen beftimmter PBerjonen 
und Angelegenheiten. Ste beftehen entweder in fürmlichen Canzlei⸗ 
ſchreiben (lettres de chancellerie, de conseil ou de cer&monie) 
oder in fogenannten Cabinets- und Handfchreiben. 

Canzleiſchreiben find die feierlichfte Art, wo Ceremoniel und 
Eourtoifie (8 196) auf das Strengfte beobachtet werden. Der Ein- 
gang enthält die vollftändtge Titulatur des Schreibenden, bei monar⸗ 
hifchen Souveränen mit: „Wir von Gottes Gnaden”, fodann die 
Zitulatur desjenigen, an welchen fich der Schreibende wendet; dem⸗ 
nächft folgt Die eigentliche Anrede in der üblichen Canzleiform nebft 
Beifügung etivaiger Ehrenprädicate, insbefondere des Bruber- und 
Schweftertitels. Im Conterte nennt fi der Schreibende Wir, den 
Adreffaten dagegen mit dem Prädicate feiner Würde (Ew. Majeftät, 
Königl. Hoheit ꝛc.). Den Schluß bilden Freundfchaftsverficherungen 

1) Bol. über Obiges: Fr. Carl Mofer, Verſuch einer Stantsgrammatil. Des- 


jelben Abhandl. von Kanzleifehlern (Feine Schriften V, 229). Bon Ahndung fehler- 
hafter Schreiben. Frankfurt 1750, 
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oder fromme Wünfche, fodann eine nochmalige Anrede des Adrefia- 
ten mit feinem Prädicate und üblichen Ehrenworte, endlih Datum 
und Ort, fo wie Die Unterfchrift und die Contrafignatur nebft Beifl- 
gung des großen Ganzleifiegels. 

Cabinetsfchreiben enthalten nur eine einfache Anrede des 
Adreffaten mit dem Prädicate feiner Würde oder mit einem ver- 
wandtfchaftlichen Ehrenworte. Man fchreibt im Eonterte von ſich in 
der Einzahl; der Schluß wird mit Der Unterfehrift Durch verbindliche 
Erflärungen in Eines zufammengefaßt. Das Ganze erhält ein klei⸗ 
neres Couvert und das kleinere Staatsfiegel". 

Noch verbindlicher als Kabinetsfchreiben find ganz eigenhän- 
dige Schreiben ohne alle Ceremonie rüdfichtlih Der Titel. 

Was nun den Gebrauch der einen oder der anderen Form be 
trifft, jo fegen Die eigenhändigen Schreiben befonderes Vertrauen, 
perfönliche Beztehungen oder eigenthämliche Vorfälle in den Familien 
und dergl. voraus. Zur förmlichen Staatscorrefpondenz dienen nur 
Canzleis und Cabinetsfchreiben. Eine Pflicht, Die eine oder Die an- 
dere Form zu gebrauchen, exiftirt im Allgemeinen nicht. Canzlei⸗ 
ſchreiben In der oben ungezeigten gewöhnlichen Form pflegen indeß 
nur unter Gleichen oder von einem Höheren gegen einen Geringeren 
gebraucht zu werden. Will ein Souverän von geringerem Range 
an einen Höheren ein Canzleiſchreiben erlaſſen, jo find dabei gewiſſe 
Modificationen üblich. 


Sperielle Arten diplomatifher Schriften. 


238. Zu den diplomatifchen Schriften, welche gewöhnlich von 
dem Departement der auswärtigen Angelegenheiten ausgeben und 
nicht nothwendig des Zuthuns eines Unterhändlers oder Bevollmäch⸗ 
tigten bedürfen, find zu rechnen: 

Manifeſte und Proclamationen, 
Proteftationen, 


19 Die nähere Einrichtung und etwaigen Variationen babei ſiehe in Mofer, 
Verſuch II, 164 u. f. Sneedorf, Style des cours. chap. 2. Baron Martens, 
Manuel dipl. chap. 9. Außerdem auch noch J. Chrstn. Lünig, Theatrum cere- 
moniale historico politicum. Leipz. 1720. Jeder Hof richtet fi) auch wohl fein 
eigenes Keremonialbuch ein. 
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diplomatifchen Production, ja ſelbſt derjenigen, welche bloßen Geremo- 
nialzweden dient, eine befondere Aufmerkſamkeit zu widmen. Schon 
leichte BVerftöße und Nachläffigkeiten können Mißverſtändniſſe zur 
Folge haben, wenn es auch unpaffend wäre, jeden Fehler mit gleicher 
Strenge zu behandeln. Laufen fie nur gegen den gewöhnlichen Ge- 
brauch, ohne daß fte an fich verlegend find, wie z. B. fogenannte 
Sanzleifehler, jo überſieht man fie entweder ober rügt fie bei wel- 
terer Communication nur durch einen beigefügten außerofficiellen 
Canzleizettel, oder man verfährt feinerfeits in gleicher Weife, wie 
der abfendende Theil. Sind Die Fehler von größerer Bedeutung und 
wohl gar verlegend, fo nimmt man bie Mittheilung entweber gar 
nicht an, oder verlangt dafür Genugthuung'. 


Correfpondenz der Souveräne felbft. 


237. Correfpondiren Die Souveräne unter einander feldft in 
Stantsangelegenheiten auf eine obligatorifche Weiſe, fo pflegt dieſes 
fih mehr nur auf Aeußerlichkeiten zu befchränfen und in allgemeinen 
Wendungen zu halten, als in die Sachen einzugeben. Ihre Mit- 
thellungen enthalten häufig blos eine autoritatis interpositio für die 
Handlungen ihrer Agenten oder Empfehlungen beftimmter Perfonen 
und Angelegenheiten. Ste beftehen entweder in förmlichen Ganzlel- 
fchreiben (lettres de chancellerie, de conseil ou de c&r&monie) 
oder In fogenannten Cabinets- und Handfchreiben. 

Canzleiſchreiben find die feterlichfte Art, wo Ceremontel und 
Courtotfie (8 196) auf das Strengfte beobachtet werden. Der Ein⸗ 
gang enthält die vollftändige Titulatur des Schreibenden, bei monar- 
hifchen Souveränen mit: „Wir von Gottes Gnaden”, fodann die 
Zitulatur desjenigen, an welchen fich der Schreibende wendet; dem⸗ 
nächft folgt Die eigentliche Anrede in der üblichen Canzleiform nebit 
Beifügung etwaiger Ehrenprädicate, Insbefondere des Bruder- und 
Schweftertiteld. Im Conterte nennt ſich der Schreibende Wir, den 
Adreffaten Dagegen mit dem Prädicate feiner Würde (Ew. Majeftät, 
Königl. Hoheit 2c.). Den Schluß bilden Freundfchaftsverficherungen 

1) Bl. über Obiges: Fr. Carl Mofer, Verfuch einer Staatsgrammatik. De 


jelben Abhandl. von Eanzleifehlern (Heine Schriften V, 229). Bon Ahndung fehler 
bafter Schreiben. Frankfurt 1750. 
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oder fromme Wünfche, fodann eine nochmalige Anrede des Adrefia- 
ten mit feinem Prädicate und üblichen Ehrenworte, endlih Datum 
und Ort, fo wie die Unterfchrift und Die Contrafignatur nebft Beifü- 
gung des großen Canzleifiegels. 

Cabinetsfchreiben enthalten nur eine einfache Anrede des 
Adrefjaten mit dem Prädicate feiner Würde oder mit einem ver- 
wanbtfchaftlichen Ehrenworte. Man fchreibt im Conterte von fich in 
der Einzahl; der Schluß wird mit der Unterfchrift durch verbindliche 
Erflärungen in Eines zufammengefaßt. Das Ganze erhält ein klei⸗ 
neres Couvert und das kleinere Stantsfiegel”. 

Noch verbindlicher als Eabinetsfchreiben find ganz eigenhän- 
dige Schreiben ohne alle Ceremonte rüdfichtlich der Titel. 

Was nun den Gebrauch der einen oder der anderen Form be⸗ 
trifft, fo fegen Die eigenhändigen Schreiben befonderes Vertrauen, 
perfönliche Beziehungen oder eigenthümliche Vorfälle in den Familien 
und dergl. voraus. Zur fürmlichen Staatscorrefpondenz dienen nur 
Canzleis und Cabinetsfchreiben. Eine Pflicht, Die eine oder die an- 
dere Form zu gebrauchen, eriftirt im Allgemeinen nicht. Canzlet- 
fchreiben in der oben angezeigten gewöhnlichen Form pflegen indeß 
nur unter Gleichen oder von einem Höheren gegen einen Geringeren 
gebraucht zu werden. Wil ein Souverän von geringerem Range 
an einen Höheren ein Sanzlelfchreiben erlaffen, fo find dabei gewiſſe 
Modificationen üblich. 


Specielle Arten diplomatiſcher Schriften. 


238. Zu den diplomatiſchen Schriften, welche gewöhnlich von 
dem Departement der auswärtigen Angelegenheiten ausgehen und 
nicht nothwendig des Zuthuns eines Unterhändlers oder Bevollmäch⸗ 
tigten bedürfen, find zu rechnen; 

Mantfefte und Broclamationen, 
Proteftationen, 


ı) Die nähere Einrichtung und etwaigen Variationen babei fiehe in Moſer, 
Berjuh II, 164 u. f. Sneedorf, Style des cours. chap. 2. Baron Martens, 
Manuel dipl. chap. 9. Außerdem auch noch J. Chrstn. Lünig, Theatrum cere- 
moniale historico politicum. Leipz. 1720. Jeder Hof richtet ſich auch wohl fein 
eigenes Ceremonialbuch ein, 


— 
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Deductionen, 
Ceremonialfchreiben, 3. B. zur Beglaubigung und Abberufung 
eines diplomatiſchen Agenten, 

Ratificationsurkunden, 

Garantieacte, 

Reverſalien, 

Abdieations⸗, Ceſſions⸗, Verzichtsurkunden und Dergl' 
Einige derſelben verlangen Die Vollziehung des Souveräns, Andere 
ſind entweder nur für das Publikum beſtimmt, oder werden von dem 
Departement der auswärtigen Angelegenheiten allein erlaſſen. Zweck 
und Umftände beſtimmen den Inhalt und Stil, ohne daß gewiſſe eigen⸗ 
thümliche Formen zum Weſen folcher Acte gehören. Bei gemein- 
famen Urkunden find die ſchon 8 195 a. €. erwähnten Rüdfichten 
zu nehmen. 


Diplomatifhe Berhandlungsweife. 


239. Eigenthümliche Diplomatifche Verhandlungen beftehen ent- 
weder in bloßen Communtcationen oder in Negoclationen. Die letz⸗ 
teren werben bald unmittelbar mit dem fremden Souverän, bald mit 
dem Mintfter der auswärtigen Angelegenheiten oder mit einem Com⸗ 
miffar der Regierung geführt, auch kann Dabei die Theilnahme einer 
dritten Macht durch Leiftung freundlicher Dienfte oder im Wege 
einer förmlichen Vermittelung ftattfinden ($ 88). 

Die Berhandlungsweiie tft bald eine mündliche, bald eine fehrift- 
liche. Zur leßteren dient die Uebergabe von Memoires in die Hände 
des fremden Souveränes oder ein Notenwechfel unter den Diploma- 
tifchen Agenten felbft. Hierbei unterfcheidet man unterzeichnete 
Noten (notes signdes), deren Inhalt der Regel nach als ein ver⸗ 
pflichtender gelten foll, fodann Berbalnoten (notes verbales ou 
non signdes), wodurch meift nur der Fortgang einer Angelegenheit 
in Erinnerung gebracht wird; endlich giebt e8 auch vertrauliche Noten 
in der Sache felbft, worin ſich ein Miniſter mehr für feine Perfon 
als in Auftrag ausfpricht, Die man Daher auch nicht immer zu unter- 
zeichnen veranlaßt ft”. Zur Aeußerung von Anfichten und Ent—⸗ 
ſchließungen benugt man in nenefter Zeit vorzugsweife die mündliche 


1) Beifpiele zu allem dieſen finden fich in den bereits angeführten Schriften, 
2) Bar. de Martens, Manuel dipl. $ 50 ff. 
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oder abfchriftlide Mittheilung von Zufchriften, welche der Diploma- 
tiſche Agent von feiner Regierung zu folchem Zwecke empfangen bat 
(d&pöches communiquees). 
Zu den mündlichen Verhandlungen dienen: 
a. die Audienzen, welche man bei dem fremden Souverän ober 
Repröfentanten des vepublifantfchen Gemeinwefens nachjucht. 
Ob der Minifter des Auswärtigen Dabei zuzuziehen fel, hängt 
von der Verfaffung des Staates ab; 
b. Eonferenzen mit dem Minifter des Auswärtigen oder deſſen 
Beauftragten. 
Weder die Einen noch die Anderen können, wenn zuvor der Gegen- 
ftand Der gewünjchten VBernehmlaffung in fchielicher Form angezeigt 
ift und Die beiderfeitigen Stantsintereffen wirklich berührt, verjagt 
werden. Soll das Ergebniß einer Miinifterial- Conferenz zu weiteren 
Schritten benußt werden oder eine Bafis für fernere Verhandlungen 
abgeben, fo kann darüber ein Protokoll! aufgenommen und von den 
Theilnehmern der Verhandlung gezeichnet werden, oder der Gefandte 
ſetzt den Inhalt der beiderfeitigen Erklärungen in Yorm eines f. g. 
apergu de conversation oder einer referirenden Note auf, und läßt 
fih in irgend einer Weife Die Nichtigkeit des Auffages beftätigen?. 


d 
Congreſſe. 


240. Als beliebteſte Form zur Verhandlung auswärtiger Staats⸗ 
angelegenheiten von höherem Interefje bat fich in neuefter Zeit Die 
Verhandlung auf fogenannten Congreffen ergeben, an welchen Die 
betbeiligten Souveräne entweder in Perfon oder aber Durch befondere 
Abgeordnete Theil nehmen. Es gehört Dazu Teine Vielheit von Sou⸗ 
veränen, jondern es Tann auch fchon unter zweien allein zu einem 
Congrefje Tommen. 

In Älterer Zeit kannte man vornehmlich nur Friedenscongrefle 


ı) Dieſes Wort ift erft in neuerer Zeit in die Diplomatifche Franzöſiſche Sprache 
aufgenommen worben. Unzweifelhaft ift der Gebrauch dieſes Wortes ein befugter, 
da er ſchon in dem mittelalterlichen Latein einen offtciellen Aufſatz über ftatt- 


gehabte Verhandlungen und Erklärungen bedeutete, ebenfo wie das Wort registra- 


tura, registratio. 
2) Vgl. Bar. de Martens a. O. 8 55. 


- 
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zum Zwecke einer Pacification und daneben perfänliche Zufammen- 
fünfte der Souveräne, letztere jedoch mehr zu perfönlichen Befprechun- 
gen und Entfchlleßungen oder zu blos particulären Vertragsichlüffen. 
Das gegenwärtige Jahrhundert Hat zuerft das Beiſpiel von Eon 
greffen und Gefammtverhandinngen dabei ergeben, mit dem Zwecke, 
einen bereits eingetretenen Friedenszuftand zu befeftigen, weiter aus⸗ 
zuführen, oder drohende Gefahren abzuwenden, überhaupt über Ver- 
Hältniffe von allgemeiner Wichtigkeit gemeinfchaftliche Beſchlüſſe zu 
füffen. Ohne die Anwefenheit von Souveränen hat man die Eongreffe 
bloßer Abgeordneten auch wohl nur Durch „Conferenzen“ bezeichnet. 

Die Vorzüge der Eongreffe vor blos particulären Verhandlun- 
gen find evident, obwohl nicht immer die Politik der Staaten Dazu 
rathen wird". 

Deranlaffung zu dem Zufammentreten eines Congrefies oder 
einer Miniftertals Conferenz kann im Allgemeinen jede Macht geben”. 
Dean verftändigt fi in präliminären Verhandlungen oder Verträgen 
über Zwed, Ort und Form. Dritte Mächte können eine Theilnahme 
in der Negel nicht als Recht fordern, fondern nur Maßregeln gegen 
etwaige präjudichrliche Richtungen ergreifen. 

Die Congreßverhandlungen felbft beginnen mit Auswechfelung 
der Legitimationen und mit der Einrichtung eines beftimmten Ge- 
ſchäftsganges, 3. B. durch Bildung einer befonderen Canzlei und 
einzelner Comites oder Bureaus. Die Leitung der gemeinfchaftlichen 
Verhandlungen wird entweder einem angenommenen Vermittler über- 
laffen, oder es wird ein eigener Vorfigender gewählt, oder, wie beim 
Wiener Congrefje, ein leitendes Conſeil conftituirt. Neben den ge- 
meinfchaftlichen Congreßverhandlungen können demnächft auch Parti⸗ 
eularverhandlungen unter einzelnen Betheiligten ftattfinden. Die 
Refultate der Eonferenzen werden in Protofollen niedergelegt, welche 
von den Theilnehmern nach vorheriger genauer Kenntnißnahme unter- 
zeichnet werden. Alle Vereinbarungen endlih, fowelt fie mit dem 
gemeinfamen Zwede des Congrefies in Verbindung ftehen, werden 
auch wohl in eine gemeinfchaftliche Acte zufammengefakt?. 


I) gl. Mably I, 146. 

2) Auf dem Aachener Eongreffe (1818) hatten die Großmächte dieſerhalb ge- 
wife Verpflichtungen übernommen und Wegulative getroffen. S. die Anlagen. 

3) Nähere Auskunft Über ven Gang der Congreßverhandlungen ertheilen bie 
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Dritter Abſchnitt. 


Befondere Anftalten für den Nechts⸗ und focialen 
Verkehr der Staaten und Völker. 


Garteld wegen der Sicherheits und Juſtizpflege. 


240* Die wohlthätigfte Wirkfamfelt hat Die Diplomatie und 
äußere Staatenpraris für Die gemeinfamen inneren. Stants- und 
foctalen Intereffen zu entfalten und auch fehon In mehrfachen Be⸗ 
ztehungen mit guten Erfolgen auszuüben vermocht. Zu den legteren 
gehören vorab Die mancherlet Cartel8 oder Vereinbarungen unter 
verfchtedenen Staaten, welche zur Beförderung der Sicherheits- und 
Nechtöpflege dienen; namentlih Die Verträge wegen Auslieferung 
und Uebernahme von Landftreichern (Vagabunden) in ihre Heimath 
(8 62); Ddesgleichen wegen Auslieferung von flüchtigen Mißthätern 
zur Beftrafung ($ 63), wozu fich In neuefter Zeit faft alle Staaten, 
wenn auch mit mehr oder weniger Befchräntungen, herbeigelaffen 
haben!. Bon noch größerer Bedeutung, wiewohl für jest unter nicht 
Deutfchen Staaten noch ziemlich felten, find Die Vereinbarungen über 
gemeinfame Grundfäte der Rechtspflege in Straf- und bürgerlichen 
Sachen wegen des Gerichtsftandes, wegen der executorifchen Kraft 
der im einen und anderen Staate ergangenen rechtsfräftigen Civil⸗ 
Urteile”; unter Nachbarftanten im Befonderen Die Verträge wegen 
Beftrafung der in Grenzwalbungen und fonftigen Grenzorten ver⸗ 
übten Forft- und Jagdfrevel?. 


Schriften Über die wichtigften Europäiſchen Eongrefie; angezeigt in v. Ompteba 
8.180 f. v. Kamptz 8 74— 91, Wegen der neueren feit dem Wiener Congrefie 
auch die freilich uoch nicht vollftändigen Mittheilungen in ber Kortfekung von 
de Martens, Recueil de trait6s. 

1) Eine Ueberfidht f. bei Phillimore I, 417. 

3) Wegen ber Deutichen Staaten fiehe bie treffliche Zufammenftellung in 
A. O. Krug, das Internationalvedht der Deutfchen, Leipzig 1851. Eine allgemeine 
Berfländigung für ſämmtliche Bundesſtaaten ift neuerdings angebahnt. Vgl. übri⸗ 
gens oben $ 37 fi. 

3) Das Martensiche Recueil Tiefert hierzu befonder® bei Deutichen Staaten 
viele Beiſpiele. 
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Internationale Poft-, Cifenbahnen- und Telegraphen-Berbindungen, deögl. 
Buarantaine » Einrichtungen. 


241. Der fociolen Verbindung der Völker unter einander dienen 
vorzüglich ſowohl für Die Regierungen, wie für Das ganze Publikum 
die außerordentlich erleichterten und befchleunigten Poſt⸗, Eifen- 
babnen- und Zelegrapben-Berbindungen in der Europälfchen 
Staatenfamilte. Ift e8 auch noch nicht zu einem allgemeinen gleich- 
förmigen Syſteme bierunter gediehen, und nach Lage der Dinge viel- 
leicht ein ſolches nicht zu ermöglichen: fo iſt Doch unter vielen Nachbar- 
ftanten ſchon fo viel in dieſer Hinficht gefcheben, daß die Gegen- 
wart und Nachwelt nicht dankbar genug dafür fein kann'. Von nicht 


1) Es wäre wünſchenswerth, über bie bisherigen Refultate tabellarifche Ueber⸗ 
fichten geben zu können, indeſſen gehören folche mehr der Statiftil als dem Völler⸗ 
rechte an. Es mögen bier nur, um auch die Theilnahme bes Iekteren, fo wie ber 
Diplomatie dafür anzuregen und zn erhalten, folgende Mittheilungen aus den näher 
liegenden Kreifen barliber gemacht werben: 

L Wegen des heutigen internationalen Poftverlehres ift vorerſt auf Die von 
Helwing in den Mittheilungen bes ſtatiſtiſchen Bureaus zu Berlin 1854 S. 373 
angegebene Literatur zu verweilen, vornehmlich alfo auf Colonial and international 
Postage. Lond. 1854. und auf Heidemann und Hütten, das Poſtweſen unferer Zeit. 
Leipzig. L 8b. 1854. Vom Deutihen Standpunkte kommt befonders in Betracht 
ber zwifchen Defterreich und Preußen am 6. April 1850 zur Gründung des Deutſch⸗ 
Defterreichiichen Poftvereines gefchloffene Vertrag und befien Revifion vom 5. Debr. 
1851. Zu biefem Bereine gehören außer Defterreih und Preußen (mit Anhalt, 
Schwarzburg, Waldeck) bis 1860 und dann ferner mit einjähriger Kündigung: 
Bayern, ale Sächſiſchen Länder, Hannover, Würtemberg, Baden, Luremburg, 
Braunfchweig, Mecklenburg, Oldenburg, die Hanfeftäbte, das Thun und Tarisiche 
Poftgebiet. Sein Zwed ift „die Feſtſtellung gleihmäßiger Beftimmungen für bie 
Zartrung und poftaliihe Behandlung der Brief- und Fahrpoftfenbungen, welche 
fih zwiſchen verſchiedenen, zum Vereine gehörigen Poftgebieten oder zwilchen 
dem Bereiusgebiete und dem Auslande bewegen.” Außerbem beftehen unter ven ein- 
zelnen Übrigen Staaten eine Menge von Poſt⸗Cartels. So von Preußen mit Nord» 
Amerifa vom 2 - 1852 wegen Auswechfelung birecter Briefpadete; mit Belgien 
vom 17, Januar 1852 wegen Regelung ber gegenfeitigen poftaliihen Verbindungen 
und Taren; desgl. mit England vom 1, October 1846 und 18. März 1849, mit 
Frankreich vom 11. Auguft 1847 und 19. Auguft 1853, mit den Niederlanden 
vom 26. Sanuar 1851, mit Spanien vom 19. Ianuar 1852, mit Dänemark ein- 
ſchließlich Holſtein vom 19. December 1853, mit Rußland vom © = 1843 und 
vom 28. December 1851, mit Schweden vom 5. April 1852 wegen ber Regelung 
ber gegenjeltigen poſtdienſtlichen Beziehungen und wegen ber Poſtdampfſchiff- 
Verbindungen. 
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geringer Wichtigkeit find und würden überdies noch gemeinfame Anord- 
nungen wegen der Duarantaine- Anftalten fein”. 


Internationale Fürſorge für Gewerbe. 


242. Eine internationale Fürforge für Gewerbe hat fich bisher 
vornehmlich nur in folchen Zweigen nöthig oder wünfehenswerth ge- 
macht, deren Beftand und Gebeihen eines befonderen Schußes neuer 
Erfindungen und Schöpfungen bedarf, ‘Den meiften Erfolg bat hier- 
bei Die Schugbedürftigfeit des Iiterarifchen und Tünftlerifchen Eigen- 
thbumes in Bezug auf die damit verbundenen Vermögensvortheile 
erreicht”; ſehr zurück ftehet Dagegen noch der Schuß gewerblicher 


D. Hinfſichtlich der Eiſenbahn⸗Verbindungen kann nur auf die allgemeine Lite- 
ratur dieſes Gegenftanbes (Helwing a. O. ©. 72) und auf die einzelnen Verträge 
wegen ber gemeinfchaftlichen Eifenbahnen mehrerer Staaten verwiejen werben. 

Il. In Betreff der telegraphiichen Verbindungen der Einzelftanten ift vor» 
züglich zu bemerken ver Deutſch⸗Oeſterreichiſche Telegraphenverein, geichloffen durch 
Bertrag vom 25, Juli 1850 mit den Nachträgen vom 14. October 1851 und 
23. Septbr. 1853 (Defterreich, Preußen, Bayern, Sachſen, Hannover, Würtemberg, 
Königreich der Niederlande). Daran bat ſich eine Telegraphen⸗Convention mit Ruß⸗ 
land vom 26. November 1854 angeichloffen. Außerdem befteht ein Telegraphen- 
Cartel von Sardinien mit Oefterreih und mit der Schweiz; von Frankreich mit 
England, Baden, Sarbinien, Spanien und der Schweiz; zwifchen Belgien und 
dem Königreich der Niederlande u. |. w. Endlich ift ein Eorrefpondenzvertrag zwi⸗ 
chen dem Kirchenftant und dem Königreich beider Sieilien gejchloffen worden am 
27. Suni 1854, Vol. befonbers: Zeitfchrift des Deutſch⸗Oeſterreichiſchen Telegraphen- 
vereins. Berlin 1854. 1— 12. Heft. 

1) Weber diefen Gegenftand haben in Paris vor einigen Jahren Verhandlungen 
ftattgefunden, und zwar zwilchen Bevollmächtigten und Sachverfländigen ſämmt⸗ 
licher Uferftanten des Mittelmeeres (Frankreich, Defterreich, Neapel, Spanien, Groß- 
britannien, Griechenland, Portugal, Sardinien, Toscana, Rom und der Pforte), 
wodurch man in 48, vom 23. Juli 1851 bis 19. Sanuar 1852 fortgefeten Con⸗ 
ferenzen zum Entwurfe einer convention sanitaire internationale, fo wie zur 
Feſtſtellung eines internationalen Ouarantaine-Reglements gelangt if. Eine Rati⸗ 
fication des Vertrages hat indeß bisher nur zwifchen Frankreich und Sarbinien 
flattgefunden. ©. Moniteur univ. 1. Juni 1853. Die äußerſt intereffanten Pro- 
tofolle über die Eonferenzen, fo wie die Verhandlungen und Inſtructionen zur 
Ausführung der Convention find in zwei Bänden theils lithographirt, theils ab- 
gedruckt (Inprimerie nationale). 

2) In anerlennenswerther Weife ift bier vorangegangen ver Deutliche Bund 
durch feine Beſchlüſſe vom 2. April 1835, 9, November 1837, 22. April 1841, 
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Erfindungspatente im Anslande, fo wie der Schu gegen betrügliches 
Nachmachen und Vertreiben unechter Handelsartilel anftatt der echten 
unter Mißbrauch ihrer Firmen und Kenuzeichen", 


Anftalten für Handel» und Schifffahrts⸗Verkehr. 


243. Zur Beförderung des Handels⸗ und Schifffahrts · Verkehres 
unter den Nationen dienen vornehmlich: 

I. Freihäfen (Ports franes), d. i. ſolche Hafenplätze, welche 
den Schiffen anderer Nationen mit Befreiung von gewiſſen oder 
alten Zoͤllen, auch wohl ſonſtiger Laſten, vorbehaltlich der allgemein 
üblichen Hafenabgaben, geöffnet werden”; 


19. Juni 1845 und die damit in Verbindung flehende Dentiche Particnlargefeb- 
gebung. S. Jolly, Lehre vom Nachdruck. Heidelb. 1852. (Archiv fir civil. Praris 
XXXV, Beil.) Sonſtige internationale Regelungen des Gegenſtandes beflanden 
unter den Stalienifchen Staaten (mit Ausnahme Neapels) feit 1840 (f. Zeitfchr. f. 
aus. Geſetzg. XII, 461); zwifchen Preußen und England durch Bertrag vom 13, Mai 
1846, welchem auch Sachjen, Haunover, Anhalt und Braunfchtweig beigetreten find; 
zwilchen England und Fraukreich dur Vertrag vom 3. November 1851 (worüber 
P. Burke, the Law of intern. Copyright betw. Engl. and France. Lond. 1852); 
zwiſchen Frankreich und Belgien (vgl. Delalain, Legislation fr. et beige de la 
propriete litteraire et artistique. Par. 1854); zwifchen Frankreich und Hannover, 
Heſſen⸗Darmſtadt, Heflen-Homburg, Braunfchweig, Nafſau, Reuß, Großherz. Sachſen, 
Oldenburg, Schwarzburg⸗Sondershauſen (durch verſchiedene Verträge aus den Jahren 
1861 - 18653); zwiſchen Großbritannien und Prenßen nebſt anderen Dentſchen Staaten 
durch Vertrag vom 14. Juni 1855. Bgl. überhaupt Villefort, de la proprists 
litteraire et artistique au point de vüle internat. Par. 1851. Ab. Enslin, über 
internationale Verlagsverträge. Berlin 1855. Deutfche Vierteljahresſchr. Nr. 70 
(1855). Eiſenlohr, Samml. ber Verträge zum Schub des lit.⸗art. Eigenthums. 
Heidelberg 1856. 

I) Material für viefen Gegenftand findet ſich iu Etienne Blanc et Al. Beaume, 
Code general de la propriôté industr. litt. et artistique, comprenant les 
legislations de tous les pays et les trait6ös internationaux. Par. et Leipz. 
1854. Einzelnes auch in Foelix, Dr. intern. priv. II, 9, 6. v. Kleinſchrod, inter- 
nationale Patentgejetgebung. Erlangen 1855. 

2) Dergleichen find, abgefehen von älteren Beilpielen (3. B. Villefranche in 
Savoyen, vgl. Schmauss, Corp. iur. gent. I, 647. 652), noch jetst Brake in Olden⸗ 
burg, Marfeille (laut Orbonnanz vom 10. September 1817), Livorno, Meſſina, 
Brindiſi. Bol. v. Kaltenborn, Seerecht I, 37. 47. 61. 62. 64. Auch Harburg, nad) 
8. Hann. Verordn. vom 10. Aug. 1848. N. R. S. XIII (1855), ©. 32. Der Frei⸗ 
bafen Odeſſa ift wieber aufgehoben durch Ulas vom 16. Juni 1857, 
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OD. Handels- und Schifffahrts-Verträge'; endlich 

II. Zoll-Cartels, insbefondere Die Stiftung von Zoll⸗ 
vereinigungen unter mehreren Staaten, Darunter vornehmlich Der 
Deutſche Zollverein?, 


1) ©. ſchon oben $ 92. II. Beide Arten können — bei Seeftaaten natürlich 
nur — balb vereint, bald getrennt vorlommen. Der gewöhnliche Zweck ift Freiheit, 
Sicherheit und Leichtigkeit des Handels, wie der damit in Berbindung ftehenden 
Schifffahrt. Ste geben fowohl auf frieblihe Verbältniffe, wie auf Kriegsfälle. 
Segenftände ver Handelsverträge find: Aus-, Ein- und Durchfuhr der Hanbels- 
waaren, bie Abgaben bavon, die Rechte und Freiheiten der handeltreibenden Unter- 
thanen im anderen Staate binfichtlich ihres Gewerbes, Gerichtsftandes und Eultus, 
ihres Vermögens, ihrer Verträge. (Man ertheilt ihnen bald die Privatrechte ber 
eigenen Staatsgenofien, bald die Rechte ber ſchon bisher am meiften privilegirten 
Nationen.) Ferner die Einfeung von Eonfuln, deren Stellung und Berechtigung. 
Im Kriegsfalle unter den Contrahenten: Freies Abzugsrecht der anderfeitigen Unter- 
thanen binnen einer gewoiffen Friſt. Auf den Kriegefall eines Kontrahenten mit 
einer britten Macht: Regelung ber Neutralitätsverhältniffe. — Vorherrſchender Cha⸗ 
ralter der Schifffahrtsverträge if: Befreiung der Schifffahrt von läſtigeu 
Beichränfungen, fo wie ihre Beſchützung gegen unbefugte Störungen und Eingriffe; 
anbererjeits auch zumeilen Beſchränkung der natürlichen Freiheit im Intereffe des 
Landesſchutzes und eigenen Verfehres. Einzelne Gegenftänve find: bie Kennzeichen 
ber Nationalität und bie Regitimationspapiere der Schiffe; die Zulafjung ver Schiffe 
in bie Häfen eines ober beiber Theile; ihre Behandlung in Bezug auf Rechtspflege, 
Polizei und Beſteuerung; Ein- und Ausführung der Waaren; auf deu Fall eines 
Krieges unter ben Vertragſchließenden: Entjagung anf Embargo und auf Ertheilung 
von Kaperbriefen gegen einander; auf den Kriegsfall eines Eontrahenten mit einem 
Dritten: die Rechte der neutralen Flagge u. berg. S. Überhaupt Klüber, Völker⸗ 
recht 8 150, 

2) Seine Gefchichte beginnt mit der Einführung eines neuen Zoll» und Ver⸗ 
brauchsſteuerſyſtemes für die Preußifche Monarchie durch Gefeß vom 26. Mai 1818. 
Die Grundidee dabei war Schuß des inlänbifchen Gewerbefleißes und deshalb, aber 
nur in untergeorbnetem Maße, angemefjene Befteuerung des äußeren Haudels, nicht 
alfo das Syſtem des Freihanbels und der Finanzzölle, 

Nachdem es anfangs nur gelungen war, einige Heinere Staaten und Enclaven 
derſelben in das dadurch unterbrochene Grenzzollnetz hineinzuzieben, bot zuerft das 
Großherzogthum Heffen Die Hand zu einer flaatlichen Vereinigung mit gleichen 
vertragsmäßigen Rechten. Sie kam am 14. Febrnar 1828 zu Stande. Ihr trat 
bereits am 25. Auguft 1831 das Kurfürſtenthum Heflen bei. Bald darauf erfolgte 
die Gründung des großen Deutſchen Zollvereind durch Vereinigung des Preußiſch⸗ 
Heſſiſchen mit dem 1828 gegründeten Bayerifch-Würtembergifchen Verein, denen ſich 
alsbald das Königreih Sachſen unb ver Thüringiſche Zoll» und Handelsverein 
anſchloſſen. Die Dauer war uriprünglich bis 1, Sanuar 1842 beftimmt; fie warb 


% 
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aber, ba keine Kündigung erfolgte, auf 12 Jahre prorogirt, nachdem in ber Zwifchen- 
zeit noch Baden, Naffan und Frankfurt, Lippe, Braunfchweig und Luremburg bei- 
getreten waren. Die Eriftenz des Vereines und fein Fortbeſtand warb zwar bei 
dem Ablaufe der zwölfjährigen Prorogation ſchwer bedrohet, allein die öffentliche 
Stimme, bie Einfiht der Regierungen, erhielten ihn; er z0g fogar 1853 Hannover 
und Oldenburg an fih und mit Defterreich warb wenigftens eine Annäherung be- 
wirft durch den Handels⸗ und Zollvertrag vom 19. Februar 1853. 

So umfaßt er jet alle Deutichen Einzelftanten mit Ausnahme von Defterreich 
(und Vaduz) im Süden, von Medlenburg nnd ben Hanfeftäbten, Holftein und 
Lauenburg im Norden. Seine Dauer ift vorläufig bis ult. December 1865 ftipufirt. 

Zwed nnd Verfaſſung dieſes wichtigen Vereines Liegt in ven Verträgen ver 
Sauptintereffenten unter einander. Die neueften Verträge von 1853 bezeichnen ihn 
als einen Verein behufs eines gemeinfamen Zoll» und Handelsſyſtemes, mit Be⸗ 
flätigung der ſchon früher gefchloffenen Verträge. Der mit Hannover und Olben- 
burg gejchloffene nennt als Gegenſtand freien Handelsverlehr und eine überein- 
ſtimmende Gejeßgebung über Ein-, Aus- und Durdhgangsabgaben. 

Zwed ift demnach noch jet ein gemeinfames Zoll- und Handelsſyſtem, wie 
es ſchon in den früheren Verträgen ausgeſprochen war. Zu dieſem Ende follen 

. 1. übereinflimmenbe Geſetze über Ein-, Aus- und Durchgangsabgaben flr 
alle Einzelgebiete des Vereines beftehen, ohne jedoch Mobificationen auszufchließen, 
bie auf das allgemeine Interefle des Vereines nicht nachtheilig einwirken. Die 
beshalb zu vereinbarenden und vereinbarten Gefege, nämlich das Zollgefeg, ber 
Zolltarif und bie Zollordnung geben dafür die nächfte Norm und es können Abän- 
berungen hierin nur im Wege ber Hebereinftimmung ſämmtlicher Con- 
trahenten erfolgen. Ein beflimmtes Princip, welches babei maßgebend fein 
wirbe, ift vertragsmäßig nicht aufgeftellt. Weber ein Prohibitivſyſtem, noch ein 
freihänblerifches in Bezug auf das Ausland, Man kann nur fagen, daß im We⸗ 
fentlichen die Idee der urfprünglichen Preußiſchen Zollgefeßgebung, woran fich bie 
Bereinsftiftung geknüpft bat, nämlich Schuß des inländiſchen Gewerbefleißes, in 
einem billigen und beilfamen Verhältniſſe gegen den ausländiſchen noch fortdauernd 
fich erhalten hat. Denn in ver That ſtehen Tarif und Zollgeſetzgebung des Vereines 
heut noch auf der Bafls von 1818 und die beigetretenen Vereinsflaaten haben fich 
dabei wohl befunden. 

2. Zwiſchen ven Vereinsſtaaten fol Freiheit des Handels und Berlehres be- 
fieben. Nur gewiffe Gegenftände und Verkehrsartikel find ausgeſchloſſen oder 
Beſchränkungen unterworfen. Im Allgemeinen aber joll in Bezug auf die Erzeug- 
niffe, deren Beftenerung im Innern in den einzelnen VBereinsftanten verſchieden ift, 
eine vollftändige Gleichheit angeftrebt und bis dahin durch Ausgleihungsabgaben 
geholfen werben. In Betreff der Verbrauchsabgaben und inneren Wegezölle u. |. w. 
ift eine gleichmäßige Behandlung aller Bereinsangehörigen ausbedungen. Leberbies 
ſoll Gleichheit des Münz-, Maß- und Gewichtſyſtemes angeftrebt werben, was 
auch zum Theil ſchon durch befonvere Verträge, namentlih durch eine Münz⸗ 
Convention von 1838 und einen Münz⸗Cartel von 1845, desgl. duch Annahme 
eines gemeinfamen Zollgemichtes erreicht iſt. 


8 244, Die Formen des volkerrechtlichen Verkehres. 415 


Die Confuln!. 


244. Eine der älteften Inftitutionen des neueren Europäiſchen 
Böllerverfehres im Intereffe des Handels tft Die jett allgemein ſo⸗ 
genannte Eonfularinftitution, wenn fie auch in ihrer erften Entftehung 
nicht überall unter jenem Namen vorkommt. Dieſelbe fällt in die 
Zeit, wo der Handel fich felbft eine Exiſtenz verfehaffen, ja erfämpfen 
mußte, und er nur Schutz fand entweder in einer ftähtifchen Cor- 
poration, von welcher er ausging, oder in der Begründung felbft- 
ftändiger Eorporationen im Auslande, wenn es ihm gelang, bier 
Raum zu gewinnen, endlich auch, wiewohl erft fpäter, in Dem Schuße 


3. Ale Ein», Ans» und Durchgangsabgaben find, von einzelnen vertrags- 
mäßigen Ausnahmen abgefehen, gemeinfchaftlich und werben unter den Bereins- 
ſtaaten nah Verhältniß der Bevölkerung vertheilt. Dafür beftehet ein Central 
Bureau, fo wie ein gegenfeitiges Controle- Recht. 

4. Jährlich zum Anfang Juni findet ein Zufammentritt von Bevollmächtigten 
ber ſtimmführenden Mitgliever des Vereines — denn einige Heinere Staaten werben 
burch größere mit vertreten — Statt. Bor diefe VBerfammlung gehört a. die Ver- 
handlung über alle Beſchwerden und Mängel in Bezug auf die Ausführung ber 
Grundverträge; b. die befinitine Abrechnung und Bertheilung der Einnahmen; 
c. die Berathung Über Wünfche und Vorſchläge zur Verbeflerung ber Verwaltung; 
endlich d. die Verhandlung Über beantragte Abänderung der Vereinsgeſetze. — 
Führt Über a und b die Erörterung zu keiner Stimmeneinhelligfeit, jo wirb bie 
Entſcheidung durch ſchiedsrichterlichen Ausſpruch vermittelt. Hinſichtlich der Gegen⸗ 
ſtände unter c und d erhalten die Beſchlüfſe der Bevollmächtigten erſt durch Rati⸗ 
fication ihrer Regierungen Gültigkeit. — Vgl. außer den Verträgen W. Oechel⸗ 
häuſer, der Zollverein. Frankfurt 1851. und desſelben: die Verfaſſung des Deutſchen 
Zollvereins. Augsburg 1851. 

1) Das umfaſſendſte Wert über dieſe internationale Inftitution iſt gegenwärtig 
das ſchon üfter angeflihrte Manuel des Consuls par Alex. de Miltitz. Londres 
et Berlin 1837 u. f., womit zu vergleihen find: Fred. Borel, de l’origine et 
des fonctions des Consuls. 1807. 1812. D. Warden, on the origine, nature, 
progress and influence of the consular establishment. 1813. J. Bursotti, 
Guide des agents consulaires. 1838. Jose Ribeiro dos Santos et Jose- 
Feliciano de Castilho Barreto, trait& du Consulat. 1839. Mirus, Geſandtſchafts⸗ 
vecht $ 875—396. Mensch, Manuel pratique du Consulat. Leipz. 1846. Joch- 
mus, Handbuch für Eonfuln mit befonderer Rückſicht auf Deutſchland. Deſſau 1852. 
2. Neumann, Handbuch des Konfulatweiens. Wien 1854. H. DO. Oppenheim, 
Praktiſches Lehrbnch der Eonfulate aller Länder. Erlangen 1854. Phillimore II, 
235. Wegen ber Specialliteratur einzelner Länder vgl. R. v. Mohl, Geſchichte und 
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der fi mehr und mehr entwideluden heimathlichen Staatsgewalt. 
Eines der erfien Bebürfniffe, wofür geforgt werben mußte, war 
dann nach feiner Eonfolldirung an einem Orte die Gewinnung einer 
Jurisdiction, und zwar nicht blos für die Handelsgefchäfte unter 
den Angehörigen derfelben Heimath und mit den Fremden, fondern 
auch in anderen Beziehungen, worin der Hanbelsbetrieb, fo wie bie 
Niederlafiung an einem beftimmten Orte verflechten Tann, um gegen 
etwaige Willlür und Eigenmacht gefichert zu fein. Wie es nun fehon 
im zwölften Jahrhundert, vornehmlich am mittelländifchen Meere in 
blühenden abendländifchen Handelsftädten, Localobrigkeiten unter dem 
Namen der Eonfules mit Gerichtsbarkeit in Handelsſachen gab, fo 
wurden weiterhin auch im Orient, in Folge der Kreuzzüge, zum 
Theil felbft noch früher, dergleichen richterliche Beamte unter ver- 
ſchiedenen Namen bei den Griechen und in den chriftlichen Reichen, 
welche in Shrien gegründet waren, für die dorthin handeltreibenden 
Nationen und Städte eingefegt, was indeſſen mit dem dreizehnten 
Jahrhundert aufhört. Dabei galt im Allgemeinen das damals 
überhaupt berrfchende Syſtem der Nationalität des Rechtes, indem 
Jeder regelmäßig nach feinem angebornen Rechte behandelt wurde. — 
Als der Orient dem Islam verfallen war, fuchte man fich die ein- 
mal angefangenen Handelsverbindungen durch Verträge mit den mos⸗ 
lemiſchen Beherrichern und Obrigkeiten, befonders in Egypten und 
bet den Barbaresfen zu fichern, namentlich eine eigene Rechts⸗ 
pflege in der Errichtung von Confulaten zu verfehaffen. Von der 
felben Zeit an wurden auch in Europätfchen Ländern, und nicht mehr 
blos am mittelländifchen Meere, fondern fernerweit längs der Nord» 
und Oftfee Handelsetablifjements von Italieniſchen Republifen, von 
den Seeftädten Cataloniens, Frankreichs und Deutfchlands gegründet, 
zum Schutze Derfelben eigene Behörden mit richterlicher Gewalt ein⸗ 
gefet und von den auswärtigen Staaten privtlegirt. So Hatten Die 
Hanfeftädte in ihren Niederlaffungen ihre Aldermänner und Bel- 
geordneten derfelben, andere Städte und Republiken ihre Gouver⸗ 
neurs, Gonfervatoren, Protectoren und Confuln. Ste übten bier 
eine um fo bedeutendere Wirkſamkeit, als es noch Feine ftehenden 
Sefandtfchaften an den Höfen der Fürften gab! 
1) Weber die obigen gefchichtlichen Momente vgl. man das Wert von Aler- 
v. Miltitz, insbefondere auch das Reſum daſelbſt T. IL, P. I, p. 894. Sehr erheb- 
. ; * 


> 
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245. Mit der Entwidelung des neueren Staatsfuftemes zu 
einer Fülle und ftetS regen Thätigkeit Der Staatsgewalt in dem 
chriſtlichen Europa konnte derfelben eine derartige exterritoriale In- 
ftitution mitten im eigenen Lande und häufig im Conflicte mit den 
eigenen Intereſſen nicht mehr angemefien, fondern eher als eine 
Beeinträchtigung der eigenen Freiheit und Unabhängigkeit erfcheinen. 
Ueberall ging daher bald früher bald fpäter Die Tendenz dahin, den 
Handel der Fremden den eigenen Gefegen und Gerichten zu unter- 
werfen. Man trug Sorge für die Einfegung eigener Handelsrichter 
(zum Theil felbft wieder unter dem Namen der Confuln, wie 5.2. 
in Frankreich feit dem 16. Jahrhundert), unter welchen auch der 
fremde Handel in den ihm gebührenden oder anzuweifenden Grenzen 
.fortbefteben konnte. Durch die Einrichtung bletbender Gefandtfchaften 
an den Höfen erhielten überdies die fremden Nationen bei den aus- 
wärtigen oberften Stantsgewalten einen viel unmittelbarer wirkfamen 
Schub. Es blieb Dabei Höchftens noch das Bebürfnig, in den ein- 
zelnen Handelsplägen Agenten zu haben, welche fih an Ort und 
Stelle der Handeltretbenden einer Nation annehmen und zunächit bet 
den Rocalobrigfeiten Hilfreich einfchreiten konnten. Auf Diefe Weiſe 
fant das Inftitut der mittelalterlichen Handelsrichter und conſulari⸗ 
ſchen Jurisdiction zu einem bloßen Schugverhältniffe mit einer ge- 
wiſſen polizeilichen Autorität für die Angehörigen jeder Nation, wofür 
ed beftimmt war, herab; nur auf dieſem Fuße hat es fich feitbem 
allentbalben in den chriftlihen Staaten Europas und außer Europa 
mit einer heilſamen Wirkfamfeit Durch gegenfeitige Conceffion er- 
balten. Eine andere Geftalt hat es noch, wiewohl in den neueren 
Zeiten immer mühfamer, unter den nicht chriftlichen Nationen, be- 
fonder8 im Orient, behauptet, vorzüglich in den mufelmänntjchen 
Staaten (dans les Echelles du Levant und in Afrika) durch die 
den einzelnen Nationen dafelbft bewilligten Privilegien, oder in Ge- 
mäßheit ausdrücklicher Verträge, wodurch man eine Garantie für das— 
felbe zu erlangen gewußt hat'. 


liche Beiträge dazu waren ſchon Durch v. Martens, Verſuch einer hiſtoriſchen Ent- 
widelung des Wechſelrechtes geliefert. Vgl. überdies v. Sted, Handelsvertr. S. 215, 
und besjelben: Verſuche S. 119, 
1) Bol. v. Miltis T. II, P.O, p.3 u f. Die Verträge mit den muſel⸗ 
männiihen Staaten find aufgezählt und nachgewiefen bei Mirus 8 896. 
27 
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Rechtsverhältniſſe der heutigen Confuln. 


246. Nach der gemeinfamen heutigen Staatenprarts in den 
Europätfchen oder Europäiſirten chriftlichen Laändern bilden, wie be- 
reits bemerkt, die Eonfuln eine eigene Art von Agenten, hauptfächlich 
für Die Handels-, zum Theil aber auch für die fonftigen Verkehrs⸗ 
intereffen auswärtiger Staaten in einem fremden Lande, ober tn 
einzelnen Theilen und Pläten Ddesfelben. Sie find entweder äbge- 
ordnete Unterthanen des vertretenen Staates (consules missi), ober 
beauftragte Unterthbanen des auswärtigen Staates, wo fie fungiren 
follen (consules electi). Ihre Einfegung beruht lediglich auf einem 
Einverftändniffe der beiden bethetligten Staatsgewalten. Kein Staat 
würde jchuldig fein, gegen feinen Willen die Anordnung eines Con⸗ 
fuls zu dulden, man Täßt fie fich daher auch ausdrücklich in Ver⸗ 
trägen! verfichern. Die Ernennung gefehteht durch fogenannte lettres 
de provision von demjenigen Staate, deſſen Intereffen tm Auslande 
vertreten werben follen”; außerdem aber bedarf e8 der ausdrüdlichen 
oder ftillfchweigenden Genehmigung der Staatsgewalt des fremden 
Landes, wo Die Wirkſamkeit des Conſuls fich äußern fol; vorzüglich 
dann, wenn ein Unterthan Diefes Landes Die EConfularfunctionen 
übernehmen foll, was zu geftatten fein Staat an und für fich ver- 
pflichtet tft”; gewöhnlich erfolgt fie Durch ein fogenanntes Erequatur 
oder PBlacet, welches die dortige Staatsgewalt den Yunctionen des 
Conſuls ertheilt und wodurch deffen Qualität bei ihren eigenen Landes⸗ 
bebörden beglaubigt wird. Mit Hinficht auf größere oder geringere 
Wirkſamkeit werden übrigens Diefe Handelsagenten bald mit mehr, 


1) Auch noch in den meiften neueren Sanbelsverträgen unter Staaten, fir 
welche noch kein beftimmtes Herkommen beftebt, iſt es nicht unterlaffen. Es giebt 
aber auch Beifpiele von Verträgen, wodurch die Anftellung von Conſuln gegenjeitig 
ausgeichloffen ward. de Steck, Essais sur div. sujets int. p. 52. So zwiſchen 
Frankreich und den Niederlanden, wovon indeß jettt abgegangen zu fein fcheint. 
Abgelehnt ift die Zulaffung von Eonfuln in den Dentichen Bundesfeftungen durch 
Bundesbeſchluß vom 12. November 1815. 

2) Nach einer gewöhnlichen Lehre hat jeder Staat, auch der balbfonveräne, 
welcher eine befondere Flagge führt, das Recht zur Anftellung von Conſuln. 

3) Ausdrücklich ward dies erflärt in dem Vertrage der Generalftaaten mit 
dem König beider Sicilien vom 27, Augnft 1753 Art. XLI. Wenck, Cod. jur. 


gent. IL, 753. 
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bald weniger bedeutenden Titeln angeftellt; fo als Generalconfuln 
für ein ganzes Land oder Über mehrere Pläte, dann als Eonfuln 
fchlechthin oder auch als BViceconfuln und Beigeordnnete der Vorher: 
erwähnten. Iedoch haben alle dieſe Zitulaturen nicht immer eine 
fo beftimmte Bedeutung. 
247. Die gewöhnlichen Confularattributionen find’: 
eine ftete Fürſorge für die gehörige Erfüllung der beftehenden 
Handels- und Schifffahrtöverträge, fowohl von Seiten des frem- 
den Staates, wie auch der durch den Conful vertretenen Nation; 
demnach Beſeitigung aller etwaigen Hinderniffe und Störungen 
des guten Vernehmens Durch geeignete Schritte bei den aus- 
wärtigen Behörden, desgleichen Durch Kenntnißnahme von ben 
anfommenden Nattonalfchiffen, ihren Ladungen und Equipagen; 
deshalb gewöhnlich auch Ausübung der Paßpolizei; 
fodann 
die Verpflichtung, den ankommenden Nationaljchiffen und Handel⸗ 
treibenden Schu und Beiſtand zu leiften, fo weit fte eines 
ſolchen bedürfen und dazu berechtiget find, dabei auch wohl Die 
Befugniß, flüchtige Matroſen von dem auswärtigen Staate zu 
reclamiren, infofern fich diefer zur Auslieferung von dergleichen 
Perſonen verpflichtet bat, oder geneigt findet; 
ferner 
das Recht einer freiwilligen Gerichtsbarkeit für dem vertretenen 
Staat wentgftens zur Beglaubigung der Schiffspapiere, fofern 
ihr feine größere Ausdehnung ausdrüädlich oder obſervanzmäßig 
zugeftanden tit; 

ı) Eine fehr ausführliche Beſtimmung über bie Attributionen und Vorrechte 
der Eonfuln findet fih in dem Vertrage Frankreichs und Spaniens vom 13. März 
1769. Wenck, Codex juris gent. T. II, p. 746. Martens, Rec. T. I, p. 629. 
Unter den neueren Berträgen ift bemerfenswerth der Vertrag zwiſchen Franfreich 
und ber Republik Teras vom 25. September 1839 Art. 8—13, desgl. zwiſchen 
Sardinien und dem Kirchenſtaate vom 4. Juli 1847 (N. R. S. X, 624), zwiſchen 
Frankreich und Sardinien vom 4. Februar 1852 (vgl. Gazette des Trib. 11. März 
1852). Ueberhaupt |. Laget de Podio, Juridiction des Consuls de France & 
Petranger. 1826. &d. 2. & Marseille 1843. Die Verordnungen und Inftructionen 
anderer Staaten für ihre Eonfuln find nachgewiejen von Mirus $ 390. Bl. 
B. de Cussy, Rö&glements consulaires des principaux 6tats. Leipz. 1852. 
König, Preußens Confular-Reglements. Berlin 1854. und bie zu 8 244 ange» 


führten Werke, namentlich von Neumann (für Oeſterreich). 
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endlich, wie ſich von ſelbſt verfteht, 
das Recht der fchiebsrichterlichen Intervention und Entfcheidung, 
wenn eine folche von den Nationalen in Anfpruch genommen 
wird. 
Bon einem größeren Umfange find die Attributionen der Eonfuln in 
den mufelmännifchen Staaten, wiewobl in neuerer Zeit auf deren 
Beſchränkung bingenrbeitet tft; faft durchgängig ift aber felbft noch in 
neueren Berträgen den dortigen Europälfchen Eonfuln eine Eriminal- 
gerichtöbarfeit über Die Angehörigen ber vertretenen Nation zuges 
ftanden, womit dem Herlommen nad das ftilffehweigende Zuge⸗ 
ſtaͤndniß der vollen bürgerlichen Gerichtsbarkeit unter den Nationalen 
des Conſuls, ja ſelbſt bet Klagen mufelmänntfcher Unterthanen ver- 
bunden ift!. In den Unterftaaten der Pforte vertreten die Confuln 


die Stelle allgemeiner diplomatifcher Agenten und erhalten förmliche - 


Creditive. 

248. Zu den Vorrechten der Conſuln in den Europäiſchen 
chriſtlichen Staaten gehört weſentlich nur eine Unverletzbarkeit der 
Perfon, welche ihnen möglich macht, ihren Eonfulargefchäften ohne 
perfönliches Hinderniß nachzulommen? Durch Verträge ift dieſe 
Unverlegbarfeit bald unbedingt, bald mit Befchränfung, insbefondere 
unter Ausnahme fchwerer Verbrechen anerlannt worden. ‘Der bür- 
gerlidhen Gerichtsbarkeit des Landes, worin fie fungiren, find fie 
regelmäßig unterworfen, fogar wenn fie Ausländer find, namentlich 
in Beziehung auf Handelsgefhäfte‘. Sind fie zugleich mit anderen 


1) 9. Sted, Verſuche 1783. Nr. XII, ©. 88. Mirus 8 395. 

2) Bol. Vertrag ber Niederlande mit Griechenland von 1845. N.R.S. V, 30. 

2) Man vgl. den vorhin angeführten Vertrag zwilchen Franfreih und Spa- 
nien von 1769 Art. 2. Allgem. Preuß. Gerichts⸗O. I, 2, $ 65. Striethorft, Arch. 
XVII, 357. — Das allgemeine Princip ift noch vor einiger Zeit durch ein arret 
der Cour royale von Aix im Jahre 1843 (mitgetheilt in der Gazette des Tri- 
bunaux von dem gedachten Jahre) ausgeiprochen: 

Attendu que si les Ambassadeurs sont ind&pendants de l’autorit& sou- 
veraine du pais dans lequel ils exercent leur ministöre, ce privilöge 
n’est pas applicable aux consuls; 

que ceux ci ne sont que des agens commerciels; que si les lois de 
police et de s&curet& obligent en general tous ceux qui habitent le 
territoire frangais il en resulte que l’ötranger, qui se trouve möme 


casuellement, sur ce territoire, doit concourir de tous les moyens & . 


faciliter lexercice de la justice criminelle; 
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diplomatifchen Functionen beauftragt, 3.3. in balbfouveränen oder 
Neben- Staaten anderer Mächte, jo gebühren ihnen in dieſer Hin- 
fiht Die allgemeinen echte beglaubigter Diplomatifcher Agenten, Un- 
verlegbarfeit und Eremtion ($ 203—205). In den mufelmännifchen 
Staaten genießen die Conſuln entfchieden derfelben Vorrechte und 
Behandlung, welche dem fremden Abgeordneten im Allgemeinen zu 
Theil wird; meiftens ift ihnen Dort auch das Necht des Afyles und 
eines eigenen Gottesdienftes bewilligt!. | 

Beftimmte Ceremontalvechte finden wenigſtens vermöge eines 
allgemeinen -Herlommens nicht Statt”. Nach dem gewöhnlichen Ge- 
brauche bezeichnen die Conſuln ihre Wohnung dur das Wappen 
ihres Souveränes, auch richtet fich Ihr Rang nach deffen Rang. 
Eigenthümliche Ehrenbezeigungen find ihnen jedoch In den Europät- 
fhen Staaten nicht eingeräumt”. 


attendu que si la convention diplomatique dont le consul d’Espagne se 
pr&vaut pour &tre dispens& de venir d&poser devant la cour 6tait sans 
inconvöniences pour le tems oü elle fut faite, alors que la procödure 
eriminelle &tait s6öcröte, elle est inapplicable aujourd’hui oü d’aprög 
le droit public qui nous regit les debats sont publiques et oü les 
temoins sont tenus de deposer oralement devant le jury; 
mais attendu que le consul est ötranger; qu’il a pu ignorer l’&conomie 
et le m&canisme de la proc&dure criminelle frangaise et qu’il y a de 
‘la bonne foi dans son refus; 
la Cour declare n’y avoir lieu & condamner Mr. Soller & l’amende. 
Ob diefer Ausipruch in allen Theilen richtig ſei, laſſen wir dahingeſtellt. Jeden⸗ 
falls ift durch Die Instruction générale du 8 Aoſit 1814 pour les Consuls de 
France en pays &tranger $ 7 in Anſpruch genommen limmunit& personelle, 
except6 dans le cas de crime atroce et sans prejudice des actions, qui 
seraient intent6es contre eux pour les faits de commerce. Dies hat man 
z. B. dem Franzöftichen Conſul in Lübeck zugeftanden. Bedeutende Zugeſtändniſſe 
enthält auch ber Vertrag zwiſchen Frankreich und Sardinien vom 4. Februar 1852. 
ı) Mirus $ 395. 
2) Wohl aber in einzelnen Verträgen. Vgl. N.R.S. V, 172. 411. 412. 
3) 3, J. Mofer, Berjuche VII, 831. 843. Wheaton, Intern. L. III, 1. $ 22. 
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Vierter Abſchnitt. 
Gebrauch von Rundicdhaftern. L’Espionnage'. 


249. Kundfchafter, Späher, Spion ifl, wer im Jutereſſe einer 
Partei und insbefondere einer Regierung, außerhalb feines. öffent- 
fihen Berufes, mit verbeimlichter Abſicht Zuftände einer anderen 
Partei in ihrem eigenen Bereiche auszuforfchen fucht, deren Belannt- 
werben zu verhüten in ihrem Intereffe und Recht liegt. 

Es giebt milttärifche und politifche Kundfchafter; Erftere für 
Krlegsunternehmungen, Letztere für fonftige Stantszwede. Daß es im 
Allgemeinen erlaubt fet, fich auf ſolchem Wege Kenntnig von Dingen 
zu verichaffen, wofür es feinen offenen Weg giebt, oder Infofern man 
fih Dadurch gegen Gefahren zu ſchützen fucht, kann felbft nach dem 
Sittengefege nicht bezweifelt werden”. Verwerflich erfcheint Dabei allein 
die Anwendung von Mitteln, welche die innere Ordnung des aus- 
zufundfchaftenden Staates verlegen, z. B. Beftechung feiner Beamten. 
Gewiß Tann von ihm in foldhem Falle auch gegen abgeorbnete fremde 
Kundfchafter nach der Strenge feiner Geſetze verfahren werden, ohne 
daß jenen die PVertretung ihrer eigenen Negierung davon helfen 
fann. Diefe felbft würde fich fogar einer Kränkung der anderen 
durch ausdrüdliche Anordnung oder Genehmigung folcher Mittel 
fhuldig machen. 

Ob es eine Verpflichtung gebe, ſich als Kundſchafter für feinen 
heimathlichen Staat gebrauchen zu laſſen, oder andererfeits ein Recht, 
dergleichen Dienft für einen fremden Staat zu übernehmen, tft ledig. 
lich nach Grundfägen des inneren Stantsrechtes zu beurtheilen. 


Militärifhe Kundſchafter. 


250. Als Milttärfpione können nur Diejenigen gelten, welche 
außer ihrem ordentlichen militärifehen Beruf über- feindliche Ver 
hältniffe und in Hinficht auf einen Kriegsftand zwifchen bem ab- 

1) Hauptſchrift: v. Kamptz, Beitr. zum Staats⸗ und Völkerrecht I, 63. Sie 


berührt indeß vornehmlich nur die militäriſchen Spione, 
2) Bol, H. Groot III, 4, 19 und dazu Eocceji. 
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ſendenden und fremden Staate heimliche Erkundigungen einziehen, 
und zwar entweder in dem feindlichen Staate ſelbſt, oder doch in 
deu von feinen Truppen beſetzten Ländern, Lagern und Linien; nicht 
aber auch derjenige, welcher ohne. Verheimlichung, feinem ordent- 
lichen Milttärberufe gemäß, in einen jener Bereiche eindringt, um 
Nachrichten zu fammeln, 3. DB. auf einer Necognofcirung; oder wer 
auf dem ihm angewieſenen Boften von Perfonen, deren er hier hab» 
baft werden Tann, Erkundigungen einzieht; und ebenfo wenig ift der- 
jenige ein eigentlicher Kriegskundſchafter, welcher nur für feine eigenen 
Zwecke von der Lage einer feindlichen Partei fich aufzuklären unter- 
nommen bat. 

Iſt nun auch an und für fih in der Uebernahme eines Kund- 
fhaftsauftrages Fein Verbrechen enthalten, jo wird e8 Doch ein fol- 
ches, wenn ihn ein Unterthan gegen feinen eigenen Staat übernimmt, 
denn er begeht einen Verrath; überdies fteht dem Feinde unbedenklich 
zu, wider das Auskundfchaften feiner Lage und Verhältniſſe Reactio- 
nen als Bertheidigungsmittel zu gebrauchen. Der Späher tft in 
einem feindlichen Unternehmen begriffen. Der ältere Kriegsgebrauch 
bat ihm Daher, wenn er auf folcher That betroffen wird, den Strang, 
der neuere meift die Kugel beftimmt, wie e8 das Martialgefeß jeder 
Nation mit fih bringt. Auch bier kann eine ausdrüdliche Auftrags- 
ertheilung der fremden Negterung nicht fchügen, fo wenig als Die 
Berufung auf die Pflicht des Gehorfams im Militärdienſte!. 

Die nachherige Ergreifung, nachdem der Späher aufgehört hat, 
ein folcher zu fein, kann höchſtens nur Sicherungsmittel gegen feine 
Perſon, nicht aber eine wirkliche kriegsrechtliche Ahndung weiterhin 
veranlaffen”. 


Politiſche Kundſchafter. 


251. Politiſche Kundſchafter dienen weſentlich dazu, um den 
inneren politiſchen Zuſtand eines fremden Landes, oder aber die 
Richtung und Angelegenheiten der auswärtigen Politik desſelben zu 
erforſchen. Der Gebrauch ſolcher Späher iſt zu keiner Zeit für 


1) Ein trauriges, wenngleich in den Grenzen des Völkerrechtes gehaltenes Ver⸗ 
fahren fand nach dieſen Grundſätzen im Jahre 1780 gegen den Britiſchen Major 
Andre, ungeachtet aller Verwendungen, Statt, v. Martens, Erzählungen I, 303, 

2) v. Kamptz a. O. 8 14, 


424 Drittes Bud. 8 251. 


ſchlechthin unerlaubt gehalten worden; ja es gilt faum für eine völfer- 
rechtliche Verlegung, Beftechungen zu Erlangung gebeimer Nachrichten 
angewendet zu haben. Natürlih wird aber der Kundfchafter der 
Strafe nicht entzogen: 

a. wenn er felbft Untertban des ansgefundfchafteten Staates ift 
und durch Mittheilung von Nachrichten Über gewiffe Gegen- 
ftände ein heimathliches Strafgefeß verlekt; 

b. wenn der Kundichafter, obwohl ein Untertban des Staates, 
für welchen die Kundfchaft beftimmt if, bei Erlangung ber- 
felben fich eines im Auslande ftrafgefetlich verbotenen Mittels 
bedient. 

Endlich verwandelt fich der politifche Späher in einen militärifchen, 
wenn er einer geheimen feindjellgen Unternehmung des ihn beauf- 
tragthabenden Staates nur vorausgefchtdt if, um den rechten Zeit- 
punkt und Ort zur Ausführung derfelben zu ermitteln. 


Anlagen. 
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J. 


Stiftungsurkunde der H. Alliance. 
Zu S. 13. 


Au nom de la trös-sainte et indivisible Trinite. 

LL. MM. !’Empereur d’Autriche, le Roi de Prusse et l’Empereur 
de Russie, par suite des grands &vönemens qui ont signal& en Europe 
le cours des trois dernieres anndes, et principalement des bienfaits 
qu'il a plu & la divine Providence de r&öpandre sur les Etats dont 
les gouvernemens ont plac& leur confiance et leur espoir en elle seule, 
ayant acquis la conviction intime, qu’il est n&cessaire d’asseoir la 
marche & adopter par les puissances dans leurs rapports mutuels sur 
les verit6s sublimes que nous enseigne löternelle religion du Dieu 
gauveur: 

Declarons solennellement que le prösent acte n’a pour objet que 
de manifester & la face de l’Univers leur dötermination inebranlable, 
de ne prendre pour rögle de leur conduite, soit dans administration 
de leurs états respectifs, soit dans leurs relations politiques avec 
tout autre gouvernement, que les pröceptes de cette religion sainte, 
pr&ceptes de justice, de charit6 et de paix qui, loin d’ötre unique- 
ment applicables & la vie privee, doivent au contraire influer di- 
rectement sur les r&solutions des princes, et guider toutes leurs de- 
marches, comme &tant le seul moyen de consolider des institutions 
humaines et de remödier & leurs imperfections. 

En consöquence, LL. MM. sont convenues des articles suivans: 

“ Arr. I. Conformöment aux paroles des saintes Ecritures, qui 
ordonnent & tous les hommes de se regarder comme fröres, les trois 
monarques contractans demeureront unis par les liens d’une frater- 
nit6 veritable et indissoluble, et se considerant comme compatriotes, 
ils se pröteront en toute occasion et en tout lieu assistance, aide et 
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secours; se regardant envers leurs sujets et armöes comme pöres de 
famille, ils les dirigeront dans le möme esprit de fraternit6, dont 
ils sont animes pour protöger la religion, la paix et la justice. 

Art. IL En consöquence, le geul principe en vigueur, soit entre 
les dits gouvernemens, soit entre leurs sujets, sera celui de se rendre 
röciproquement service, de se t6moigner par une bienveillance inal- 
törable l’affection mutuelle dont ils doivent &tre anim&s, de ne se 
considerer tous que comme membres d’une m&me nation chrötienne, 
les trois prince alliés ne s’envisageant eux-mömes que comme dé- 
lögu6s par la Providence pour gouverner trois branches d’une möme 
famille, savoir: P’Autriche, la Prusse et la Russie, confessant ainsi 
que la nation chrötienne, dont eux et leurs peuples sont partie, n’a 
röellement d’autre souverain que celui & qui seul appartient en pro- 
prists la puissance, parce qu’en lui seul se trouvent tous les trösors 
de l’amour, de la science et de la sagesse infinie, c’est & dire Dieu, 
notre divin sauveur Jesus-Christ, le verbe du Trös-Haut, la parole 
de vie. LL. MM. recommandent en consöquence avec la plus tendre 
sollicitude & leurs peuples, comme unique moyen de jouir de cette 
paix qui nait de la bonne conscience et qui seule est durable, de 
se fortifier chaque jour davantage dans les principes et l’exercice 
des devoir que le divin Sauveur a enseignds aux hommes. 

Arr. II. Toutes les puissances qui voudront solennellement avouer 
les principes sacr&s qui ont dict& le prösent acte, et reconnoitront 
combien il est important au bonheur des nations trop longtems agi- 
t6öes que ces verits exercent desormais sur les destindes humaines 
toute l’influence qui leur appartient, seront regues avec autant d’em- 
pressement que d’affection dans cette sainte alliance. 

Fait triple et sign& & Paris l’an de gräce 1815, lo 14/26 Sep- 
tembre. 


Frangois. Fredöric-Guillaume. Alexandre. 


— — — — — 
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PROTOCOLE 
SIGNE A AIX LA CHAPELLE LE 15 NO- 
VEMBRE 1818 PAR LES PLENIPOTEN- 
TIAIRES DES COURS D’AUTRICHE, DE 
FRANCE, DE LA GRANDE-BRETAGNE, 
DE PRUSSE ET DE RUSSIE. 


Les ministres d’Autriche, de France, 
de la Grande-Brötagne, de Prusse et 
de Russie, & la suite de l’öchange des 
ratifications de la convention signde 
le 9 Octobre, relativement & l’&vacua- 
tion du territoire Frrangais par les 
troupes étrangères, et apr&s s’ätre 
adresse, de part et d’autre, les notes- 
ei-jointes en copie, se sont röunis en 
conförence, pour prendre en conside- 
ration les rapports, qui, dans l’etat 
actuel des choses, doivent s’&tablir 
entre la France et les puissances co- 
signataires du trait& de paix du 20 No- 
vembre 1815, rapports qui, en assu- 
rant & la France la place qui lui ap- 
partient dans le systöme de !’Europe, 
la lieront &troitement aux vues paci- 
fiques et bienveillantes que partagent 
tous les souverains, et consolideront 
ainsi la tranquillit& generale. 

Aprös avoir mfrement approfondi 
les principes conservateurs des grands 
inter6ts qui constituent l’ordre des 
choses &tablie en Europe; sous les 
auspices de la Providence divine, 
moyennant le trait&6 de Paris du 30 
Mai 1814, le rec&ös de Vienne, et le 
trait& de paix de l’annde 1815, les 
cours signataires du present acte ont 


| 


b. 
DECLARATION. 


A V’epoque oü la pacification de 
l’Europe est achevöe par la resolution 
de retirer les troupes ötrangöres du 
territoire Francais, et oü cessent les 
mesures de pröcaution que des &v&- 
nemens d&plorables avoient rendus ne- 
cessaires, les ministres et pl&nipoten- 
tiaires de L. M. !’Empereur d’Autriche, 
le Roi de France, le Roi de la Grande- 
Bretagne, le Roi de Prusse et: ’Em- 
pereur de toutes les Russies, ont regu 
de leurs souverains l’ordre de porter 
à la connoissance de toutes les cours 
de l’Europe les r&ösultats de leur r&u- 
nion & Aix-la-Chapelle, et de faire & 
cet effet, la declaration suivante: 

La convention du 9 Octobre, qui 
a definitivement rögl& lPexöcution des 
engagemens consignes dans le traite 
de paix du 20 Novembre 1815, est 
considerde par les souverains qui y 
ont concouru comme l’accomplisse- 
ment de l’oeuvre de la paix, et comme 


le compl&ment du systöme politique 


destine à en assurer la solidit&. L’union 
intime 6tablie entre les monarques 
associes & ce systeme, par leurs prin- 
cipes, non moins que par l’interöt 
de leurs peuples, offre & l’Europe le 
gage le plus sacr& de sa tranquillite 
future. 

L’objet de cette union est aussi 
simple que grand et salutaire. Elle 
ne tend & aucune nouvelle combinai- 
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unanimement reconnu et döclarent en ! son politique, & aucun changement 


consequence: 

1° Qu’elles sont fermement decidees 
à ne s’ecarter, ni dans leurs relations 
mutuelles, ni dans celles qui les lient 
aux autres ötats, du principe d’union 
intime qui & presid6 jusqu’ici & leurs 
rapports et interöts communs; union 
devenue plus forte et indissoluble par 
les liens de fraternitö chrötienne que 
les souverains ont forms entre eux. 

2° Que cette union, d’autant plus 
röelle et durable, qu’elle ne tient & 
aucun inter&t isol6, & aucune combi- 
naison momentanee, ne peut avoir 
pour objet que le maintien de la paix 
generale, fondé sur le respect reli- 
gieux pour les engagemens consign&s 
dans les traitös pour la totalitö des 
droits qui en d£rivent. 

3° Que la France, associee aux 
autres puissances par la restauration 
du pouvoir monarchique, l&egitime et 
constitutionnel, s’engage & concourir 
desormais au maintien et & l’affermis- 
sement d’un systöme qui a donn& la 
paix & l’Europe, et qui seul peut en 
assurer la dur£e. 


4° Que si, pour mieux atteindre le 


but ci-dessus &nonge, les puissances 
qui ont concouru au present acte, 
jugeoient nöcessaire d’etablir des reu- 
nions particuliöres, soit entre les au- 
gustes souverains eux m&mes, soit 
entre leurs ministres et pl&nipoten- 
tiaires respectifs, pour y traiter en 
commun de leurs propres interöts, en 
tant qu’ils se rapportent & l’objet de 
leurs deliberations actuelles, l’&poque 
et l’endroit de ces r&unions seront, 
chaque fois, pr&alablement arrötes au 
moyen de communications diploma- 


dans les rapports sanctionnes par les 
traitös existans. Calme et constante 
dans son action, elle n’a pour but que 
le maintien de la paix et la garantie 
des transactions qui l’ont fondée et 
consolidee. 

Les souverains en formant cette 
union auguste, ont regard& comme la. 
base fondamentale, leur invariable re- 
solution de ne jamais s’öcarter, ni 
entre eux ni dans leurs relations avec 
d’autres &tats, de l’observation la plus 
striete des principes du droit des gens, ' 
principes qui dans leur application à 
un 6tat de paix permanent, peuvent, 
seuls garantir efficacement Yindöpen-) 
dance de chaque gouvernement et Is’ 
stabilit&E de l'association g&nßrale. 

Fidöles & ces principes, les souve- 
rains les maintiendront &galement dans 
les r&unions auxquelles ils assiste- 
roient en personne, ou qui auroient 
lieu entre leurs ministres, soit qu’elles 
aient pour objet de discuter en 
commun leurs propres intöröts, soit 
qu’elles se rapportent & des questions 
dans les quelles d’autres gouverne- 
mens auroient formellement r&clamd 
leur intervention; le möme esprit, qui 
dirigera leurs conseils, et qui rögnera 
dans leurs communications diploma- 
tiques, prösidera aussi & ces r&unions, 
et le repos du Monde en sera con- 
stamment le motif et le but. 

C'est dans ces sentimens que les 
souverains ont consomme& l’ouvrag® 
auquel ils &toient appel&s. Ils ne ce& 
seront de travailler à l’affermir et & 
le perfectionner. Is reconnoissent 
solennellement que leurs devoirs en- 
vers Dieu et envers leg peuples qu'ils 


tiques, et que, dans le cas oü ces | gouvernent, leur pr&scrivent de don- 
röunions auroient pour objet des af- | ner au Monde, autant qu’il est en eus, 
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faires sp6cialement lides aux intör6ts 
des autres 6tats de l’Europe, elles 
n’auront lieu qu’& la suite d’une invi- 
tstion formelle de la part de ceux de 
ces ötats que les dites affaires con- 
cerneroient, et sous la röserve ex- 
presse de leur droit d’y partieiper di- 
rectement, ou par leurs plönipoten- 
tiaires. 

5° Que les resolutions consignees 
au prösent acte, seront portöes & la 
connoissance de toutes les cours Euro- 
peennes, par la declaration -cijointe, 
la quelle sera considerde comme sanc- 
tionnde par le protocole en faisant 
partie. 

Fait quintruple et r&ciproquement 
tchang$, en original, entre les cabi- 
nets signataires. 

A. Aix-la-Chapelle, le 15 Novembre 
1818. 


Metternich. Bichelieu. 
Castlereagh. Wellington. 
Bernstorff. Nesselrode. 


Capo-d’Istria. 
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lexemple de la justice, de la con- 
corde, de la modöration. Heureux de 
pouvoir consacrer desormais tous leurs 
efforts à protöger les arts de la paix, 
à accroitre la prosp£rit6 int&rieure de 
leurs ötats, et & r&veiller ces senti- 
mens de religion et de morale dont 
le malheur des tems n’a que trop 
affoibli l’empire. 

Aix-la-Chapelle, le 15 Novembre 
1818. 


Metternich. 
Richelieu. 
Castlereagh. 
Wellington. 
Hardenberg. 
Bernstorff. 
Nesselrode. 
Capo-d’Istria. 


m. 
TRAITE DE PAIX ET D’AMITIE 


CONCLU, LE 30 MARS 1856, 
ENTRE LA FRANCE, L’AUTRICHE, LE ROYAUME-UNI DE LA 
GRANDE-BRETAGNE ET D’IRLANDE, LA PRUSSE, LA RUSSIE, 
LA SARDAIGNE ET LA TURQUIE. 


Bu ©. 13. 


Au nom de Dieu tout-puissant: 

Leurs Majestes l’empereur des Frangais, la reine du royaume- 
uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, l’empereur de toutes les 
Russies, le roi de Sardaigne et l’empereur des Ottomans, animes du 
desir de mettre un terme aux calamitös de la guerre, et voulant 
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prevenir le retour des complications qui l’ont fait naitre, ont rösolu 
de s’entendre avec Sa Majest& l’empereur d’Autriche sur les bases & 
donner au rötablissement et & la consolidation de la paix, en assu- 
rant, par des garanties efficaces et r&ciproques, Tind&pendance et 
lintegritö de l’empire Ottoman. 

A cet effet, Leurs dites Majestes ont nomm& pour leurs pleni- 
potentiaires, savoir: 

(Suivent les noms des plenipotentiaires avec le detail de leurs türes 
et dignitds dans Pordre suivant: M. le comte Walewski et M. le 
baron de Bourqueney, pour la France; M. de Buol et M. de Hüb- 
ner, pour PAufriche; lord Clarendon et lord Cowley, pour iq 
Grande- Bretagne; M. le comte Orloff et M. le baron de Brun- . 
now, pour la Russie; M. de Cavour et M. de Villamarina, pour 
la Sardaigne; Aali-Pacha et Mehemmed-Djemil-Bey, pour la 
Turquie. — Puis le preambule continue ainsi:) 

L’entente ayant &t& heureusement &tablie entre eux, Leurs Ma- 
jestes l’empereur des Frangais, ’empereur d’Autriche, la reine du 
royaume-uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, l’empereur de toutes 
les Russies, le roi de Sardaigne et l’empereur des Ottomans, consi- 
d&rant que, dans un interöt europ6en, Sa Majest6 le roi de Prusse, 
signataire de la convention du treize juillet mil huit cent quarante 
et un, devait ötre appelde & participer aux nouveaux arrangements 
à prendre, et appreciant la valeur qu’ajouterait & une oeuvre de pa- 
cification g&nerale le concours de Sa dite Majesté, l’ont invit6e & 
envoyer des plenipotentiaires au Congrös. 

En consequence, Sa Majest6 le roi de Prusse a nommö pour 
ses principaux pl&nipotentiaires, savoir: 

(Suivent les noms et les titres de MM. de Manteuffel et de Hatzfeldt.) 

Les plönipotentiaires, aprös avoir Schangs leurs pleins-pouvoirs, 
trouves en bonne et due forme, sont convenus des articles suivants: 

Arrıcıe 1” Jl y aura, & dater du jour de l’&change des rati- 
fications du prösent traite, paix et amiti6 entre Sa Majest& l’empe- 
reur des Frangais, Sa Majestö la reine du royaume-uni de la Grande- 
Bretagne et d’Irlande, Sa Majest& le roi de Sardaigne, Sa Majest6 
imperiale le sultan, d’une part, et Sa Majesté l’empereur de toutes 
les Russies, de l’autre part, ainsi qu’entre leurs heritiers et succes- 
seurs, leurs Etats et sujets respectifs, A perpetuite. 

Arr. 2. La paix &tant heureusement retablie entre Leurs dites 
Majestes, les territoires conquis ou occupes par leurs armées, pen- 
dant la guerre, seront r&ciproquement &vacues. 
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Des arrangements sp&ciaux rögleront le mode de l’&vacuation, 
qui devra ötre aussi prompte que faire se pourra. 

Arr. 3. Sa Majest& l’empereur de toutes les Russies s’engage N 
restituer & Sa Majest6 le sultan la ville et la citadelle de Kars, aussi 
bien que les autres parties du territoire ottoman dont les troupes 
russes se trouvent en possession. 

Arr. 4. Leurs Majestös l’empereur des Frangais, la reine du 
royaume-uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, le roi de Sardaigne 
et le sultan s’engagent & restituer à Sa Majeste l’empereur de toutes 
les Russies les villes et ports de S&bastopol, Balaklava, Kamiesch, 
Eupatoria, Kertsch, Ieni-Kaleh, Kinburn, ainsi quo tous les autres 
territoires occupes par les troupes alli6es. 

Arr.5. Leurs Majestö6s l’empereur des Frangais, la reine du 
royaume-uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, l’empereur de 
toutes les Russies, le roi de Sardaigne et le sultan accordent une 
amnistie pleine et entiere à ceux de leurs sujets qui auraient dt& 
compromis par une participation quelconque aux &venements de la 
guerre, en faveur de la cause ennemie. 

Il est expressement entendu que cette amnistie #’ötendra aux 
sujets de chacune des parties belligörantes qui auraient continue, 
pendant la guerre, & ötre employes dans le service de l’un des autres 
belligerants. 

Arr. 6. Les prisonniers de guerre seront immödiatement rendus 
de part et d’autre. 

Art. 7. Sa Majest& l’empereur des Frangais, Sa Majest& l’empe- 
reur d’Autriche, Sa Majest6 la reine du royaume-uni de la Grande- 
Bretagne et d’Irlande, Sa Majest6 le roi de Prusse, Sa Majeste l’empe- 
reur de toutes les Russies et Sa Majest6 le roi de Sardaigne declarent 
la Sublime-Porte admise & participer aux avantages du droit public 
et du concert europeens. Leurs Majestes s’engagent, chacune de son 
cöte, à respecter l’indöpendance et l’intögrit6 territoriale de l’empire 
Ottoman, garantissent en commun la stricte observation de cet en- 
gagement, et considereront, en congequence, tout acte de nature & 
y porter atteinte comme une question d’intsröt general. 

Arr. 8. $il survenait, entre la Sublime-Porte et l’une ou plu- 
sieurs des autres puissances signataires, un dissentiment qui menagät 
le maintien de leurs relations, la Sublime-Porte et chacune de ces 
puissances, avant de recourir & l’emploi de la force, mettront les 
autres parties contractantes en mesure de prevenir cette extrömite 
par leur action mediatrice. 
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Arr. 9. 8a Majesth impériale le sultan, dans sa constante solli- 
citude pour le bien-ötre de .ses sujets, ayant octroy& un firman qui, 
en amöliorant leur sort, sans distincetion de religion ni de race, con- 
Bacre ses gönereuses intentions envers les populations chrötiennes de 
son empire, et voulant donner un nouveau t6moignage de ses senti- 
ments & cet &gard, a resolu de communiquer aux puissances con- 
tractantes le dit firman, spontansment &man& de sa volont6 gouveraine. 

Les puissances contractantes constatent la haute valeur de cette 
communication. Il est bien entendu qu’elle ne gaurait, en aucun cas, 
donner le droit aux dites puissances de s’immiscer soit collectivement, 
soit söparöment, dans les rapports de Sa Majest6 le sultan avec ses 
sujets, ni dans l’administration: intrieure de son empire. 

Art. 10. La convention du treize juillet mil huit cent quarante 
et un, qui maintient l’antique rögle de l’empire Ottoman relative & 
la clöture des detroits du Bosphore et des Dardanelles, a été revisde 
d’un commun accord. 

L’acte conclu & cet effet et conformöment & ce principe, entre 
les hautes parties contractantes, est et demeure annex6 au present 
traite, et aura möme force et valeur que p’il en faisait partie intögrante. 

Arr. 11. La mer Noire est neutralisde; ouverts à la marine 
marchande de toutes les nations, ses eaux et ges ports sont, formelle- 
ment et & perp6öfuite, interdits au pavillon de guerre soit des puis- 
sances riveraines, soit de toute autre puissance, sauf les exceptions 
mentionndes aux articles 14 et 19 du prösent traite. 

Arr. 12. Libre de toute entrave, le commerce, dans les ports 
et dans les eaux de la mer Noire, ne sera assujetti qu'à des rögle- 
ments de sante, de douane, de police, congus dans un esprit favorable 
au developpement des transactions commerceiales. 

Pour donner anx interöts commerciaux et maritimes de toutes 
les nations la s&curit& desirable, la Russie et la Sublime-Porte ad- 
mettront des consuls dans leurs ports situ6s Sur le littoral de la mer 
Noire, conform&öment aux principes du droit international. 

Art. 13. La mer Noire 6tant neutralisse, aux termes de l’ar- 
ticle 11, le maintien ou l’&tablissement sur son littoral d’arsenaux 
militaires-maritimes devient sans necessit6 comme sans objet. En 
consöquence, Sa Majest& l’empereur de toutes les Russies et Sa Ma- 
jest6 imperiale le sultan s’engagent & n'élever et & ne conserver, sur 
ce littoral, aucun arsenal militaire - maritime. 

Arr. 14. Leurs Majestes l’empereur de toutes les Russies et le 
sultan, ayant conclu une convention & l’effet de determiner la force 
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le nombre des bätiments lögers, ne&cessaires au service de leurs 
ites, qu’elles se röservent d’entretenir dans la mer Noire, cette con- 
‚ntion est annexde au prösent traite, et aura möme force et valeur 
ı6 si elle en faisait partie intögrante. Elle ne pourra ötre ni an- 
ıl6ee ni modifi6e sans l’assentiment des puissances signataires du 
:esent traite. | 

Arr. 15. L’acte du Congrös de Vienne ayant &tabli les principes 
sstines à regler la navigation des flenves qui separent ou traversent 
iusieurs Etats, les puissances contractantes stipulent entre elles qu’& 
avenir ces principes seront 6galement appliqu6s au Danube et & 
es embouchures. Elles declarent que cette disposition fait d6sormais 
artie du droit public de !’Europe, et la prennent sous leur garantie. 

La navigation du Danube ne pourra ötre assujettie à aucune 
ntrave ni redevance qui ne serait pas expressöment prevue par les 
tipulations contenues dans les articles suivants.” En consöquence, il 
eg sera pergu aucun péage base uniquement sur le fait de la navi- 
ation du fleuve, ni aucun droit sur les marchandises qui se trouvent 
‚ bord des navires. Les r&öglements de police et de quarantaine & 
tablir, pour la sfiret6 des Etats s&par&s ou traverses par ce fleuve, 
eront congus de manidre & favoriser, autant que faire se pourra, - 
a eirculation des navires. Sauf ces röglements, il ne sera apportö 
wcun obstacle, quel qu'il soit, & la libre navigation. 

Arr. 16. Dans le but de röaliser les dispositions de l’article 
pr&cedent, une commission dans laquelle la France, l’Autriche, la 
Grande-Bretagne, la Prusse, la Russie, la Sardaigne et la Turquie 
geront, chacune, representees par un delegu6, sera charg6e de designer 
et de faire ex&cuter les travaux n&cessaires, depuis Isatcha, pour 
degager les embouchures du Danube, ainsi que les parties de la mer 
y avoisinantes, des sables et autres obstacles qui les obstruent, afin 
de mettre cette partie du fleuve et les dites parties de la mer dans 
les meilleures conditions possibles de navigabilite. 

Pour couvrir les frais de ces travaux, ainsi que des e&tablisse- 
ments ayant pour objet d’assurer et de faciliter la navigation aux 
bouches du Danube, des droits fixes, d’un taux convenable, arrötes 
par la commission & la majorit& des voix, pourront ôtre preleves, & 
la condition expresse que, sous ce rapport comme sous tous les 
autres, les pavillons de toutes les nations seront trait6s sur le pied 
d’une parfaite &galite. 

Arr. 17. Une commission sera &tablie et se composera des dele- 


guös de l’Autriche, de la Baviere, de la Sublime-Porte et du Wur- 
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temberg (un pour chacune de ces puissanoes), auxquels se röuniront 
les commissaires des trois principautös danubiennes, dont la nomi- 
nation aura ôté approuvsde par la Porte. Cette commission, qui vera 
permanente, 1° ölaborera les röglements de navigation et de police 
Auviale; 2° fera disparaitre les entraves, de quelque nature qu’elles 
puissent &tre, qui s’opposent encore & l’application au Danube des 
dispositions du traitö de Vienne; 3° ordonnera et fera ex6cuter les 
travaux n6cessaires sur tout le parcours du fleuve; et 4° veillera, 
aprös la dissolution de la commission europ6enne, au maintien de la 
navigabilit6 des embouchures du Danube et des parties de la mer 
y avoisinantes. 

Arr. 18. Il est entendu que la commission europ6enne aura 
rempli sa täche, et que la commission riveraine aura termine les 
travaux designös dans l’article pr&cödent, sous les n* 1 et 2, dans 
Pespace de deux ans. Les puissances signataires r6unies en confe- 
rence, informées de ce fait, prononceront, aprös en avoir pris acte, 
la dissolution de la commission europ6enne, et, des lors, la commis- 
sion riveraine permanente jouira des mömes pouvoirs que ceux dont 
la commission europdenne aura 6&t6 investie jusqu’alors. 

Arr. 19. Afin d’assurer l’ex6&cution des röglements qui auront 
6t6 arretes d’un commun accord, d’aprös les principes ci -dessus 
enonces, chacune des puissances contractantes aura le droit de faire 
stationner en tout temps deux bätiments l&gers aux embouchures 
du Danube. , 

Arr. 20. En öchange des villes, ports et territoires &numeres 
dans l’article 4 du prösent traite, et pour mieux assurer la libert6 
de la navigation du Danube, Sa Majest6 l’empereur de toutes les 
Russies consent & la rectification de sa frontiöre en Bessarabie. 

La nouvelle frontiöre partira de la mer Noire, & un kilomötre 
& l’est du lac Bourna Sola, rejoindra perpendiculairement la route 
d’Akerman, suivra cette route jusqu’au val de Trajan, passera au 
sud de Belgrad, remontera le long de la riviöre de Yalpuck jusqu’ä 
la haute sur de Saratsika, et ira aboutir à Katamori sur le Pruth. En 
amont de ce point, l’ancienne frontiöre, entre les deux empires, ne 
subira aucune modification. 

Des delögues des puissances contractantes fixeront, dans ses 
details, le trac& de la nouvelle frontiöre. 

Arr. 21. Le territoire cöd& par la Russie sera annex6 & la 
Prineipautö de Moldavie, sous la suzerainetö& de la Sublime-Porte. 

Les habitants de ce territoire jouiront des droits et privilöges 
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assures aux Principautes, et, pendant l’espace de trois anndes, il 
leur sera permis de transporter ailleurs leur domicile, en disposant 
librement de leurs propri6tes. 

Arr. 22. Les Principaut6s de Valachie et de Moldavie conti- 
nueront & jouir, sous la suzerainet6 de la Porte et sous la garantie 
des puissances contractantes, des privilöges et des immunites dont! 
elles sont en possession. Aucune protection exclusive ne sera exerc&e ' 
sur elles par une des puissances garantes. II n’y aura aucun droit: 
particulier d’ingerence dans leurs affaires int&rieures. 

Art. 23. La Sublime-Porte s’engage & conserver aux dites 
Principautes une administration indöpendante et nationale, ainsi 
que la pleine libert& de culte, de legislation, de commerce et de 
navigation. 

Les loig et statuts aujourd’hui en vigueur seront revis6s. Pour 
6tablir un complet accord sur cette revision, une Commission spé- 
ciale, sur la composition de laquelle les hautes puissances contrac- 
tantes s’entendront, se reunira sans délai & Bucharest, avec un 
commissaire de la Sublime-Porte, - 

Cette commission aura pour täche de s’enquerir de l’ötat actuel 
des Principautes et de proposer les bases de leur future organisation. 

Arr. 24. Sa Majest6 le sultan promet de convoquer immediate- 
ment, dans chacune des deux provinces, un divan ad hoc, compos6 
de maniöre & constituer la reprösentation la plus exacte des interöts 
de toutes les classes de la sociöt6. Ces divans seront appeldös & 
exprimer les voeux des populations relativement & l’organisation 
definitive des Prineipautes. 

Une instruction du congrös röglera les rapports de la commiß- ° 
sion avec ces divans. 

Arr. 25. Prenant en consideration l’opinion &mise par les deux 
divans, la commission transmettra, sans retard, au si6ge actuel des 
confsrences, le rösultat de son propre travail. 

L’entente finale avec la puissance suzeraine sera consacrée par 
une convention conclue à Paris entre les hautes parties contractantes; 
et un hatti-cheriff, conforme aux stipulations de la convention, 
constituera definitivement l’organisation de ces provinces, places 
desormais sous la garantie collective de toutes les puissances si- 
gnataires. 

Arr. 26. I est convenu qu'il y aura, dans les Principautes, 
une force arm6e nationale, organisde dans le but de maintenis la 
säret6 de l’interieur et d’assurer celle des frontidres. Aucune entrave 
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ne pourra ötre apportöe aux mesures extraordinaires de défense que, 
d’accord avec la Sublime-Porte, elles seraient appelées à prendre 
pour repousser toute agression 6&trangöre. 

Arr. 27. Si le repos intörieur des Principautes se trouvait _ 
menac& ou compromis, la Sublime-Porte s’entendra avec les autres 
puissances contractantes sur les mesures & prendre pour maintenir 
ou re6tablir l’ordre lé gal. Une intervention armée ne pourra avoir 
lieu sans un accord pr&alable entre ces puissancen. 

Arr. 28. La Principaut& de Servie continuera & relever de la 
Sublime-Porte, conformöment aux hatts imperiaux qui fixent et de- 
‚terminent ses droits et immunitös, plac&s desormais sous la garantie 
h collective des puissances contractantes. 

En consequence, la dite Principaut6 conservera son administration 
ind&pendante et nationale, ainsi que la pleine libert# de culte, de 
lögislation, de commerce et de navigation. 

Arr. 29. Le droit de garnison de la Sublime-Porte, tel quil 
se trouve stipul& par les röglements anterieurs, est maintenu. Aucune 
intervention armée ne pourra avoir lieu en Servie sans un accord 
pr&ealable entre les hautes puissances contractantes. 

Art. 30. Sa Majest& l’empereur de toutes les Russies et Sa 
Majestö le sultan maintiennent, dans son intögrits6, l'état de leurs 
possessions en Asie, tel qu'il existait lögalement avant la rupture. 

Pour prevenir toute contestation locale, le trac6 de la frontiöre 
sera verifi6 et, s'il y a lieu, rectifiö, sans qu’il puisse en resulter 
un prejudice territorial pour une ou l’autre des deux parties. 

A cet effet, une commission mixte, compos6e de deux commis- 
saires russes, de deux commissaires ottomans, d’un commissaire fran- 
gais et d’un commissaire anglais, sera envoyse sur les lieux, imme- 
diatement aprös le r&tablissement des relations diplomatiques entre 
la cour de Russie et la Sublime-Porte. Son travail devra ötre ter- 
mine dans l’espace de huit mois, & dater de l’&change des ratifica- 
tions du prösent traite. 

Arr. 31. Les territoires occup&s pendant la guerre par les 
troupes de Leurs Majestes l’empereur des Frangais, l’empereur 
d’Autriche, la reine du royaume-uni de la Grande-Bretagne et 
d’Irlande et le roi de Sardaigne, aux termes des conventions signöes 
& Constantinople, le douze mars mil huit cent cinquante-quatre, entre 
la France, la Grande-Bretagne et la Sublime-Porte; le quatorze juin 
de la m&me annee, entre l’Autriche et la Sublime-Porte, et le quinze 
mars mil huit cent einquante-cing, entre la Sardaigne et la Sublime- 
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?orte, seront &vacues après l’Echange des ratifications du present 
rait6, aussitöt que faire se pourra. Les delais et les moyens d’ex6- 
ution feront l’objet d’un arrangement entre la Sublime-Porte et les 
uissances dont les troupes ont occup& son territoire. 

Arr. 32. Jusqu’& ce que les trait&s ou conventions qui existaient ° 
ıvant la guerre entre les puissances belligérantes aient 6t& ou renou- 
velös ou remplac6s par des actes nouveaux, le commerce d’importa- 
ion ou d’exportation aura lieu r6ciproquement sur le pied des rögle- 
ments en vigueur avant la guerre; et leurs sujets, en toute autre 
matidre, seront respectivement trait6s sur le pied de la nation la 
plus favorisee. 

Art. 33. La convention conclue, en ce jour, entre Leurs Majestös 
Yempereur des Frangais, la reine du royaume-uni de la Grande-Bre- 
tagne et d’Irlande, d’une part, et Sa Majest6& l’empereur de toutes 
les Russies, de l’autre part, relativement aux iles d’Aland, est et 
demeure annexde au prösent trait6, et aura möme force et valeur 
que si elle en faisait partie. 

Arr. 34. Le present trait6 sera ratifi6, et les ratifications en 
seront &changees & Paris, dans l’espace de ‚quatre semaines, ou plus 
töt, si faire se peut. 

En fait de quoi, les pl&nipotentiaires respectifs l’ont signe et y 
ont appos6 le sceau de leurs armes. 

Fait a Paris, le treiziöme jour du mois de mars de l’an mil 
huit cent einquante -six. 

(L. 8.) 


Signe A. Walewski. Bourqueney. Buol-Schauenstein. 

Hubner. Clarendon. Cowley. Manteuffel. Hatzfeld. 

Orloff._ Brunnow. Cavour. de Villamarina Aali. 
Mehemmed. Djemil. 


ARTICLE ADDITIONNEL ET TRANSITOIRE. 


Les stipulations de la convention des dötroits sign6e en ce jour 
ne seront pas applicables aux bätiments de guerre employös par les 
puissances belligerantes pour l’&vacuation par mer des territoires 
occupees par leurs armöes; mais les dites stipulations reprendront 
leur entier effet aussitöt que l’&vacuation sera termine. 

Fait a Paris, le trentiöme jour du mois de mars de l’an mil 
huit cent cinquante -six. 

(Mömes signatures que ci-dessus.) . 
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PREMIERE ANNEXE. 


Au nom de Dieu tout-puissant. 

Leurs Majestös l’empereur des Frangais, l’empereur d’Autriche, 
la reine du royaume-uni de la Grande Bretagne et d’Irlande, le roi 
de Prusse, l’empereur de toutes les Russies, signataires de la con- 
vention du treize juillet mil huit cent quarante et un, et Sa Majest& 
le roi de Sardaigne, voulant constater, en commun, leur determina- 
tion unanime de se conformer & l’ancienne rögle de l’empire ottoman, 
d’aprös laquelle les dötroits des Dardanelles et du Bosphore sont fer- 
mes aux bätiments de guerre ötrangers tant que la Porte se trouve 
en paix: 

Les dites Majest&s, d’une part, et Sa Majestö le sultan, de l’autre, 
ont r&ösolu de renouveler la convention conclue à Londres le treize 
juillet mil huit cent quarante et un, sauf quelques modifications 
de detail qui ne portent aucune atteinte au principe sur lequel elle 
repose. 

En consöquence, Leurs dites Majestes ont nomm&, & cet effet, 
pour leurs plönipotentiaires, savoir: 

(Suivent les noms et les titres des plenipotentiaires, dans le me&me 
ordre et avec le me&me detail que dans le preambule du traitd 
principal.) 

Lesquels, aprös avoir &chang6 leurs pleins pouvoirs, trouves en 
bonne et due forme, sont convenus des articles suivants: 

Arr. 1”. 8a Majestö le sultan, d’une part, döclare qu'il a la 
ferme r&solution de maintenir, à l’avenir, le principe invariablement 
&tabli comme ancienne rögle de son empire, et en vertu duquel il a 
6t& de tout temps defendu aux bätiments de guerre des puissances 
ötrangöres d’entrer dans les detroits des Dardanelles et du Bosphore, 
et que, tant que la Porte se trouve en paix, Sa Majest6& n’admettra 
aucun bätiment de guerre ötranger dans les dits deötroits. 

Et Leurs Majestes l’empereur des Frangais, ’empereur d’Autriche, 
la reine du royaume-uni de la Grande-Bretagne et d’Irlande, le roi 
de Prusse, l’empereur de toutes les Russies et le roi de Sardaigne, 
de l’autre part, s’engagent & respecter cette determination du snltan 
à se conformer au principe ci-dessus &nonee. 

Arr. 2. Le sultan se reserve, comme par le passe, de delivrer 
des firmans de passage aux bätiments lögers sous pavillon de guerre, 
lesquels seront employes, comme il est d’usage, au service des löga- 
tions des puissances amies. 
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Arr. 3. La möme exception s’applique aux bätiments l&gers sous 
pavillon de guerre que chacune des puissances contractantes est auto- 
ris6e & faire stationner aux embouchures du Danube, pour assurer 
l’ex6öcution des röglements relatifs & la libert& du fleuve, et dont le 
nombre ne devra pas exc&der deux pour chaque puissance. 

Arr. 4. La prösente convention, annexée au trait& göneral, signe . 
à Paris en ce jour, sera ratifide, et les ratifications en seront &chan- 
g6es dans P’espace de quatre semaines, ou plus töt, si faire se peut. 

En foi de quoi, les pl&nipotentiaires respectifs l’ont siguee et 
y ont appos6 le sceau de leurs armes. 

Fait & Paris, le trentiöme jour du mois de mars de l’an mil 
huit cent cinquante-six. 

(Memes signatures qu au das du traitdE principal.) 


DEUXIEME ANNEXE. 


Au nom de Dieu tout- puissant. 

Sa Majeste l’empereur de toutes les Russies et Sa Majest6 Im- 
periale le sultan, prenant en consideration le principe de la neutra- 
lisation de la mer Noire &tabli par les preliminaires consignds au 
protocole no. 1, sign6 & Paris le 25 fevrier de la pr&gente anne, et 
voulant, en consöquence, rögler d’un commun accord le nombre et 
la force des bätiments lögers qu’elles se sont röserv6 d’entretenir dans 
la mer Noire pour le service de leurs cötes, ont r&solu de signer, 
dans ce but, une convention spe6ciale, et ont nommé à cet effet: 

(Suivent les noms et les titres des plenipotentiaires de Russie ei de 
Turquie.) 

Lesquels, aprös avoir 6chang6 leurs pouvoirs, trouvös en bonne 
et due forme, sont convenus des articles suivants: 

Arr. 1”. Les hautes parties contractantes s’engagent mutuelle- 
ment à n’avoir dans la mer Noire d’autres bätiments de guerre que 
ceux dont le nombre, la force et les dimensions sont stipulds ci- 
aprös. 

Art. 2. Les hautes parties contractantes se röservent d’entre- 
tenir chacune, dans cette mer, six bätiments & vapeur de cinquante 
mötres de longueur & la flottaison, d’un tonnage de huit cents ton- 
neaux au maximum, et quatre bätiments l&gers à vapeur ou & voiles 
d’un tonnage qui ne depassera pas deux cents tonneaux chacun. 

Arr. 3. La presente convention, annexde an trait6 göndral 
'signe A Paris en ce jour, sera ratifi6e, et les ratifications en seront 
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soribus Nostris, ad spiritualis Ecclesiarum Fideliumque Regiminis 
negotia componenda, titulo cujuslibet dignitatis etiam regalis ex certa 
scientia, verbo, constitutione, vel literis, aut legatis quoque hinc inde 
oratoribus nominetur, honoretur, seu quovis alio modo, actuve, quo 
talis in eo dignitas facto agnoscatur, aut si easdem ob causas cum 
iis, qui alio quocumque Gubernationis genere rei publicae praesunt, 
tractari, aut sanciri aliquid contigerit, nullum ex actibus, ordinatio- 
nibus et conventionibus id generis jus iisdem attributum, acquisitum, 
probatumgue sit, ac nullum adversus ceterorum jura et privilegia ac 
patronatus discrimen, jacturaeque et immutationis argumentum illa- 
tum censeri possit ac debeat: quam quidem de jurium partium inco- 
lumitate conditionem pro adjecta actibus istiusmodi habendam semper 
esse edicimus, decernimus et mandamus, illud iterum Nostro ac 
Romanorum Pontificum Successorum Nostrorum nomine denunciantes, 
in hujuscemodi temporum, locorum personarumque eircumstantiis ea 
tantum quaeri, quae Christi sunt, atque unice, veluti susceptorum 
consiliorum finem, ea ob oculos versari, quae ad spiritualem aeter- 
namque Populorum felicitatem facilius conducant. 

Decernentes, hasce literas semper firmas validas et efficaces 
existere et fore, suosque plenarios et integros effectus sortiri et ob- 
tinere, atque ab eis ad quos spectat et pro tempore quandocumque 
spectabit inviolabiter observari debere: in contrarium facientibus 
etiam expressa specifica et individua mentione dignis non obstan- 
tibus quibuscumque. Nulli ergo omnino hominum liceat hanc pagi- 
nam nostrae approbationis, Sanctionis, deelarationis, denunciationis, 
deereti, mandati, ac voluntatis infringere vel ei ausu temerario con 
traire; si quis autem hoc attentare praesumpeerit, indignationem 
Omnipotentis Dei ac Beatorum Petri et Pauli Apostolorum ejus se 
noverit incursurum. Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem 
Anno Incarnationis Dominicae Millesimo octingentesimo trigesimo 
primo Nonis Augusti Pontificatus Nostri Anno primo. 

B. Card. Pacca Pro-Dat. — Th. Card. Bernettus. 
Visa de Curia 
D. Testa. V. Cugnonius. 
Loco + plumbi. 
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V. 
Aachener Congreßprotokoll, 


betreffend 
die Titeländerungen der Souveräne und ihrer Familienglieder, 
fo wie das Prädicat „Königliche Hoheit“. 
Zu ©. 61. | 
Protocole spare. Seance du 11 ‚Octobre 1818 entre les cing puissances. 


La conference .aiant ôté informee de Tiintention de Son Alt. 
Roiale !’Electeur de H. de prendre le titre de Roi et aiant pris con- 
naissance des lettreg addressdes par ce prince aux Souverains pour 
obtenir leur consentement & cette d&marche: 

Les Ministres des 5 Cabinets r&unis & Aix 1. Ch. prenant en 
eonsideration que le but de leur r&öunion est celui de consolider 
d’ordre actuel des choses, et non pas de cröer de nouvelles combi- 
naisons, considerant de plus que le titre port& par un souverain n'est 
pas un objet de simple ötiquette mais un fait tenant & des rapports 
essentiels et à d’importantes questions politiques, sont d’avis qu’en 
leur qualité collective ils ne sauraient prononcer sur cette demande; 
pris separ6ment les Cabinets declarent qu’attendu que la demande 
de 8. A. R. l’Electeur de H. n’est justifide par aucun motif satisfaisant, 
il n’y a rien qui puisse les engager à y acceder. 

Les Cabinets prennent en möme tems l’engagement de ne recon- 
naitre à l’avenir aucun changement ni dans les titres des souverains 
ni dans ceux de princes de leurs maisons sans en ötre pröalablement 
convenus entre eux. 

Ils maintiennent ce qui à étôé statu6 & cet égard jusqu’ici par 
des actes formels. Les 5 Cabinets appliquent explicitement cette 
derniöre reserve au titre d’Altesse RoYale, qu’ils n’admettront desor- 
mais que pour les chefs des maisons Granducales, l’Electeur de Hesse 

y compris, et pour leurs Heritierse presomtifs. 


Sign. Metternich. Richelieu. Castlereagh. Wellington. 
Hardenberg. Bernstorff. Nesselrode. Capo-d’Istria. 
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Guropäifcher Vertrag über die Sund- und Beltzölle 
vom 14. März 1857. 


Zu ©. 142. 


Sa Majestö le Roi de Prusse, Sa Majest6 P’Empereur d’Autriche, 
Roi de Hongrie et de Bohöme, Sa Majest6& le Roi des Belges, Sa 
Majest& l’Empereur des Frangais, Sa Majeste la Reine du Royaume- 
Uni de la Grande Bretagne et d’Irlande, Sa Majeste le Roi de Han- 
novre, Son Altesse Royale le Grand-Duc de Mecklembourg-Schwerin, 
Son Altesse Royale le Grand-Duc d’Oldenbourg, Sa Majest6 le Roi 
des Pays-Bas, Sa Majest6 l’Empereur de Toutes les Russies, Sa 
Majestö le Roi de Suöde et de Norvöge et les Sônats des Villes 
Libres et Ansöatiques de Lubeck, Bröme et Hambourg, d’une part, 

Et Sa Majest& le Roi de Danemark, d’autre part, 

Etant animes d’un égal desir de faciliter et d’accroitre les re- 
lations commerciales et maritimes qui existent actnellement entre 
leurs Etats respectifs, ou par leur intermeödiaire, tant au moyen de 
la suppression complöte et à jamais de tout droit pergu sur les na- 
vires 6ötrangers et leurs cargaisons & leur passage par le Sund et 
les Belts, qu’au moyen d’un degrövement sur les marchandises tran- 
sitant par les routes qui relient la mer dü Nord et l’Elbe & la mer 
Baltique, ont r&solu de negocier, dans ce but, un traite special et 
ont, & cet effet, muni de leurs Pleins-Pouvoirs, savoir: 

(Suivent les noms des plenipotentiaires.) 

Lesquela, aprös avoir &change& leurs Pleins-Pouvoirs trouvds en 
bonne et düie forme, sont convenus des articles suivants. 

Arr. 1". Sa Majest6 le Roi de Danemark prend envers Sa Ma- 
jeste le Roi de Prusse, Sa Majest& l’Empereur d’Autriche, Roi de 
Hongrie et de Bohöme, Sa Majest6 le Roi des Belges, Sa Majeste 
l’Empereur des Frangais, Sa Majest6 la Reine du Royaume-Uni de 
la Grande Bretagne et d’Irlande, Sa Majest6 le Roi de Hannovre, 
Son Altesse Royale le Grand-Duc de Mecklembourg- Schwerin, Son 
Altesse Royale le Grand-Duc d’Oldenbourg, Sa Majest6 le Roi des 
Pays-Bas, Sa Majest& ’Empereur de Toutes les Russies, Sa Majeste 
le Roi de Suöde et Norvöge et les Senats des Villes Libres et Anséa- 
tiques de Lubeck, Bröme et Hambourg, qui P’acceptent, l’engagement 


1° 
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de ne prölever aucun droit de douane, de tonnage, de feu, de 
phare, de balisage ou autre charge quelconque, & raison de la 
coque ou des cargaisons, sur les navires qui se rendront de 
la mer du Nord dans la Baltique ou vice-versä, en passant 
par les Belts ou le Sund, soit qu’ils se bornent & traverser les 
eaux danoises, soit que des circonstances de mer quelconques 
ou des operations commerciales les obligent & y mouiller ou 
relächer. Aucun navire quelcongue ne pourra desormais, sous 
quelque preötexte que ce soit, &tre assujeti au passage du Sund 
ou des Belts & une detention ou entrave quelcongue; mais 
8. M. le Roi de Danemark se röserve expressöment le droit 
de rögler, par accords partieuliers, n’impliquant ni visite, ni 
detention, le traitement fiscal et douanier des navires appar- 
tenant aux Puissances qui n’ont point pris part au present trait6; 
de ne prölever sur ceux de ces mömes navires qui entreront 
dans les ports Danois ou qui en sortiront, soit avec charge- 
ment soit sur lest, qu’ils y aient ou non accompli des op6ra- 
tions de commerce, non plus que sur leurs cargaisons, aucune 
taxe quelcongue dont ces navires ou leurs cargaisons auraient 
6t6 passibles A raison du passage par le Sund et les Belts, et 
dont la suppression est stipul6e par le paragraphe pröcödent; 
et il est bien entendu que les taxes qui seront ainsi abolies et 
qui ne pourront par consequent ötre pergues, soit dans le Sund 
et les Belts soit dans les ports Danois, ne pourront non plus 
&tre rötablies indirectement par une augmentation dans ce but 
des taxes de port ou de douane actuellement existant ou par 
lintroduction dans le möme but de nouvelles taxes de naviga- 


. tion ou de douane ni de toute autre manidre quelconque. 
Art. 2. S. M. le Roi de Danemark s’eugage, en outre, envers 
Les susdites Hautes Parties Contractantes, 


1° 


à conserver et maintenir dans le meilleur &tat d’entretien tous 
leg feux et phares actuellement existant, soit & l'entrée ou aux 


'approches de ses ports, hävres, rades et riviöres ou canaux, 


soit le long de ses cötes, ainsique les boudes, balises et amers 
actuellement existant et servant & faciliter la navigation dans 
le Kattegat, le Sund et les Belts; 

à prendre, comme par le passe, en trös sörieuse consideration, 
dans l’intör6t general de la navigation, l'utilito ou l'opportu- 
nitôh, soit de modifier l’emplacement ou la forme de ces mömes 
feux, phares, bou6es, balises et amers, soit d’en augmenter le 
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nombre, le tout sans charge d’aucune sorte pour les marines 
6trangöres; 
& faire, comme par le passe, surveiller le service du pilotage, 
dont lemploi dans le Kattegat, le Sund et les Belts sera, en 
tout tems, facultatif pour les capitaines et patrons de navires. 
DL est entendu que les droits de pilotage seront moder6ös, que 
leur taux devra ötre le möme pour les navires danois et pour 
les bätimens ötrangers, et que la taxe de pilotage ne pourra 
ötre exigde que des seuls navires qui auront volontairement 
fait usage de pilotes; 
& permettre, sans restriction aucune, & tous entrepreneurs 
prive6s, danois ou 6trangers, d’etablir et de faire stationner 
librement et aux mêmes conditions, quelle qu’en soit la natio- 
nalit6, dans le Sund et les Belts, des bateaux servant exclusi- 
vement & la remorque des navires qui voudront en faire usage; 
à ötendre & toutes les routes ou canaux qui relient actuelle- 
ment ou qui viendraient & relier plus tard la mer du Nord et 
VElbe & la mer Baltique, l’exemption de taxes dont jouissent 
en ce moment, sur quelques unes de ces routes, les marchan- 
dises nationales ou étrangères dont la nomenclature suit: 
Agaric etc. etc. 
D est bien entendu que si, ultörieurement, d’autres produits 
venaient, sur une route quelconque, & jouir d’une franchise 
analogue, cette möme exemption de taxes de transit serait öten- 
due, de plein droit, & toutes les routes ci-dessus sp6cifises; 
à abaisser, sur toutes ces mömes routes ou canaux, au taux 
uniforme et proportionnel au poids de seize (16) skillings da- 
nois au plus par cing cents livres danoises, le droit de transit 
sur les marchandjses qui en sont actuellement passibles, sans 
que ce taux puisse ötre augmente par toute autre taxe, sous 
quelque denomination que ce soit. 

En cas d’abaissement des taxes de transit au dessous du 
taux ci-dessus specifie, S.M. le Roi de Danemark s’engage & 
placer toutes les routes ou canaux qui unissent ou uniront 
la mer du Nord et l’Elbe & la mer Baltique ou & ses tribu- 
taires sur un pied de parfaite &galit& avec les routes les plus 
favorisdes qui existent actuellement ou qui viendront à ötre 
6tablies sur son territoire. 

8.M. le Roi de Suede et de Norvöge, ayant aux termes d’une 
convention sp6eciale conclue avec 8. M. le Roi de Danemark, 
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pris envers Sa dite Majest& l’engagement d’entretenir les fanaux 
sur les cötes de Suöde et de Norvege servant & 6Eclairer et & 
faciliter le passage du Sund et l’entr6e du Kattegat, 8. M. le 
Roi de Danemark s’engage & s’entendre definitivement avec 
8. M. le Roi de Sudde et de Norvöge dans le but d’assurer 
pour l’avenir, comme par le pass6, le maintien et l’entretien 
de ces fanaux, sans qu’il en rösulte aucune charge pour les. 
navires passant par le Sund et le Kattegat. 

Arr. 3. Les engagemens contenus dans les deux articles pre- 
cödens produiront leur effet & partir du 1 Avril 1857. 

Arr. 4. Comme dedommagement et compensation des sacrifices 
que les stipulations ci-dessus doivent imposer & 9. M. le Roi de 
Danemark, 8. M. le Roi de Prusse, 8. M. l’Empereur d’Autriche, Roi 
de Hongrie et de Bohöme, 8. M. le Roi des Belges, S. M. l’Empereur 
des Frangais, S. M. la Reine du Royaume-Uni de la Grande Bre- 
tagne et d’Irlande, 8. M. le Roi de Hannovre, Son Altesse Royale 
le Grand-Duc de Mecklembourg- Schwerin, Son Altesse Royale le 
Grand-Duc d’Oldenbourg, S. M. le Roi des Pays-Bas, S. M. l’Empe- 
reur de Toutes les Russies, 8. M. le Roi de Sudde et de Norvege 
et les Senats des Villes Libres et Anseatiques de Lubeck, Br&me et 
Hambourg s’engagent de Leur cöte, à payer & 8. M. le Roi de Da- 
nemark, qui l’accepte, une somme totale de 30,476,325 Rigsdalers 
à repartir de la maniöre suivante: - 

Rd. R. M. 

Sur la Pruse . . . . pour 4,440,027 

- PAutriche . . 2. 2... 29,434 

- la Belgique . . . 2»... 301,455 

- Bröme . 2 2 20 20.2....218,585 

- la France . 2. 2 2... 1,219,003 

- la Grande Bretagne . . . 10,126,855 

- Hambourg . . -. . . .. 107,012 

- le Hannovrre . . 2... 123,387 

- Lübeck . . 2. 2 .2.......102,996 

- le Mecklembourg . . . . 373,663 

- la Norvege . . 2 2... 667,225 

- TOldenbourg . . .. -»- 28,127 

- les Pays-Bas . . . . .  1,408,060 

- - JaRusie . . 2. 2... 9,739,993 
- la Suede. © » 2 0... 1,590,503 

Il est bien entendu que les Hautes Parties Contractantes ne seront 
29 
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sventuellement responsables que pour la quote part mise & la charge 
de chacune d’Elles. 

Arr. 5. Les sommes specifi6es dans l’artiecle pr&cödent, pourront 
sous les reserves exprimdes dans le $ 3 de l’artiele 6 ci-aprös, ötre 
sold&es en vingt ans, par quarante payements semestriels d’ögale 
valeur, qui comprendront le capital et les intöröte d6croissants des 
termes non &chus. 

Arr. 6. Chacune des Hautes Puissances Contractanten s’engage 
& regler et determiner avec 8. M. le Roi de Danemark, par conven- 
tion separde et sp£eciale: 

1° le mode et le lieu de payement des quarante termes séme- 
striels sus-&nonces pour la quote part mise & sa charge par 
article 4; 

2° le mode et le cours de conversion en argent &tranger des mon- 
naies danoises 6noncdes dans le möme article; 

3° les conditions et le mode de l’amortissement integral ou par- 
tiel auquel Elle se réêservo expressement le droit de recourir 
en tout temps pour l’extinetion anticipee de Sa quote part 
d’indemnit& ci-dessus determinee. 

Arr. 7. L’execution des engagemens röciproques contenus dans 
le prösent traitö est expressöment subordonnee & P’accomplissement 
des formalites et rögles &tablies par les lois constitutionnelles de 
celles des Hautes Puissances Contractantes qui sont tenues d’en pro- 
voquer l’application, ce qu’elles s’obligent & faire dans le plus bref 
delai possible. 

Art. 8. Le present trait& sera ratifi6 et les ratifications en 
seront échangées à Copenhague avant le 1 Avril 1857, ou aussitöt 
que possible après l’expiration de ce terme. 

En foi de quoi, les Plenipotentiaires respectifs l’ont signe et y 
ont appos6 le cachet de leurs armes. 

Fait & Copenhague le quatorziöme jour du mois de Mars de 
Yan mil huit cent cinquante-sept. 

(L. 8.) 
Oriolla. Carl Jaeger. Beaulieu Dotözac. Andrew 
Buchanan. Hanbury. Prosch. Th. Erdmann. du Bois. 
Tegoborski. Wetterstedt. Krüger. Bluhme. 


Anm, Befondere Verträge find gefchloffen mit den Bereinigten Staaten von 
Nordamerika, mit Spanien und Portugal. 
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VII. 


Verzeichniß der Vereinbarungen 
über 
gemeinſame Schifffahrt auf durchgehenden Flüſſen verſchiedener 
Staaten. 


(Nah C. F. Wurm, fünf Briefe Über bie Freiheit der Flußſchifffahrt. S. 39 ff. 
Abgebrudt mit Bewilligung bed Herrn DBerleger®.) 
Zu ©. 145. | 
Amazonenftrom. 
1851. October 23. Brafilien, Bern. Annuaire des deux mondes. 
‚ 1852 — 53. ©. 934. 
Dniefter. 
1810. März 7/19. Art. 3. Defterreih, Rußland. N. R. I, 254. 
1812. Mai 28. Rußland, Pforte (Bufareft). Art. 4. N.R. III, 399. 
1818. Nov. 721. Defterreih, Rußland. N. R. IV, 541. 
Donau. 
1718. Juli 27. (Paſſarowitz.) Defterreich, Pforte, Art. 2. Schmauss, 
Corp. Jur. Gent. Acad. U, 1716. 
1779. Mai 13. (Teſchen.) Defterreih, Kurpfalz. Art. 5. R. II, 671. 
Für die Donau, den Imn, die Salsa. 
1784. Febr. 24. Art. 4. Oefterreich, Pforte. R. II, 723. 
1784. Aug. 31. DOefterreich, Bayern. Art. 4 ff. R. IH, 755. 
1816. April 14. Art. 9. Oefterreih, Bayern. N. R. III, 15. 
1840. Juli 13/25. Defterreih, Rußland. N. R. G. I, 209. 
1856. März 30.) ©. die Donaufhifffahrtsfrage, dargeftellt in einer 
1857. Nov. 7. Sammlung ver völkerrechtl. Acte. Stuttgart 1858, 
Douro. | 
1835. Aug. 31. Spanien, Portugal. N. R. XIV, 97. 
1840. Mai 23. Spanien, Portugal, N. R. G. I, 98. 
Eibe. 
1821. Juni 23. Elbichifffahrts-Acte. N. R. V, 714. 
1824. September 18. Ergänzungen verfelben. N. R. VI, 588. 
1843. Mai 13. Hannover, Dänemarl. N. R. G. V, 292. 
1843. Aug. 30. Preußen, Sachſen, Hannover, Dänemark, Mecklenburg⸗ 
Schwerin (Revifions-Berfahren). N. R. G. V, 530. 
1844. April 14. Ergänzungs-Acte. N. R. G. VI, 386. 
1844. April 13. Sämmtliche Uferftaaten. (Strompolizei.) VI, 463. 
1844. April 13. Sämmtliche Uferſtaaten. (Staver-Zoll,) VI, 473. 
29 * 
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Ems. 
1815. Juni 9. Schluß⸗Acte des Wiener Congreſſes. Art. 30. N. R. 
IL, 398. 
1843. Mär; 13. Schifffahrt -Acte. N. R. G. V, 125. 
Etſch. 
1797. October 17. (Campo-Formio.) Oeſterreich, Frankreich. Art. 11. 
R. VI, 424. 
1801. geb, 9. (Luneville.) Defterreich, Frankreich. Art. 14. R. VII, 300. 
St. John. 
1842. Aug. 9. Art. 3. Großbritannien, V. Staaten. N. R. G. III, 460. 
Zahn. 
1844. Dct. 16. Preußen, Heſſen⸗Darmſtadt, Naſſau. (Schiffbarmachung.) 
N. R. G. VII, 420. 
St. Yawrence. 
1854. Juni 5. Art. 4. V. Staaten, Großbritannien. Annuaire des 
deux mondes. 1854—55. ©. 732. 
Mans. 
1797. Det. 17. Frankreich, Oeſterreich. ( Campo-Formio.) Geheimer 
Art. 2.° R. VI, 428. 
1815. März 20. N. R. II, 447. (Klüber's Acten des Wiener Con- 
greſſes III, 239.) 
1833. Nov. 12. (Zollhoven.) Holland und Belgien. N. R. XIII, 138. 
1845. Juli 12. Holland und Belgien. N. R.G. VII, 383. (Canal.) 
Vgl. 1846. Juli 29. Holland und Belgien. N. R. G. IX, 274. 
Main. 
1804. Aug. 15. Ochroi- Convention. Art. 24. R. VII, 268. 
1815. März 20. N. R. II, 447. 
1828. Sanuar 18. Bayern, Würtemberg. Art. 29. N. R. VII, 539. 
1828. Juli 31. Bundesbefchluß. Klüber, öffentliches Hecht des D. B. 
8 581* 
Mofel. 
1815. März 20. N. R. II, 447. (Bol. Klüber, Acten des Diener 
Congrefjes III, 235.) 
Nedar. 
1815. März 20. N. R. II, 447. 
1835. Mai 12. Preußen, Baden, Würtemberg, Heflen- Darmftabt. 
(Badiſche Vollzugsverorbnung.) XII, 435. 
1835. Juli 30 und Auguft 1835. Baden, Heſſen-Darmſtadt, Wür- 
temberg. N. R. XII, 412. (Badiſche Vollzugsverordnung.) 
1842, Juli 1. Uferftanten. Schifffahrtd-Convention. N. R. G. IV, 630. 
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Oder. 
1818. Dec. 7,19. Rußland, Preußen, Art. 2° N. R. IV, 884. 
Parana. 

1849. Nov. 24. Argentiniſche Conföderation, Großbritannien. Art. 4. 
R. G. I, 48. 

1850. Aug. 31. (Nicht ratificirt.) Argentiniſche Conföderation, Frank⸗ 
reich. Art. 6. R.G. I, 53. (Bgl. Textes comparés des projets 
de traites Le Prödour ‚ des Bases-Hood et du. trait6 anglais. 
Paris 1851. ©. 13. 14.) 

1853. Juli 10. Argentinifhe Conföveration, Frankreich. Annuaire 
des deux mondes. 1853 — 54. ©. 947. (Der Parana und der Uru- 
guay allen Flaggen geöffnet. Verträge mit ven V. Staaten und 
Großbritannien, von demſelben Datum.) 

Po. 

1815. Juni 9. Wiener Congreß-Acte. Art. 96, N. R. II, 422. 

1834. Dec. 4. Oeſterreich, Sarbinien. N. R. XII, 198. (Lago Mag- 

giore, Bo, Ticino.) | 

1849. Aug. 6. Oeſterreich, Sardinien. Art. 5. R. G. I, 182. 

1849. Juli 3. DOefterreih, Modena, Parma. R. G. I, 525. 

1850, Febr. 12. Beitritt des Papftes. R. G. I, 532.. 

Pruth. 
1812. Mai 28. Rußland, Pforte. (Bulareft.) Art. 4. N.R. III, 399. 
Rhein. 

1803. Febr. 25. Reichsdeputations⸗Schluß. Art. 39. R. VII, 501. 

1804. Aug. 15. Deutjches Reich, Frankreich. (Rhein⸗Octroi und Schiff⸗ 
fahrt.) R. VIO, 261. 

1815. Juni 9. Reglement. N.R. I, 436. 

1831. März 31. Schifffahrts⸗ - Eonvention, N. R. IX, 252. 

1834. December 1. Central-Commiffton. N. R. XII, 734. 

1834. November 20. Supplementar - Artikel. N. R. G. I, 537. 

1835. Mai 12. Preußen, Baden, defien- Darmftadt, Würtemberg. 
XIII, 435. 

1837. Auguft 1., 1838. Juli 17., 1839. Yuli 97. Supplementar- 
Artikel. N. R. G. I, 542— 546. 

1840. Juli 9. Bayern, Baden, Heflen-Darmftadt, Naffau. N. R. G. 
I, 153. 

1840. September 21. Central-Commijfion. N. R. G. I, 386. 

1845. October. Supplementar- Artikel. N. R. G. VIH, 576. 

1846. Mai 30. Supplementar » Xrtifel. N. R. G. IX, 172; N.R. G. 
X,7. 
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Schelde. 
1648. Ian. 30. Art. 14. (Munſter.) Holland und Spanien. Schmauss, 
Corp. Jur. Gent. Acad. I, 619. 
1785. September 20. Art. 6. Holland und Defterreih. R. IV, 52. 
1795. Mai 16. Art. 18. Frankreich und Holland. R. IV, 91. 
1814. Mai 30. Erfter Barifer Frieven. Dritter geheimer Artikel, $ 2. 
Klüber, Acten des Wiener Congrefjes. IIL, 11. — N.S8. I, 329. 
1815. März 20. Wiener Artikel. N. R. II, 447. 
1842. Nov. 5. Belgien, Niederlande. Oegenfeitige Binnenfchifffahrt. 
N. R. G. II, 617. 
1843. Mai 20. Belgien, Niederlande. (Reglement.) N. R. G. V, 295. 
1846. Juli 29. Belgien, Nieverlanve. (Handel und Schifffahrt.) N. R. 
G. RX, 274. 
Stecknitz-Canal. 
. 1815. Juni 9. Wiener Congreß-Acte. Art. 30. N. R. II, 399. 
1847. Juni 23. Lübed, Dänemark, Art. 12. N. R.G. X, 608. 
Trave. 
1847. Juni 23. Lübeck, Dänemark. Art. 13. N.R.G.X, 609. 
Weichſel. 
1807. Juli 7. Frankreich, Rußland. (Tilſit.) Art. 8. R. VII, 639. 
1807. Juli 9. Frankreich, Preußen. (Tilfit.) Art. 20. R. VIII, 665. 
1815. Mai 3. Rußland, Defterreih. Art. 24 fi. (Flüſſe und Canäle 
im alten Polen.) N.R. I, 231. 
1815. Mai 3. Rußland, Preußen. Art. 22 ff. (Ebenfo.) N. R. II, 242. 
1815. Juni 9. Wiener Congreß⸗Acte. Art. 14. N. R. II, 387. 
1818. Auguft 5/17. Rußland, Defterreih. N. R. IV, 540. 
1818, December 7/19. Rußland, Preußen. N. R. IV, 582. 
Wefer. 
1818. November 15. Aachener Eongreß- Protokoll. (Eisflether Zoll.) 
N. R. IV, 554. 
1819. Auguſ⸗ 25. Protokoll der Deutſchen Bundesverſammlung. (Der 
Elsflether Zoll abgethan.) N. R. IV, 645. 
1823. September 10. Scifffahrts -Acte. N. R. VI, 301. 
1823. September 9. Hannover, Bremen. (Separat-Convention.) N.R. 
VL 336. 
1823. September 10. Preußen, Bremen. (Separat-Eonvention.) N. R. 
VI, 338. 
1825. December 21. Supplementar- Convention. N. R. VI, 840. 
1839. Auguft 16. Ergänzungs -Artilel. N. R. G. II, 572. 
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vm. 


Declaration, d. de Paris, den 16. April 1856, 
betreffend den Seefrieg. 


Zu ©. 222. 


Les plönipotentiaires qui ont sign6 le trait& de Paris du 30 mars 
1856, r&unis en conference, 

Considerant: 

Que le droit maritime, en temps de guerre, a 6t&, pendant long- 
temps, l’objet de contestations regrettables; 

Que Yincertitude du droit et des devoirs en pareille matiöre 
donne lieu, entre les neutres et les belligerants, & des divergences 
d’opinion qui peuvent faire naitre des difficultes serieuses et mêmè 
des conflits; 

Qu’il y a avantage, par cons&quent, & &tablir une doctrine uni- 
forme sur un point aussi important; 

Que les plenipotentiaires, assembleg au Congres de Paris, ne 
sauraient mieux röpondre aux intentions dont leurs gouvernements 
sont animes quen cherchant & introduire dans les rapports inter- 
nationaux des principes fixes à cet ögard; 

Düment autorises, les susdits plönipotentiaires sont convenus de 
se concerter sur les moyens d’atteindre ce but, et, &tant tomb6ös 
d’accord, ont arrôté la declaration solennelle ci-aprös: 

1° La course est et demeure abolie; 

2° Le pavillon neutre couvre la marchandise ennemie, & l’excep- 
tion de la contrebande de guerre; 

3° La marchandise neutre, & lexception de la contrebande de 
guerre, n’est pas saisissable sous pavillon ennemi; 

4° Les blocus, pour ötre obligatoires, doivent ötre effectifs, c’est- 
&-dire maintenus par une force suffisante pour interdire reel- 
lement l’accös du littoral de Pennemi. 

Les gouvernements des plönipotentiaires soussignes s’engagent & 
porter cette d&claration & la connaissance des Etats qui n’ont pas &t6 
appel&s à participer au Congrös de Paris et & les inviter & y acceder. 

Convaincus que les maximes qu’ils viennent de proclamer ne 
sauraient ötre accueillies qu’avec gratitude par le monde entier, les 
plönipotentiaires soussignös ne dautent pas que les eflorts de leurs 
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gouvernements pour en gön6raliser l’adoption ne soient couronnds 
d’un plein succös. 
La prösente declaration n’est et ne sera obligatoire qu’entre les 
puissances qui y ont ou qui y auront acc6d6e,. 
Fait a Paris, le 16 avril 1856. 
(Suit la signature de tous les pldnipotentiaires.) 


Anm. 1. Bon dem Anklange, den dieſe Declaration fand, berichtete Graf 
Waleweki dem Raifer im Juli 1858: 

„Ew. Majeftät belieben fi zu erinnern, daß die Mächte, welche die Erffä- 
rung vom 16. April 1856 unterzeichneten, fich verpflichteten, Schritte zu Deren 
allgemeinen Annahme zu thun. Ich beeilte mich demzufolge, dieſe Erklärung allen 
Regierungen mitzutbeilen, welche bei dem Pariſer Eongreffe nicht vertreten waren 
und fie zum Beitritte einzuladen. Heute flatte ih dem Kaljer Bericht über bie 
günftige Aufnahme ab, welche dieſe Mittheilung fand. Bon den Bevollmächtigten 
Defterreiche, Frankreichs, Großbritanniens, Rußlands, Sarbiniens und der Türkei 
angenommen und gutgeheißen, traten auch noch die nachfolgenden Staaten ber 
Erklärung vom 16. April bei: Baden, Bayern, Belgien, Bremen, Brafilien, 
Herzogthum Braunfchweig, Chili, die Argentinifche Eonföberation, der Deutiche 
Bund, Dänemark, beide Sicilien, die Republif Aequator, die päpſtlichen Staaten, 
Griechenland, Guatemala, Haiti, Hamburg, Hannover, bie beiden Heflen, Fübed, 
Medlenburg- Strelig, Medlenburg- Schwerin, Naffau, Oldenburg, Parma, bie 
Niederlande, Peru, Portugal, Sachſen, Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, 
Sadfen-Meiningen, Sahjen-Weimar, Schweden, Schweiz, Toscana, Würtemberg. 
Diefe Staaten erkennen aljo mit Frankreich und den anderen Staaten, welche ben 
Barifer Vertrag unterzeichneten, an: 

1. daß die Kaperei abgeichafft ift und bleibt; 

2. daß die neutrale Flagge die feindliche Paare bedt, mit Ausnahme der Kriegs⸗ 
Eontrebande; 

3. daß die neutrale Waare, mit Ausnahme der Kriegs⸗Contrebande, unter feinb- 
licher Flagge nicht weggenommen werben darf; 

4, endlich, daß die Blocade, um verpflichtend zu fein, wirklich beftehen, das heißt 
durch eine hinreichende Macht ausgelibt werben muß, um den Zugang zum 
feindlichen Küſtengebiet thatfächlich zu verhindern. 

Auch die Regierung von Uruguay trat, vorbehaltlich der Genehmigung ber geſetz⸗ 
gebenden Gewalt, vollftändig diefen vier Principien bei. — Spanien, ohne ber 
Declaration vom 16. April wegen des erften Punktes, welder die Abichaffung ver 
Caperei betrifft, beizutreten, erwiberte, daß es bie brei anderen Punkte annehme, — 
Mexiko gab viefelde Antwort. Die Bereinigten Staaten ihrerſeits wären zum 
Beitritt bereit, wenn man ber Abfchaffung der Eaperei noch anfügen würde, daß 
das Privat» Eigenthbum ber Unterthbanen oder Bürger der Fiiegführenden Nationen 
Seitens der refpectiven Kriegsflotten auf der See nicht weggenommen werden kann. 
Abgefehen von diefen Ausnahmen traten alle Eabinette ohne Vorbehalt den vier 
Brincipien bei, welche die Erklärung des Parifer Eongrefies conftituiren und ifl 
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dadurch in dem Vollkerrechte faft aller Staaten Europa's und Amerika's ein Fort⸗ 
fhritt aufgenommen, zu welchen bie Regierung Ew. Majeſtät — eine ber ehren- 
vollſten Weberkeferungen der Franzöſiſchen Politik verfolgend — mächtig beitrug. 
Um bie erfolgten Zuftimmungen zu conftatiren, beantrage ich, Die offtciellen Noten, 
in welchen fie ausgefprochen find, in die Geſetzſammlung einrücken zu laſſen und 
würde ih, wenn Ew. Majeftät diefen Antrag genehmigt, auch künftig einlaufenbe 
Zuftimmungen in gleicher Weife veröffentlichen laſſen. Ich bin ıc. 

Walewski.“ 

Anm. 2. Die Botſchaft des Präſidenten Pierce an den Congreß zu Waſhington 
lautete (December 1856): 

„Bald nah dem Ausbruche des neulichen Krieges in Europa hat die Regie- 
rung zwei Grundſätze, die Sicherheit des neutralen Handels betreffend, allen See- 
mädhten zur Erwägung anheimgeftellt; eines, daß die neutrale Flagge Feindes Gut 
beden ſoll, wenn leßteres nicht in Kriegsſchmuggel befteht; Das andere, daß alles 
an Bord von Kauffahrern Triegführender Staaten befindliche neutrale Eigenthum, 
ebenfalls mit Ausnahme von Kriegsſchmuggel, von der Eondemnirung frei fein joll. 
Diefe Grundfäte wurden nicht als neue Regeln internationalen Rechts aufgeftellt, 
da fie von den Neutralen Überhaupt angerufen, obgleich nicht immer von den Krieg- 
führenden anerkannt zu werben pflegten. Einer der Kriegflhrenden — Rußland — 
fo wie mehrere neutrale Mächte, ſtimmten dieſen Vorſchlägen fogleich bei; und ba 
die zwei anderen Haupt-Kriegführenden, Großbritannien und Frankreich, fich bereit 
zeigten, diefelben im gegenwärtigen alle zu beobachten, jo bot fich, wie es fchien, 
eine günftige Gelegenheit, um ihre allgemeine Anerfennung in Europa fowohl als 
in Amerika zu erwirken. Allein während Großbritannien und Frankreich, in Ge- 
meinfchaft mit den meiften Staaten Europa’s, jene Vorſchläge nicht geradezu wer- 
warfen, haben fie den Eröffuungen der Vereinigten Staaten auch nicht in aus⸗ 
drüdlich bejahender Weife nachhandeln mögen. Während die Frage jo ftand, nah» 
men die in Paris verfammelten Vertreter von Rußland, Frankreich, Großbritannien, 
Defterreih, Preußen, Sardinien und ber Türkei den Gegenftand in Erwägung und 
erließen eine Erflärung, welche bie zwei der Amerikanischen Regierung beinahe zwei 
Sahre vorgeſchlagenen Orundſätze enthielt, und fügten daran folgende Vorſchläge: 
„Die Caperei ift und bleibt abgefchafft” und „Blocaben müffen, um binbenbe 
Geltung zu haben, wirkſam fein, d. h. von einer Streitmacdht gelibt werben, bie 
ausreichend ſtark ift, um die Annäherung an bie feindliche Küfte wirklich zu ver- 
hindern.“ Alle in Paris vertretenen Mächte, Großbritannien und bie Türfei aus⸗ 
genommen, Iuden darauf die Amerikanische Regierung ein, jener aus vier Punkten 
beftehenden Erklärung beizutreten. Gegen den letzten der zwei neuen Vorſchläge — 
der fih auf Blocaden bezieht — können wir gewiß nichts einzuwenben haben. Er 
it eine reine Erklärung deſſen, was als wirkſame Einjchließung eines blofirten 
Plates gelten fol, eine Erflärung, für welde bie Amerikaniſche Regierung ftets 
geftritten hat, fo daß Te Schadenerjat forderte, fo oft unjer Handel durch eine 
praftifche Verlegung obiger Regel einen Nachtheil erlitt. Was ben anderen Artikel 
ber Parifer Erflärung betrifft, fo kann ich den Verſuch der Mächte, die außer 
Frage ſtehende Hegel über die Eaperei abzuändern, gewiß nur liberalen und menjchen- 
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freundlichen Abfichten zuſchreiben. Ohne Zweifel beabfichtigen fie damit mbirect das 
Brincip zn billigen, daß alles ſchwimmende Privateigentbum, auch wenn e8 ben 
Bürgern Eriegführender Staaten gehört, von ber Beſchlagnahme frei fein ſoll; und 
wäre ber Vorfchlag fo gefaßt geweien, daß er dem Princip volle Geltung gegeben 
hätte, fo würbe ich ihm, Namens ber Vereinigten Staaten, bereitwillig meine Zu⸗ 
ſtimmung ertheilt haben. Aber die vorgeſchlagene Maßregel reicht für jenen Zweck 
nicht aus, Es ift wahr, daß, wenn fie zur Aunahme gelangt, das Privateigenthum 
auf dem Meere einer Art des Raubes entzogen würde, aber babei bliebe e8 einer 
anderen Angriffsart ausgefet, welche mit gefleigerter Kraft geübt werben könnte. 
Die Angriffskraft großer Seemächte würde dadurch erhöht, bie Vertheidigungs⸗ 
fähigkeit der anderen verringert. Obgleich der vorgeſchlagene Verzicht auf die Angriffe- 
mittel, welche bie Caperei bietet, feinem Wortlaute nach ein gegemfeitiger iſt, wilrbe 
er doch in ber Praris der Aufgebung eines Rechtes gleichlommen, welches für eine 
Kaffe von Staaten won geringem Werthe ift, für eine aubere und viel zahlreichere 
Kaffe aber die höchſte Wichtigkeit hat. Man hätte nicht erwarten jollen, daß eine 
ihrem Zwecke jo wenig entipredhende nnd in ihren Wirkungen fo ungleihe Maß- 
vegel die Zuftimmung aller Seemächte erhalten werde. Das Privateigenthum würde 
der Ausraubung durch die bewaffneten Regierungs-Kreuzer nach wie vor ausgeſetzt 
bleiben. Ich babe mich bereit erflärt, allen Grundſätzen ber Parifer Erflärung bei- 
zupflichten, vorausgefegt, daß der Die Abichaffung der Caperei betreffende Sat fo 
amenbirt werben kann, daß der, wie anzunehmen äft, urſprünglich beabfichtigte Zweck, 
die Sicherheit des ſchwimmenden Privateigenthbums, erreicht würde. Wir ſchlagen 
baber zu der Erflärung, daß „Die Caperei abgejchafft ift und bleibt“, das Amen- 
bement vor: „Und Daß das Privateigenthum von Unterthanen und Bürgern eines 
friegführenden Staates auf dem Meere von der Beſchlagnahme durch vie öffent⸗ 
lichen bewaffneten Schiffe des anderen Kriegführenden befreit fein fol, ausgenommen 
es befteht in Schmuggel.” Diefer Verbeſſerungsantrag ift nicht nur jenen Staaten, 
die uns zur Annahme der die Caperei abfchaffenden Erklärung aufforverten, fondern 
allen anderen Seemäcdhten vorgelegt worben. Bis jet ift er noch von Feiner Macht 
verworfen und von allen, die eine Rüdäußerung gethan haben, günftig aufgenommen 
worden. Mehrere dem Amerikanischen Borjchlage geneigte Regierungen haben einen 
enbgültigen Beſchluß darüber nur vorbehalten, um fih mit anderen, bie aud an 
der Konferenz Theil nahmen, zu berathen. Ich habe jedoch die Genugthuung, mel- 
den zu Fünnen, daß der Kaifer von Rußland unfere Modification vollſtändig und 
ausdrücklich gebilligt bat und mitwirken will, andere Mächte zum Beitritte zu be- 
wegen; ähnliche Verheißungen find fiber Die ©eneigtheit des Kaiſers der Franzoſen 
eingelaufen. Der gegenwärtige Stand dieſer wichtigen Frage berechtigt zu ber 
Hoffunng, daß ein fo humanes und gerechtes, für die Wohlfahrt handeltreibender 
Nationen jo wichtiges und der Aufflärung des Zeitalters jo angemefjenes Princip 
den Beifall ſämmtlicher Seemächte erlangen und dem Böälferrechte einverleibt werben 
wird. Meine Anfichten fiber dieſen Gegenftand find voliftiiibiger bargelegt in ber 
bier in Abjchrift vorgelegten Antwortsnote des Staatsſecretärs an die auswärtigen 
Mächte, mit bejonderer Bezugnahme auf bie betreffende Mittbeilung Frankreichs.“ 
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IX. 
Die Bremer Seerechtd- Agitation. 
Bu ©. 248, 


Am 2. December 1859 fand zu Bremen eine von beinahe 300 Mit- 
glievern des dortigen Handelsſtandes befuchte Verſammlung zum Schuße 
aller Privatintereſſen auf See in Kriegszeiten Statt, welche nach lebhafter 
Berhandlung folgenden Antrag einftimmig annahm: 

„Sn Erwägung, daß die Unverletlichkeit ver Perfon und des Eigen- 
thums Die einzige Grundlage bildet, auf welder ver geiftige und mate- 
rielle Austaufh der Völker ficher -geveihen, auf welcher Gefittung und 
Wohlſtand fi) frei entwideln und ungefährdet in vie entlegenten Gebiete 
der Erde dringen können, daß deshalb von allen Nationen, die eine Ehre 
barin jegen, als Vorkämpfer ver Eivilifation zu gelten, dieſer Grundſatz 
auch im Kriege heilig gehalten werben follte; | 

„in Erwägung, daß dem zuwider völkerrechtlich im Seekriege noch 
geftattet wird, was am Lande felbft als rohe Gewalt gebranpmarkt ift, 
in frieblicher Ausübung ihres Berufes begriffene Privatperfonen ihrer 
Freiheit und ihres Eigenthums zu berauben, Hanvelsfahrzeuge nebft ihrer 
Ladung wegzunehmen und zu zerftören, ihre Mannfchaft gefangen zu 
halten; | 

„in fernerer Erwägung, daß das Unrecht dieſes Verfahrens bereits 
allfeitig in das Bewußtfein getreten, daß die von faft ſämmtlichen Staaten 
anerkannte Declaration des Parifer Congreſſes vom 16. April 1856 einer 
richtigen Anfhauung Bahn zu brechen begonnen hat, daß fie nicht nur 
die Intereflen der Angehörigen neutraler Staaten, daß fie das -Eigen- 
thum felbft ver Angehörigen kriegführender Staaten in dem Falle, wenn 
es fih an Bord neutraler Schiffe befindet, in Schu nimmt; daß in 
Folge theils dieſes Vorgangs, theild des offenfundigen Wunfches mander 
Regierungen, 3. B. der Bereinigten Staaten von. Nordamerika, nad) voll- 
ſtändiger Bejeitigung des eingewurzelten Unrechts vie allfeitige Anerken- 
nung des Anſpruchs von Handel und Schifffahrt treibenden Brivatleuten 
anf Sicherheit für fih und ihr Eigenthum, jo weit fie den Bedingungen 
bes Krieges nicht entgegen hanveln, wefentlich erleichtert ift; 

„in Erwägung ſodann, daß dem gegenwärtig wieder zufammen- 
tretenden Congreſſe der Europätfchen Großmächte die Aufgabe nahe liegt, 
das begonnene Werk feines Vorgängers zu vollenden und ſich durch völ— 
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lige Verbannung der Willfür roherer Zeiten aus den Normen des See- 
rechts ein ſegensreiches und ewige® Anvenfen in den Annalen der Eivi- 
liſation zu ftiften; 

„in Erwägung endlich, daß zu dem Zwecke Alle, welche das eigene 
Intereſſe oder eine warme Theilnahme am Fortfchritte des Rechts zumächft 
dazu antrieb, laut ihre Stimme erheben, und ber eigenen Regierung, wie 
dem verfammelten Rathe ver Nationen, das einftimmige Urtheil der ge⸗ 
bildeten Welt verkünden follten; 

„beichließt die VBerfammlung: 

1. Die Unverleglichleit der Perfon und des Eigenthums in Kriegs⸗ 
zeiten zur See, unter Ausvehnung auf die Angehörigen kriegführender 
Staaten, fo weit die Zwecke des Krieges ſich nicht nothweudig beichrän- 
ten, ift eine unabweisliche Forderung des Rechtsbewußtſeins unferer Zeit. 
2. Ein Hoher Senat der freien Hanfeftant Bremen ift angelegentlich zu 
erfuchen, dieſen Grundſatz vertreten und feine Durchführung, fei e8 bei 
den verbündeten Deutfchen Regierungen, fei e8 bei ven Mächten des Con⸗ 
greife, in Anregung bringen zu wollen. 3. Der gleihftimmige Ausſpruch 
und bie gleichftimmige Einwirkung auf ihre Regierung von Seiten Aller, 
welchen die Durchführung jenes Grundſatzes im eigenen, wie im Interefle 
des Rechts und der Civilifation am Herzen Liegt, iſt möglichft zu er- 
fireben. 4. Zur Ausführung dieſer Beſchlüſſe wird ein Comité nieder⸗ 
gefeßt, welches namentlih die Mittheilung verfelden an Einen Hoben 
Senat, an die Handelskammer, an die hier reſidirenden Confuln anderer 
Staaten und in andgevehntem Maße an foldhe Kreife und Perſonen 
Deutſchlands und des Auslandes, die an der Wohlfahrt des Seeverkehrs 
eng betheiligt find, mit der Aufforderung übernehmen wird, in gleichem 
Sinne thätig fein zu wollen.“ 

Diefem Pronuncismento haben fi auf dem Kontinent, vorzüglich 
in Deutfchland, viele Stimmen angejchloffen. Im Beſonderen ergriff die 
Commerzveputation zu Hamburg bei Abftattung ihres Jahresberichtes 
vor verjammelter Kaufmannfchaft Die Gelegenheit, um viefelbe zur Faſſung 
von Beichlüffen zu veranlafien, welche vie Schritte der Regierungen in 
der bezeichneten Nichtung unterftügen könnten. Es warb dadurch eine 
Berhandlung herbeigeführt, welche ſich noch auf andere ſchwankende Punkte 
des Völferfeerechts in Kriegszeiten ausdehnte und mit der einflimmigen 
Genehmigung der beiden erflen Punkte der Bremer Reſolution endigte. 
Die Hamburger Börfenhalle vom 3. und 4. Januar 1860, desgleichen 
bie Wefer- Zeitung vom 5. und 6. Januar, hat davon ausführliche Mit- 
theilung gemacht. In ähnlicher Weife bat fi vafür der Hanbelsftand 
zu Stettin, die Kreiß-Gewerbe- und Handelskammer von Dber- 
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Bayern, die Handelskammer zu Bielefeld am 30. December, ferner 
die zu Breslau, in einer Borftellung vom 27. December 1859 an ven 
Handelsminifter, nebſt mehreren anderen Deutfchen Hanvelsvertretern 
ausgeſprochen. Am 10. Januar 1860 ift ferner von der Hannover- 
hen zweiten Ständekammer ein Antrag wegen Unterftüßung ber 
Bremer Beihläffe einftimmig angenommen! In Frankreich erflärten 
die beiden Handelskammern zu Borbeaur und Marfeille ihre Zu 
ſtimmung und befürworteten deren Beachtung bei der Regierung, und in 
ähnlichen Sinne erklärte fih der Hanvelsftand zu Gothenburg (vgl. 
Bremer Handelsblatt vom 21. Januar 1860). 

Allmählich haben fih nun auch die Anſichten in der Englijchen 
Preſſe, fo wie aus dem Handelsſtande, bier wohl nur beifällig, dort aller- 
dings nur in theils zurüdhaltender, theils verwerfender, theild aber auch 
zuftimmender Weife geäußert. 

Dem erften höhniſchen Artikel ver Times vom 10, December v. J. 
haben die Daily News und ver Economift treffend geantwortet und 
das Intereſſe Englands an einer Reform des Seeredht nah Maßgabe 
der Bremer Refolution dargelegt. 

So war der Stand der Dinge nicht ohne Ausfiht weiteren Durch⸗ 
dringens, als plöglih Lord Palmerfton durch eine Erklärung gegen bie 
Abgeorvneten des Handelsftandes von Liverpool, Briſtol, Manchefter, 
Leeds, Hull, Belfaft und Olocefter, welche die Annahme der Bremer Vor⸗ 
fchläge befürworteten, die Hoffnung auf die Theilnahme der Britifchen 
Regierung und fo überhaupt auf ein Durchdringen milderer Principien 
niedergeſchlagen bat, wie allerdings ſchon nah den Aeußerungen ber 
Times zu beforgen war, obgleich verfelbe Minifter am 7. November 1856 
gegen den Hanvelsftand von Liverpool in Beziehung auf die Parifer 
Eonferenzbefchläffe vom April 1856 ſich vahin ausgefprocden hatte, daß 
bie barin enthaltene Milvderung früherer Grundſätze künftig vielleicht noch 
weiter gehen werde und Daß mit ver Zeit bie bei Feindſeligkeiten zu Lande 
geltenden Grundſätze des Kriegsrechts ohne Ausnahme auf Kriegs- 
operationen zur See würben ausgedehnt werben, fo daß das Privat- 
eigenthum von. feiner won beiden Seiten mehr verlegt werben würde. 
Freilich aber, die Britiſche Kabinetspolitit hängt Mantel und Segel nad 
bem Winde. Lord Palmerfton hat nämlich jetzt, am 3. Februar 1860, 
erflärt, er wolle ven gedachten Abgeoroneten des Handelsſtandes nicht 
damit fchmeicheln, daß er ſich anftelle, als ob er ihre Anfichten theile. 
Seines Erachtens hänge die Eriftenz Englands davon ab, daß es die 


1) Ebenſo ein dahin zielender Antrag von dem Preußifchen Abgeorbnetenhaufe 
im Mai 1860. 
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Herrichaft über die See beſitze umd zu biefem Zwecke fei es nothwenbig, 
die Gewalt, vie Schiffe fremper Mächte wegzunehmen und namentlich Die 
auf dieſen Schiffen dienenden Matrofen gefangen zu nehmen, nicht ans 
ben Hänben zu geben. Der Krieg fei ein furchtbares Uebel; vennod, fei 
es manchmal nothwendig, um ver Selbfterhaltung willen Krieg zu führen, 
und eine Seemacht wie England dürfe ſich keines Mittels entäußern, um 
ihren Feind zur See zu ſchwächen. Wenn England nicht die Matroſen 
bes feindlichen Staates an Bord der Hanbelsfhiffe gefangen nehme, jo 
würde es diefelben Matrofen bald an Bord der Kriegsichiffe zu befämpfen 
haben. Das Privateigenthum zu Lande werde in Kriegszeiten ebenjowenig 
gefhont, wie das zur See. Im Gegentheil, ein Heer im Feindeslande 
nehme, was e8 brauche, ober was es haben wolle, ohne ſich im Geringften 
um die Rechte des Eigenthums zu kümmern, wie England das zu feinem 
Schaden erfahren würde, wenn e8 je einem feinblichen Heere gelingen 
follte, an feinem Stranve zu landen. 

Hiernach bat alfo unter dieſem Minifterium bie Bremer Agitation 
feine Ausficht des Erfolges für fih. Denn Englands Veto oder doch 
Zurückbleiben, ſelbſt wenn alle anderen Seemächte über die Annahnıe 
ber obigen Refolution einig wären, wäre praftifch jo gut wie ihre Nicht⸗ 
Eriftenz. Indeſſen möchte doch nicht jeve Ausficht des Erfolges ſchlecht⸗ 
bin befeitigt fein. Es dürfte nur dem nachbarlichen Rival ver Britifchen 
Großmacht belieben, fih auf die Seite des Handelsſtandes zu ftellen, 
und wer weiß, ob nicht dann der gute freund jenfeit8 des Canals unter 
dem Drange gewiller Umſtände oder Richtungen ſich ebenfo conforniren 
würde, wie er den Pariſer Seerehts-Beichlüffen vom April 1856 und 
Schon früher einer Milderung der See⸗Kriegspraxis während des Krieges 
mit Rußland ſich anbequent hat. 

Was nun die materielle Bedeutung der Bremer Refolution betrifft, 
fo ift diefelbe fchon anderweit in ver Tagespreſſe vielfach dargelegt, und 
es darf in dieſer Beziehung vornehmlich auf ven Aufſatz über die Reform 
des Seerechts in dem Preußiſchen Handels⸗Archiv Nr. 1 vom 6. Januar 
1860 hinverwiefen. werden, worin die ernften Einwendungen der Times 
mit tüchtigen Erwägungen abgefertigt find. Unſererſeits wollen wir nur 
folgendes Wenige über den Kern der Sache beifügen. 

Die Bremer Rejolution, deren Inhalt im Wefentlihen auch ſchon 
von der Regierung der Nordamerilanifhen Staaten-Union zur 
Bedingung ihres bisher noch nicht erfolgten Beitrittes zu den Pariſer 
Conferenzbeſchlüſſen gemacht worden, würde zwar feine nothwendige Con- 
fequenz dieſer leßteren fein, wohl aber eine natürliche Erweiterung der⸗ 
jelben, wodurch die Seemächte Feine ‚großen neuen Opfer bringen und 
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gewiß eine ſchon Längft erfannte Confequenz des Grundſatzes des modernen 
Kriegsrechts, welcher ſchon wieberholentlich und vornehmlich von Franzö⸗ 
ſiſcher Seite aufgeſtellt worden iſt, daß nämlich der Krieg nur ein Ver⸗ 
hältniß zwiſchen Staat zu Staat und unter den Staatsgewalten ſei, nicht 
aber ohne beſondere Heranziehung auch die Völker ſelbſt und die Ein- 
zelnen mit begreife, jo weit nicht der Kriegsſtand fich unvermeidlich auch 
auf fle auszudehnen habe. Im Landkriege ift diefer Satz, wenigftens für 
die Glieder der Europäifchen Staatsgeſellſchaft, bereits in die Praris 
übergegangen; der Seekrieg hat Dagegen immer eine größere Strenge be- 
wahrt und das alte Völkerrecht, was jedes feinvliche, Staats⸗ und Privat- 
eigenthum der Kriegseroberung unterwarf, beibehalten. Die Frage kann 
inzwijchen nicht blo8 fein, ob und was dem Handelsſtande, fo wie mittel- 
bar dem Privatintereffe wünfchenswerth fein möge, ſondern auch, ob das 
Intereſſe der Seemächte felbft damit beftehen könne. Ueber Letzteres können 
allerdings Zweifel erhoben werben. 

Darf nämlich jelbft ver feindliche Hanbelsftand ungeachtet des Krieges 
feine Schiffe und Güter furchtlos zum See verfenden, darf er folglich ven 
Welthandel, jo weit er ſich daran betheiligt, ungeftört fortjegen, jo wird 
dadurch jedem Kriegführenden zwar eine reihe Duelle des Wohlftandes 
und zu ben Mitteln des Krieges offen gehalten, hiermit aber auch ver 
Abſchluß und das Ziel des Krieges hinausgefchoben, und während Hanbels- 
ftand und Rhederei in der Lage eines fortvauernden Gewinnmachens 
bleiben, für die im Kriege befindlichen Völker der Drud des Kriegsftandes 
verlängert!, obſchon gerade das der Vorzug des neueren Kriegsrechtes, 
der modernen Rriegführung, ift, vaß jedem Kriegsftande jo bald als möglich 
ein Ziel geſetzt werbe. 

- Bir möchten glauben, daß diefer Geſichtspunkt doch nicht ganz un- 
berüdfichtigt bleiben bürfte und vermögen auch nicht in ver Befürwortung 
des Hauptjfages der Bremer Refolutionen von Seiten ver Nordamerifa- 
nifhen Regierung die Gewähr einer in jeder Hinficht unbedenklichen 


1) Es möge erlaubt fein, an die Worte unjeres tiefblickenden großen Dichters 
(Goethe, im Fauſt Th. ID zu erinnern, wo Mephiftopheles jagt: ' 
„Das freie Meer befreit den Geift, 
Mer weiß, was da befinnen beißt! 
Da fürdert nur ein raſcher Griff, 
Man hat Gewalt, jo hat man Recht; 
Man frägt ums Was und nicht ums Wie! 
Ich müßte keine Schifffahrt Tennen: 
Krieg, Handel und Biraterie 
Dreieinig find fie, nicht zu trennen!” 
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Bedeutung jenes Satzes zu finden, da die Union, wenn aud am Euro⸗ 
päischen Böllerrechte Theil nehmend, dennoch eine jehr eigenthümliche und 
ifolirte Stellung bat, fo daß, was fie für politifch zuträglich erachtet, Doch 
nicht ohne Weiteres für die Europäifchen Gefammtverhältniffe maßgebend 
fein kann. 

Einer weiteren Ausführung dieſer Bedenlen mangelt der Raum, fie 
mögen alfo nur angeregt fein. 


Die Congreßpraris. 
Zu S. 408. 


Die Congreſſe waren bis vor Kurzem in der Hand der Pentarchie. 

Ein Regulativ für dieſelben fand ſich in den bereits S. 429 abge⸗ 
druckten zwei Actenſtücken des Aachener Congreſſes von 1818. 

Beide Actenſtücke, das Protokoll und die Declaration, befinden ſich 
zwar in keiner volllommenen wortgetreuen Uebereinſtimmung, ſtehen aber 
auch in keinem ſachlichen Widerſpruche mit einander. Das Verhältniß 
unter ihnen war dieſes. Das Protokoll iſt weſentlich für bie Unter⸗ 
zeichner und für Frankreich in Folge feines Beitrittes, alfo für bie Grof- 
mächte felbft unter einander bindend; die Declaration, welche auf diplo⸗ 
matifchen Wege ven anderen Höfen mitgetheilt ift, enthält die gegen dieſe 
übernommenen Berpflichtungen. Die letztere weifet beftimmt auf bie 
Grundſätze des Völferrechtes bin, während das erftere in ausgebehnterer 
Weiſe auf pie Maxime der h. Alliance und auf vie Verträge als Grund⸗ 
Inge der Bereinigung Bezug nimmt, damit alfo den Gefichtspunft an- 
deutet, aus welchem bie fünf Mächte die von ihnen in gemeinfame Be— 
rathung genommenen politifchen Fragen zu beurtheilen entjchloflen waren, 
fofern e8 nämlich an einer beftimmten völlerrechtlichen Löſung verjelben 
fehlen follte. 

Die Declaration war demnach die allgemeine Norm für alle Regie- 
rungen des Enropäifchen Stantenkreifes, welche fich derſelben ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend anſchloſſen over noch anfchließen wollten; das Pro- 
tofoll, die befondere Norm für die Großmächte, für die übrigen Mächte 
nur infofern, als fie daraus erfuhren, welche Behandlung fle in ihren 
Angelegenheiten von berfelben zu gewärtigen hatten. Nach diefem Ver⸗ 
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hältnifje follen Daher auch beide Actenftüde in ver gegenwärtigen Erörte⸗ 
rung neben einander betrachtet werben. 

Sie enthalten theils eine materielle, theils eine formelle Rechtsbeſtim⸗ 
mung. Jene befteht in der verpflichtennen Anerlenning eines Völker⸗ 
rechtes, bie aber freilich nur eine ganz allgemeine ift; lettere ift bie 
eigentlich praktiſche. Diefelbe nimmt für die pacifeirenden Großmächte 
die Praris der Monarchencongrefie und diplomatiſchen Conferenzen in 
Anfpruh und Ausficht mit einer größeren Tragweite, als wozu die Con- 
greſſe vormals gebient hatten, wozu aber bereit8 der Wiener Congreß vie 
Bahn gebrochen und fich vortheilhaft erwiejen hatte: Sie follen dazu 
bienen, 

theil8 die eigenen Intereffen der Großmächte zu erörtern — de discuter 
leurs propres intöröts; 

theils fi mit Fragen zu beſchäftigen, für welde irgend eine andere 
Regierung formell eine Interwention der fünf Mächte beantragt bat. 

Die weitere Analyje ergiebt Folgendes: 

Segenftände gemeinfamer Verhandlungen können felbftverftänplicher- 
maßen nur politiihe — ftaatlihe — Ünterefien und ragen fein, beren 
Umfang feiner | charfen Begrenzung unterliegt. 

Als Anlaß zu einer gemeinſamen Verhandlung mußte hiernächſt an⸗ 
geſehen werden: 

1. der Antrag einer der Großmächte ſelbſt, welche einen Segenftanb 
von eigenem Intereſſe für fle zur Discuffion bringen will, natürlich 
auch einen Gegenftand von gemeinfamem Intereſſe für fie und alle 
übrigen, over für die eine ober vie andere der Großmächte; 

2. das Interventionsgeſuch irgend einer anderen Regierung (invitation 
im Protolol, reclamation d’intervention in der Declaration ger 
nannt). 

Borausfegung war dabei im Jahre 1818 unftreitig eine legitime, aner« 
kannte Regierung. Natürlich aber läßt fich in der Eriftenz einer irgendwie 
factifch conftituirten Staatsgewalt ein eigenes Intereffe der Großmächte 
ſelbſt als möglich denken, um deshalb in Berathung mit einander zu 
treten, fogar zu Gunſten einer folchen factifchen Regierung, wie namentlich 
in der Griechen» Angelegenheit und fpäter bei Belgien ver Yall geweſen 
ift, deren Löſung durch die Großmächte, wie ſie erfolgt ift, nım aus ihrer 
Bürforge für Erhaltung over Herftellung des Europäifchen Friebens, und 
in Betreff der Griechen allenfalls aus den Marimen der heiligen Alliance, 
die wohl auch eine Fürſorge für chriſtliche Glaubensbrüder rechtfertigen 
konnten, ihre Erklärung erhält. 

War nun ein möglicher Anlaß gegeben, ſo beſtand doch keine Ver⸗ 
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pflichtung ber Großmaächte oder für jede einzelne berfelben, darauf ein- 
zugeben, fonbern es war der Zufammentritt und bie gemeinfame Behand⸗ 
lung etwas durchans freitwilliges. Höchftene konnte man ans ven Marimen 
ber heiligen Alliance eine Verpflichtung ableiten, dem Anrufe eines Alliirten 
ein williged Ohr zu leihen. NRechtlich aber blieb jeder Großmacht die 
Defugniß der eigenen Prüfung, ob ein geeigneter Fall zur gemeinfamer 
Verhandlung gegeben fei. 

Diefes Recht der freien Prüfung war ſelbſtredend auch bei ven Ver⸗ 
bandlungen maßgebend. Sehe Macht war ımabhängig in ihren Meinungen 
und Erklärungen; e8 galt Teine Mehrheit der Stimmen. Fand eine Ab- 
fonderung Statt, fo mußte zwar denjenigen, welche über eine Anficht und 
Maßregel einverfianden waren, zuftehen, darnach ihrerſeits zu handeln, 
natürlich aber nur, fo weit e8 ver Beſtand des großen Geſellſchaftsbandes, 
das Recht und vie Selbftftänpigleit des widerfprechenden Genofien zuließ. 

Bon dem Einverflänbnifie der Mächte allein mußte es auch ab- 
hängen, ob noch ein anderer Souverän an ven Verhandlungen und Be⸗ 
ſchlüſſen Theil zu nehmen babe. Es beftanp durchaus kein Forderungs⸗ 
recht diefer Mächte auf unmittelbare Zulaflung und Theilnahme an ven 
Congreßverhandlungen felbft, wenngleich die Auweſenheit von Vertretern 
fremder befreunveter Mächte am Orte des Congreſſes nicht zu verfagen 
fein mochte und Verhandlungen mit venfelben Seiten® des Congreſſes 
oder ber Conferenz vor fi gehen konnten. Nur verjenigen Macht, welche 
felbft auf Verhandlung einer Angelegenheit durch die vereinigten Groß- 
mächte formell angetragen hatte, ift im Protokoll ihr Recht, fih daran 
direct oder durch Bertreter zu betheiligen (de partieiper) aus- 
prüdlic vorbehalten, was in der Declaration fehlt. Man bat alfo nicht 
unbebingt dieſes Recht anerkennen wollen, fonvern ven Großmächten im 
einzelnen Falle die Eutſcheidung vorbehalten, ob ein berartige® Recht 
anzunehmen fei. 

Die demnächſt gefakten Congreß⸗ oder Eonferenzbefchläfle konnten nur 
Bertragsvereinbarungen der daran Theil nehmenden Mächte fein. Sie 
verpflichteten felbft denjenigen nicht, ver ihre Intervention in Anſpruch 
genommen hatte, und fie hatten nur dann bie Kraft eines fchiensrichterlichen 
Urtheils, wenn den Mächten von den Betheiligten die Entfcheivung einer 
Streitigfeit übertragen war. Allerdings blieb es den Mächten vorbe- 
balten, im eigenen Intereſſe ihre Befchläffe auszuführen, nur konnten fle 
nicht gegen das von ihnen felbft als Baſts angenommene Bölferreht — 
fo weit folches fefte Normen barbietet — haudeln. 

Das etwa ift es, was ſich durch eine Analyſe der Aachener Decla⸗ 
tation grundſätzlich herausftellt. 
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Durch die Praxis der Congreſſe und Conferenzen, welde fih an 
die Aachener Beſchlüſſe angefchloffen haben, ift venjelben bisher feine 
größere Beſtimmtheit gegeben worben. 

Der erfte Monarchencongreß zu Troppau, dann nach Laybach über- 
tragen (1820, 1821), erhob den Kampf gegen vie revolutionären Ber- 
faflungsänberungen in Neapel und Piemont und autorifirte eine bewaffnete 
Intervention Defterreihs. Den Anlaß nahmen die alliirten Großmächte 
ans der Gefahr eines allgemeinen Brandes; aber man z0g ben König 
von Neapel zur gemeinfamen Berathung, wobei Kaiſer Franz I. ihm 
ſchrieb: 

En nous déecidant & cette délibération commune, nous n'avons 

fait que nous conformer aux transactions de 1814, 1815, 1818, 

transactions dont V. M. ainsi que l’Europe, connait le caractöre 

et le but, et sur lequel repose cette alliance tutélaire, uniquement 
destinde 4 garantir de toute atteinte Vindependance et Pintegritd 
territoriale de tous les Etats, et A assurer le repos et la prospe- 
ritE de Europe par le repos et la prosperitdE de chacun des pays 

dont elle se compose. (Martens, N. R. IX, 586.) 

. Imbeffen bat fi Großbritannien an dem damaligen Berfahren nicht mit- 
betheiligt; das Cabinet von St. James (Lord Caſtlereagh) bat feine Bez - 
denken dagegen erhoben, die übrigen Großmächte gleihwohl machen laſſen. 

Einen ähnlichen Verlauf hatte der Kongreß zu Verona (1822, 1823). 
Er richtete fidh gegen Spaniens Verfaſſungswerk und Corteöregierung , 
ber Congreß, im Widerſpruche mit Großbritannien, gab einer Franzöſiſchen 
Intervention nad). 

Eine beftimmtere Geftalt nahmen vie Londoner Eonferenzen in Betreff 
der Niederländiſch⸗Belgiſchen Angelegenheiten unter Mitbetheiligung aller 
fünf Großmächte an. Das Merkwürbige hierbei war beſonders: 

Der Anlaß war vom König der Niederlande gegeben, weldyer bie 
conciliatorifche Vermittelung der Großmächte für die Niederländiſchen 
Angelegenheiten und vornehmlich wegen SHerbeiführung eines Waffen- 
ftillftandes nach dem status quo bis zur definitiven Erledigung nad. 
gefucht hatte, 

Die Bevollmächtigten der fünf Großmächte nahmen hierauf vie An- 
gelegenheit ganz in ihre Hand. Sie verfuhren als Schiedsrichter. Ihre 
in den verfchtenenen Protokollen nievergelegten Befchlüffe waren zumeift 
kategoriſche Regulative für vie ſtreitenden Theile. Zur Vorbereitung ihrer 
Beſchlüſſe, zur Ausführung derſelben gebrauchte die Conferenz eigene 
Commifjarien. Der König der Niederlande warb zur Theilnahme an den 
Berhandlungen und Beſchlüſſen felbft nicht berufen, worüber er ſich ver- 
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gebens befchwerte; in der That behandelte man das Niederländiſche Gou- 
vernement ebenmwohl als Partei, wie bie Vertreter der abfälligen Pro⸗ 
vinzen und die Conferenz bat ſchließlich die definitive Anseinanberjegung 
berbeigeführt, allerdings nicht ohne bewaffnete Intervention von Frank⸗ 
reich und England und nachdem zuvor fämmtlihe Großmächte mit Bel⸗ 
gien den Tractat vom 15. November 1831 abgeſchloſſen hatten, ver das⸗ 
felbe als fouveränen Staat anerkannte. 

Nicht ohne Grund hat das Verfahren ver Eonferenz mit ihren Pro⸗ 
tofollen Anftoß erregt und bie Rechtfertigung, welche für dasſelbe im 
19. Protokolle vom 19. Februar 1831! gegeben ift, möchte ſchwerlich jeden 
Zweifel an ver Rechtmäßigkeit des Verfahrens befeitigen. 

Sie war zu einer Cooperation mit. ver Nieverlänpifchen Regierung 
gegen vie Belgifhe Revolution in Anſpruch genommen; zu einer concilia- 
toriſchen Vermittelung ber eingetretenen Spaltung in einem durch bie 
Waffen und vie Verträge von 1815 gefchaffenen Staate; fie übernahm 
die Rolle des Schiedsrichters zwifchen zwei Parteien und bictirte, was 
geſchehen follte, zuleßt noch mit Anwendung und beziehungsweijer Zu- 
lofjung von Waffengewalt, das im Jahre 1815 gefchaffene Reich in zwei 
Theile ſcheidend. 

Die Logik oder Sophiftit der Rechtfertigung läuft im Weientlichen 
"darauf hinaus: Die Schöpfung eines einigen Königreiches der Niederlande 
war ein Irrthum; die Mächte, die e8 gefchaffen, waren nad erfanntem 
Irrthum fih und den Gefammt- Intereffen Europas ſchuldig, für bie 
allgemeine Sicherheit und bie Herftellung des Friedens eimgreifend zu 
forgen. „Chaque nation a ses droits particuliers; mais l’Europe aussi 
a son droit; .c’est l’ordre social qui le lui a donne!“ 

Richtig ift, daß die Conferenz ihre Beſchlüſſe nicht geravezu aufge 
brungen, fonvern ihre Annahme von ven Betheiligten Schritt für Schritt 
erwartet hat. Dieſe felbft haben gegen einzelne Punkte Proteft erhoben 
und fernere Beihlußnahmen herbeigeführt. Allein welchen Widerſtand 
fonnte der Eine oder Andere von ihnen fünf Großmächten wirkſam ent- 
gegen jegen! 

Ein weniger verletzendes Verfahren würde gewiß ftattgefunven haben, 
wenn das Nieverlänpifehe Gouvernement bei ven Verhandlungen ver Con⸗ 
ferenz unmittelbar zugezogen wäre, wie e8 felbft ver Kongreß von Troppau⸗ 
Laybach mit Neapel nöthig erachtet hatte nnd auch wohl nad dem 
Aachener Protofoll als Regel anzufehen ift. 

Dem richtigen Geſichtspunkte conciliatorifher Geſammtverhandlung 
gemeinfamer Intereffen der Großmächte mit den Betheiligten hat man 

ı) (Martens) Murhard, Rec. I, 226. 
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offenbar auch bei den Pariſer Eonferenzen im Jahre 1856 Rechnung 
getragen. Er allein entjpricht der Unabhängigkeit und rechtlichen Gleich 
heit der Staaten. 

Dabei ift — abgejehen von der 5. Pforte, welche doch wohl nicht 
in allen Europäifchen Angelegenheiten zu hören fein wird — noch eine 
ſechſte Macht eingetreten. 

Schwerlich möchte indeß eine beventendere Vermehrung der Congreß- 
mitgliever das Gewicht der Congreßbeſchlüſſe vermehren, fonderu eher 
den Weg zu einer inneren Abjhwädhung eröffnen. Für manche Ange- 
legenheiten wirb freilich nur die Competenz eines allgemeinen Congrefjes 
anzuerfennen fein, ja, e® mag zugegeben werben, daß von hieraus vie 
wirffamfte und nachhaltigfte Entſcheidung über die Schickſale der Nationen 
und Regierungen ausgehen Yanık, obſchon feine immer dauernde und ftets 
gerechte, wie die Gejchichte der bisherigen Congreffe hinreichend beglanbigt. 

Als moderne Congreßobſervanz verbient bemerkt zu werben, daß laut 
des Erſten Pariſer Protololles vom 25. Yebrnar 1856 der Vorſitz bei 
den Berhanblungen dem Vertreter der Macht ertheilt zu werben pflegt, 
welche venfelden Raum und Gaſtfreundſchaft gewährt. 


xl. 
Nachträge und Berichtigungen. 


Zu ©. 11, Note 2 ift nun noch die intereffante, im Institut de France 
verlefene Abhandlung von Herrn M. L. Wolowski, Le grand dessein 
de Henri IV. Paris 1860, zu bemerten; 

Zu ©. 18 bei Comte de Garden, Histoire des traites, das Erjcheinen 
von Bd. XIV. Paris 1858. Ueberdies aud Bar. de Cussy, Pr&cis 
historique des Evönements politiques dep. 1814—1859. Leipz. 1859. 

Zu ©. 25. 26, Note 1 die neuefte Bearbeitung von de Martens, Precis 
du droit des G. accomp. de notes de Pinh.-Ferr., par Ch. Verge. 
2 Vols. Paris 1858. 

©. 34, Note 1, 3. 5 muß es heißen: „in Preußen laut Geſetz vom 
9. März 1857 (im Wefentlichen fhon früher; vgl. Allg. Landr. für 
Preußen II, 5, 198 und dagegen noch v. Hymmen u. f. w.).“ 

S. 119, Note 6, 3. 3 lieg Staatspraris (nämlich in Frankreich) ftatt 
Staatenprariß. 

3u ©. 120 ift bei Note 2 noch zu vermerken: W. Harder, die Ausliefe- 
rung der vier politifhen Flüchtlinge Napper, Tandy u. f. w. .von 
Hamburg an Großbritannien. Leipzig 1857. 


470 Anlagen. 


©. 137 iſt in Note 2 vie ebenfalls ſehr tüchtige Differtation von Guil. 
Rich. Boer, de dominio gentium aquatici. 1846, nadızutragen. 

©. 143, Das hier in 8 76= wegen der durch gefchlofjene Meerengen ab- 
getrennten Specialmeere und. des auch hier fih geltend machenden 
Grundſatzes der Freiheit des Meeres Gefagte Läuft doch wohl mehr 
auf ein Recht des unſchädlichen Mitgebrauches hinaus. 

S. 152 wird and noch 3.4 von unten Weiss, Code du droit maritime 
international. 2 Vols. Paris 1859, zu berüdfichtigen fein. 

©. 213 ift über den „Anfang des Krieges“ das von Phillimore viel 
benusgte Wert von Ward, Enguiry into the Manner in which the 
different Wars in Europe have commenced during the last two 
'Centuries, von Wichtigkeit. ’ 

S. 264, Note 2 ift die Anführung von v. Kaltenborn, Kriegsfchiffe auf 
neutralem Gebiet. Hamburg 1850, überfehen worben. ° 

©. 271 ift in dem Zufag, wie in allen früheren Ausgaben, gejagt, Haupt- 

werte im Geifte der bewaffneten Neutralität und darüber hinaus 

feien die von Galiani, Lampredi, in Deutfchland Tote u. f.w. Mit 

einer jo allgemeinen Aeußerung bat nicht behauptet werben follen, 

daß alle nachfolgenden Werke darüber hinaus gegangen feien, was 

allerdings, wie Marquardſen mit Recht bemerkt hat, unrichtig fein 

würde (Krit. Zeitfchr. III, 206). Daß übrigens Lampredi aud im 

Geifte der bewaffneten Nentralität gefchrieben ‚hat, kann gewiß be= 

hauptet werben. — Am Ende des Zuſatzes fehlt die Anführung des 

überaus belehrenden Werles von Soetbeer, Samml. offic. Actenftüde 

in Bezug auf Schifffahrt und Handel in Kriegszeiten. Heft I—IX. 

Hamburg 1854. 1855. ©. indeß auch ©. 316 a. E. des 8 175. 

©. 295, Note 4. Bor der Hand hat Großbritannien an den Grundſätzen 
der Declaration noch feftgehalten im berzeitigen Chineflfchen Kriege, 
laut Order in Council vom 7. März 1860, aber immer nur für 
biejen Fall. 
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